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Aile Rechte, einschliefilich des Übersetzungsrechts, vorbehalten. 


Dnick von C. Grnmbach in Leipritf. 



Vorwort ZUT zweiten Auflage 


Die âuJQere und innere Einrichtung dieses Bandes 
ist die nâmliche wie beî meinen bîsherîgen Kantansgaben 
(Bd. 38, 41, 45 und 46 der Phïlosophiachen BibUothek), Pür 
den Text konnte ich wiederum, wie bei Bd. 38, bereits 
die Rein- bezw. Korrekturbogen der zurzeît, wo ich dies 
schreibe, noch nicht erschienenen, von Paul Natorp be- 
sorgten Akademîeausgabe benutzen, für die ich meîner- 
seits mich an der Textdurchsicht beteiligt hatte. Die 
în eckigen Klammern am Rande angegebenen Ziffern 
fiind die Seitenzahlen dieser Ausgabe. Über ailes andere 
gîbt die nachfolgende Einleitung AufschluD. 

Solingen 20. April 1907. 

Frof. Dr. Voriander. 


Vorwort zur dritten Au fl âge. 


Die Einleitung hat an mehreren Stellen kleine Er- 
ganzungen erfahren, zum Teîl un ter Verwertung von 
Natorps Einleitung in seiner Akademîe-Ausgabe, deren 
,,Sachlîche Erlâuterungen^* ich auch für einzelne neue 
Anmerkungen unter dem Text dankbar benutzt habe. 
Dagegen bot die 1916 bei B. Cassirer (Berlin) er- 
fichienene neue Ausgabe von Benzion Kellermann (vgî. 
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S. XLVI), der übrigenB zwar meine Mitarbeit an der 
Akademie-Atisgabe kennt, aber merkwürdigerweîse von 
meiner Ausgabe in der Philosophischen Bibliothek über- 
haupt nichts zu wissen scheint, keinen AnlaJQ zu irgend- 
welchen Verbesserungen. Intéressant ist in dieser Ans- 
gabe die Beigabe eines Faksimiles von Bouterweka 
Rezension (vgl. uiiten S* XVII) mît eigenhândigen 
Randbemerkungen Kants. 

Für die politisch erregte Gegenwart dürito der 
erste Teil von Kants Werk, die Bechtslehre, erhôhie« 
Interesse bieten. Dieienigen Leser, die sîch für Kants 
politische Anschanungen interessieren, verweîse ich auf 
mein groDeres Bucb Kant and Marx (Tübîngen 1911), 
auf meine Einleitungen zu Band 471 der Philos. Bihlio 
theJc und meine Sonderausgabe von Kants Zum eiviyca 
Frieden (1914, 2. Aufl. 1919), sowie auf folgende klei- 
nere Schriften von mir: Kants StelJung zur Franzosischf^n 
Revolutioyi in „Phiîos. Abhandlungen zu H. Cohens 70. 
Geburtstag‘^ Berlin 1912; Kant a/s Dentscher, O. Reichl, 
Darmstadt 1919; Kant und der Cedanlce des V ôlkerhundes, 
P. Meiner, Leipzig 1919; Kant und Rousseau in Neue 
Zeit, Jahrg. 1918/19, Nr. 20, 22 und 23. 

Solingen, im August 1919. 


K. VorlSnder. 
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Einleituiig. 


I. Ent«t«haiig8geschlclite und erste Wirkung 
der Schrift. 

Jf. VorarheUen, 2, Zeii des Erscheinens der KecMsléhre. 
S. Erste Wirkungen derselben, à. Der ,Anhang erlautemder 
Bemerkungen} und die zweite Auflage der Rechtsléhre. 6, Er- 
êcheinen und erste Wirhung der Tugenâiéhre. 6. VerhAUnis 
xu den Vorlesungen üher Moralphïlosojghie. 7. Materialien 
daxu in den ,Zo8en Bîàttern aus Kants Nachla/3'. 

1. In bezug auf Kanta frühere ethischo Schrilt- 
steller-ei verweise ich auf meine Einleitungen zur 
Grundîegung (Bd. 41) und Kritik der pralctischen Vemunft 
(Bd. 38 der Philos, Biht). Wir sahen dort (Bd. 41, 
8. Vil — XIY), dafi unser Philoseph schon Ende 1765 
den Stoff zu den von ihm geplanton „Metapliysisclien 
Anfangsgründen der praktischen Weltweisheit“ „fer'“ 
tig vor sich liegen*‘ batte, und daû er sicb im Jabrel767 
erneut mit einer „Metaphysik der Sitten" tfug, die 
freilich ein ganz anderea Gesicht 0 I 3 die spatere 
kritificbe batte. Wir lernten weiter seine nîcht zur 
Ausfübrung gekommenen schriftstelleriechen Plane aus 
dem Anfang der 70er Jabre kennen und verfolgten, 
wie er nacb der endlichen. Vollendung seines kriti- 
ecben Hauptwerka (1781) aufs neue an die Arbeit 
ging, die sicb dann zu der Grundîegung zur Metaphysik 
der hitten (1786) gestaltete. Nacb deren Erscbeinen 
wollte er (Brief an Scbütz vom 18. September 1786) 
jjUngesaumt^* zur „vôlligen Ausarbeitung** der scbon 
so lange geplanten Metaphysik der Sitten scbreiten, 
die denn aucb von verscbiedenen Seiten erwartet wurde 
(vgl. Bd. 38, 8. IX f.). Statt dessen erscbien 1788 — die 
Kritik der jpraktischen Vernunft, die^ wie erscb5pfend sie 
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BinleituDg. 


auch immer in der Begründung der kritischen Bthik 
sein mochte, dennoch fûr das angekiindigte „Sy- 
stem", eb^ die Metaphysik der Sitten selbst, Raum 
liefl. 

Aber, wie bei &o mancher anderen Schrift Kants, 
sollten noch Jahre vergehen, bis der Plan zur Aus- 
führung gedîeh. Am 26, Mai 17890 klagt er dem alteii 
Preundô Marcus Herz, wie beladen er in seinem 
66. Jahre noch mit der „weitlàuftigen Arbeit" zur 
Vollendung seines Planes seî, nàmlich abgesehen von 
der Kritik der TJrteilskraft, deren Verôffentlichung be- 
vorstehe,' mit der „Ausarbeitung eînes Systems der 
Metaphysik, der Natur sowohl als der Sitten, jenen 
kritischen Forderungen gemàlî". So warteten denn 
seine Freunde und Anhanger von Jahr zu Jahr auf 
das Erscheinen des versprochenen Works. So schreibt 
Z. B. Jakob in Halle am 10. Mai 1791 an ihn: „Ich 
hôre, daû Sie das Publikum mit einer Moral und 
Naturrecht beschenken werden. Wie sehr freue ich 
mich darauf, und wie sehr wünsche ich, dafl Sie noch 
recht lange Krâfte und Heiterkeit behalten môgen, um 
Ihr Gebâude ganz zu vollenden!" Jakobs Quelle war 
vermutlich der Berliner Schüler Kants Kiesewetter, 
denn Jakobs KoIIege in Halle J. Sig. Beck schreibt 
wenige Wochen spater (1. Juni 1791) unserem Philo- 
sophen: „Herr Kiesewetter hat an Jakob geschrieben, 
daû die Ostermesse Ihre Moral herauskommen würde^ 
Auf diese bin ich begierig. Denn es schweben mir 
in diesem Felde noch manche Dunkelheiten ver, die 
eino Moral von Ihnen aufhellen wird," Kiesewetter 
selbst spricht am 14. Juni d. J. dem Meister seine 
Verwunderung über das Nichterscheinen des Bûches 
mit den Worten aus: „Daû Ihre Moral diese Messe 
nicht erschienen ist, hat viel Aufsehen gemacht, weil 
man sie sicher erwartete." Er vermutet politische 
Gründe. „Man erzâhlte hier allgemein (die Sache ist 
freilich nur Erdichtung und kann nur Erdichtung sein), 
der neue O. G. E. Woltersdorf habe es beim Kônige da- 


0 Die Stellen aus den Briefen Kants und anderer sind 
aus dem bereits Bd, 40^ Seite V der Fhiloa. Bibl, angogebenen 
Grande nur nach dom Datum zitiert. 



Emleitang. 


XI 


hinzubrîngea gewxilît, dafi man Ihnen das fernere 
Schreiben untersagt habe, und ich bin selbst bei Hofe 
dieser Erzâhlung halber befragt worden." 

Dafi Kant in der Tat in der ersten Hâlfte der 
90er Jahre ernBtIich mit der Fertigstellung des Werkes 
beschâftigt war, ergibt sich u. a. ans seinem Briefe an 
Erbard vom 21. Dezember 1792. Derseibe bezieht 
sich auf einige zwischen Kant und dem Berliner Kam- 
mergerichtsrat E. F. Klein verhandelte rechtsphiloso- 
phische, namentlich strafrechtliche, Problème') und be- 
merkt dann über zwei von Erhard (a. a. O. S. 294) er- 
wàhnte Sàtze: ,^Sie gehôren zu dem Titel von den 
Pfliohten gegen sich selbst, welche in meiner 
unter Handen habenden Metaphysik der Sîtten be- 
sonders, und auf andere Art als wohl sonst geschehen, 
bearbeitet werden wird.'^ Das geht auf den 2. Teil der 
Metaphÿsik der Sitten^ die Tugendlehre^ deren Erstes Buch 
{§ 1 — 22 ) die „Pflichten gegen sich selbst^* behandelt 
In seiner psychologisch interessanten Antwort vom 
17. Januar 1793 spricht Erhard seine Freude darüber 
ans, dafi er nun „bald die Metaphysik der Sitten werde 
zu sehen bekomnien*'. Jedoch noch immer wird Kants 
„MoraP* von seinen Anhângern vergebens erwartet: so 
von seinem „dankbaren Verehrer*‘ P. H. C. Schwarz 
(Dorfpastor in der Nâhe von Marburg und Schwieger- 
sohn Jung-Stillings) am 7. April, von G. W. Bartoldy 
in Berlin am 18. September 1793, der mit Sehnsucht 
„Ihre Metaphysik der Sitten erwartet, deren Voll- 
endung, wie mich Herr Fichte bei seiner Durchreise 
versicherte, nicht mehr fern sein soll"; sowie von 
diesem letzteren, der „die gleiche Freude von der Er- 
scheinung Ihrer Metaphysik der Sitten erwartet, mit 
welcher ich Ihre Religion innerhalb der Grenzen usw. 
gelesen habe^^ (Fichte an Kant, 20. September 1793). 


0 ^gh Klein an Kant 28. April, 16. Juni und 22 . De- 
zember 1789, 80 wie 28. Februar 1800, Erhardg ausfûhrlichon 
Brief'vom 6. November 1791. Kants Antworten au Klein 
sind leider verloren gegangen. — Auch Prof. Reuss (Würz- 
burg) erz'âhlte auf seiner Rückreise von Konigsberg im 
Herbst 1792 in Jena, die Metaphysik der Sitten wSre bereits 
druckfertig (Reinhold an Erhard, 11. Kor. 1792). 
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Aber noch V4 Jahre spater, um den 17. Juni 1794, 
sieht Fichte umsonst „mit Sehnsucht Ihrer Metaphysik 
der Sitten entgegen^. 

Was ist der Grund dieser aulfallenden Verzôge- 
rung iii der endgiiltigen Bearbeitung eines Stoffes, 
der dem Philosopher! doch von seiiien zahlreichen 
Vorlesungen über dasselbe Thema (s. unter 6.) her 
durchaus vertraut sein muûte? Darüber âuBert sic h 
kein Geringerer als Schiller in einem Briefo an Er- 
hard vom 28. Oktober 1794 in folgenden Worten: „Die 
Ableitung des Eigentumsrechts ist jetzt eîn Punkt, 
der sehr viele denkende Kôpfe beschâftigt, und von 
Kanten selbst, hdre ich, sollen wir in seiner Metaphysik 
der Sitten etwas darüber zu erwarten haben. Zugleich 
hore ich aber, dafi er mit seinen Ideen darüber nicht 
mehr zufrieden sei, und deswegen die Herausgabe vor 
der Hand unterlassen habe^^ Als einen weiteren Hin- 
derungsgi'und führt Kant selbst am 24. November 1794 
gegenüber seinem Verleger Lagarde, der neue Schrif- 
ten von ihm in Verlag zu nehmen wünschte, sein 
„ziemlich hohes^‘ Alter an, inîolgedesseii seine ,,schrift' 
«tellerischo Arbeit nur langsam und mit vielen durch 
Indisposition verursachten Unterbrechungen fortrückt, 
sodaB ich für die Vollendung derselben keinen Termin 
(wenigstens jetzt nicht), sicher bestimmen kann“. Dazu 
kam ein drittes. Kiesewetters „Erdichtung“ (s. oben), 
war inzwischen zur traurigen Wahrheit geworden: man 
hatte den greisen Phiîosophen wirklich zu dem Ver- 
zicht auf aile religionsphilosophische Schriftstellerei 
genôtigt. So bezeichnet er denn als weiteres 

Hindernis: „dai3,. da mein Thema eigentlich Meta- 
physik in der weitesten Bedeutung ist und als 
eolche Théologie, Moral (mit ihr also Religion), im- 
gleichen Naturrecht (und mit ihm Staats- und Vôlker- 
recht), obzwar nur nach dem, was bloC die Vernunft 
von ihnen zu sagen hat, befalît, auf welcher aber jetzt 
die Hand der Zensur schwer liegt, man nicht sicher 


.^) Vj^l. das Vorwort zur lieligi<yti innerhalh etc. und 
die Einleitung zum Streit der FakuUaten^ Bowie meine 
Einleitung z\i diesen boiden Scliriften (Bd. 4^ bezw. 46d 
der PhüoB. Bibl). 
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ist, ob nicht die gaiize Arbeit, die man in einem dieser 
Fâcher übernehmen môchte, durch einen Strich des Zen- 
sers vereitelt werden dürfte." Er hoift freilich auf eine 
baldige Ànderung dieser Lage derDinge. „Bis dahin, 
werter Freund, werden Sie sich also gedulden: indessen 
dafi ich meine Arbeiten in guter Erwartung fortsetze/* 
Ans der gleichen Stimmung heraus schreibt er am 
14. Angust 1795 an G. F. Seiler . Ee sind mir be- 
reits vor einem Jahre bedentende und viel vermogende 
Winke gegeben worden, welche aller Schriftstellerei 
dieser Art, wenn sich die TJmstânde nicht ândern, ein 
Ende machen. In der Hoffnung, daJQ dieses vielleicht 
noch ge^hehen konne, strebe ich diesem Ziele im 
Willen nach, ma wenigstens meine eigene Begriffe hier- 
über mehr nnd mehr ins klare zu bringen nnd se, wenn- 
gleîch nicht durch Mîtteilung auÛerhalb mir, doch 
durch innigliche Überzeugung mir selbst in Ansehung 
jenes Zwecks nützlich zu sein.‘‘ Kiesewetter hat sich 
denn auch am 8. Juni 1795 bereits darein gefunden, dafi 
„wir Ihre Handbücher der Metaphysik und Moral frei- 
lich wohl noch eine Zeitlang werden erwarten müsôen“: 
wahrend der Buchhandler Hartknoch in Riga, sein Ver- 
sorger mit „Schnupftoback‘‘ und Gôttinger Würsten, 
neben diesen appetitlichen Gegenstanden auch „wieder 
an das Handbuch der Metaphysik zu erinnern wagt'‘ 
(Hartknoch an Kant, 23. Soptember 1795). 

2. Gleichwohl erschien die Metaphysik der Sitioi 
noch vor dem Tode Konig Friedrich Wilhelms II. (Ok- 
tober 1797), zunâchst freilich blofi ihr Ers ter Teil: 
Mciaphysische Anfangsgründe der Recktslehre (im folgenden 
kurz als BecMslchre bezeichnet). Die genauere Zeit des 
Erscheinens ist bisher noch von keinem Herausgeber 
richtig festgestellt worden. Schubert z. B. raeint auf 
S. VIII seiner Ausgabe: „gleich nach der Michaelis- 
messe 1796.“ Diese ohne Begründung gegebene 
Behauptung stützt sich vermiitlich darauf, daB die 
Schrift zur Michaelismesse erscheinen sollte und des- 
4ialb auch in verschiedenen Zeitungen als zu diesem 
Zeitpunkt erschienen angeführt wurde. Allein das 
kann nicht richtig sein. Denn Hahnrieder in Berlin 
wartet noch am 3. Dezember 1796 „mit Ungeduld auf 
die Metaphysik des Rechts und die Tugendle&e, wo ich 
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glaube liber mehrere Gegenstâiide, die mir bisher 
dunkel geblieben, Licht zu erhalten*^ Und Jakob 
schreibt am 7. Dezember aus Halle: „Icb habe schon 
lângst, mein hochgeschâtzter und verehrter Lehrer, 
mit Sehnsucht Ihre Metaphysîk des Rechts erwartet, 
die als f ertig angekündîget îst, wovon aber wahrscheîn- 
lich der Dmck noch nicht vollendet ist/^ Ja^ Erhard (in 
Nürnberg) hat selbst am 16. Januar 1797 Kants „Natur- 
recht^^ auf das er sîch „aujOerordentlich freut^S noch 
nicht erhalten. Dagegen spricht scheinbar die Tat~ 
sache, dafi Kants Schüler G. B. Jâsche (der spâtere 
Herausgeber von Kants Zo^zk, Bd, 43 der Philos. Bibl.) 
zu Waldegalen in Kurland bereits am 4. November 1796 
es sehr b^auert, dafi er bei Abfassung seines „kurzen, 
populàren Grundrisses der Rechtslehre Ihre soeben 
erschîenenen Metaphys. Anfangsgründe der Bcchtsléhre 
nicht habe benutzen kônnen'^ Allein er hat die Schrift 
ja eben nicht in Hànden gehabt und — in seinem 
entlegenen kiirischen Dorf — offenbar anch nur von 
deren (vermeintlichem) Erscheinen gelesen. Anderseits 
erschîen am 18. Februar 1797 bereits eine — gleich 
noch naher zu erwâhnende — Rezension in den Gôttinger 
Gclehrten Anzeigen Nr. 28: sodafi die Rechtslehre îm Ja- 
nu^ 1797 zur Ausgabe gelangt sein mufi. Dieser 
Termin wird denn auch fast zur Gewifiheit gemacht 
durch eine Mitteilung des Kantforschers Artur 
Warda, wonach sich in der Beilage zum 6. Stück der 
Kônigsberger gelehrten und politischen Zeitungen vom 
19. Januar die Anzeige findet, dafi das Biich soeben 
bei Friedrich Nicolovius eischienen istJ) Ein in der 
Akademieausgabe des Briefwechsels (XII, S. 186) auf 
„ca. August 1797‘‘ datiertes kurzes Briefbruchstûck 
von Fr. Nicolovius: „Ew.Wohlgeboren werden es mir 
gûtigst erlau . . . Ilonorar fûr die Rechtslehre, deren 
Boge . . . sich nun genau lestimmen làfit, hiem . . . 
einliegender Berechnung mit . , ist demnafch mît 
grôfiter Wahrscheinlichkeit in die Zeit von Ende 1796 
Oder Anfang 1797 zu verlegen. 


„Zur Frage: Wann hôrte Kant zu Iceen auf?“ Von 
Arthur Warda in: Altpreufi. Monatsschrift Bd. XLI, 
Heft 1 und 2, Seite 132 f. 
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3. Am 21. April 1797 dankt Professer Matern 
Reufi in Würzburg „lür die Rechtslehre und Tugend- 
lehre, die erstere war mir sehr willkommen zu meiner 
Arbeit, die zweite erwarte ich (nach Ihrem Schreiben 
an Stang) von der Ostermesse; nun kônnen unsere 
Lehrer des Naturrechts und der Moraltheologie, die 
sich immer noch in etwas spreizten, bei ihren Zuhôrern, 
die aile Eantisch gesinnt sind, nicht meht bestehen. — 
Am 10. Mai berichtet der unermûdliche Jakob aus 
Halle bereits von einer englischen Übersetzung 
der Rechtslehre, mit welcher der in seinem Hanse 
lebende „Schottlânder" Richardson beschâftigt sei, und 
fragt im Anschlufl daran wegen des Sinnes zweier 
Stellen bei Kant an: „S. 207 Lin. 10 [in unserer Aus- 
gabe S. 166, Zeile 22], wo der Ausdruck Un ter- 
fa a uses uns beiden im Zusammenhang unverstandlich 
ist und wo wahrscheinlich ein Druckfehler stattfindet. 
S. 220 Z. 3 von unten [in unserer Ausgabe S. 176, 
Zeile 16 f.] steht, dafl im Naturstande der Angriff 
rechtmâJQig sei, welches sich mit der Behauptung, 
dafl im Naturstande überall kein bestimmtes Recht da 
sei, nicht zu vertragen scheint." Kant hat darauf in 
einem leider verloren gegangenen Briefe geantwortet; 
denn Jakob schreibt am 8. September 1797 an ihn: 
„Auf Ihr letzteres Schreiben, welches eine Berichti- 
gung der Bedenklichkeiten des Hrn. Richardson ent- 
hielt und das ich ihm mitteilte, habe ich beiliegenden 
Brief erhalten, welcher eineStelle aus Lord Mon^worr es 
Werke über das Irlândische Parlament enthâlt, und 
wodurch Hr. R. eine Aufierung zu berichtigen gedenkt, 
welche Sie zur Erlauterung der allerdings wohl etwas 
dunkeln Stelle S. 207 gebraucht haben . . In der 
Beilage (abgedruckt XII, 196 — 198), dankt Richardson 
Jakob für die ihm übermittelte Kant'sche Erklârung des 
Wortes rechtmàpig und führt zu der zweiten Stelle aus, 
dafl weder dem Haus der Lords noch dem der Gemeinen 
ein Veto gegen das irische Parlament zusteht, sondern 
nur dem Kônîg. Aus diesem Briefwechsel wie aus dem 
Text der 2. Auf lage geht hervor, dafl Kant sich zu einer 
Anderung der beiden Textstellen nicht veranlaflt sah. — 
Am 21. Juni 1798 teilt dann Richardson Kant per- 
fionlich in einem Briefe mit, dafl er ihm gleichzeitîg 
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den „erâten Band Ihrer Versuche und Abhandlangen*^ 
(also doch wohl auch die Obersetzung der Rechts- und 
Tugendlehre) zugehen lasse und sagt ihm „tausend 
Dank für die gütige Beantwortung der von mir dem 
Prof. Jakob vorgelegten Fragen^^ Kanthafae ihn nicht 
nur aufgeklarter, sondern auch zu einem besseren Men- 
schen gemacht, wahrend Pichte ihm „m wcniger 
als zehn Tagen seine Philosophie so verekelte, daÛ ich 
sein Auditorium nicht mehr besuchte“. 

J. S. Beck schreibt am 20. Juni 1797: . . Ihre 

metaphysische Prinzipien der Rechtslehre haben inich 
seit ihrer Erscheinung beschaftigt und die Aufklarun- 
gen, die ich durch diese kîeine Schrift erhalten, sind 
sehr groJ3 . . — Tieftrunk machte um dieselbe Zeit 

bereits Gebrauch von ihr in einer rechtsphilosophischen 
Schrift, denn Kant schreibt ihm am 12. Juli d. J.: 

. . der Gebrauch, denSie von meinerR. L. înihrem 
neuesten Werk ûber das Privât- und ôffentliche Recht 
gemacht haben‘‘, sei ihm „sehr angenehm^^ gewesen. 
Selbst Fichte, dessen Differenzen mit Kant damais be- 
gannen, sprach sich letzterem selbst gegenüber bei- 
fâllig aus, wie aus der erst neunMonate spater erfolgten 
Antwort Kants hervorgeht: „E3 gereicht mir zum be- 
sonderen Vergnügen, daû meine Rechtslehre Ihren 
Beifall erhalten hat.^‘ 

Natürlich fand dieselbe auch Gegner, wie ihr Ver- 
fasscr es nicht anders erwartet batte. „Dafl moine 
Rechtslehre bei dem VerstoB gegen manche schon fur 
ausgemacht gehaltene Prinzipien viele Gegner finden 
würde, war mir nicht unerwartet‘‘ (Kant an Tieftrunk, 
13. Oktober 1797). Die Bedenken, die sein Anhanger 
Chr. G. Schütz in Jena in einem Bûche an seinen 
und Kants gemeinschaftlichen Freund Hofprediger 
Schultz in Konigsberg in betreff des allerdings hdclist 
schroffen, man kônnte beinahe sagen rohenEhebegrilfs 
sowie in einem Punkte des ,Hausherrenrechts‘ gegen 
ihn erhoben batte, bemühte er sich alsbald in einem 
Schreiben an Schütz vom 10. Juli 1797 zu widerlegen. 
Da dasselbe eine intéressante Erganzung zu den be- 
treffenden Ausführungen der Rechtslehre bildet, jedoch 
zu ausführlich ist, um an dieser Stelle abgedruckt zu 
werden, laseen wir es weiter unten als Beilage folgen. 
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4. Schon Schûtz gegenûber batte Kant sich vor- 
behalten, „dieses Thema mit seinen Gründen Tind Folgen 
an einem anderen Qrte ausîührlicher vorzutragen‘‘. Der 
■eigentliche Grand aber war die bereita erwâhnte, am 
18. Februar in den Gôttinger Gelehrten Anzeigen erschie- 
nene ausführliche Rezension, die von dem Philosophen 
Bonterwek (vgl. a. a. Fichtea Brief an Kant vom 
1. Januar 1798) herrührte. Sie, die ihm „ini ganzen 
genommen'^ seinem System „nicht ungUnstig'' erschien, 
„wird mir Anlaû geben, in einer Zugabe manche MilJ- 
verstândnisse ins klare zn setzen, hin und wieder auch 
daa System zar Vollstândîgkeit zu erganzen"^ So 
achrieb er am 13. Oktober 1797 an Tieftrunk. Schon 
aus dem Datum dîeses Briefes ergibt sich, daû 
diese „Zllgabe‘^ nâmlich der Anhang erlauterndcr Berner- 
kungen zu den meiaphysischen Anfangsgründen der Rechts- 
lehre (in unserer Aasgabe S. 187 — 208) nicht „wenige 
Monate^* nach der JRcchtslehre selbst, sondern frühe- 
atens Ende des Jahres 1797 erschienen ist. Wahr- 
scbeiaiicii aber fallt die Sonderausgabe des Anhangs 
in die gleiche Zeit mit der zweiten Auflage and 
zwar in den Sommer (Mai oder Juni) 1798. Denn am 
9. Mai dieses Jahres schreibt Kant an seinen Verleger 
Nicolovias: „Noch habe ich, was die zweite Auflage 
der melaphys. Anf. Gr. der Rechtslehre betrifft, anzu- 
merken: daû zweierlei Titel dazu gemacht werden 
müBten: der eine, welcher nur das Wort ,, Zweite Auf- 
îage'^ hlnzafügte, der andere aber, welcher so 
lautete: „Erlauternde Anmerkungen zu den metaph, 
Anfangsgr. d. Rechtslehre von i. Kant^^i damit die, 
welche das erstere Buch schon besitzen, nur das zweite 
zu kaufen nôtig haben.“ So ist es denn auch geschehen. 
Die Erlàuternden Anmerkungen usw. erschienen 1. als 
Sonderausgabe Kônigsherg bei Fr. Nicolovius 1798. SI 8. 
und 2. einverleibt in die zweite Auflage mit demselben 
Druckort, Verleger und Jahr, 266 S. Auf die Gôttinger 
Rezension selbst brauchen wir nicht weiter einzugehen, 
da Kant diejenigen Stellen, gegen die er seine Replik 
richtet, selbst zitiert, der Rest aber heute kein Inters 
esse mehr hat. Die von Schütz erhobenen Einwande hat 
er, ohne ihn zu nennen, in dem 3. Abschnilt (Beispiele 
S. 191 — 193 unserer Ausgabe) mit berücksichtigt. — 

Knnt, Metaphynik d«r Sitten. B 
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Von einer weiteren Rezension in den Annàlm berichtet 
Jakob am 8. September 1797: dieBedenken des Rezen- 
senten vertriigen sich übrigens vollkommen mit dessen 
Hochachtung gegen Kant nnd würden vielleîcht AnlaB 
geben, „die dort berührten Punkte mehr ins Licht zu 
setzen^*. 

5. Wann erschien aber die Tugendlchre? Kant be- 
merkt darüber am Schiusse der Vorrede zur ersten 
Aufîage der Rechtslehrc (S. 8 unserer Ausgabe): „Die 
metaphysischen Anfangsgrûnde der Tugend- 
lehre hoffe ich in kurzem liefern zu kônnen/^ Nahere 
Angaben finden sich weder bei ihm noch bei irgend 
einem der bisherigen Herausgeber. Auch hier haben 
erst dieForschungen der neuesten Zeit, inVerbindung 
mît der Akademieausgabe des Brîefwechsels, Aufklâ- 
rung gebracht. Zu Anfang Dezember 1796 war die 
Tugendlehre noch nicht vollendet, denn Jakob schreibt 
am 7. dieses Monats an Kant: „Hr. Kiesewetter schreibt 
mir auch, daJ3 Sie an Ihrer Tugendlehre arbeiten, und 
so werden Sie bald im Beispiele die Anwendbarkeit 
der allgemeinen Grundsatze zeigen, welche zu ver- 
drehen sich so viele angelegen sein lassen.“ Kant 
selbst rechnete anfangs auf ihr Erscheinen zur Zeit der 
Ostermesse. Das ergibt sich einmal aus seiner in deux 
Briefe vonMaternReufi (s.obenS.XV) erwahntenMittei- 
lung an dessen Kollegen Stang; dann aber aus folgen- 
dem, von R. Reicke nachtraglich unter die Briefe auf- 
genommenen, merkwürdigen kurzen Bruchstück vom 

29. Juli 1797 (XII, S. 3771): „ Wegender mog- 

lichen Ansprûche auf das Mein und Dein an Schriîten, 
nach der früheren oder spâtereii Erscheinung der- 
selben, bemerke ich noch: dafi das Manuskript dem 
Herrn Verleger so früh vor der Ostermesse und voll- 
standig eingehandigt worden, dafl der Abdruck des- 
selben notwendig um diese Zeit hatte vollendet sein 
müssen, aber sich aus mir unbekannten Ursachen bis 
jetzt verzogen hat. Den 29. Juli 1797. I. K.‘‘ Schon 
Ton und Àufleres (z. B, die Art der TJnterschrift) weisen 
darauf hîn, dafi wir hier schwerlich ein Briefbruch- 
stück vor uns haben, sondern, wie Artur Warda (a. a. O. 
S. 133 Anm.) mit gewohntem Scharfsinn vermutet, den 
(wohl ausRücksicht auf den „Herrn Verleger" fortge- 
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lassenen) Schluû einer Vorrede und zwar — derjenigen 
ZU àeuMeiaphysischen Anfangsgründen der TugendleJire. Denn 
auf keine andere Schrift kann sich das Fragment, wie 
auch ich bei der Lektüre desselben sogleich vermutete, 
der Zeit und den Umatanden nach beziehen. Fast zur Ge- 
wiDheit wird diese Vermutung durch die weitere Fest- 
etellung Wardas (ebend.), daû in der Beilage zum69. Stück 
derKônigsberger gelehrten und politischenZeitungen von 
Montag dem 28. Au gu s 1 1797 die Tugeiidlehre als soeben 
bei Friedrich Nicolovius erschienen angezeigt wird. 

Damit stimmen weitere Zeugnisse des Briefwechsels, 
die zugleich die Stimmung der Leser zum Ausdruck 
bringen, überein. So berichtet Jakob aus Halle am 
8. September 1797: „Ihre Tugendlehre habe ich nun auch 
schon in Handen u., ob ich sie gleicli noch nicht habe 
mît Genauigkeit lesen kônnen, so habe ich doch, noch 
ehe ich sie zum Buchbinder geschickt habe, schon die 
ganze Einleitung und manches andere darin gelesen,“ 
und fahrt dann fort: „Wieviel schone Sacheii enthalt 
dieses kleine Werk! — Nun wird man doch vielleicht 
einsehen lernen, wie die reinen Prinzipien ohne groBe 
Schwürigkeit auf die inenschliche Verhaltnisse ange- 
wandt werden kdnnen! Es ist unglaublich, wie sehr 
sich die Vernunft der Herren, die sich einmal an ein 
realîstisches System gewohnt haben und die Naturphilo- 
sophie U. Moralphilosophie vermengen, strâubt, die 
Simplizitat einer reinen Moralphilosophie einzusehen u. 
die Notwendigkeit derselben anzuerkennen usw.‘‘ Aus 
demselben, oben schon erwahnten Briefe geht hervor, 
daB Richardson auch die Tugendlehre ins Englische über- 
setzte. — Auch Hahnrieder bezieht sich in einem Briefe 
vom 19. September bereits auf eine bestimmte Stelle 
der neuen Schrift. — Zum letzten Male begegnen wir 
der Tugendlehre in Kants Briefwechsel gelegentlich 
der Anfrage eines Reichsgrafen Fabian Emii zu 
Dohna vom 28. Aiigust 1799, betreffend Sittlichkeit 
oder Unsîttlichkeit der an seiner Braut vollzogenen 
Blatternimpfiing. Die Stelle ist intéressant geniig, 
um sie unverkürzt hierherzusetzen: „Nun lese ich heute 
in Ihrer Tugendlehre, welche mein Handbuch gewo^ den 

9 Der auch eine ausfiihrliche Besprechung in den 
Annalen der Philosophie (1797) verdffentlichte. 
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ist, seitdem ich im Jahre 97 Ihr System durch ein 
Priva tissimum beim Professer Beck, dama!» in HaKe, 
habe kennen lernen. Nun füllt mir heute besonders die 
StelIeO^ wegen der Einimpfung der Elattern nnter den 
kasuistischen Fragen auf. Ich halte sie fur erlaubt, da 
ich doch mein Leben noch auf etwas Ungewisseres 
wage, wenn ich es darauf ankommen lasse, von einem 
bôseren Gifte zu einer gefahrlicheren Zeit und uiivor- 
bereitet angesteckt zu werden. Ich bitte herzlich: 
lassen Sie mich wissen, was das Gesetz spricht, sobald 
als môglich.*^ Eine Antwort des Philosophen aux die 
Anfrage des jungen Grafen, wie auf die zweimalige 
dringende Anfrage des Medizlnalprofessors Juncker zu 
Halle (vgl. dessen Brief vom 27. Juni 1800 an Kant), 
ist zwar nicht erhalten; daû er aber eine solche erteiit, 
ist anzunehmen, da sich unter den „Losen Blattern*^ 
seines Nachlasses auch ein Zettel folgenden Inbalts 
fand: „Heroische Mittel der Àrzte sind die, welche auf 
Tod und Leben oder, was ebensoviel ist, auf die Gefahr 
des Patienten, lebenslang krank zu werden, gewagt 
werden (auch nur eine Ansteckung bestandig fürchten 
zu müssen). — Der weise Gebrauch soicner Mittel 
kann nicht von einzelnen Menschen, sondern muû von 
der Vorsehung erwartet werden, welche Krieg und 
Kinderpocken (und zwar absichtlich) gewollt zu haben 
scheint, um die grofie Vermehrung der Menschen hier- 
durch zu beschranken. — Ob dieses nun gleich, was 
den Krieg betriîft, kein den Menschen erlaubtes Mittel 
ist, so ist doch das zweite Mittel, nâmlich das der 
Kinderpocken, durch andere Menschen erlaubt: daÛ 
nàmlich die Regierung die Pockeninokulierung durch- 
gangig anbefehle, da sie dann für jeden einzelnen 
unvermeidlich, mithin erlaubt ist."'^) 

Welch machtigen Eindruck übrigens Kants Ethik 
auf den jungen Dohna gemacht batte, geht aus dem 
Schiusse seines Briefes hervor: „Ich zwinge mich zu 
schlielien: nur so viel von meinem Individuum: Ich bin 
22 Jahre ait, Besitzer ansehnlicher Güter und trete 


0 In unserer Ausgabe S. 271. 

*) Wir entnehinen die ganse Stelle den Ots. W. W 
ed. Ttosenkranz u. Schubert XI f , S. 169 f. 
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in meinen Wirkungskreis mit dem ernstlichen Wil- 
len, als solcher und als Mensch in jedem Verhâltnis 
meine Pflichten zu erîüllen und frei zu handeln. Sie, 
weiser Mann, werden mein unsichtbarer Gefâhrto sein, 
und 68 wird mir sehr angelegen sein, daû Sie sien 
der Gesellschaft nicht schâmen dürfen. Für so violes 
gegebene Licht Ihr ewig dankbarer Fabian Emil, 

Reichsgraf zu Dohna. 

Die zweite Auflage der Tugendlehre erschien 
erst îm Jahre 1803. Wie Schubert in seiner Ausgabe 
(Bd. IX, Vorwort 8. X) von eîner „tatigen Mitwirkung" 
des Philosophen auch bei dieser Auflage sprechen 
kann, ist uns unverstandlich, Hat er selbst doch in 
seiner Biographie Kants (Bd. XI 2, S. 170 ff.) die 
überzeugendsten Belege davon gegeben, wie grofl 
dessen Altersschwache bereits in diesem Jahre (dem 
Jahre vor seinem Tode) war. Schon seit 1800 hatte 
der Philosoph bekanntlich die weitere Herausgabe sei- 
ner Schriften vollstândig seinen Schülern übertragen. 

Es ist aiso aïs Ergebnîs unserer Untersuchung festr 
zustellen: daB die erste Auflage der Eechtslehre im 
Januar 1797, die zweite Sommer (wahrscheinlich Juni) 
1798, die erste Auflage Aet Tugendlehre im August 1797, 
die zweite 1803 erschien. Über die inhaltlichen bezw. 
stîlistischen Abweichungen beider Auflagen voneinan- 
der s. unten unter Texiphilologisches. 

6. Wir haben im Vorhergehenden die âuBere 
Entstehungsgeschichte unserer Schrift in der Voll- 
standigkeit, welche die vorliegenden Zeugnisse erlaub- 
ten, unseren Lesern vorgeführt. Es taucht nun noch 
die Frage nach dem Verhâltnis derselben zu den über 
das nàmliche Thema, Ethik und Eechtsphilosophie (wie 
wir heute sagen würden), gehaltenen Vorlesungen 
des Philosophen auf. 

Beide Fâcher waren ein regelmâBîg wiederkeh- 
render Gegenstand von Kants Kollegien. Nach den ge- 
nauen Feststellungen Emil Arnoldts^) hat Kant ge- 
lesen: 

E. Arnoldtj Kritûche Exkurse im Gebiete der Kafd- 
Forschung, Kùnigsberg 1894^ 8. 521— -651. 
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a) Über Moralphilosopliie (auch als Ethik, Finale- 
tische Philosophie oder noch hâufiger als Allgemeine prak- 
tische Philosophie und Ethik be:îfeichnet) in den Jah- 
ren 1756/57 bis 1793/94 nicht weniger als 28 mal, und 
zwar in der Kegel im Wintersemester in vierstündigem 
Privatkolieg, In der âlteren Zeit (bis 1780) kehrt das 
Kolleg sogar fast in jedem Jahre wieder, von da bis 
1788 mindestens aile zwei Jahre; ein langerer Zwischen- 
raum (von vier Jahren) findet sich nur zwischen den 
beidon letzten Malen: 1788/89 und 1793/94. Im letzten 
Falle findet sich zum ersten Male im Vorlesungsver- 
zeichnis (natürlich wie immer in lateinischer Sprache) 
der Nebentitel: „Metaphysik der Sîtten^'; auch ladt Kant 
zu einem wôchentlich einmal — Sonnabends früh 7 bis 8 
im Winter trotz seines hohen Alters — von ihm pnUice 
abzùhaltenden „Examinatorium über denselben Gegen- 
stand^‘ ein. 

b) Über Naturrecht sîcher 11-, wahrscheinlich 
12 mal (auüerdem noch 6 mal blofi angekündigt, aber 
nicht gelesen) in den Jahren 1766/67 bis 1788, in 
gleichfalls vierstündigem Collegium privatum, und zwar 
in der Regel im Sommersemester, das sich aber bei 
dem fleiüigen Kant von April bis in die zweite Sep- 
temberhalfte auszudehnen pflegte, ja einmal (1775) 
sogar bis zum 7. Oktober sich erstreckt hat!^) 

Die Frago wâre nun, in welchem Verhaltnis die 
Aniage und der Inhalt uiiserer Schrift zu dem Gang 
und Inhalt dieser Vorlesungen steht, ob bezw. wieviel 
ans ihnen in die Meiaphysik der Sitlen übergegangen ist. 
Ein sicheres Urteil wird venigstens über die letzte 
Frage erst môglich sein, wenn der authentische Text 
einer der Vorlesungen in der Akademieausgabe von 
Kants Werken erschienen sein wird. Bis dahin sind 
wir auf den Bericht des eben genannten, auJDerordent- 
lich zuverlâssigen Kantforschers Emil Arnoldt (f 1905) 
angewiesen, der a. a. O. S. 605 ff. über Kants Moral- 
kolleg nahereMitteilungen macht. Ihm lagen dreiNach- 
schriîten vor, von denen zwei, wie er mit ziemlicher 
Sicherheit vermutet, in die zweite Hàlfte der 80er Jahre 


Kaheres über die einzelnon Semester, die Zabi der 
ZuhOrer u. a. s. bei Arnoldt a. a. O., besonders S. 044 f. 
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(wahrscheinlich das Semester 1786/87) fallen. Kant 
legte nach der Gewohnheit — frülier sogar Vorschrift 
— eeiner Zeit seinen Vorlesungen zwei der üblichen 
Kompendien und zwar, wie bei seiner Metaphysik, die 
des von ihm hochgeachteten Baumgarten (f 1762) zu- 
grunde: in diesem Falle die Initia FhilosopMcae Fracticae 
(1760) nnd die Eihica FhilosopMca (1740); aber schon 
früh benutzte er von ihnen „hauptsâchlich nurdasFach- 
werk der Einteilung, nm es mit einem Inhalt zu füllen, 
der von dem der Lehrbücher wesentlich abwich^' (Ar- 
noldt S. 641). Die Einleitung behandelte den ünter- 
schied von praktischer nnd theoretischer Philosophie, 
das Verhaltnis der ersteren zur Logik und Anthropo- 
logie, die drei Arten von Imperativen, sowie im An- 
fichluJÏ an „die moralîschen Systemata der Alten“ 
die Lehre vom hôchsten Gut. Sodann erorterte er, 
hâufig nnter Polemik gegen den „Autor“, d. h. Banm- 
garten, die Lehre vom Prinzip der Moralitàt, indem er 
den Moralprinzipien von Helvetius, Mandeville, Shaf- 
tesbury, Hutcheson, Hobbes sein eigenes principiurn 
intellectuelle internum gegenüberstellte. Die „allgememe 
praktische Philosophie^^ nmfaûte übrigens in der besten 
Nachschrift nur ca. 140, die Ethica oder angewandte 
Tugendlehre dagegen über 400 Quartseiten. Die Ethik 
behandelte bei Baumgarten, dessen Gerippe ja eben 
unser Philosoph im allgemeinen zugrunde legte: 1. die 
Pflichten gegen Gott, gegen sich selbst (in betreff der 
Seele, des Korpers und des âuBeren Zustandes), gegen 
andere Menschen und gegen Damonen (!), 2. in einem 
speziellenTeile diePflichten derGelehrten undUngelehr- 
ten, der verschiedenen Lebensalter, der Gesunden und 
Kranken, Begüterten und Unbegüterten usw. Kant er- 
laubte sich hier vielfache Abweichungen. So teilte er 
Z. B. diePflichten gegen andere in solchedesWohiwollens 
(der Gütigkeit) und der Schuldigkeit (Gerechtigkeit) ein; 
er wies darauf hin, daû die ,,speziellen Pflichten des 
Autors^' sich aus den allgemeinen ableiten lieJBen und 
ihre ganze Einteilungsart zu verwerfen sei. Ganz neu 
hinzu kam in den Vorlesungen ein SchluCabschnitt: 
,Von der letzten Bestimmung des menschlichen Ge- 
schlechts^ die er in der „hôchsten moralischen Voll- 
fcommenheit, sofern sie durch die Freiheit des Menschen 
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bewirkt wird^^ oder in einem auf den ewigen Prieden 
und eine vôllig geânderte, freie Erziehung sich grûn- 
denden „Rei'che Gottes auf Erden‘‘ erblickte, in dem 
Recht, Billigkeit und Grewissen regiere, aber nicht^ 
wie ietzt überall, obrigkeitliche Gewalt. 

Vergleichen wir diesen Gang der Vorlesung mit dem 
Inhaltsverzeichnis des zweiten Telles unserer Schrlft 
(der Tugendlehre), so sind Âhnlichkeiten im Ganzen nur 
wenig zu bemerken. Und auch bezüglich einzelner Ge- 
danken verweist Arnoîdt, der doch die Nachschriften 
selbst vor sich batte, weit mehr auf Paralîelstellen aus 
anderen ethLschen Schriften des Philosophen als auf 
dlo Meiap?if/si!c derSiftai. Es mag sein, daû Kants letzte 
Vorlesung übc^r Ethik (von 1793/94) sich unserer Sohrift 
etwas mehr angenahert hat; wahrscheinlich ist auch 
dies nicht, da auch sie demVorlesungsverzeichnis zufolge 
an das Baumgarteiische Kompendium sich anlehnte. Auch 
die übrigon von Kant selbst herausgegebenen Schriften 
sind ja nirgends ans seinen Vorlesungen entstanden. 

Auch t^züglich des Naturrechtskollegs hat Na- 
torp durch einen Vergleich mit einer Nachschrift des- 
selben ans dem S. S. 1784 nachgewiesen, dalî „von 
irgend einer engeren Anlehnung der Rcchtslehre an die 
Vorlesungen nicht die Rede sein kann‘‘, obwohl die 
Rcchtslehre sich „in weitem Umfang^‘ an -das von Kant 
als Kompendium seiner Vorlesung zugrunde gelegte 
lus naturae Achenwalls (1767) anlehnt und diesem die 
juristischen Fachausdrücke entnommen hat (Akad.-Aus- 
gabe S. 520, 528). 

7. Ein Kapitel über die Entstehungsgeschichte der 
Metaphysik der Süten kann endlich nicht vorbeigehen an 
der Erwahnung der mancherlei Vorarbeiten, die gerade 
für diese spâte Schrift in besonders groBer Anzahl in 
den von Rudolf Reicke herausgegebenen Losm Blattern 
aus Kants Nachlufi (Kônigsberg 1889) sich vorgefunden 
haben. Nicht weniger als 60 Stücke des „Convoluts E**, 
darunter manche ziemlich umfangreiche, bezîehen Sich 
inhaltlich auf die Rechts- und Tugendlehre. Und wenn 
auch einzelne derselben, wie z. B. bestimmt E 3, zu 
jenen Blattern gehôrt haben mag, die Kant für seine 
Vorlesungen über dasselbe Thema anfertigte und in 
die denselben zugrunde gelegten (s, vorigen Abschnitt) 
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Baamgartenschen Kompendien einzulegen pflegte, so 
fiind doch in der Mehrzahl mit grôfiter Wahrscheinlich- 
keit direkte Vorarbeiten zu unserer Schrü't zu er- 
blicken: zumal da die meisten Stücke (nach Eeicke 
S. 370) die Schriftzüge der 90er Jahre tragen und bei 
sechsen das Datum der Jahre 1794 — 1796 sogar zwei- 
fellos feststeht, wahrend das letzte Kolleg über Moral- 
philosophie, wie wir wissen, doch bereits im Winter 
1793/94 gehalten worden war. Aber gerade die Menge 
des Erhaltenen verbietet ein nâheres Eingehen auf Ein- 
zelheiten. Wir müssen uns begniigen, auf die in Be- 
tracht kommenden Nummern der Keickeschen Ordnung 
hinzuweisen, indem wir dieselben nach den drei Ge- 
sichtspunkten: a) Allgeraeines zur Metaphysik der 
Bitten, b) Vorarbeiten zur Rechtslehre, c) zur Tu- 
gendlehre, gruppieren und, wo eine Spezifizierung 
des Inhalts môglich ist, dieselben durch ein kurzes 
Stichwort oder Hinweis auf bestimmte Stellen andeuten, 
im übrigon zur Vergleichung auf unser ausführliches 
Sachregister am Schlusse dieses Bandes verweisen. 

Zu Gruppe a) würden gehôren die Stücke: 3 9 22 
23 I (Übergang von der Rechtslehre zur Ethik) 29 36 38 
46 60 76 L 

Zu Gruppe b): 1 und 4 („Ehrenpunkt", vgL 70 7511), 
6 11—17 1811 und III 19 23 III (Politisches) 24 (meist 
Politisches) 27 29; 10 32 331 II (Bodenbesitz) ; 32 III IV 
33 3511 431 IV 471 59 (rechtlicher oder intellektueller 
im Gegensatz zum empirischen Besitz); 42 44 46 47 (u. a. 
Verfassungsformen) 50 61 53 (Mietrecht), 54 6811 (Ge- 
samtbesitz), 55 68 (aufiere Erwerbung), 56 57 58 (ur- 
sprüngliche Erwerbung des Bodens), 7711 (Politisches). 

Zu Gruppe c); 3 (Einteilung der Pflichten), 5 20 21 
(zur Vorrede), 22 2911 34 (vgl. § 24 und 25), 37 (vgl. 
§ 31 32 48), 39 (vgl. § 11 und 14), 40 (Einteilung der 
Tugendpflichten), 4311 48, 52 (zu Einleitung XVII), 72 
(Entwurf zu einem moralischen Katechismus, doch 
nach Reicke schon aus den 80er Jahren herrührend), 
7611 und III (Begriff und Einteilung der Pflichten). 

Grundlegend Neues wûrde aich allerdings, soviel 
wir nach unserer Durchsicht der genannten Stücke 
urteilen konnten, bei einer Vergleichung dieser Vor- 
arbeiten mit dem fertigen Werk wohl kaum er- 
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geben, Immerhin wâre eine solche für den Kantpliilo- 
logen von Intéresse nnd wollen diese Zeilen eine An- 
regung dazu geben. 


n* Gredankengang der Schrlft. 

A. Rechtslehre. 
a) Die Yorrede (S. 3—8) 

rechtfertigt zunachst den Titel des Bûches. Auf die 
Kritik (der praktischen Vernunft) folgt mit vorliegen- 
der Schrift das System in: Rechts- und Tugend- 
lehre. Eine Metaphysik des Rechts kann aber, wegen 
der Mannigfaltigkeit der Falle môglicher Anwendung, 
niemals vollstandig sein. Daher lautet der Titel der 
zunachst herausgegebenen Schrift nur: Metaphysische 
Anfangsgründe der Rechtslehre, und zwar soll die 
eigentliche Philosophie des Rechts in den Text, die ein- 
zelnen Fâlle in die Anmerkungen kommen. 

Sodann wehrt sich Kant gegen verschiedene ihm 
gemachte Vorwürfe in folgender Weise: 1. Populâr 
kann wohl eine Darstellung der Ergebnisse der kri- 
tischen Metaphysik, nicht aber deren Begründung sein 
(gegen Garve). 2. Es kann in der Tat nur eine 
wahre Philosophie geben, wie nur eine Chemie, Me- 
dizin und Moral. 3. Einer der Grundbegriffe der 
kritischen Philosophie, der des Raumes als Anschau- 
ung a priori, ist nicht etwa, wie der Tübinger Pro- 
fesser Flatt meint, von dem Mathematiker Hausen 
entlehnt. 4. Am bedeutungslosesten sind die Nach- 
âffungen und Spotteleien eines Nicolai (gemeint ist 
wohl vor allem dessen alberner Roman: Geschichte 
eines dicken Mannes, 1 794), Allen Gegnern seiner Philos- 
Sophie aber ruft unser Philosoph das bekannte Wort 
zu: „Wer zuletzt lacht, lacht am besten.^* 

Mit einer Erklarung, weshalb das ôffentliche 
Recht kürzer behandelt ist, schlielît die Vorrede, und 
es folgt, nach einer kurzen Inhaltsanzeige der ïiechts- 
lehre, nunmehr eine doppelte Einleitung: 1. eine 
solche in die Metaphysik der Sitten im allgemeinen, 
und 2. eine Vorrede in die Rechtslehre im besonderen. 
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b) Einleitung iti die Metaphysik der Sitten (S. 11—32). 

Sie zerfàllt in vier Abschnitte. Der ers te: 

1. Die rnenschlichen GemütavermÔgen und das Sitten- 
gesetZy enthâlt hauptsiichlich eine Anzahl dem Leser 
von Kants früheren ethischen Schriften sachlich bereits 
bekannter Gedanken- und Begriffsbestimmungen. Das 
Gefühl der Lust und Unlust, das mit jedem Begehren 
verbunden ist, ist als bloû subjektiv sowohl von der 
Erkenntnis als von dem Sinn unterschieden; es scheidet 
sich seinerseits wieder in die „kontemplative“, d. h. 
asthetische, und in die praktische Lust, die ihrer- 
seits entweder auf einem Interesse der Neigung oder 
einem solchen der Vernunft befuht. Nur mit dem 
letztgenannten oder einer sozusagen „sinnenfreien Nei- 
gung'‘ hat es die Ethik zu tun. Es folgen Erlâuterun- 
gen der Begriffe: Willkûr, Wunsch, Wille, freie und 
tierische Willkür,. Freiheit in negativem und positivem 
Sinne; sodann — in knappster Kürze — die Ableitung 
des formalen Sittengesetzes, und die Unterscheidung 
der Freiheitsgesetze in juridische und ethische, je 
nachdem sie sich auf den âuûeren oder den inneren 
Gebrauch der freien Willkür beziehen. 

2. Der zweite Abschnitt handelt Von der Idee und 
Notwendiglceit einer Metaphysik der Sitten. Die Prinzipien 
der Naturwissenschaft (z. B. Newtons) sind, wenn 
aiich apriorisch, so doch auf die Erfahrung gegründet. 
Diejenigen der Sittlichkeit dagegen nicht, soîern sie 
etwas anderes als Glückseligkeitslehre zu sein beau- 
sprucht. Die Metaphysik der Sitten beruht zwar als 
apriorische Erkenntnis bloû auf reiner Vernunft. Wohl 
aber kann, ja muû sie, nachdem sie rein a priori 
begründet worden ist, auf die besondere Natur des 
Menschen angewandt werden (moralische Anthropolo- 
gie). Zum Schluû folgt ein Ausblick auf die beiden 
anderen grofien Gebiete der Philosophie: die „Theorie 
der Natur" und die Kunst. 

3. Die EinleiUing einer Metaphysik der Sitten bringt 
sachlich kaum etwas Neues. Der Unterscheidung des 
objektiven Gesetzes und der subjektiven Triebfeder 
entspringt der von Legalitât und Moralitât, juridischer 
und ethischer Gesetzgebung, Rechts- und Tugendpîlich- 
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ten. Rechts- und Tugendlehre entsprechen einer ver- 
schiedenen Art der Gesetzgebung wie der Verpflich- 
tung: der inneren hier, der àujQeren dort. Ebenso 
sind die 

4. Yorhegriffe zur Metaphysik der Sitten, die der 
vierte Abschnitt definierend zusammenstellt, den Le- 
sèrn der QrundUgung und KritiJc d, pr. V, im wesent- 
lichen bekannt. Es gehôren dazu besonders: die Frei- 
heit, die Impérative, die Begriffe des Erlaubten und. 
Unerlaubten, das moralische Gefühl, die Verbindlich- 
keit, Pflicht, Tat, Person und Sache, recht und unrecht, 
Maxime, praktîsches Gesetz, Sinnen- und intelli- 
gibeles Wesen. Neu hinzukommen: Übertretung, Ver- 
schuldung, Verbrechen, Kollision der Pflichten, natür- 
liche und positive Gesetze, Gesetzgeber, Zurechnung, 
Gerichtshof u. a. Die letzteren Begriffe gehôren, wie 
man sieht, meist der Rechtssphâre an. 

Dann folgt 

c) die Einleltung in die Rechtsiehre (S. 33—48). 

Sie beginnt mit allgemeinen Begriffsbestimmun- 
gen: der Rechtslehre, des Eechtes, das nie empirisch 
sein kann, des daraus folgenden allgemeinen Rechts- 
prinzips, des Rechtszwangs, des strikten Rechts. Ein 
Anhang handelt vomRechte in weiterer Bedeutung, d. h. 
der Billigkeit und dem Notrecht. Darauf (S. 42 ff.) 
folgt eine Reihe von Einteilungen: der Rechtspflichten 
(nach Ulpian) und der Redite, die in letzter Linie aile 
auf das einzige angeborene Recht der Freiheit zurück- 
gehen; sodann als „Einteilung der Metaphysik der 
Sitten überhaupt“ (S. 45) eine dreifache Eintoilung 
der Pflichten überhaupt: I. die aus b) 3. bekannte in 
Rechts- und Tugendpflichten, IL eine solche nach dem 
objektiven VerhSltnis des Gesetzes zur Pflicht (Pflichten 
gegen sich und andere, vollkornmene und unvollkom- 
mene, Recht und Zweck der Menschheit bezw. des Men- 
schen), und IIL nach dem subjektiven Verhültnis der 
Verpflichtenden und Verpflichteten (wobei fiir Recht 
und Ethik nur das von Menschen gegeneinander in 
Betracht kommen kann). Den Schlufi der gesamten Ein- 
leitung bildet die allgemeine Einteilung des Systems 
der Pflichten in die Elementar- und Methodenlehre usw* 
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Dîè nun folgende 

Bechtslehre (S. 49—18(5) 

selbat behandelt in zweî, aiiB dem am SchluBse der 
Vorrede angegebenen Grunde ziemlich ungleichen, 
Teilen das Privât- und das ôffentliche Eecht (auf 
80 bezw. 64 Seiten). 

d) Das Prîvatrecht (S. 61 — 129) 
bezîeht sîch auf das „àuûere Mein und Dein ûberhanpi" 
und handelt in seinem kürzeren ersten Kapitel (S. 51 
bis 67) in neun ziemlich knappen Paragraphen im we- 
sentlichen vom B esitzrecht, wobei die Unterscheidung 
des physischen und blofi-rechtlichen (intellektuellen) 
Besitzes — vgl. die Losen Blàtter (oben S. XXV) und 
den Artikel Besitz in unserem Sachregister — die 
Hauptrolle spielt, daneben auch bereits die Unterschei- 
dung des Natur- und des ,,bûrgerlichen'^ Zustandes 
auf tri tt, 

Das sehr auslührliche zweite Kapitel (S. 68 bis 
115) behandelt die âuJÛere Erwerbung überhaupt und 
zerfâllt in die drei Abschnitte vom Sachenrecht (S. 71 
bis 83), vom persônlichen Recht (83 — 90J und von dem 
„auf dingliche Art persônlichen^* Recht (90 — 102), 
mit einem Anhang (102 — 108) und einem „episodi- 
schen** Abschnitt (108 — 115), deren Binzelinhalt man 
an Ort und Stelle nachsehen môge. 

Das dritte Kapitel (S. 116—127) endlich be- 
schâftigt sich mit derjenigen „8ub]ektiv-bedingten** 
Erwerbung, die durch den Spruch eines ôffentlichen 
Gerichtshofs zustande kommt, und zwar in den vier 
Pallen des Schenkungsvertrags, des Leihvertrags, der 
Wiedererlangung des Verlorenen und der Erwerbung 
der Sicherheit durch einen Eid. 

Den Schlufi des ganzen Toiles bildet ein zum 
„Offentlichen Rechte** überleitender Abschnitt (§ 41, 
42, S. 127 — 129), der den Übergang vom Natur- in 
den Rechtszustand in bezug auf das Mein und Dein 
schildert. 

Ein grofler Teil der privatrechtlichen Erôrterun- 
gen Kants ist naturgemafi recht abstrakter und rein 
juristischer Natur, sodaû sich ein naheres Eingehen 



XXX 


Einleitnng. 


auf sîe an dieser Stelle erübrigt. Von allgemeinerem 
Interesse sind vom sozialphilosophischen Gesichts- 
pnnkt: die Ausführungen über den ursprünglichen 
Bodenkommunismus (§ 6, 13) nnd das Recht auf den 
Besitz des Bodens (besonders § 15 — 17); vom national- 
ôkonomischen: Kants Théorie des Geldes (§ 331); vom 
sozialpolitischen: seine Ansichten über Eltern- und 
Hausherrenrecht (§ 28 — 30); bezeichnend für seine 
Person seine allzu juristischen, beinahe brutalen An- 
schauungen von der ehelichen Gemeinschaft, die da- 
her auch seinen treuesten Anhangern nicht in den Sinn 
wollten (§ 24 — 27; vgl. Kants Brief an Schütz vom 
10. Juli 1797 in der Beilage), 

Der zweîte Teil der BechtsUhre enthâlt 

e) Das offentliche Recht (S, 131—186). 

Er zerfallt in die drei Abschnitte: 1. Staats-, 
2. Vôlker- und 3. Weltbûrgerrecht 

1. Der Abschnitt über das Staatsrecht, bei 
weitem der ausführlichste (S. 133 — 171), setzt 
nach eînem einleitenden Paragraphen (43) mit einer 
nochmaligen Schilderung des Übergangs aus dem Na- 
tur- in den Rechtszustand ein. Denn der Staat ist 
eben „die Vereinigung einer Menge von Menschen un- 
ter Rechtsgesetzen‘‘ (§ 45). Es folgt dann die be- 
kannte, von den liberalen englisch-franzôsischen Staats- 
philosophen übernommene Théorie der drei Gewal- 
ten, von denen die gesetzgebende oder Souveranitat 
dem vereinigten Volkswillen zugesprochen wird. Frei- 
lich wird dabei theoretisch — wie in der gleichzeitigen 
îranzôsischen Révolution praktisch — die Unterschei- 
dung von aktiven und passiven Staatsbürgern ge- 
macht, zu welchen letzteren aile wirtschaftlich Unselb- 
standigen gehôren (§ 46), Der Staat wird, wie bei 
Rousseau, konstituiert durch den „ursprünglichenKon- 
trakt" (§ 47). Kürzer werden die vollziehende und 
richterliche Gewalt behandelt. In der Vereinigung 
aller drei besteht das Heil des Staates (§ 49). 

Die Paragrapheneinteilung wird sodann durch eine 
aehr ausführliche Allgemeine Anrnericung (S. 142 — 166) 
unterbrochen, die in fünf Unterabschnitte (A — E) ge- 
gliedert ist. Der erste (S. 142 — 148) handelt von den 
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Rechten des gesetzgebenden Staatsoberhaupts, die 
nach Kant — eben weil der Souverân nur den Inbegriff 
der Gesetzgebung darstellt — keine Beschrânkung dul- 
den. Die gewaltsame Révolution (anstatt der allmâh- 
lichen Reîorm) wird schlechtweg verworfen, beson- 
ders aber die „schauderhafte^‘ Hinrichtung eines Mon- 
archen (vgl. S. 145 — 147 Anm.). — Die nâchsten 
Abschnitte führen die Rechte des Staatsoberhaupts 
weiter aus. Den Grund und Boden besitzt der Landes- 
herr eben nur als oberster Vertreter des Volks, nicht 
als Privatmann; ebensowenig kann die Kirche oder 
kônnen Ritterorden Landbesitz für ewige Zeiten bean- 
spruchen. Die Kirchengüter und Komtureien sind viel- 
mehr jetzt unzeitgemâfi geworden, meint Kant: ein 
Satz, von dem — ehe noch einJahrzehnt nach demEr- 
scheinen der Metaphysik der Sitten verf lossen — Na- 
poléon 1. die praktische Folgerung zog. Von dem Recht 
des Landesherrn als obersten Grundeîgentümers leitet 
sich auch sein Besteuerungsrecht her, das aber „nach 
Rechtsgesetzen‘‘ durch die Volksvertretung ausgeübt 
werden muD, sowie das der Polizei und das Aufsichta- 
recht über Vereine u. a.; die Untersuchung in einem 
Privathause darf nur in besonderen Notfàllen gestattet 
werden (Abschnitt B, S. 148 — 151). — Für die Armen 
mufi durch laufende ôffentliche Beitrage der Ver- 
mogenden gesorgt werden, desgleichen für Findel- 
hauser, wâhrend die Kirchenabgaben nur der be- 
treffenden Gemeinde zur Last fallen. In die inneren 
Angelegenheiten der Kirche soll sich der Staat nicht 
einmischen, wohl aber Übergriffen, insbesondere et- 
waigen Storungen des ôffentlichen Friedens, entgegen- 
treten. (Abschnitt C, S. 151 — 154). — Die Beamten 
dürfen nicht willkürlich absetzbar sein, ebenso verstofit 
die Einrichtung eines erblichen Adels sowie der Erb- 
untertanigkeit (Leibeigenschaft) gegen das Prinzip 
des allgemeinen Volkswillens (Abschnitt D, S. 154 
bis 157). — Der fünfte und letzte Unterabschnitt (E, 
S. 158 — 166) endlich handelt vom Straf- und Be- 
gnadigungsrecht. Ira Straf recht huldigt Kant ent- 
schieden der strengen Wiedervergeltungstheorie: pa- 
niatur, quia peccatum est oder fiat iustitiay pereat mundus t 
So mufi insbesondere für den Mord die Todesstrafe 
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bleiben; dasGegenteil scheintihm teils af fektîerte Hu- 
manitàt und Empfindelei, teils Sophisterei und Rechts- 
verdrehung zu sein (162 f.); hôchstens die Bestrafung 
des Kindesmords und des Duells, zu denen beiden das 
Ehrgefühl verleitet, mit dem Tode erscheint. ihm 
,,zweifelhaft“ (164 f.). Das Begnadigungsrecht sollte 
der Souveran nur im Falle von Beleidigungen seiner 
eigenen Person ausüben. 

Auf die Allgeineine Ànmerlcung folgen noch dreî 
Paragraphen (50 — 52), von denen der erste bereits 
zum Volkerrecht überzuleiten scheint, indem er das 
Rechtsverhâltnis des Bürgers zu Vaterland und Ausland 
(Aus- und Einwanderung, Verbannung, Landesverwei- 
sung) behandelt. Dann aber kehrt die Untersuchung 
nochmals zu dem Begriff des Staatsoberhaupts zurück, 
das bisher noch nicht als „physische Person" behan- 
delt war, und erôrtert den Wert der verschiedenen 
Staatsformen. Als die beste, ja ,,einzig r echtmâflige" 
Verîassung erscheint unserem Philosophen die „reine 
Republik", d. h. diejenige, „wo das Gesetz selbstherr- 
schend ist und an keiner besonderen Person hàngt". 
Sie findet ihren besten Ausdruck in einem Reprâsen- 
tativsystem (S. 170). 

2. Weit kürzer (vgl. Vorrede S. 8) als dasStaats- 
recht sind die beiden letzten Abschnitte, das Vôlker- 
und Weîthürgerrecht, behandelt. Das Volkerrecht 
(172 — 181), oder vielmehr das Recht der Staaten im 
Verhaltnis zueinander (S. 172), wird im wesentlichen 
als das Recht des Staates zum, im und nach dem 
Kriege gegen einen anderen betrachtet. Das Recht 
zum Kriege hat an sich „im Naturzustand" ursprüng- 
lich jeder Staat, sofern das Volk selbst durch seine 
Vertreter zugestimmt hat: um sein Recht zu verfolgen, 
falls er angegriffen, bedroht oder tatlich beleidigt wor- 
den ist (§ 55, 56). Am schwierigsten festzustellen 
ist das Recht im Kriege. Jedenfalls soll ein Krieg un- 
abhangiger Staaten gegeneinander weder den Cha- 
rakter eines Strafs- noch eines Ausrottungs- oder Un- 
terjochungskriegs tragen. Auch „heimtückische" Mittel, 
wie Spionage, Meuchelmord und Giftmischerei, verwirf t 
Kant, desgleichen Raub und Plünderung, anderen Stella 
vielmehr geordnete Lieferungen (gegen ausgestellta 
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Scheine) zu treten haben (§ 67). Die letzten §§ (58 
bis 61) erôrtern Schlieûung, Recht und Ziel des Frie- 
dens. Das letzte Ziel des Vôlkerrechts, der ewige 
Friede, ist freilich als solcber eine unausführbare 
Idee, eine fortgesetzte Annaherung an ihn aber wohl 
ausführbar, namentlich durch die Einrichtimg eines 
„permanenten Staatenkongresses^^ im Haag (!), wie ein 
solcher bereits in der ersten Halfte des 18, Jahrhun- 
derts bestand, als Schiedsgerichts (181). 

3. Damit ware bereits der Übergang gemacht zum 
Weltbürgerrecht, das nur ganz kurz, in einem ein- 
zigen Paragraphen (62), behandelt wird. Eigentlich 
wird bloXl die bereits im Frivairecht (S. 78) gestreifte 
Frage beantwortet, wie weit das Redit zur Kolonien- 
gründung gehe. Mit Kants Antwort (S. 183 f.), die 
zufallig auch die Hottentotten berücksichtigt, würde 
von unseren heutigen Reichstagsparteien wohl nur die 
Sozialdemokratie zufrieden sein. 

Bescldup. In engem Ansdiîufl an die im § 61 ge- 
âuJBerten Gedanken, weist Kant zum Schlusse ernst 
mahnend auf den „ganzen Bndzweck** der Rechts- 
lehre, eben das fortgesetzte Hinstreben zur Idee des 
ewigen Friedens, hin. Wenn wir uns nicht selbst mit 
den „übrigen^^ Tierklassen in den gleichen „Mechanis- 
mus der NatuF^ versetzen, wenn wir das morabsche 
Gesetz in uns nicht für betrüglich annehmen wollen, 
so müssen wir endlich einmal dem heillosen Krieg- 
führen, „worauf als den Haiiptzweck bisher aile Staa- 
ten ohne Ausnahme ihre inneren Anstalten gerichtot 
habeF‘, ein Ende machen (S. 185). Das Idéal einer 
reclitlichen Verbindung de^ Menschen unter ôffent- 
lichen Gesetzen, dieser oberste Grundsatz der Rechts- 
lehre, führt, „wenn er nicht revolutionsmaûig, durch 
einen Sprung . . ,, sondern durch allmâhliche Reform 
nach festen Grundsatzen versucht und durchgeführt 
wird", auch zum hôchsten politischen Gut: dem 
„Gwigen Frieden". 
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weniger als neunzehn loso aneinandergereihten Ab- 
schnitten, aile allgemeineren metlio(jjscli£n Fragen; 
sodafi für den Kern des Bûches, die Eihische Elementar^ 
lehre, nur die Lehre von den Pflichten selbst übrig 
bleibt. Es kommen in dieser Einleitimg zahlreiche Bo- 
griife und Gedankenreihen vor, die dem Leser von 
Kants früheren ethischen Schriften bereits bekannt 
sind. Ihr Wert besteht ^arin, dafi sie jene früheren 
Gedankenreihen teils bestiitigt, teils hier und da weiter 
ausbildet und erganzt. Auf Einzelnheiteri kann natür- 
lich hier nicht eingegangen werden. Wir müssen uns 
wie bisher mit einer allgemeinen Übersicht begnügen. 

Die Rechtslehre brachte die auBere Freiheit unter 
formale oder Rechtsgesetze, die Tugendlehre bringt die 
innere unter Zweck- oder Pflichtgesetze. Sie ist daher 
sowohl Pflichten- als Zwecklehre der reinen prakti- 
schen Vernunft (I). Zwecke, die zugleich Pflichten 
sind, heifien Tugendpflichten. Sie gründen sich nicht 
wie die Rechtspflichten auf âuBeren, sondern auf mo- 
ralischen oder Selbstzwang (II). Solche Zwecke an 
sich gebietet der kategorische Imperativ (III). Sio 
lassen sich zusammenfassen in den beiden Begriü'en: 
Eigene Vollkommenheit und fremde Glückseligkeit 
(IV), d. h. Pflege der eigenen gcistigen und Wiliens- 
anlagen und Beforderung der wahren Wohlfahrt an- 
derer (V, vgl. VIII). Die nachsten Abschniite setzen 
vor allem den Unterschied von Rechts- und Tugend- 
pflichten weiter auseinander. Erstere gehen unrnittel- 
bar auf lîandlimgen, letztere zuniiclist auf Maximen 
(Grundsatze) zu solchen (VI); erstere sind von enger, 
letztere von weiter Verbindîichkeit (VII); was dann an 
den in IV f. genannten Pflichtzwecken der eigenen 
Vollkommenheit und fremden Glückseligkeit gezeigt 
wird, die beide keine bestimmte Grenze haben (VIII), 
Abschnitt IX beschaftigt sich von neuem mit dem Be- 
griff der Tiigendpflicht, X mit dem (synthetischen) 
Prinzip der Tugend- im Gegensatz zu dem (analytischen) 
der Rechtslehre; XI entwirft ein Schéma der Tugend- 
pflichten im AnschluB an das Vorhergehende. Dann 
behandelt ein wichtiger langerer Abschnitt die âsthe- 
tischen Vorbegriffe des Pflichtbegriffs: das mo- 
ralische Gefühl, das Gewissen, die Menschen- oder 
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Nâchstenliebe, die Achtung vor sich selbst (XII). Für 
jede Pflicht kann es nur einen einzigen Verpflichtungs- 
grund geben. Die Tugend besteht nicht im Mittleren 
zwischen zwei Extremen, wie Aristoteles meinte. Die 
Pflichten dürfen nicht der Erîahrung angepafit wer- 
den, sondern umgekehrt: die Erfahrung soll sich nach 
ihnen richten (XIII). Daran reiht sich ein weiterer 
Paragraph vom Wesen der Tugend (XIV), das dann 
in den folgenden Abschnitten noch nâher geschildert 
wird: die Tugend beruht auf der inneren Freiheit 
(XV), der Selbstbeherrschung (XVI), der Seelen- 
starke (XVII). Die beiden letzten Abschnitte han- 
deln von der Einteilung der Tugendlehre. XVIII 
gibt die dazu notwendigen ,,Vorbegriffe‘^ rechtfertigt 
U. a. die in der Itcchtslehre überflüssige, aus der Krittk 
der remen und der pralctischen Vernunft bekannte Schei- 
dung in EUmentar- und Methodenlehre, sowie die Bei- 
fügung einer KasuistiJe. XIX endlich verzeichnet die 
beiden in der Ethik zur Anwendung kommenden Eiii- 
teilungsschemata. 

Dann beginnt der Hauptteil des Ganzen, die 

Etliisclie Elementarleîire (S. 259 -337), 

die tatsachlich, '^wie schon oben angedeutet, eine 
Pflichten lehre darstellt und darum ziinachst in die 
beiden Hauptteile: Pflichten gegen sich selbst und 
gegen andere zerîallt. 

c) Pflichten des Menschen gegen sich selbst 

(§ 1—22, S. 2C1— 302). 

Noch weniger als bisher kann es hier und im 
folgenden unsere Auîgabe sein, auf Einzelheiten ein- 
zugehen. So intéressant und wichtig auch gerade 
dieser Teil der Metaphysik der Sitten für die Kenntnis 
von Kants sittlicher Persônlichkeit ist, so deutlich sich 
in ihm die ganze Eigenart unseres Philosophen, die 
Hoheit und Reinheit seines Charakters, aber auch die 
historischen Bedingtheiten und die kleinen Schwaehen 
oder Harten seines Wesens spiegeln: es kann nicht die 
Aufgabe einer Einführung sein, ein Gemalde dieser 
sittlîchen Weltanschauung, eine Detail- oder auch nur 
Gesamtschilderung der angewandten Ethik Kants zu 
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entwerfen. Das môge vielmehr jeder interessierte Lé- 
ser, mit Hilfe unseres Sachregisters, für sich selbst 
versuchen. Wir geben auch hier nur eine Skizze des 
Gedankengangs. 

Die Einieilung erklart zunàchst die Überschrift 
des ganzen Abschnitts dahin, dafi darunter Pllichten 
des Menschen als Naturwesens gegon ihn selbst als 
Vernimftwesen zu verstehen seieii (§ 1 — 3), und be- 
gründet sodann die mogliche Einteilung derselben: 1. in 
Unterlassungspflichten, die aiif die moralische Selbst- 
erhaltung, und Begehungspfiicbten, die auf die sitt- 
liche Vervollkommnung abzielen; 2. in die Pflichten 
des Menschen gegen sich selbst als animalisches und 
als blofi moralisches Wesen (§ 4). Beide Gesichtspunkte 
werden dann im folgenden miteinander verflochtcn. 

Biich J behandelt die hier als „vollkommene‘^ be- 
zeichneten Pflichten, die — als wesentlich négative oder 
Unterlassungspflichten — die Selbsterhaltung des 
Menschen zum Zwecke haben, und zwar das i. Eapi/el 
die negativen Pflichten gegen den animalischen 
Teil unseres Wesens (§ 5). Die Ethik verbietet den 
Selbstmord sowie die Selbstverstümmelung (§ 6), den 
naturwidrigen Geschlechtsgenuû (§ 7) und die tieri- 
sche UnmaBigkeit im GenieBen der Nahrungsmittel 
(§ 8). — Das Kapitel betraclitet die den Pflichten 
der moralischen Selbsterhaltung entgegengesetzten 
Laster der Luge (§ 9), des Geizes (§ 10) und der 
Kriecherei (§ 11, 12). Am interessantesten sind die in 
der Regel jedem Paragraphen angehangten kasuisti- 
schen Fragen, inwieweit vielieicht doch Ausnahmen 
von der strikten Regel, z. B. des SoJbstmords, des 
Weingenusses oder der Notlüge in gewissen Fallen ge- 
stattet seien. Besonders erhebend berührt die münn- 
liche Gesinnung, mit der Kant gegen die Kriecherei 
in jeder Form auftritt (§ 12). — Es folgen dann, an- 
statt eines dritten Kapitels, noch drei Ahs^chnitte über 
allgemeinere Problème, namlich: 1. von den Pflichten 
des Menschen gegen seinen angeborenen inneren Rich- 
ter, das Gewissen (§ 13), 2. von der Grundbedingung 
aller Pflichten: der moralischen Selbsterkenntnis (§14, 
15), und 3. der episodische Abschnitt von der „Amphi- 
bolie der moralischen Reflexionsbegriffe^^ (der t t. 
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entstammt bekanntlich der Kritik der reinen Vernunfi, ge- 
nauer dem Anhang zur transzendentalen Logik)^ Sie be- 
steht darin, dafl der Mensch das, was in Wabrheit 
Pflicht gegen ihn selbst ist, für Pflichten gegen andere 
untermenschliche (aujDere Natur, Pilanzen, "Kere, § 17) 
Oder übermenschliche (Gott, Engel, § 18) Wesen hait. 

Bnch 11 erortert sodann die „unvollkommenen‘‘, 
d. h. nicht genau begrenzbaren (s. oben EMeitung zur 
Tugmdlehrc Vlll), Pilichten der eigenen Vervoll- 
kommnung, und zwar 1. der Vervollkommnung seiner 
Natnranlagen, d. h. seiner Geistes-, Seelen- und Lei- 
beskrafte (§ 19), wobei es in seine vernünftige Über- 
legung gestellt werden mufi, welcher er am meisten 
nachzugehen habe (§ 20); 2. seiner moralischen An- 
lage. Ideale Forderung ist hier zwar reinste Lauterkeit 
der Gesinnun*^ und sittliche Vollkommenheit (§ 21), 
beides aber bei der Gebrechlichkeit der menschlichen 
Natur auch dem Besten nie vollig erreichbar (§ 22). 

Es foigt der Zweite Tdl der Elemeniarl'hre : 

d) Tugendpflîchten gegen andere (§ 23 -48, S. 303—837), 

der in zwei sehr ungleiche „Hauptstücke‘‘ zerfallt, 
ein 25 Seiten langes erstes und ein bloû eine Seite 
einnehmendes zweites. 

Dus ers te Kapitel (S. 303 — 328) handelt von don 
Pilichten gegen andere aïs Menschen überhaupt, ab- 
gesehen von ihrem besonderen Stand, Alter, Zu- 
stand usw., und teilt sie — ahnlich wie Kants moral- 
philosophische Vorlesungen (vgL S. XXIII unten) es 
taten — in solche der Liebe und der Achtung ein 
(§ 23 — 25). Die mit der allgemeinen Menschen- oder 
Nachstenliebe identische Liebe spflicht (§ 26 — 28) zer- 
fallt in die Pilichten der Wohltatigkeit (§ 29 — 31), 
der Dankbarkeit (§ 32, 33) und der teilnehmenden 
Empfindung (Mitlreude und Mitleid, § 34, 35), denen 
die Laster des Menschenhasses, nâmlich die „abscheu- 
liche Familie^‘ des Neides, der Undankbarkeit und der 
Schadenfreude, entgegengcsetzt sind(§86). Das meiste 
Interesse bieten unseres Erachtens auch hier die 
kasuistischen Fragen, Z. B. die, welche den Wert der 
„\VohltatigkeiV‘ mit Recht überhaupt in Zweifel ziehen 
(S. 310 f.), oder dieienige: Würde es nicht besser in 
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der Welt stehen, wenn aile Moral auf gewissenhaft 
ausgeübte Rechtspflichten sich beschrankte? (S. 815). 

Die Pflicht der Achtung gegen andere beruht 
auf der jedem Menschen innevvohnenden Menschheits- 
würde (§ 37. 38), die selbst dem Lasterhaften nicht 
versagt werden darf; noch weniger natürlich um theo- 
retischer Ungereimtheiten willen (§ 39). Verletzt aber 
wird diese Achtung durch die drei Laster (§ 41) des 
Hochmuts, der in seiner Ungerechtigkeit und Torheit, 
3 a Niedertracht vom echten Stolz oder der Ehrliebe 
dirrchaus zu unterscheiden ist {§ 42), der übeln Nach- 
rede (§ 43) und der boshaften Spottsucht (§ 44). 

Das nun sich anschlieflende zweite Kapitel (S. 
328 f.), welches der Überschrift zufolge die in den 
Kompendien der Zeit übliche Erôrterurig der Pflichten 
der Menschen ,,gegeneinander in Ansehung ihres Zu- 
8 tandes'^ namlich ob roh oder kultiviert, gelehrt oder 
ungelehrt, ait oder jung, gesund oder krank usw. 
(vgl. oben S. XXIII), geben soll, beschrankt sich 
in Wirklichkeit auf die Erklarung, dafi solche Einzel- 
falle der Anwendung nur in einen Anhang der Ethik 
gehôren, sieht dagegen selbst von einer solchen Dar- 
stellung, die zur „VollstandigkeiP^ des Systems gehoren 
vvürde (S. 329), giinzlich ab (§ 45). 

Dagegen knüpft der darauîfolgende BescMup der 
Ekmeniarlehre (S. 329 — 335) wieder an das Vorher- 
gehende an, indem er die unserem Philosophen auch 
personlich besonders naheliegende „innigste Vereini- 
gung der Liebe mit der Achtung in der Freund- 
schaft‘‘ preist, wobei eine Reihe sehr f einer Berner- 
kungen über Freundespflichten, Freundschaft in der 
Not (§ 46), Vertrauen unter Freunden und das Idéal 
eines Menschenfreundes (§ 47) fallen. Endlich folgt 
noch ein Zusatz über die Umgangstugenden, die 
zwar nur Auûenwerke oder Scheidemünze der Tugend 
sind, aber doch zur Tugendgesinnung hinwirken (§ 48). 

Damit schlieflt die Elementarlchre. 

e) Ethische Methodenlehre (§ 49— -53, 8. 889—352). 

Sie zerfallt in: 

1. die ethische Didal fik (§ 49 -52), 

2. die ethische Ankelik (§ 53). 
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Denn die Tugend ist nicht angeboren, sondern mufi 
gelehrt und geübt werden (§ 49). 1. Die Méthode 
der Lehre mufi wissenschaftlich, also systematisch, 
der Vortrag kann akroamatisch oder in Frageform, 
und der letztero wiederum als Dialog oder Katechese, 
vor sich gehen (§ 50). Der noch ungebildete Zôgling 
bedarf der letzteren Lehrart, d. h. eines moralischen 
(nicht religiôsen!) Katechismus (§ 51), daneben des 
praktischen Beispiels an dem Lehrer selbst (§ 52). 
,,Bruchstücke" eines solchen „moralischen Katechis- 
mus‘^ wie ihn Kant anscheinend schon in den 80er 
Jahren entworfen batte (vgl. oben S. XXV), gibt die 
beigefügte Anmerlcung (S. 345 — 348). Vor allem mufi 
der iugendliche Zôgling dabei nicht auf die Vor telle 
oder Nachteile seines Tuns und Lassens, sondern auf 
das Erhebende der reinen Pflichterfüllung hingewiesen, 
daneben durch kasuistische Fragen sein Verstand inter- 
essiert und gescharft werden (S. 348 — 350). 

2. Die ethische AsJcetik wird sehr kurz, auf kaum 
zwei Seiten (350 — 352), abgehandelt. Die Stimmung 
des Gemüta in Ausübung der Tugend soll „wacker und 
frôhlich^* sein. Die als rigoristisch verschriene Ethik 
Kants bezeichnet ausdrücklich aïs Erganzung der 
„rüstigen*‘ Tugendübung (nach der Weise der Stoiker) 
das „frôhliche Herz^' (Epikurs); sie verwirft dagegen 
ebenso ausdrücklich die finstere oder schwarmerische 
Mônchsasketik. 

f) Der BeschIuD (S. 852—358) 

der ganzen Tugendlehre endlich zieht die Grenzen zwi- 
schen reiner Moralphilosophie und Religion. Die 
Pflichten kônnen allerdings formai als auf einen gôtt- 
lichen Willen bezogen gedacht, dürfen aber nicht als 
Pflichten gegen Gott aufgefafit werden. Die Religion 
liegt aufierhalb der Grenzen der philosophischen Ethik 
(S. 354 f.). — Was insbesondere für ein Verbal tnis 
zwischen Gott und den Menschen obwalte, ob mehr das 
der Liebe oder das der strafenden Gerechtigkeit, das 
zu beurteilen, übersteigt ganzlich die Kraft unserer 
Vernunft und die Grenzen der Ethik aïs reiner prakti- 
scher Philosophie (S. 355 — 358). 
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Dîes der Gedankengang des Kantiscken Werkes. 
Wohl steht dasselbe anmethodischer Bedeutung hin- 
ter den beiden früheren ethischen Schriften zurück, 
und doch ist es für den Freund der Kantischen Philo- 
sophie von unschâtzbarem Werte. Denn einmal Wer- 
den in den allgemeinen Abschnitten, besonders den 
drei Einleitungen (deren Inhalt wir deshalb auch aus- 
führlicher wiedergegeben haben), die früheren methc- 
disch-systematischen Grundsatze in zum Teil neuer 
Formulierung bestatigt, hier und da auch erganzt. 
Dann aber gibt die Metaphysik der Sitten ein authenti- 
sches, zum Teil ins kleinste gehendes Bild von Kanis 
rechtsphilosophischen, politischen und ethischen Au- 
schauungen und von dem systematischen Zusammen- 
hang, den sie in seinem Goiste gewannen: kurz von 
seiner Rechtsphilosophie, Poiitik und angewandten 
Ethik. Und, wenn auch die Entwickelung unserer Zeit 
in vielem über Kant hinausgeschritten ist, so môchten 
sich doch zahlreiche Gedanken finden, aus denen auch 
die Gegenwart für ihr rechtliches, politisches und 
sittliches nicht blofi Empfinden, sondern auch Denken 
noch von Kant lernen kônnte. 

Ehe wir diesen Teil schlieBen, geben wir noch 
als Bfilage den S. XVI von uns erwâhnten Brief Kants 
an den Professer Chr. G. Schütz in Jena wieder. 


Bell âge. 

Brief an Christian Gottfried Schütz, 
vom 10. Juli 1797. 

Konigsber^, 10. Juli 17Î17. 

Unaufgefordert von Ihnen, würdiger Mann, doch 
veranlafit durch Ihren an unseren gemeinschaftlichen, 
vortrefflichen Freund, den Herrn Hofprediger 
S c huit Z, abgelassenen Brief, ergreife ich diese Ge- 
legenheit, Ihnen meine Freude über Ihren besseren 
Gesundheitszustand, als ihn das Gerücht seit geraumer 
Zeit verbreitet hatte, bezeugen zu kônnen. Ein so ge- 
meinnützig tatiger Mann muB froh und lange lebenî 
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Der Anstofi, den Sie im gedachton Briefe an mei- 
nem neuerdings aufgestellten Begriîfe des „auf ding- 
iiche Art persônlichen lîechts“ nehmen, hefremdet mich 
nicht, weil die Rechtslehre der reinen Vernunît, noch 
niehr wie andere Lehren der Philosophie, das: entm 
praeier ncccssiiatem non sunt multiplicanda sich zur 
Maxime macht. Eher mochte es Ihr Verdacht tun, 
dalî ich, durch Wortkûnstelei mich selbst tauschend, 
vermittelst erschlichener Prinzipien das, wovon noch 
die Frage war: ob es tunlich sei, für erlaubt angenom- 
men habe. Allein man kann ira Grunde niemanden es 
verdenken, dafi er bei einer Neuerung in Lehren, deren 
Gebàude er nicht umstândlich erortert, sondern blofl 
auf sie hinweist, in seinen Deutungen den Sinn des 
Lehrers verfehlt und da Irrtümer sieht, wo er alienfalls 
nur liber den Mangel der Klarheit Beschwerde führen 
sollte. 

Ich will hier nur die Einwürfe berühren, die Ihr 
Brief enthalt, und behalte inir vor, dieses Thema mit 
seinen Gründen und Folgen an eiiiein anderen Orte aus- 
führlicher vorzutragen. 

1. „Sie konnen sich nicht überzeugen, dalî der 
Mann das Weib zur Sache macht, sofern er ihr ehe- 
lich beiwohnt et vice versa. Ihnen scheint es nicbts 

weitcr als ein mutuum adintorium zu sein/* Frei* 

lich, wenn die Beiwohnung schon als ehelich, d. i. 
als gesetzlich, obzwar nur nach déni Rechte der 
Natur, angenoinmen wird, so liegt die Befugnis dazu 
schon im Begriffe. Aber hier ist eben die Frage: ob 
eine eheliche Beiwohnung, und wodurch sie raoglich 
sei; also muB hier bloli von der fleischlichen Bei- 
wohnung (Vermischung) und der Bedingung ihres 
Befugnisses geredet werden. Denn das mutuum adlu- 
torium ist bloû die rechtlich notwendige Folge aus 
der Ehe, deren Môglichkeit und Bedingung allererst 
erîorscht werden soll. 

2. Sagen Sie: „Kants Théorie scheint bloJQ auf 
einer fall<icia des Wortes GenuÛ zu beruhen. Freilich 
ira eigentlichen Genuû ein es Menschen, wie das 
Menschenfressen, würde es ihn zur Sache raachen; 
allein die Eheleute werden doch durch den Beischlaf 
keine res fungibües,*^ — — Es würde sehr schwach 
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von mir gewesen sein, mîch durch das Wort GeniiO hin- 
halten zu lassen. Es mag immer wegfallen und dafür 
der Gebrauch einer unmittelbar (d. i. durch den Sinn, 
der hier aber ein von allem anderen spezifisch ver- 
schiedener Sinn ist), ich sage: einer unmittelbar 
vergniigenden Sache gesetzt werden. Beim Ge- 
nusse einer solchen denkt man sich diese zugleich 
als verbrauchbar (res fungibilis), und so ist auch in 
der Tat der wechselseitige Gebrauch der Geschlechts- 
organe beider Teile untereinander beschaffen. Durch 
Ansteckung, Erschôpfung und Schwângerung (die mit 
einer todlichen Niederkunft verbunden sein kann) kann 
ein Oder der andere Teil aufgerieben (verbraucht) wer- 
den, und der Appétit eines Menschenfressers ist von 
dem eines Freidenkers (libertin) in Ansehung der Be- 
nutzung des Geschlechts nur der Fôrmlichkeit nach 
unterschieden. 

So weit vom Verhaltnisse des Mannes zum Weibe. 
Das vom Vater (oder Mutter) zum Kinde ist unter den 
môglichen Einwürfen übergangen worden. 

3. „Scheint es Ihnen eine petitlo prmcipii zu sein, 
wenn K, das Recht des Herrn an den Diener oder 
Dienstboten aïs ein personlich-dingliches (sollte heiûen; 
auf dingliche Art [folglich blofi der Form nach] per- 
sônliches) Recht beweisen will; weil man ja den Dienst- 
boten wieder einfangen diirfe usw. Allein das sei ja 
cben die Frage. Woher wolle man beweisen, daC man 
iure naitirae dieses tun dürfe?'' 

Freilich ist diese Befugnis nur die Folge und das 
Zeichen von dem rechtlichen Besitze, in welchem 
cin Mensch den anderen aïs das Seine hat, ob dieser 
gleich eine Person ist. Einen Menschen aber als das 
Seine (des Hauswesens) zu haben, zeigt ein iu}; in re 
(contra qiiemlibet huius personae possessoremy gegen den In- 
haber desselben) an. Das Recht des Gebrauchs des- 
selben zum hausiichen Bedarf ist analogisch einem 
Rechte in der Sache, weil er nicht frei ist, als Glied 
sich von dieser hausiichen Gesellschaft zu trennen, und 
daher mit Gewalt dahin zurückgeführt werden darf, 
welches einem verdungenen Tagelôhner, der bei der 
Halfte der Arbeit (wenn er sonst nichts dem Herrn 
entfremdete) sich entfernt, nicht geschehen kann, nam- 
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lich ihn eînzufangen, weri er nicht zu dem Seinon des 
Hausherrn gehorte, wie Knecht und Magd, welche 
integrierende Teile des Hauswesens sind. 

Jedoch das weitere bei anderer Gelegenheit usw. 


lïl. Textphilologlsehes. 

A. Die bisherigen Ausgaben.^) 

1. Zunâchst erschien die Rechtslehi*e besonders 
unter dem Titel: Meiaphysische Anfangsigründe der liechts- 
lehra von Immcmuel Kant, Kônigsberg, bey Friedrich Nico- 
k)x:ius 1797, XII und 235 Seiten. Dann 

2. Beide Teile unter dem gemeinsamen Titel: Die 
Mctaphysik der Sitten in zwcy Theilen. Abgefaflt voyi Im- 
manuel Kant. Kônigsberg, bey Friedrich Nicolovius 1797. 
Erslcr Tcil: Mctaphysische Anfangsgründe der Rechtslehre. 
Kbnigsherg etc. - - Zwedter Tell: Meiaphysische Anfangs- 
gründe der Tugendlehre. Kônigsberg etc. X und 190 Seiten. 

3. Unter demselben Titel, mit dem Zusatz für die 

Rechtslehre: Zweyte, mit einem Anhangc erldutcm.der 
Bcmerkungcm und Zusàlze vermehrte Auflagc. Kônigsberg, hey 
Friedrich Nicolovius 1798. 266 S. Dieser erschien 

gleichzeitig auch gesondert unter dem Titel: Erlauteryide 
Ayimerkiingm zu den mctaphysischen Anf angsgründen der 
Kechislehre i^on Immanuel Kant. Kônigsberg etc. 1793. 31 S. 

4. Meiaphysische Anfang'^gründe der Tugendlehre von Im- 
manuel Kant. Zweyie verbcsscrtc Auflage. Kônigsberg ^\q,1803. 

5. Nachdrucko erschienen 

von der Rechtslehre: Frayikfurt und Leipzig 1797. 

von der Tugendlehre mit dem Beisatz: Zweyie Aufiage. 

Kreuznach, hei Ludung Christian Kehr 1800. 

Ein Abdruck der Erlduterndcn Anmerkungen mit dem 

Beisatz: Kônigsberg 1800 (ohne Angabe des Ver- 

légers, daher vermutlich doch Nachdruck). 

6. Im 9. Bande der Gesamtausgabe von Rosenkranz 
und Schubert, Leipzig 1838, S. I — XVI und 1 — 366 (vou 
Schubert'). 

Vgl. dazu jetzt die bibliographisch vorzügliche Zu- 
sammenstelîung aller Kantdrucke bis zum Jahre 1838 von 
ArthurWarda, DicDruckschriftenKants. Wieehadml919. 62 S. 
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7. Im 5. Bande der Gesamtausgabe von G. Harten- 
stebiy Leipzig lS3Sy S. 1 — 193. 

8. Im 7. Bande von G. Hartenstelnn GesanUausgabe 
in chronologischer lieihenfolgcy Leipzig 1807 y S. 1 — 173. 

9. Als Band 29 der Bhilosopiiischen Bibliothck von 
J. II. V. KirchmanUy Berlin 1870. X and 351 Scilcn. 

10. Vorliegende Ausgabe. 

11. Von Baul Naiorp im 6. Bande der Akademie- 
ansgabe S. 203 — 493; Lemrten etc. S. 517 — 549. 

12. Im 6. Bande der Cassirer.ichen Kantausgabe, 
hrsg. von Bmzion KeUernunu/y S. 1 — ; dazu Louirien 
S. 133—157. 

B. Textgeschichtiiehes. 

Die Hauptfrage war und bleibt, welche der Ur- 
ausgaben heute einem Neudruck zugrunde zu legen 
ist. Die Sachlage ist insofern etwas verwickelt, ale 
deren nicht weniger als 4 (s. unter A) zu verschiedenen 
Zeiten erschienen sind, sodaû u. a. zwischen der 
zweiten Auflage der beiden Einzelschriften (EechU- 
und Tiigendlehre) nicht weniger als vier Jahre Zwischen- 
raum liegen. Nun sind allerdings — abgesehen von 
dem in der 2. Auflage hinzugekommenen Anhang Br- 
iliutcmdcr Anmerkungeïz — wichtige sachîiche Unter- 
schiede zwischen beiden Auflagen nicht vorhandon, 
wohl aber zahlreiche stilistische Varianten; nament- 
lich in der Tugendlehrcy mit der wir uns zunachst be- 
schaftigen wollen. 

An sich lâge es natürlich am nachsten, die letzte 
zu Lebzeiten des Autors veroffentiichte, also die 
zvveite Auflage dem Text zugrunde zu legen, wie 
dies denn auch von allen bisherigen Herausgebern 
(Schubert, Hartenstein in seinen beiden Ausgaben, 
Kirchmann) geschehen ist. Das würde auch zweifel- 
îos das Eichtige sein, wenn dieselbe, wie Schubert 
Seite X seiner Ausgabe meint, wirklich unter der 
„tatigen Mitwirkung‘‘ des Verîassers zustande gekom- 
men ware. Für diese Behauptung bringt er aber 
nicht den Schatten eines Beweises bei. Das Gegenteil 
ist vielmehr fast unbestreitbar. Wenn Kant schon 
überhaupt die Besorgung und Korrektur spaterer Auf- 
lagen in der Regel unbedenklich seinen Freunden und 
Schülern oder den Korrektoren und Setzern der 
Druckerei überlieB, so ist dies sicherlich bei der erst 
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im Jahre 1803, ein Jahr vor seinem Tode, lierausge- 
kommenen zweiten Auflage der Tugendlehre erst recht 
geschehen. Denn schon am 28. April 1802 schreibt 
er an Schoen: „Meine Kràfte nehmen mit jedem Tage 
ab, meine Muskeln schwinden . . und derselbe 
Schubert schildert in seiner Biographie des Philo- 
sophen (vgl. oben S. XXI) gerade, wie schon seit 
1799 dessen Geistes- und Kôrperkraft im Abnehmen 
begriffen waren und insbesondere im Jahre 1802 seine 
Gedàchtniskraft „auffallend schwand'^ (S. 161). Wir 
dürfen daher als sicher annehmen, dal3 die zahl- 
reichen stilistischen Verànderungen der zweiten Auf- 
lage nie ht von seiner, sondern von fremder Hand 
herrühren: zumal da sie zwar manches in Satzbau 
und Ausdruck geglattet, aber gerade dadurch auch 
manches Eigentümliche von Kants Altersstil verwischt 
haben; dafi daneben das auBere Schéma der Eintei- 
lung an einzelnen Stellen fibersichtlicher gemacht ist, 
fallt nicht ins Gewicht. Wir haben daher kein Beden- 
ken getragen, dieienige Auflage, welche Kants Werk 
in seiner originalsten Fassung darstellt, d. i. die 
ers te (von 1797) — wie es auch Natorp tut — 
unserer Ausgabe zugrunde zu legen. Übrigens sind 
aile Varianten — ausgenommen die orthographischen, 
sowie einige ganz irrelevante Bagatellen und die offen- 
barenDruckfehler — von uns unter dem Texte verzeich- 
net, sodafl jedem, der Neigung dazu empfindet, die 
Môglichkeit selbst zu vergleichen und zu urteilen ge- 
geben ist. 

Ein wenig anders iiegt die Sache bei der Bechls- 
lehre. Hier kônnte die zweite Auflage als Textgrund- 
lage eher in Betracht kommen, da sie schon im 
Jahre 1798 erschienen ist und so immerhin eine 
„tâtige Mitwirkung^‘ des Autors denkbar ware, wenn 
sie auch durchaus nicht wahrscheinlich ist. Wir waren 
anîangs in der Tat geneigt, sie als Grundlage zu be- 
nutzen, kamen aber im Fortgang unserer Vergleichung 
von dieser Absiçht ab, weil wir, anstatt der sich an- 
fangs ôfters îindenden wirklichen stilistischen Ver- 
besserungen, immer haufiger Nachlassigkeiten ver- 
schiedener Art wie: Auslassungen von Wortern, Un- 
regelmalJigkeiten der Schreibung, Druckfehler und 
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grammatische Verstcfle wahrnahmen: wàhrend die 
„Verbesserungen“ bei Lichte besehen, ahnlich wie bei 
der Tugendlehre, oft nur in Schulmeistereien oder Ver- 
wasserungen bestanden. Natorp, der sich der Mühe 
einer minutiôsen Vergleichung unterzogen bat, hat in 
der zweiten Auflage allein nicht weniger als 40 neue 
Druckfehler, 18 schwerere Fehler und 21 Auslassungen 
(von 1 — 2 Wortern an bis zu einem halben Satze) fest- 
gestellt! Er legt deshalb seiner (der Akademie-)Aus- 
gabe auch in der Rechtslehre nur die erste Auflage zu- 
grunde. Wir haben im allgemeinen, d. h. in der 
überwiegenden Mehrzahl der Fâlle, ebenfalls die erste 
Auflage bevorzugt, indessen doch, wo uns eine ganz 
offenbare Verbesserung vorzuliegen schien, ôfters auch 
den Text der zweiten Auflage (die doch schliefilich 
unter der Àgide des damais noch nicht altersschwacheu 
Verf assers erschienen ist) in den unsrigen aufgenom- 
men, in jedem Falle aber auch hier die Varianten 
unter dem Text verzeichnet. — Der Sonderdruck des 
Anhangs (s. S. XLV, Nr. 3) bietet nur ganz unwesent- 
liche Abweichungen im Sperrdruck und der Recht- 
schreibung. 

Von der weiteren Geschichte des Textes ist 
wenig mehr zu bemerken. Einige Verbesserungca hat 
der bekannte Kantlexîkograph Mellin in seinen Mar- 
ginalien und Register zu Ka?ils metaphysischen Anfangs- 
grilndm der Rechtslehre, Jena und Leipzig, 1800 beige- 
steuert, anderes Hartenstein, fast nichts Schubert (der 
vielmehr die Fehler und Auslassungen der zweiten Auf- 
lage getreulich mit abdruckt), geschweige denn Kirch- 
mann in iliren Gesamtausgaben von Kants Werken. 
So sincl denn Natorps Akademieausgabe und die 
hier vorliegcnde die bisher einzigen, die den Text 
einer gründlichen Musterung unterzogen haben, 
Nicht aile Ànderungen Natorps habe ich aufge- 
nommen, und umgekehrt bringt die in ihren text- 
kritischen (irundsatzen konservativere Akademie- 
ausgabe nicht aile die unseren. Da, wo ich die 
Anregung zu einer Textanderung oder einer Ver- 
mutung einem anderen verdanke, ist dessen Na- 
men in eckigen Klammern beigefügt. Gôrland 
und Nolte sind jüngere Gelehrte, die, ebenso wie 
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der Rechtsphilosoph Stammler in Halle, Natorp bei der 
Textdurchsicht unterstützt haben. Wir verweisen îerner 
auf die Besprechung der Akademieansgabe dnrch 
Oito Schoïidürffcr in Alipreu/3. Monaisschrift Bd. 49, 
8, 5d7~-524. 

Endlicli soi an dieser Stelle noch bemerkt, dafl 
auJSer der oben S. XV f. erwahnten englischen Über- 
setzung Richardsons, Schuberts Ausgabe (S. XI) 
noch eine zweite, die Tugendlehre und die Einleitu7ig 
zur Eechtslchre umfassende, englische von J. \V. Semple 
(Edinhicrg 1836) und eino lateinische der Rechtslehre 
von G. L. Konig, Elementa metaphysica iuris doctrinae, 
Gotha 1800 verzeichnet. 


C. Textânderungen unserer Ausgabe, 


Seito Oder Zusatz [Nolto]. 

„ 21^^ milsse atatt miissen. 

„ 24 hetrifft était hetreff'en. 


7 » 

7J 

» 

5 ) 

» 


27 » 


U7irecht statt ünrecht [Natorp], 


281® positive était natürliche [Kirchmann, Natorp], 
341 ^ desselben statt derselben, 

35 ® Icayin, statt kann etc. [Mellin], 

401^ A^ispruch statt Atissprnch. 


63®^ es Zusatz. 

61 ® Raum- statt Raum. 
6320 dcn Zusatz. 


„ 681® statt und [Natorp, GOrland, Staramler], 

„ 881® entrichtet statt erriOdct [Natorp], 

„ 981*1 dm'ch Zusatz [Natorp], 

„ 143®^ abhàngige statt abhdngigen. 

„ 147 1 erlaubt, jener in statt und erlaubt jener, in. 

„ 153 1 solcher statt solche. 

„ 16811 odcr statt aher [Natorp], 

„ I 641 ® Feigheit statt Feigheitf der. 

„ 16622- 28 sie . . . ist Zusatz. 

„ 173*® Fcinde Zusatz. 

„ 176®* im iresperrt, 

„ 181®*! auflosliehe était ablbsliche | Melliii]. 

„ 18222 denseWen statt demselben [Natorp]. 

„ 183 1 einem statt eiyien [Natorp] . 

„ 1831*! loelchcr statt weîches. 

„ 1871 ® ztc Zusatz. 

„ 189 ® 7i(lmîich geetrichen. 


K aut, MetaphyBik der Sitten. 


D 
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Seite 191®* oder Zusatz. 

„ 192 ® ein statt es em. 

„ 193^® steht etatt stehen, 

„ 196 ^ für Verhrechen Zusatz. 

„ 203*—® durch Gebete . . . verhei/3en an eine andere 
S telle gesetzt |nach cinem Vorscblage NatorpsJ. 

(Tugendlehr e.) 

„ 252*® weîclies statt weîche [Natorp], 

„ 257** dieselben statt dieselhe. 

„ 263 vom statt von [Natorp]. 

„ 268'® dieser statt diese [Natorp]. 

„ 276'® unmitteilsam statt unmitteilbar^ 

„ 283 Anm. kann Zusatz. 

„ 301*® Fortschreiten statt Fortschritten [Natorp]. 

„ 307 * tvic Zusatz [Natorp, Gôrland]. 

„ 314®® und Zusatz. 

„ 336*® die Zusatz [Menzer, Natorf)]. 

^ 354 86 widerstreiten statt widerstreite, 

an Yermntungon: 

Seite 14*® von ihrer statt ihrer? 

„ 16 ® blo/J Zusatz [Natorp]? 

„ 29 '® ivàre statt hdtte? 

„ 36®* ganz zu streich ou [Gôrîand]? 

„ 41*® recht statt lierht [Natorp], 

„ 48 * einen statt seinen? 

54** mich Zusatz? 

„ 58*® haben oder hdtte? 

60*® tcelche statt tcelcher [Natorp, Stammler]? 

„ 66^ dafi statt weil? 

„ 72*”^ derselben Zusatz [Natorp]? 

„ 86 ® aber Zusatz [Natorp]? 

„ 96** der statt dieser [Natorp]? 

„ 111®* nicht Zusatz [Natorp]? 

„ 119*® — 120' „Urteil . . . müsse^^ eingoschoben? 

„ 121 ^ jcmandem statt mir? 

„ 127** der Materio nach statt als Materio noch? 

J, 127** gesetzmafSig statt gesetzfàhig [Natorp]? 

„ 138*® ivesentlich statt wesentliche [Natorp]? 

„ 140*® semer statt ihrer? 

„ 166** U^itertans statt Unterhauses [Mollin, vgl. auch 
unsere Einîeitung S. XV]. 

„ 194'® *® nicht ein dingliches gegen etc. [Natorp]? 

„ 203*® entworfenen hestimmten siatt bestimmten ent- 
worfenen [Natorp]? 
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(ï U g O n d 1 e h r e.) 

Seito 229 ^ sich statt sie [Gorland]? 

,5 231 ® der allgemeinen statt die aUgemeine? 

y, 248 von den statt vont? 

„ 248®® Neigungenei^ttMeinungen(Ija8tern)]^f3Aor^Y^ 

„ 270®* dem statt am? 

„ 271 • davon statt daran? 

„ 290 ^ ein Znsatz? 

„ 294 * zu hefordem? 

„ 800 * Aher welche était Welche [GOrland]? 

„ 353 * nur statt nun [Gorland]? 
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Vorrede. 


[205] 


Auf die Kritik der praktischen Vernunft sollte 
das System, die Metaphysik der Sitten, folgen, welches 
in metaphysische Anfangsgründe der Rechtslehr© 
und în ebensolche für die Tugendlehre zerfâllt (als 
ein Gegenstück der schon gelieferten metaphysischen 
Anfangsgründe der Naturwissenschaft), wozu die 
hier folgende Einleitung die Form des Systems in bei- 
den vorstellig und zum Teil anschaulich macht. 

Die Rechtslehre, als der erste Teil der Sitten- 10 
lehre, îst nun das, wovon ein aus der Vernunft hervor- 
gehendes System verlangt wird, welches man die 
Metaphysik des Rechts nennen kônnte. Da aber 
der Begriff des Rechts, als^) ein reiner, jedoch auf die 
Praxis (Anwendung auf in der Erfahrung vorkomraende 
Falle) gestellter Begriff ist, mithin ein metaphysi- 
sches System desselben in seiner Einteilung auch auf 
die empirische Mannigfaltigkeit jener Falle Rücksicht 
nehmen müBte, um die Einteilung vollstàndig zu 
machen (welches zur Errichtunjr eines Svstems der 20 
Vernunft eine unerlâBliche Forderung ist), Vollstan- 
digkeit der Einteilung des Empirischen aber un- 
môglich ist und, wo sie versucht wird (wenigstens um 
ihr nahe zu kommen), seiche Begriffe nicht als inte- 
grierende Teile in das System, sondern nur aïs Bel- 
spiele in die Anraerkungen kommen konnen: so wird 
der für den ersten Teil der Metaphysik der Sitten allein 
schickliche Ausdruck sein: Metaphysische An- 
fangsgründ© der Rechtslehre; weil in Rücksicht 


a) ,,al8'* wûrde besser wegfallen, wird aber von Kant 
auch an andoren Stellen ebenso gebraucht; vgl. B. 61 
und 203 fe). 


1 * 
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auf jeiie Fâlle dev Anwendung nur Aunaherung zum 
System, nicht dieses seibst erwartet werden kann. Es 
wird daher hiermit, sowie mit den (früheren) meta- 
physischen Anfangsgriinden der Naturwissenschaft, 
auch hier gehalten werden: nâmlich das Recht, was 
zum a priori entworfenen System gehôrt, in den Text, 
die Rechte aber, welche auf besondere Erfahrungs- 
[206] fàlle bezogen werden, in zum Teil weit[ lâuftige An- 
merkungen zu bringen; weil sonst das, was hier Meta- 
10 physik ist, von dem, was empirische Rechtspraxis ist, 
nicht wohl unterschieden werden kôniite. 

Ich kann dem so oft gemachten Vorwurf derDun- 
kelheit, ja wohl gar einer geflissenen, den Schein tiefer 
Einsicht affektierenden Undeutlichkeit im philosophi- 
schen Vortrage nicht besser zuvorkommen oder ab- 
helfen, als daû ich, was Herr Garve, ein Philosoph 
in der echten Bedeutung des Worts, jedem, vornehm- 
lich dem philosophierenden Schriîtsteller, zur Pflicht 
macht, bereitwillig aimehme and meinerseits diesen 
20 Anspruch bloû auf die Bedingung einschranke, ihm nur 
soweit Folge zu leisten, als es die Natur der Wissen- 
schaft erlaubt, die zu bericlitigen und zu erweitern ist. 

Der weise Mann fordert (in seinem Werk: Ver- 
mîschte Aufsatze betitelt, S. 352 u. f.) mit Recht, 
eine jede philosophische Lehre müsse, wenn der Leh- 
rer nicht seibst in den Verdacht der Dunkelheit seiner 
Begriffe kommen soll, — zur Popularitât (einer zur 
allgemeinen Mitteilung hinreîchenden Versinnlichung) 
gebracht werden kônnen. Ich raume das gern ein, 
30 nur mit Ausnahme des Systems einer Kritik des Ver- 
nunftvermôgens seibst und ailes dessen, was nur durch 
dieser ihre Bestimmung beurkundet werden kann; weil 
es zur Unterscheidung des Sinnlichen in unserer Er- 
kenntnis vom Übersinnlichen, dennoch aber der Ver- 
nunft Zustehenden gehôrt. Dieses kann nie popular 
werden, sowie überhaupt keine formelle Metaphysik; 
obgleich ihre Resultate für die gesunde Vernunft (eines 
Metaphysikers, ohne es zu wissen) ganz einleuchtend 
gemacht werden kônnen. Eier isi au keiUe Popularitat 
40 (Volkssprache) zu denken, sondern es muû auf scho- 
lastische Pünktlichkeit, wenn sie auch Peinlichkeit 
gescholten würde, gedningen werden (denn es ist 
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Schulsprache): weil dadurch ailein die voreilige 
Ver n unit dahîn gebracht werden kann, vor ihren dog- 
matischen Behauptungen sich erst selbst zu verstehen. 

Wenn aber Pedanten sich anmafien, zum Publi- 
kum (auf Kanzeln und in Volksschriften) mit Kunst- 
wôrtern zu reden, die ganz für die Schule geeignet 
sind, so kann das so wenig dem kritischen Philosophen 
zur Last fallen, als dem Grammatiker der Unverstand 
des Wortklaubers (logodaedalus). Das Belachen kann 
hier nur den Mann, aber nicht die Wissenschaft treffen. 10 

Es klingt arrogant, selbstsüchtig und für die, 
welche ihrem alten System noch nicht entsagt haben, 
verkleinerlich zu behaupten: dafi vor dem Entstehen 
der kritischen Philosophie es noch gar keine gegeben 
habe. — Um nun über diese scheinbare AnmaBung [20 
absprechen zu kônnen, kommt es auf die Frage an: 
ob es wohl mehr als eine Philosophie geben 
kônne? Verschiedene Arten zu philosophieren und 
zu den ersten Vernunftprinzipien zurückzugehen, um 
darauf mit mehr oder weniger Glück ein System zu 20 
gründen, hat es nicht ailein gegeben, sondern es muCte 
viele Versuche dieser Art, deren jeder auch um die 
gegenwartige sein^) Verdienst hat, geben; aber da 
es doch, objektiv betrachtet, nur eine menschliche 
Vernunft geben kann: so kann es auch nicht viel 
Philosophien geben, d. i. es ist nur ein wahres System 
derselben aus Prinzipien môgiich, so mannigfaltig und 
oft widerstreitend man auch über eiiien und denselben 
Satz philosophiert haben mag. So sagt der Moralist 
mit Recht: es gibt nur eine Tugend und Lehre der- 30 
selben, d. i. ein einziges System, das aile Tugend- 
pflichten durch ein Prinzip verbindet; der Chemist: 
es gibt nur eine Chemie (die nach Lavoisier); der 
Arzneilehrer : es gibt nur ein Prinzip zum System 
der Krankheitseinteilung (nach Brown), ohiie doch 
darum, weil das neue System aile anderen aus- 
schlieCt, das Verdienst der âlteren (Moralisten, Che- 
miker und Arzneilehrer) zu schmalern; weil ohne dieser 
ihre Entdeckungen oder auch mifilungene Versuche 
wir zu jener Einheit des wahren Prinzips der ganzen 40 


a) 2. AuÜ.î „ein^‘. 
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Philosophie in einem System nicht gelangt wâren. — 
Wenn also jemand ein System der Philosophie als sein 
eigenes Fabrikat ankündigt, so ist es ebensoviel, als 
ob er sagte; vor dieser Philosophie sei gar keine andere 
noch gewesen. Denn wollte er einrâumen, es wàre 
eine andere (und wahre) gewesen, so würde es über 
dieselben Gegenslande zweierlei wahre Philosophien 
gegeben haben, welches sich widerspricht — Wenn 
also die kritische Philosophie sich als eine solche 
10 ankündigt, vor der es überall noch gar keine Philo- 
sophie gegeben habe, so tut sie nichts anderes, als 
was aile getan haben, tun werden, ja tun müssen, 
die eine Philosophie nach ihrem eigenen Plane ent- 
werfen. 

Von minderer Bedeutung, jedoch nicht gauz 
ohne aile Wichtigkeit wâre der Vorwurf: daB ein diese 
Philosophie wesentlich unterscheidendes Stück doch 
nicht ilir eigenes Gewâchs, sondern etwa einer an- 
deren Philosophie (oder Mathematik) abgeborgt sei; 
20 dergleichen ist der Fund, den ein Tübingscher Rezen- 
senta) gernacht haben will, und der die Définition der 
Philosophie überhaupt angeht, welche der Verfasser 
der Kritik d. r. V. fur sein eigenes, nicht unerheb- 
liches Produkt ausgibt, und die doch schon vor vielen 
Jahren von einem anderen fast mit denselben Aus* 
208] drücken gegeben worden sei.*) Ich überlasse es einem 
jeden zu beurteilen, ob die Worte: intclkctualis quacr 
dam construction den Gedanken der Darstellung eines 
gegebenen Begriffs in einer Anschauung a jwi- 
30 ori hâtten hervorbringen kônnen, wodurch auf ein- 
mal die Philosophie von der Mathematik ganz bestimmt 
geschieden wird. Ich bin gewiB: Hausenb) selbst 

*) Porro de actuali constructioDe hic non quaeritur, 
cum ne possint quidem seriBibiles figurae ad rigorem défi- 
nitioniim effingi; sed requiritur cognitio corura, quibus ab- 
Bolvitur fonnatio, quae Intel lectualis quaedam constructio 
est. C. A. Hausenb) Elem. Mathes. Pars L p. 86. A. 1734. 
[Es handelt sich hier ferner nicht um eine wirkliche Kon- 
struktion, da wahrnehrabare Fignren gar nicht nach der 

a) Wahrscheinlich der Tübinger Professor J. Fr. Fiait 
in den Tüb. Gel. Anz. 

b) Christian August Hansen (1693—1745), seit 1714 
IVofesfior der Mathematik zu Leipzig. 
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würde sich geweigert haben, diese Erklârung seines 
Ausdrucks anzuerkennen; denn die Môglichkeit einer 
Anschauung a priori, und dalî der Raum eine solche 
und nicht ein blofi der empirischen Anschauung (Wahr- 
nehmung) gegebenes Nebeneinandersein des Mannig- 
faltigen aufiereinander sei (wie Wolf ihn erklàrt), 
würde ihn schon aus dem Grunde abgeschreckt haben, 
weil er sich hiermit in weit hinaussehende philoso- 
phische Untersuchungen verwickelt gefühlt hâtte. 
Die gleichsam durch den Verstand gemachte 10 
Darstellung bedeutete dem scharfsinnigen Mathema- 
tiker nichts weiter als die einem Begriffe korrespon- 
dierende (empirische) Verzeichnung einer Linie bei 
der blofi auf die Regel acht gegeben, von den in der 
Ausführung unvermeidlichen Abweichungen aber ab* 
strahiert wird; wie man es in der Geometrie auch an 
der Konstruktîon der Gleichungen wahrnehmen kann. 

Von der allermindesten Redeutung aber in 
Ansehung des Geistes dieser Philosophie ist wohl der 
Unfug, den einige Nachaffer derselben mit den Wôr- 20 
tern stiften, die in der Kritik der reinen Vernunft 
selbst nicht Avohl durch andere gangbare zu ersetzen 
sind, sie auch aufierhalb derselben zum ôffentlichen 
Gedankenverkehr zu brauchen, und welcher allerdings 
gezüchtigt zu werden verdient; wie Herr Nicolai tut, 
wiewohl er über die ganzliche Entbehrung derselben 
in ihrem eigentümlichen Felde, gleich als einer überall 
bloû versteckten Armseligkeit an Gedanken, kein TJr- 
teü zu haben sich selbst bescheiden wird. — Indessen 
laût sich*'*') über den unpopularen Pedanten freilich ôO 
viel lustiger lachen als über den unkritischen 
Ignoranten (denn in der Tat kann der Metaphysiker, 
welcher seinem Système steif anhângt, ohne sich an 
aile Kritik zu kehren, zur letzteren Klasse gezahlt 
werden, ob er zwar nur willkürlich ignoriert, was er 


Strengo der Definitionen ausgedacht werden kOnnen; son- 
dern es wird dio Kenntnis dessen gefordert, was die Ge- 
Btaltung ansmaeht, die gleichsam eino durch den Verstand 
gemaclito Konstruktiou ist.] 


a) 2. Aufl.: „lüCt es sich^*. 
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nicht atifkommen lassen will, weil es zu seiner âlteren 
[209] Schule nicht gehôrt). Wenn aber nach | Shaftes- 
burys Behauptuag es ein nicht zu verachtender Pr(^ 
bierstein für die Wahrheit einer (vornehmlich prakti- 
schen) Lelire ist, wenn sie das Belachen aushalt, so 
müiïlte wohl an den kritischen Philosophen mit der 
Zeit die Reihe kommen, zuletzt und so auch am 
besten zu lachen; wenn er dio papierenen Système 
derer, die eine lange Zeit das groÙe Wort führten, 
10 nacheinander einstürzen und aile Anhanger derselben 
sich verlaufen sieht: ein Schicksal, was jenen un- 
vermeidlich bevorsteht. 

Gegen das Ende des Buchs habe ich einige Ab- 
schnitte mit minderer Ausführlichkeit bearbeitet, als in 
Vergleichung mit den"^) vorhergehenden erwartet wer- 
den konnte; teils, weil sie mir aus diesen leicht 
folgert werden zu kônnen schienen, teils auch, weil die 
letzten (das offentliche Redit betreffenden) eben jeizt 
so vielen Diskiissionen unterworfen und ë^lipoph so 
20 wichtig sind, daû sie den Aufschub des entscheidenden 
Urteils auf einige Zeit wohl rechtfertigen kônnen.^) 


a) 2. Aufl.: „dem“. 

b) ifi fltT 1. Aufluoe folg{în hier noch die Worte: ^Dio 
mptuphTsi^chen A n t angagrüncle der Tugendlobre 
hufl'c icii in hurzem lioleru zu kôiinon.** 



Tafel 

der Einteilung der Recbtslehre. 


Erster Teil. 

Das Privatrecht in Ansohring anüerer G^^genstSnde. 
(Inbegriff derjciiigeri (T« selze, die koiner auüercn Bukaiint* 
machung bedürft*n.) 

Erstes Hauptstück. 

Von der Art, oiwas AuCeres als das Seine zu habon. 

Zweitea Hanptstück. 

Von der Art, etwas ÀuCerea zn erworbon. 

Einteilung der auCeren Erworbung. 

Erster Absclinitt. V<»m SHclienri‘cht. 

Zweiter Abschriitt. Vom persôniichen Kccîit. 

Dr i lier Ahschnitt. Von dom auf dingiiclie Art persôn- 
lieh'Mi Recht. 

Episudischor Abschiiitt. Von der idoalen Erwerbung. 
Drittes Hauptstück. 

Von der subjektiv-bodingten Ei w«nbung vor einer Gerichts- 
barkoit»), 

Zweiter TeiL 

Das ôffeiitliche Recht. (Inbegriff der Gesetze, die einer 
offent lichen Bekanntmacbung bedürfen.) 

Erster Absclinitt. Dus Staaisrecht. 

Zweiter Abschnitt. Das Volkerrocht. 

Dritter Abschnitt. Das Weitbürgerrecht. 


a) 2. An fl.: „durch den Ausspruch einer Ôffentliohon 
Gericlitsbai keit.“ Dahintfr foigt in der 2. Aufl,: ,,Anhang 
erlâ uternder Benn‘rkungen zu den metaphysisthoii An- 
fangsgrüriden der Hechlslel>rc.“ [Dn-ser Anhang findet sich 
in uiiserer Ansgabe ain ScliiuC der Keclitslehre.] 




Einleitung [211] 

in die 

Metaphysik der Sitten. 

I. 

Von dem VerMltnlsse der VermOgen des 
menschliehcii Gemttts zu den Sittengesetzen. 

Begehrnngsvermogen kt das Vermôgen, durch 
seirio Vorstellungen Ursache der Gegenstande dieser 
Vorstellungen zu sein. Das Vermôgen eines Wesens, 
seinen Vorstellungen geinâfi zu handeln, heifit das 10 
Leben. 

Mit dem Begehren oder Verabsciieuen ist erst- ^ 
lich jederzeit Lust oder Unlust, deren Empfânglich- 
keit man Gefühl nennt, verbunden; aber nicht immer 
umgekehrt. Denn es kann eine Lust geben, welche 
mit gar keinem Begehren des Gegenstandes, sondern 
mit der bloûen Vorstellung, die man sich von einem 
Gegenstande macht (gleichgültig, ob das Objekt der- 
selben existiere oder nicht), schon verknüpft ist. Auch 
geht zweitens nicht immer die Lust oder Unlust an 20 
dem Gegenstande des Begehrens vor dem Begehren 
vorher und darf nicht allemal als Ursache, sondern 
kann auch als Wirkung desselben angesehen werden. 

Man nennt aber die Fâhigkeit, Lust oder Unlust 
bei einer Vorstellung zu haben, darum Gefühl, weil 
beides das blofl Subjektive im Verhâltnisse un- 
serer Vorstellung und gar keine Beziehung auf ein 
Objekt zur môglichen Erkenntnis desselben*) (nicht 

♦) Man kann Sinniichkeit durch das Subjektive unserer 
Vorstellungen ûberhaupi erklâreii; denn der Versiand be- 
zieht allererst die Vorstellungen suf ein Objekt, d. i. er 
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[212] einmal der Erkenntnis miserez ( Zustandes) enthalt; 
da sonst selbst Empfindungen auûer der Qualitat, die 
ihnen der Beschaifenheit des Subjekts wegen an- 
hangt (z, B. des Roten, des Süflen usw.), doch auch 
als Erkenntnisstücke auf ein Objekt bezogen werden, 
dTie Lust oder Unlust aber (am Roten und Süfien) 
Bchlechterdings nichts am Objekte, sondern lediglich 
Beziehung auîs Subjekt ausdrückt. Naher kônnenLust 
und Unlust für sich, und zwar eben um des ange- 
10 führten Grundes willen, nicht erklart werden, son- 
dern man kann allenfalls nur, was sie in gewissen Ver- 
hâltnissen für Folgen haben, anführen, um sie irn Ge- 
brauche kennbar zu machen. 

Man kann die Lust, welche mit dem Be<»‘eliren 
(des Gegenstandes, dessen Vorstellung das Gefühl so 
affiziert) nolwendig verbunden ist, praktische Lust 
nennen, sie mag nun Ursache oder Wirkung vom Be- 
gehren sein. Dagegen würde man die Lust, die mit dem 
Begehren des Gegenstnndes nicht notwendig verbun* 
20 den ist, die also im Grunde nicht eine Lust an der Exi- 
stenz des Objekts der Vorstellung ist, sondern bloD 
an der Vorstellung allein haftet, bloû kontemplative 
Lust oder untatiges Wohlgef allen nennen kônnen. 
Das Gefühl der letzteren Art von Lust nennen wir Ge- 
schmack. Von diesern wird also in einer prakti- 
schen Philosophie nicht aïs von einem einheiraischen 

allein denkt sich etwas vermittelst dcrselben. Nun kann 
das Siihjektive unserer Vorstellung ontweder von der Art 
sein, daC os auch auf ein Objekt zur Erkenntnis deas' lbon 
(der Forrn oder Materio nach, da es im erstereii Fall* reine 
Anschaunnsr, im zweiten Empfindung heiüi) bezogen werden 
kann; in diesern Fallo ist die Sinnliclibit. als Emf»fnng- 
liclikeit der gedachten Vorstellung, derSinn. Oder abcr^) 
dus wSubjektivü der Vorstellung kanii gar kein Erkonnlnis- 
stück werden: weil es blofi die Beziehung derselben aiifa 
Subj«*kt iind nichts zur Erkenntnis d* s Objt‘kts Braueh- 
bares eiuhillt; uiid alsdann heilU diese Empfknglielikeit der 
Vorstellung Gefühl, welches die Wirkung der Vorstellung 
(diese mag sinnlich oder intellektuell sein) aufs Subj<-kt ent- 
liült und zur Sinnlicbkeic gehOrt, obgleich die Vorsiellung 
selbst zum Veratande oder der Vernuuft gehôreri mag. 

a) Kant: ,,Sinn: aber“, korr. Nolte; Mollin: „Oder da8*‘. 
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Begriffe, sondern allenfalls nur episodisch die Rede 
sein. Was aber die praktische Lust betrifft, so wird 
die Bestimmung des Begehrungsvermogens, vor wel- 
cher diese Lust als Ursache notwendig vorhergehen 
muû, ira engen Verstande Begierde, die habituelle 
Begierde aber Neigung heifien und, weil die Verbin- 
dung der Lust mit dem Begehrungsvermogen, sofern 
diese Verknüpfung durch den Verstand nach einer 
allgemeinen Regel (allenfalls auch nur für das Subjekt) 
gültig zu sein geurteilt wird, Interesse heifit: so 10 
wird die praktische Lust in diesem Falle ein Interesse 
der Neigung, dagegen, wenn die Lust nur aiif eine vor- 
hergehende Bestimmung des Begehrungsvermogens fol- 
gen kann, so wird sie eine intellektuelle Lust und das 
Interesse an dera Gegenstande ein Vernunftinteresse 
genannt werden müssen; denn ware das Intéressé sinn- 
lich und nicht bloû auf reine Vernunftprinzipien | ge- [213] 
gründet, so müûte Empfindung mit Lust verbunden 
sein und so das Begehrungsvermogen bestimmen kôn- 
nen. Obgleich, wo ein bloÛ reines Vernunftinteresse 20 
angenommen werden muû, ihm kein Interesse der 
Neigung untergeschoben werden kann, so kônnen wir 
doch, um dem Sprachgebrauche gefalîig zu sein, einer 
Neigung selbst zu dem, was nur Objekt einer intellek- 
tuellen Lust sein kann, ein habituelles Begehren aus 
reinera Vernunftinteresse einraumen, welche alsdann 
aber nicht die Ursache, sondern die Wirkung des letzte- 
ren Interesses sein würde, und die wir die s in nen- 
freie Neigung (propensio intellectualis) nennen 
konnten. 30 

Noch ist die Konkupiszenz (das Gelüsten) von 
dera Begehren selbst, als Anreiz zur Bestimmung des- 
selben, zu unterscheiden. Sie ist jederzeit eine sinn- 
liche, aber noch zu keinem Akt des Begehrungsver- 
môgens gediehene Gemütsbestimmung. 

Das Begehrungsvermogen nach Begriffen, sofern 
der Bestimmungsgrund desselben zur Handlung in 
ihm selbst, nicht in dera Objekte angetroffen wird, 
heiût ein Vermôgen, nach Belieben zu tun oder 
Z U la 88 en. Sofern es mit dem Bewuûtsein des Ver- 40 
raôgens seiner Handlung zur Hervorbringung des Ob- 
jokts verbunden ist, heiflt es Wilikür; Ist es aber da- 
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mit nicht verbunden, so heiI3t der Aktus derselben®) 
ein Wunsch. Das Begehrungsvermôgen, dessen inné- 
rer Bestimmungsgrund, folglich selbst das Belieben in 
der Vernunft des Subjekts angetroffen wird, heiüt 
der Wille. Der Wille ist also das Begehrungsver- 
môgen, nicht sowohl (wie die Willkür) in Beziehung 
auf die Handlung, als vielmehr auf den Bestimmungs- 
grund der Willkür zur Handlung betrachtet, und hat 
selber für sich eigentlich keinen Bestimmungsgrund, 
10 sondern ist, sofern sie^^) die Willkür bestimmen kann, 
die praktische Vernunft selbst. 

Unter dem Willen kann die Willkür, aber auch 
der bloûe Wunsch enthalten sein, sofern die Ver- 
nunft das Begehrungsvermôgen überhaupt bestimmen 
kann; die Willkür, die durch reine Vernunft be- 
stimmt werden kann, heiÛt die freie Willkür. Die, 
weiclie nur durch Neigung (sinnlichen Antrieb, sti- 
mulus) bestimmbar ist, würde tierische Willkür (ar- 
hitrhm brutum) sein. Die menschliche Willkür ist da- 
20 gegen eine solche, welche durch Antriebe zwar 
affiziert, aber nicht bestimmt wird, und ist also 
für sich (ohne erworbene Fertigkeit der Vernunft) 
nicht rein; kann aber doch zu Handlungen aus reinem 
Willen bestimmt werden. Die Freiheit der Willkür 
ist jene Unabhangigkeit ihrer^) Bestimmung durch 
sinnliche Antriebe; dies ist der négative Begriff der- 
[214] selben. Der positive ist: das | Vermôgen der reinen 
Vernunft, für sich selbst praktisch zu sein. Dieses 
ist aber nicht anders môglich als durch die Unter- 
30 werfung der Maxime einer jeden Handlung unter die 
Bedingung der Tauglichkeit der ersteren zum allge- 
meinen Gesetze. Denn als reine Vernunft auf die 
Willkür unangesehen dieser ihres Objekts angewandt, 
kann sie, aïs Vermôgen der Prinzipien (und hier prak- 
tischer Prinzipien, mithin als gesetzgebendes Ver- 
môgen), da ihr die Materie des Gesetzes abgeht, nichts 
mehr als die Form der Tauglichkeit der Maxime der 


a) 8C. der Bcfychrung (vj^I. S. 187). Deutlicher wâro 
freilich „de8selb *n**, 8C. des BegehrungsvermO^iens. 

b) SC. die Vernunft; oder (so. der Wille)? 
g) von ihrer? vpL S. 43 
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Willkür zum allgemeinen Gesetze selbst zum obersten 
Gesetze und Bestimmungsgrunde der Willkür machen 
und, da die Maximen des Ménschen aus subjektiven 
Ursachen mit jenen objektiven nicht von selbst über- 
einstimmen, dieses Gesetz nur schlechthin als Impe- 
rativ des Verbots oder Gebots vorschreiben. 

Diese Gesetze der Freiheit heifien zum Unter- 
schiede von Naturgesetzen moralisch, Sofern sie nur 
auf blofie âufiere Handlungen und deren Geeetzmàfiig- 
keit gehen, heiflen sie juridisch; fordern sie aber 10 
auch, daû sie (die Gesetze) selbst die Bestimmungs- 
gründe der Handlungen sein sollen, so sind sie 
ethisch, und alsdann sagt man: die Übereinstimmung 
mit den ersteren ist die Legal i ta t, die mit den zwei- 
ten die M or ali ta t der Handlung. Die Freiheit, auf 
die sich die ersteren Gesetze beziehen, kann nur die 
Freiheit iin auûeren Gebrauche; diejenige aber, auf 
die sich die letzteren beziehen, die Freiheit sowohl im 
âuDeren als inneren Gebrauche der Willkür sein, so- 
fern sie durch Vernunftgesetze bestimmt wird. So 20 
sagt man in der theoretischen Philosophie: Im Raume 
sind nur die Gegenstânde âuûerer Sinne, in der Zeit 
aber aile, sowohl die Gegenstânde âufierer als des 
inneren Sinnes; weil die Vorstellungen beider doch 
Vorstellungen sind und sofern insgesamt zum inne- 
ren Sinne gehoren. Ebensc,^) mag die Freiheit im 
âuûeren oder inneren Gebrauche der Willkür be- 
trachtet werden, so müssen doch ihre Gesetze, als 
reine praktische Vernunftgesetze für die freie Will- 
kür überhaupt, zugleich innere Bestimmungsgründe 30 
derselben sein; obgleich sie nicht immer in dieser 
Beziehung betrachtet werden dürfen. 

IL 

Von der Idee nnd der Notwendîgkeit einer 
Metaphysik der Sftten. 

Daû man für die Naturwissenschaft, welche es mit 
den Gegenstânden âufierer Sinne zu tun hat, Prin- 
zipien a priori haben müsse, und daû es ( môglich, [215] 


a) Dag notwendige Komma fehlt bei Kant. 
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ja notwendig sei, ein System dieser Prinzipien unter 
dem Namen eîner metaphyshclien Naturwissenscliaft 
vor der auf besondere Erfahrungen angewandten, d. i. 
der Physik, voranzuschicken, ist an einem anderen 
Orte^) bewiesen worden. Allein die letztere kaiin (wenig- 
stens wenn es ihr darum^) zu tun ist, von ihren 
Satzen den Irrtum abzuhalten) manches Prinzip auf 
d^s Zeugnis der Erfahrung als allgemein annehmen, 
obgleich das letztere, wenn es in strenger Bedeutung 
10 allgemein gelten soll, aus Gründen a priori abge- 
leitet w^erden mül3te, wie Newton das Prinzip der 
Gleichheit der Wirkung und Gegenwirkung im Ein- 
flusse der Kôrper aufeinander als auf Erfahrung 
gegründet annaLm und es gleichwohl über die 
ganze materielle Natiir ausdehnte. Die Chemiker 
gehen noch weiter und gründen ihre allgemeinsten 
Gesetze der Vereinigung und Trennung der Materien 
durch ihre eigenen Krafte gânzlich auf Erfahrung, 
und' vertrauen gleichwohl auf ihre Allgemeinheit und 
20 Notwendigkeit so, daû sie in don mit ihnen ange- 
stellten Versuchen keine Entdeckung eines Irrtums 
besorgen. 

Allein mit den Sittengesetzen ist es anders be- 
wandt. Nur sofern sie als a priori gegründet und not- 
wendig eingesehen werden kônnen, gelten sie aïs 
Gesetze; ja die Begriffe und Urteile über uns selbst 
und unser Tun und Lassen bedeuten gar nichts Sitt- 
liches, wenn sie das, was sich blolî von der Erfah- 
rung lernen laBt, enth'ilten, und wenn man sich etwa 
80 verleiten lafit, etwas aus der letzteren Quelle zum 
moralischen Grundsatze zu rnachen, so gérât man in 
Gefahr der grobsten und verderblichsten Irrtümer. 

Wenn die Sittenlehre nichts als Glückseligkeits- 
lehre ware, so würde es ungereimt sein, zum Behufe 
derselben sich nach Prinzipien a priori umzusehen. 
Denn so scheinbar es auch immer®) lauten mag, dafi die 
Vernunft noch vor der Erfahrung einsehen kônne, 
durch welche Mittel man zum dauerhaften Genusse wah- 

a) N î» ni H ch in den Metaphys, Anfangsgründm der Natm*^ 
wissemchaft (1786)., 

b) bloC daruin? [Natorp] 

o) 1. And,! jjimmcr aach 
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rer Freuden des Lebens gelangen kôiine: so ist doch 
ailes, was man darüber a priori lehrt, entweder tauto- 
logîsch oder ganz grundlos angenommen. Nur die Er- 
fahrung kann lehren, was uns Freude bringe. Die 
natûrlichen Triebe zur Nahrurig, zum Geschlecht, zur 
Ruhe, zur Bewegung, und (bei der Entwicklung un- 
serer Naturanlagen) die Triebe zur Ehre, zur Erwei- 
terung unserer Erkenntnis u. dgl. konnen allein und 
einem jeden nur au! seine besondere Art zu erkennen 
geben, worin er jene Freuden zu set zen, ebendie^ 10 
selbe^) kann ihm auch die Mittel lehren, wodurcli er 
sio zu suchen habe. Ailes scheinbare Vernünfteln 
a priori ist hier im Grunde nichts als durch Induktion 
zur Allgemeinheit [ erhobene Erîahrung, weîche Allge- [21G 
meinheit (secundmn principia gencralia, non universalia) 
iioch dazu so kümmerlich ist, daû man einem jeden 
unendlich viel Ausnahmen erlauben muJ3, um jene Wahl 
seiner Lebensweise seiner besonderen Neigung und 
seiner Empîanglichkeit für die Vergnügen anzupassen 
und am Ende doch nur durch seinen oder anderer ibren 20 
Schaden klug zu werden. 

Allein mit den Lehren der Sittlichkeit ist es an- 
ders bewandt. Sie gebieten für jedermann, ohne Rück- 
sicht auf seine Neigungen zu nehmen; bloJ3, weil und 
sofern er frei ist und praktische Vernunft hat. Die Be- 
lehrung in ihren Gesetzen ist nicht aus der Beobach- 
tung seiner selbst und der Tierheit in ihm, nicht aus 
der Wahrnehmung des Weltlaufs geschôpft von dem, 
was geschieht und wie gehandelt wird (obgleich das 
deutsche Wort Sitten, ebenso wie das lateinischo 30 
mores, nur Manieren und Lebensart bedeutet), sondern 
die Vernunft gebietet, wie gehandelt werden soll, wenn- 
gleich noch kein Beispiel davon angetroffen würde; 
auch nimmt sie keine Rücksicht auf den Vorteil, der 
uns dadurch erwachsen kann, und den freilich nur die 
Erfahrung lehren kônnte. Denn ob sie zwar erlaiibt, 
unseren Vorteil auf aile uns môgliche Art zu suchen; 
überdem auch sich, auf Erfahrungszeugnisse fuCend, 
von der Befolgung ihrer Gebote, vornehmlich wenn 
Klugheit dazukommt, im Durchschnitte grôDere Vor- 40 




a) 8c, die Erfahrung, 
Kant, Met»})l'Tsîk der Sitten, 
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teile als von ihrer Übertretung wahrscheinlich ver- 
sprechen kann: so beruht darauf doch nicht die Auto* 
ritat ihrer Vorschriften als G e bote, sondern sie be- 
dient sich derselben (aïs Ratschlage) nur als eines 
Gegengewichts wider die Verleitungen zum Gegen- 
teil, um den Fehler einer parteiischen Wage in der 
praktischen Beurteilung vorher auszugleichen und als* 
dann allererst dieser, nach dem Gewicht der Griindo 
a priori einer reinen praktischen Vernunft, den Aus* 
10 schlag zu sichern. 

Wenn daher ein System der Erkenntnis a priori 
aus bloBen Begriffen Metaphysik heifit, so wird eine 
praktische Philosophie, welche nicht Natur, sondern 
die Freiheit der Willkür zum Objekte hat, eine Meta- 
physik der Sitten voraussetzen und bedürfen: d. i. eine 
solche zu haben ist selbst Pflicht, und jeder Men ch 
hat sie auch, obzwar gemeiniglich nur auf dunkle 
Art, in sich; denn wie konnte er ohne Prinzipien 
a priori eine allgemeine Gesetzgebung in sich zu haben 
20 glauben? Sowie es aber in einer Metaphysik der Natur 
auch Prinzipien der Anwendung jener allgemeinen 
obersten Grundsâtze von einer Natur überhaupt auf 
Gegenstânde der Erfahrung geben muû, so wird es 
17] auch eine Metaphysik der hltten | daran nicht kônnen 
mangeln lassen, und wir werden oft die besondere 
Natur des Menschen, die nur durch Erfahrung erkannt 
wird, zum Gegenstânde nehmen müssen, um an ihr 
die Folgerungen aus den allgemeinen moralischen Prin- 
zipien zu zeigen; ohne daB jedoch dadurch der Reinig- 
30 keit der letzteren etwas benommen noch ihr Ursprung 
a priori dadurch zweifelhaft gemacht wird. — Das 
will soviel sagen aïs: eine Metaphysik der Sitten kann 
nicht auf Anthropologie gegründet, aber doch auf sie 
angewandt werden. 

Das Gegenstück einer Metaphysik der Sitten, als 
das andere Glied der Einteilurvg der praktischen Philo- 
sophie überhaupt, würde die moralische Anthropologie 
sein, welche aber nur die subjektiven, hindernden 
scwohl aïs begünstigenden, Bedingungen der Ausfüh- 
40 rung der Gesetze der ersteren in der menschdchen 
Natur, die Erzeugung, Ausbreitung und Starkung morar 
lischer Grundsâtze (in der Erziehung, der Schul- und 
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Volksbelehrung) und dergleichen andere sich auf die 
Brfahrung gründende Lehren und Vorschriften ent- 
halten würde, und die nicht entbehrt werden kann, 
aber durchaus nicht vor jener vorausgeschickt oder 
mit ibr vermischt werden muû; weil man alsdann Ge- 
fahr lâuft, falsche oder wenigstens nachsichtliche mo* 
ralische Gesetze herauszubringen, welche das für un- 
erreichbar vorspiegeln, was nur eben darum nicht er- 
reicht wird, weil das Gesetz nicht in seiner Reinig- 
keit (als worin auch seine Stârke besteht) eingesehen 10 
und vorgetragen worden, oder gar unechte oder un- 
lautere Triebfedern zu dem, was an sich pflichtmâûig 
und gut ist, gebraucht werden, welche keine sicheren 
moralischen Grundsatze übrig lassen; weder zumLeit- 
îaden der Beurteilung noch zur Disziplin des Gemüts 
in der Befolgung der Pflicht, deren Vorschrift 
schlechterdings nur durch reine Vernunft a priori ge- 
geben werden muÛ. 

Was aber die Obereinteilung, unter welcher die 
eben jetzt erwâhnte steht, nâmlich die der Philosophie 20 
in die theoretische und praktische, und daû diese keine 
andere als die moralische W'eltweisheit sein konne, be- 
trifft, darüber habe ich mich schon anderwârts (in der 
Kritik der Urteilskraft) erklart. Ailes Praktische, was 
nach Naturgesetzen môglich sein soll (die eigentliche 
Beschâftigung der Kunst), hangt seiner Vorschrift nach 
ganzlich von der Théorie der Natur ab; nur das Prak- 
tische nach Freiheitsgesetzen kann Prinzipien haben, 
die von keiner Théorie abhângig sind; denn über die 
Naturbestimmungen hinaus gibt es keine Théorie. Also 80 
kann die Philosophie unter dem praktischen Teile 
(neben ihrem theoretischen) keine 1 technisch-, son- [2181 
dern bloÛ moralisch-praktische Lehre verstehen; 
und wenn die Fertigkeit der Willkür nach Freiheitsge- 
setzen, im Gegensatze der Natur, hier auch Kunst 
genannt werden sollte, so würde darunter eine solche 
Kunst verstanden werden müssen, welche ein System 
der Freiheit gleich einem Système der Natur môglich 
macht; fürwahr eine gôttliche Kunst, wenn wir im- 
stande waren, das, was uns die Vernunft vorschreibt, 40 
vermittelst ihrer auch vôllig auszuführen und die Ideo 
davon ins Werk zu richten. 
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III. 

Von der Ëinteilun^ einer Metaphjsik der 
Sltten.*) 

Zu aller Gesetzgebung (sie mag nun innere oder 
aufiere Handlungen, und diese entweder a priori duicli 
bloûe Vernunft oder darch die Willkür eines anderen 
vorschreiben) gehôren zwei Stücke: erstlich ein Ge- 
setz, welches^) die Handlung, die geschehen soll, ob- 
jektiv aïs notwendig vorstellt, d. i. welches die 
10 Handlung zur Pflicht maclit; zweitcns eine Triebfeder, 
Avelche den Bestlmmungsgrund der Willkür zu dieser 
Handlung subjektiv mit der Vorstellung des Gesetzes 
verknüpft; mithin ist das zweite Stück dieses; dafi das 
Gesetz die Pflicht zur Triebfeder macht. Durch das 
erstere wird die Handlung als Pflicht vorgestellt, wel- 
ches eine bloPe theoretische Erkenntnis der môglicheii 
Bestimmung der Willkür, d. i. praktipcher Regeln ist; 
durch das zweite wird die Verbindlichkeit, so zu han- 
deln, mit einem Bestimmungsgrunde der Willkür über- 
20 haupt im Subjekte verbunden. 

Aile Gesetzgebung also (sie mag auch in Ansehung 
der Handlung, die sie zur Pflicht macht, mit einer an- 
[219] deren übereinkommen, z. B. die Handllungen môgen 
in allen Fallen aufiere sein) kann doch in Ansehung 


*) Die Deduktion der Eintoilung eines Systems, d. i. 
der Deweis ihrer Voll8tàndi<j:koit sowohl als auch der 
Stetiîîkeit, daB nanilich der Übergang vom eingeteiltoii 
Begriffe zum Gliedo der Eint»*ilung in der ganzen Rcihe 
der üntereinteilungen durch keinen Sprung (divisio jicr 
saltuni) geschehe, i-t eine dor am schwersten zu erfüllenderi 
Bedingungen für den Baumeister eines Systems. Auch was 
der oberste oingoteilte Begriff zu der Einteilung 
Rocht oder Ünre ch t (aut fas aut nefas) sei, hat seine 
Bedeiiklichkeit. Es ist der Akt dor freiou Willkür 
überhaupt. So\\io die Lehrer der Ontologie vom Etwas 
und Nichtfi znoborst anfanqron, ohne inné zu werden, dafi 
dieses sclion Glie.ler einer Einteilung sirid, dazu noch der 
eingeteiite Begriff fehit, der koin anderer als der BogrilV 
von einem Gegenstaride überhaupt sein kurin. 


u) l. xVuiL: „Nvelche‘‘* 
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der Triebfedern unterschieden sein. Diejenige, welche 
eine Handlung zut Pflicht und diese Pîlicht zugleich zur 
Triebfeder macht, ist ethisch. Diejenige aber, welche 
das letztere nicht im Gesetze mit einschlielît, mithin 
auch eine andere Triebfeder als die Idee der Pîlicht 
selbst zulaCt, ist juridisch. Man sieht in Ansehung 
der letzteren leicht ein, dafi diese von der Idee der 
Pflicht unterschiedene Triebfeder von den pathologi- 
schen Bestimmungsgründen der Willkür der Neigungen 
und Abneigungen und unter diesen von denen der 10 
letzteren Art hergenommen sein müssea), weil es eine 
Gesetzgebung, welche nôtigend, nicht eine Anlockung, 
die einladend ist, sein soll. 

Man nennt die bloûe Übereinstimmung oder Nicht- 
übereinstimmung einer Handlung mit dem Gesetze, 
ohne Rücksicht auf die Triebfeder derselben, die Lega- 
litat (Gesetzmafiigkeit); diejenige aber, in weicher 
die Idee der Pîlicht aus dem Gesetze zugleich die Trieb- 
feder der Handlung ist, die Moralitat (Sittiichkeit) 
derselben. 20 

Die Pflicliten nach der rechllichen Gesetzgebung 
kdnnen nur aufiere Pflichten sein, weil diese Gesetz- 
gebung nicht verlangt, dafl die Idee dieser Pflicht, 
welche innerlich ist, iur sich selbst Bestimmungs- 
gTund der Willkür des Handelndcn sei und, da sie dech 
einer für Gesetze schickiichen Triebfeder bedarf, nur 
aufiere mit dem Gesetze vcrbinden kann. Die ethische 
Gesetzgebung dagegen macht zwar auch innere Hand- 
lungen zu Pflichten, aber nicht etv/a mit Ausschliefiung 
der auBeren, sondern geht auf ailes, was Pîlicht isi, 80 
überhaupt. Aber ebeiidarum, weil die ethische Gesetzr 
gebung die innere 'Tiiebfeder der Handlung (die Idee 
der Pîlicht) in ihr Gesetz mit einschlieJDt, welche Be- 
stimmung durchaus nicht in die âuBere Gesetzgebung 
einflieûen muû: so kann die ethische Gesetzgebung 
keino auDere (selbst niclit die eines gôttlichen Wil- 
lens) sein, ob sie zwar die Pflichten, die auf einer 
anderen, namlich iiuBeren Gesetzgebung beruhen, als 
Pflichten in ihre Gesetzgebung zii Triebfedern auf- 
nimmt. 40 


îi) îCatü : , müb^vMr*, ivorr. 
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Hieraus ist zii ersehen, dafi aile Pflichten blofl 
darum, weil sie Pflichten sind, mit zur Ethik ge- 
hôren; aber ihre Gesetzgebung ist darum nicht aile- 
mal in der Ethik enthalten, sondern von vielen der- 
selben aufierhalb derselben. So gebietet die Ethik, daJS 
ich eine in einem Vertrage getane Anheischigmachung, 
wenn mich der andere Teil gleich nicht dazu zwingen 
kônnte, doch erfüllen müsse; allein sie nimmt das 
Gesetz (pacta s'uni servanda) und die diesem korrespon- 
[220] 10 dierende Pflicht aus der Rechtslehre als | gegeben 
an. Also nicht in der Ethik, sondern im lus liegt die 
Gesetzgebung, daJ3 angenommene Versprechen gehal- 
ten werden müssen. Die Ethik lehrt hernach nur, 
dafi, wenn die Triebîeder, welche die juridische Ge- 
setzgebung mit jener Pflicht verbindet, nâmlich der 
aufiere Zwang, auch weggelassen wdrd, die Idee der 
Pflicht allein schon zur ïriebfeder hinreichend sei. 
Denn wâre das nicht und die Gesetzgebung selber 
nicht juridisch, mithin die aus ihr entspringende Pflicht 
20 nicht eigentlich Rechtspflicht (zum Unterschiede von 
der Tugendpflicht): so v/ürde man die Leistung der 
Treue (gemafi seinem Versprechen in einem Vertrage) 
mit den Handlungen des Wohlwollens und der Ver- 
pflichtung zu ihnen in eine Klasse setzen, welches 
durchaus nicht geschehen mufi. Es ist keine Tugend- 
pflicht, sein Versprechen zu halteii, sondern eine 
Rechtspflicht, zu deren Leistung man gezwungen wer- 
den kann. Aber es ist doch eine tugendhafte Hand- 
lung (Beweis der ïugend), es auch da zu tun, wo kein 
80 Zwang b es or g t w^erden darf. Rechtslehre uiidTugend- 
lehre unterscheiden sich also nicht sowohl durch ihre 
verschiedenen Pflichten, als vielmehr durch die Ver- 
schiedenheit der Gesetzgebung^), welche die eine oder 
die andere Triebfeder^) mit dem Gesetze verbindet. 

Die ethische Gesetzgebung (die Pflichten môgen 
allenfalls auch aufiere sein) ist diejenige, welche nicht 
aufierlich sein kann; die juridische ist, w^elche auch 
hufierlich sein kann. So ist es eine aufierliche Pflicht, 
sein vertragsmafiiges Versprechen zu halten; aber das 
40 Gebot, dieses blofi darum zu tun, weil es Pflicht ist, 


ü) Melliu stelll „GtJsetzgL‘buni>“ und ,/rriebi(‘dei‘‘‘ um. 
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ohne auf eine andere Triebfeder Rücksicht zu nehmen, 
ist bloû zur inneren Gesetzgebung gehôrig. Also 
nicht als besondere Art von Pflicht (eine besondere 
Art Handlungtn, zu denen man verbunien isi), — denn 
es ist in der Ethik sowohi als ira liechte eine au.lere 
Pflicht, — sondern weil die Gesetzgebung ira ange- 
führten Falle eine innere ist und keinen âuÛeren Ge- 
setzgeber haben kann, wird die Verbindlichkeit zur 
Ethik gezahlt. Aus ebendera Grunde werden die Pflich- 
ten des Wohlwollens, ob sie gleich âuûere Pflichten 10 
(Verbindlichkeiten zu âufieren Handlungen) sind, 
doch«) zur Ethik gezahlt, weil ihre Gesetzgebung nur 
innerlich sein kann. — Die Ethik hat freilich auch 
ihre besonderen Pflichten (z. B. die gegen sich selbst), 
aber hat doch auch mit dem Rechte Pflichten, aber 
nur nicht die Art der Verpflichtung geraein. Denn 
Handlungen bloû darum, weil es Pflichten sind, aus- 
üben und den Grundsatz der Pflicht selbst, woher sie 
auch komme, zur hinreichenden Triebfeder der Will- 
kür zu machen, ist das Eigentümliche der ethischen 20 
Gesetzgebung. | So gibt es also zwar viele direkt- [221! 
ethische Pflichten, aber die innere Gesetzgebung 
macht auch die übrigen aile und insgesamt zu in- 
direkt-ethischen. 


IV. 

Yorbegriffe zur Metaphysik der Sitteu. 

(Fhilüsophia practica universalis.J 

Der Begriff der Freiheit ist ein reiner Ver- 
nunftbegriff, der ebendarum für die theoretische Philo- 
sophie transzendent, d. i. ein solcher ist, dem kein 30 
angemessenes Beispiel in irgend einer moglichen Er- 
fahrung gegeben werden kann, welclier also keinen 
Gegenstand einer uns moglichen theoretischen Er- 
kenntnis ausmacht und schlechterdings nicht für ein 
konstitutiveâ, sondern lediglich als regulatives und 
zwar nur bloÛ négatives Prinzip der spekulativen Ver- 
uunft gelten kann, ira praktischen Gebrauche der- 
selben aber seine Realitat durch praktische Grund- 


«) „doch“ fehlt in dor l.Auflage. 
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sâtze beweist, dio als Gesetze eine Kausalitât der 
reinen Vernunft, unabhângig von allen empirischen 
Bedingungen (dem Sinnlichen überhaupt) die Willkür 
bestimmen unda) einen reinen Wi'len iiii uns be- 
weisen, in welchem die sittlichen Dégriffé und Gesetze 
ihren Ursprung haben. 

Auf diesein (in praktischer Rücksicht) positiven 
Dégriffé der Freiheît gründen sich unbedingte prak- 
tische Gesetze, welche moralisch heifien, die in An- 
10 sehung unser, deren Willkür sinnlich affiziert und so 
dem reinen Willen nicht von selbst angemessen, son- 
dern oft widerstrebend ist, Imperativen (Gebote oder 
Verbote) und zwar kategorische (unbedingte) Impera- 
tiven sind, wodurch sie sich von den technischen (den 
Kunstvorschriften), als die jederzeit nur bedingt ge- 
bieten, urterscheiden, nach denen gewisse Handlungen 
erlaubt oder unerlaubt, d. i. moralisch moglich oder 
unmôglich, einige derselben aber oder ihr Gegenteil 
moralisch notwendig, d. i. verbindlich sind; woraus 
^0 dann für jene der Begriff einer Pflicht entspringt, 
deren Befolgung oder Übertretung zwar auch mit einer 
Lust oder Unlust von besonderer Art (der eines mora- 
lischen Gefühls) verbunden ist, auf welche wir aber 
[weil sie nicht den Grund der praktischen Gesetze, 
sondern nur die subjektive Wirkung im Gemüte bei 
der Bestimmung unserer Willkür durch jene be- 
trifît^O (ohne jener ihrer Gültigkeit oder Ein- 
f lusse objektiv, d. i. im Urteil der Vernunft etwas 
hinzuzutun oder zu benehrnen) nach Verschiedenheit 
30 der Subjekte verschieden sein kann] in praktischen 
Gesetzen der Vernunft gar nicht Rücksicht nehmen. 

[222] Folgende Begriffe sind der Metaphysik der Sitten 
in ihren beiden Teilen gejÿein. 

Verbindlichkeit ist die Notwendigkeit einer 
freien Handlung unter einem kategorischen Impcrativ 
der Vernunft 

Der Imperativ ist eine praktische Regel, wo- 
durch die an sich zufallige Handlung notwendig 
gemacht wird. Er unterscheidet sich darin von 


a) Hartensteiü (Natorp): ,,zu bestimmen, und 

b) Kvint: ^botrefi’en^* ; koir. Vorltinder. 
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einem praktischen Gesetze, dafl dieses zwar die 
Notwendigkeit einer Handlung vorstellig macht, 
aber ohne Rücksicht darauf zu nehmen, ob diese 
an sich schon dem handelnden Subjekte (etwa 
einem heiligen Wesen) innerlich notwendig bei- 
wohne, oder (wie dem Menschen) zufâllig sei; denn 
\vo das erstere ist, da findet kein Imperativ statt. 
Also ist der Imperativ eine Regel, deren Vorstel- 
lung die subjektiv-zufâllige Handlung notwendig 
macht; mithin das Subjekt als ein solches, was 10 
zur Übereinstimmung mit dieser Regel genôtigt 
(nezessitiert) werden muû, vorstellt. — Der kate- 
gorische (unbedingte) Imperativ ist derjenige, wel- 
cher nicht etwa mittelbar durch die Vorstellung 
eines Zwecks, der durch die Handlung erreicht 
werden kônne, sondern der sie durch die bloBe 
Vorstellung die^^er Handlung selbst (ihrerForm), 
also unmitteibar als objektiv-notwendig denkt und 
notwendig macht; dergleiclien Imperativen keine 
andere praktische Lehre als allein die, welche 20 
Verbindlichkeit vorschreibt (die der Sitten), zum 
Beispiele aufstellen kann. Allé anderen Impe- 
rativen sind technisch und insgesamt bedingt. 
Der Grund der Môglichkeit kategorischer Impe- 
rativen liegt aber darin: daû sie sich auf keine 
andere Bestimmung der Willkür (wodurch ihr eine 
Absicht unterlegt werden kann) als lediglich auf 
die Freiheit derselben beziehen. 

t Erlaubt ist eine Handlung (Ucitum), die der Ver- 
bindlichkeit nicht entgegen ist; und diese Freiheit, die 30 
durch keinen entgegengesetzten Imperativ einge- 
schrankt wird, heîBt die Bei’ugnis (facultas moralis). 
Ilieraus versteht sich von selbst, was unerlaubt 
(üliciium) sei. 

Pflicht ist diejenige Handlung, zu welcher je- 
mand verbunden ist. Sie ist also die Materie der Ver- 
bindlichkeit, und es kann einerlei PHicht (der 
Handlung nach) sein, ob wir zwar auf verschiedene 
Art dazu verbunden werden kônnen. 

Der kategorische Imperativ, indem er eine 40 
Verbindlichkeit in Ansehung gewisser Handlun- 
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[223] gen aussagt, ist ein moralisch-praktisches 1 Ge- 
setz. Weil aber Verbindlichkeit nicht blofi prak* 
tische Notwendigkeit (dergleichen ein Gesetz über- 
haupt aussagt), sondern auch Notigung enthàlt, 
BO ist der gedachte Imperativ entweder ein Ge- 
bot- oder Verbotgesetz, nachdem die Begehung 
oder Unterlassung als Pflicht vorgestellt wird. 
Eine Handlung, die weder geboten noch verboten 
ist ist bloû erlaubt, weil es in Ansehung ihrer 
10 gar kein die Freiheit (Befugnis) einschrankendes 
Gesetz und also auch keine Pflicht gibt. Eine 
soJche Handlung heiBt sittlich-gleichgüitig (in> 
cUffercns, adiaphorotîy res rnerae facidiatis). Man kann 
fragen: ob es dergleichen gebe und, wenn es 
seiche gibt, ob dazu, daû es jemandem frei stehe, 
etwas nach seinem Belieben zu tun oder zu lassen, 
auÛer dem Gebotgesetze (kx praeceptiva, lex man- 
dati) und dem Verbotgesetze (lex prohibitlva^ lex 
vetiti) noch ein Erlaubnisgesetz (lex perwissiva) er- 
20 forderlich sei. Wenn dieses ist, so würde die 
Befugnis nicht allemal eine gleichgültige Hand- 
lung (adiaphoron) betreffen; denn zu einer solchen, 
wenn man sie nach sittlichen Gesetzen betrachtet, 
würde kein besonderes Gesetz erfordert werden. 
Tat heiJ3t eine Handlung, sofern sie unter Ge- 
setzen der Verbindlichkeit steht, folglich auch sofern 
das Subjekt in derselben nach der Freiheit seiner Will- 
kür betrachtet wird. Der Handelnde wird durch einen 
solchen Akt als Urheber der Wirkung betrachtet und 
80 diese zusamt der Handlung seibst kônnen ihm zu- 
gerechnet werden, wenn man vorher das Gesetz 
kennt, kraft welches auf ihnen eine Verbindlichkeit 
ruht 

Person ist dasjenige Subjekt, dessen Handlungen 
einer Zurechnung fâhig sind. Die moralische Per- 
sonlichkeit ist also nichts anderes als die Freiheit eines 
vernünftigen Wesens unter moralischen Gesetzen (die 
psychologische a^ber bloB das Vermôgen, sioh der 
Identitat^) seiner seibst in den verschi^enen Zustan- 


a) „der Ideîititilt*^ fehlt im Text der 1. Auflage und 
lit im DrackfehlerverzeichniH nachgetragon , aber durch 
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den seines Daseins bewufit zu werden); woraus dann 
folgt, daû eine Person keinen anderen Gesetzen als 
denen, die sie (entweder allein oder wenigstens zu« 
gleich mit anderen) sich selbst gibt, unterworfen ist. 

Sache ist ein Ding, was keiner Zurechnung fahig 
ist. Ein jedes Objekt der freien Willkür, welches selbst 
der Freiheit ermangelt, heiflt daher Sache (rea corpo- 
ralis). 

Recht oder unrecht®^) (rectum aut minus rectum) 
überhaupt ist eine Tat, sofern sie pflichtmâÛig oder 10 
pflichtwidrig (factum liciium aut illi [ citum) ist: die [224] 
Pflicht selbst mag ihrem Inhalte oder ihrem Ursprunge 
nach sein, von welcher Art sie wolle. Eine pflicht- 
widrige Tat heifit Übertretung (reatus). 

Eine unvorsâtzliche Übertretung, die gleich- 
wohl zugerechnet werden kann, heiût blofie Ver- 
schuldung (culpa). Eine vorsâtzliche (d. i. die- 
jenige, welche mit dem Bewufitsein, daû sie Über- 
tretung sei, verbunden ist) heiÛt Verbrechen (dolus). 

Was nach âuûeren Gesetzen recht ist, heiût gerecht 20 
(iustum), was es nicht ist, ungerecht (iniustum). 

Ein Widerstreit der Pflichten (collisio officio- 
rum s. ohWjationum) würde das Verhâltnis derselben 
sein, durch welches eine derselben die andere (ganz 
oder zum Teil) aufhôbe. — Da aber Pflicht und Ver- 
bindlichkeit überhaupt Begriffe sind, welche die 
objektive praktische Notwendigkeit gewisser Hand- 
lungen ausdrücken und zwei einander entgegengesetzte 
Regeln nicht zugleich notwendig sein kônnen, son- 
dern, wenn nach einer derselben zu handeln es Pflicht 80 
ist, so ist nach der entgegengesetzten zu handeln nicht 
allein keine Pflicht, sonder n sogar pflichtwidrig: so 
ist eine Kollision von Pflichten und Verbindlich- 
keiten gar nicht denkbar (obligatlones non colliduntur). 

Es kônnen aber gar wohl zwei Gründe der Verbind- 
lichkeit (rationes obligandi), deren einer aber oder der 
andere zur Verpflichtung nicht zureichend ist (rationes 
übîigandi non obligantes), in einem Subjekt und der 


Versoheii an eintj falaeho Stella (hîiiter „Zu9tiludv?ij*‘) ver- 
wiosôD, vro ©a dann in der 2. Auflagô stebt. 
a) Kant: „Unroclit'’ ; korr. Natorp. 
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Regel, die es sich vorschreibt, verbunden sein, da 
dann der eine nicht Pîlicht ist. — Wenn zwei solcher 
Gründe einander widerstreiten, so sagt die praktische 
Philosophie nicht: daû die stârkere Verbindlichkeit die 
Oberhand behalte (fortior obligatio vincil), sondern der 
stârkere Verpflichtungsgrund behâlt den Platz 
(fortior ohligandi ratio vincit), 

Überhaupt heifien die verbindenden Gesetze, für 
die eine âufiere Gesetzgebung môglich ist, âufiere Ge- 
10 setze (Icges externat). Unter diesen sind dicjenigen, zu 
denen die Verbindlichkeit auch ohne âuOere Gesetz- 
gebung a priori dui'ch die Vernunft erkannt werden 
kann, zwar âuûere, aber natürliche Gesetze; die- 
jenigen dagegen, die ohne wirkliche âufiere Gesetz- 
gebung gar nicht verbinden, also ohne die letztere nicht 
Gesetze sein würden, heifien positive Gesetze. Es 
kann also eine âufiere Gesetzgebung gedacht werden, 
die lauter positive^) Gesetze entliielte; alsdann aber 
müfite doch ein natürlicbes Gesetz vorausgehen, wel- 
20 ches die Autoritât des Gesetzgebers (d. i. die Befugnis, 
durch seine blofie Willkür andere zu verbinden) be- 
gründete. 

[225] Der Grundsatz, welcher gewisse Handlungen zur 
Pflicht macht, ist ein praktisches Gesetz. Die Regel 
des Handeinden, die er sick selbst aus subjektiven 
Gründen zum Prinzip macht, lieifit seine Maxime; 
daher bei einerlei Gesetzen doch die Maximen der Han- 
deinden sehr verschieden sein kônnen. 

Der kategorische Imperativ, der überhaupt nui;^, 
BO aussagt, was Verbindlichkeit sei, istiHandlenach einer 
Maxime, welche zugleich als ein allgemeines Gesetz 
gelten kann! — Deine Handlungen mufit du also zu- 
erst nach ihrem subjektiven Grundsatze betrachten; ob 
aber dieser Grundsatz auch objektiv gültig sei, kanUvSt 
du nui' daran erkennen, dafi, weil deine Vernunft ihn 
der Probe unterwirft, durch denselben dich zugleich 
als allgemein gesetzgebend zu denken, er sich zu einer 
solchen allgemeinen Gesetzgebung qualifiziere. 

Die Einfachheit dieses Gesetz-n^ in Vergleichung 


u) Kant: ^uatürliche"; korr. aXutorp (vgl. hik-Ii Kircli- 
niMtiiis Krlüutentyrffejf. S. 65), 
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mit den groûen und mannigfaltigen Forderungen, dio 
daraus gezogen werden kônnen, imgleichen das ge- 
bietende Ansehen, ohne dafi es doch sichtbar eine 
Triebfeder bei sich führt, muû freilich anfànglich.be- 
fremden. Wenn man aber in dieser Verwunderung über 
ein Vermôgen unserer Vernunl't, durch die bloDe Idee 
der Qualifikation einer Maxime zur Allgemeinheit 
eines praktischen Gesetzes die Willkür zu bestimmen, 
belehrt wird: daû eben diese praktischen Gesetze (die 
moralischen) eine Eigenschaft der Willkür zuerst kund 10 
machen, auf die keine spekulative Vernunft weder aus 
Gründen a p'iori noch durcli irgend eine Erfahrung 
geraten hatte^), und, wenn sie darauf geriet, ihre Mog- 
iichkeit theoretisch durch nichts dartim kônnte, gleich- 
wohl aber jene praktischen Gesetze diese Eigenschaft, 
namlich dieFreiheit, unwidersprechlich dartun: sowird 
es weniger befremden, diese Gesetze gleich mathemati- 
schen Postulaten unerweislich und doch apodik- 
tisch zu finden, ziigleich aber ein ganzes Feld von 
praktischen Erkenntnissen vor sich eroffnet zu sehen, 20 
wo die Vernunft mit derselben Idee der Freiheit, ja 
jeder anderen ihrer Ideen des Übersinnlichen im Theo- 
retischen ailes schlechterdings vor ihr verschlossen 
finden muD. Die Übereinstimmung einer Handlung mit 
dem Pflichtgesetze ist die Gesetzmâi3igkeit (lega- 
litas), — die der Maxime der Handlung mit dem 
Gesetze die Sittlichkeit (morcditas) derselben. Ma- 
xime aber ist das subjektive Prinzip zu handeln, 
was sich das Subjekt selbst zur Regel macht (wie es 
namlich handeln will). Dagegen ist der Grundsatz der 80 
Pflicht das, was ihm die Vernunft schlechthin, mithiii 
objektiv gebietet (wie es handeln soll). 

Der oberste Grundsatz der Sittenlehre ist also; [2261 
Handle nach einer Maxime, die zugleich als allgemeines 
Gesetz gelten kann. — Jede Maxime, die sich hierzn 
nicht qualifiziert, ist der Moral zuwider. 

Von dem Willen gehen die Gesetze aus; von 
der Willkür die Maximen. Die letztere ist iin Men- 
schen eine freie Willkür; der Wille, der auf nichts 


a) wareV 
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anderes als blofi aufs^) Gesetz geht, kann weder 
frei noch unfrei genannt werden, weil er nicht au! 
Handlungen, sondera unmittelbar auf die Gesetz- 
gebung für die Maxime der Handlungen (also die 
praktische Vernunft seibst) geht, daher auch 
schlechterdings notwendig nnd seibst keiner Nôti- 
gang fâhig ist Nur die Willkür also kann frei 
genannt werden. 

Die Freiheit der Willkür aber kann nicht durch 
10 das Vermôgen der Wahl, für oder wider das Ge- 
setz zu handein (Hberias indiffereniiae), definiert 
werden, wie es wohl einige versucht haben, 
obzwar die Wülkür aïs Phanomen davon in der 
Erîahrung hâufige Beispiele gibt. Denn die Frei- 
heit (sowie sie uns durchs moralische Gesetz aller- 
erst kundbar wird) kennen wir nur als négative 
Eigenschaît in uns, nâmlich durch keine sinnlichca 
Bestimmungsgründe zuin Handein genôtigt zu 
'werden. Als Noumen aber, d. i. nach dem Ver- 
20 mogen des Menschen bloû als Intellîgenz betrach- 
tet, wie sie in Ansehung der sinnlichen Willkür 
nôtigend ist, mithin ihrer positiven Beschaîfen- 
heit nach kônnen wir sie theoretisch gar nicht 
darstellen. Nur das kônnen wir wohl einsehen: 
daÛ, obgleich der Mensch aïs Sinnenwesen der 
Erfahrung nach ein Vermôgen zeigt, dem Gesetze 
nicht allein gemàfi, sondern auch zuwider zu 
wâhlen, dadurch doch nicht seine Freiheit als in- 
telligibelen Wesens definiert werden kônne, 
30 weil Erscheinungen kein übersinnliches Objekt 
(dergleichen doch die freie Willkür ist) verstand- 
lich machen kônnen; und daiJ die Freiheit nimmer- 
mehr darin gesetzt werden kann, dajQ das ver- 
nünftige Subjekt auch eine wider seine (gesetz- 
gebende) Vernunft streitende Wahl treffen kann, 
wenngleich die Erfahrung oft genug beweist, dafl 
es geschieht (wovon wir doch die Môglichkeit nicht 
begreifen kônnen). — Denn ein anderes ist, einen 
Satz (der Erfahrung) einraumen, ein anderes, ihn 
40 zum Erklârungsprinzip (des Begriffs der freien 


a) Kant: „auf“. 



în die Metaphysik dor SiUon. IV. 31 

Willkür) und allgemeinen Unterscheidungsmerk- 
mal (vom arbitrio bruto 8. servo) machen; weil das 
erstere | nicht behauptet, dafi das Merkmal not- [227] 
wendig zum Begriff gehôre, welches doch zum 
zweiten erforderlich ist — Die Freiheit in Be- 
ziehung auf die innere Gesetzgebung der Vernunft 
ist eigentlich allein ein Vermôgen; die Môglichkeit, 
von dieser abzuweichen, ein Unvermôgen, Wie 
kann nun jenes aus diesem erkiârt werden? Es 
ist eine Définition, die über den praktischen Be- 10 
griff noch die Ausübung desselben, wie sie die 
Erfahrung lehrt, hinzutut, eine Bastarderklà- 
rung (deflnitio hybrida), welche den Begriff im fal- 
schen Lichte darstellt 

Gesetz (ein moralisch-praktisches) ist ein Satz, der 
einen kategorischen Imperativ (Gebot) enthâlt. Der 
Gebietende (imperans) durch ein Gesetz ist der G e set z- 
geber (Icgislator), Er ist Urheber (aucior) der Ver- 
bindlichkeit nach dem Gesetze, aber nicht immer Ur- 
heber des Gesetzes. Im letzteren Falle würde das 20 
Gesetz positiv (zufâllig) und willkürlich sein. Das 
Gesetz, was uns a priori und unbedingt durch unsere 
eigene Vernunft verbindet, kann auch als aus dem Willen 
eines hôchsten Gesetzgebers, d. i. eines solchen, der 
lauter Rechte und keine Pflichten hat (mithin dem 
gôttlichen Willen) hervorgehend ausgedrückt werden, 
welches aber nur die Idee von einem moralischen 
Wesen bedeutet, dessen Wille für aile Gesetz ist, ohne 
ihn doch als Urheber desselben zu denken. 

Zurechnung (imputatio) in moralischer Bedeu- 80 
tung ist das Urteil, wodurch jemand als Urheber 
(cau8a libéra) einer Handlung, die alsdann Tat (factum) 
heifit und unter Gesetzen steht, angesehen wird; wel- 
ches, wenn es zugleich die rechtlichen Folgen aus 
dieser Tat bei sich führt, eine rechtskraftige (imputatio 
iudiciaria.s. valida), sonst aber Dur eine beurteilende 
Zurechnung (imputatio diiudicatoria) sein würde. — Die- 
jenige (physische oder moralische) Person, welche 
rechtskraftig zuzurechnen die Befugnis hat, heiCt der 
Richter oder auch der Gerîchtshof (index s, forum). 40 
Was jemand pîlichtmâBig mehr tut, als wozu er 
nach dem Gesetze gezwungen werden kann, ist ver- 
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dionstlich (meritum); was er nur gerade dem letzte- 
ren angemessen tut, ist Schuldigkeit (debiium); 
was er endlich weniger tut, als die letztere fordert, 
ist moralische Verschuldung (demerilum). Der 
rechtliche Eîfekt einer Verschuldung ist die 
Strafe (poena); der einer verdienstlichen Tat Be- 
lohnung (praemium) (vorausgesetzt dafi sie, im Gesetz 
[228] verheiûen, die Bewegu"sache wa~); die | Angem ssen- 
heit des Verfahrens zur Schuldigkeit hat gar keinen 
10 rechtlichen Effekt. — Die gütige Vergeltung (rcmune- 
ratio s. repensio benefica) steht zur Tat in gar keinem 
Rechtsverhâltnis. 

Die guten oder schlimmen Folgen einer schul- 
digen Handlung, imgleichen die Folgen der 
Unterlassung einer verdienstlichen, kônnen dem 
Subjekte nicht zugerechnet werden (modus impu- 
iationis tollcns). 

Die guten Folgen einer verdienstlichen, 
imgleichen die schlimmen Folgen einer unrecht- 
20 mâfiigen Handlung kônnen dem Subjekte zuge- 
rechnet werden (modus imputalionis ponens). 

Subjektiv ist der Grad der Zurechnungs- 
fahigkeit (impulabüilas) der Handlungen nach der 
GrôBe der Hindernisse zu schïtzen, die dabei 
haben übcrwunden werden mü^sen. — Je grôBer 
die Naturhindernisse (der Sinnlichkeit), je kleiner 
das moralische Hindernis (der Pflicht), desto mehr 
wird die gute Tat zum Verdienst angerechnet. 
Z. B. wenn ich einen mir ganz fremden Menschen 
30 mit meiner betriichtlichen Aufopferung aus grofier 
Not rette. 

Dagegen: je kleiner das Naturhindernis, je 
grôCer das Hindernis aus Gründen der Pflicht, 
desto mehr wird die Übertretung (als Verschul- 
dung) zugerechnet. — Daher der Geraütszustand, 
ob das Subjekt die Tat im Affekt oder mit ruhiger 
Überlegung verübt habe, in der Zurechnung einen 
Unterschied macht, der Folgen hat. 



Einleitung [229 

in die 

Rechtsiehre. 

§ A. 

Was die Kechtslelire sei. 

Der Inbegriff der Gesetze, für welche eine âuÛere 
Gesetzgebung moglich ist, heifit die Rechtsiehre 
(lus), Ist eine solche Gesetzgebung wirklich, so ist sie 
Lehre des positiven Rechts, und der Rechtskundige 
derselben oder Rechtsgelehrte (luriscon.mltus) heiÛt 10 
rechtserf ahr en (lurtspevuus), w. nn e;- die aiüieren 
Gesetze auch âuI3erlich, d. i. in ihrer Anwendung auf 
in der Erlahrung vorkommende Falle kennt, die auch 
wohl Rechtsklugheit (Jtcnsprudenlia) werden kann, 
ohne beide zusammen aber bloJDe Rechtswissen- 
SC liait (ItirUscunda) b’eibt. Die letztere Benennuiig 
konimt der systematischen Kenntnis der natür- 
lichen Rechtsiehre (lus naiurae) zu, wiewohl der Rechts- 
kundige in der letzteren zu aller positiven Gesetzge- 
bung die unwandelbaren Prinzipien hergeben mul3. 20 

§ B. 

Was ist Reehtl 

Diese Frage môchte wohl den Rechtsgelehrton, 
wenn er nicht in Tautologie verfallen oder statt einer 
allgemeinen Auîlôsung auf das, was in irgend einem 
Lande die Gesetze zu irgend einer Zeit wollen, ver-* 
weisen will, ebenso in Verlegenheit setzen, als die be- 
rufene Aulforderung: Was ist Wahrheit? den Lo- 
giker. Was Rechtens sei (quld slt iari^), d. L was die 
Gesetze an einem gewissen Ort und zu einer gewissen 30 

Kant, Metaphysils der Sitteu. 3 
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Zeit sagen oder gesagt haben, kann er noch wohl an* 
gebeii; aber ob das, was sie wollten, auch redit sei, und 
das allgemeine Kriterium, woran man überhaupt Recht 
sowohl als Unrecht (iustum ei inixisium) erkennen kônne, 
[230] bleibt ihm wohi ( verborgen, wenn er nicht eine Zeit- 
lang jene empirischen Prinzipien verlàJQt, die Quellen 
jener Urteile in der bloJÛen Vernunft sucht (wiewohl 
ihm dazni jene Gesetze vortrefflich zum Leitfaden die- 
nen konnen), um zu einer môglichen positiven Gesetz- 
10 gebung die Grundlage zu errichten. Eine bloJQ empi- 
rische Rechtslehre ist (wie der hôlzerne Kopf in 
Phadrus' Fabel) ein Kopf, der schôn sein mag, nur 
schadeî dai3 er kein Gehirn hat 

Der Begriff des Rechts, sofern er sich auf eine ihm 
korrespondierende Verbindlichkeit bezieht (d. i. der 
moralische Begriff desselben^), betrifft erstlich nur 
das auûere und zwar praktische Verhaltnis einer Per- 
son gegen eine anclere, sofern ihre liandlungen als 
Fakta aufeinander (uninittelbar oder mittelbar) Ein- 
20 fluû haben konnen. Aber zweitens bedeutet er nicht 
das Verhaltnis der Willkür auf den Wunsch (folglich 
auch auf das bloBe Bedürfnis) des anderen, wie etwa 
in den Handlungen der Wohltâtigkeit oder Hartherzig- 
keit, sondern ledigîich auf die Willkür des anderen. 
Drittens, in diesem wechselseitigen Verhaltnis der 
Willkür kommt auch gar nicht die Materie der Will- 
kür, d. i. der Zweck, den ein jeder mit dem Objekt, 
was er will, zur Absicht hat, in Betrachtung, z. B. es 
wird nicht gefragt, ob jemand bei der Ware, die er 
SO zn seinem eigenen Handel von mir kauft, auch seinen 
Vorteil finden môge oder nicht, sondern nur nach 
der Form im Verhaltnis der beiderseitigen Willkür, 
sofern sie bloû als frei betrachtet wird, und ob da- 
durcht») die Handlung ein es von beiden sich mit der 
Freiheit des anderen nach einem allgemeinen Gesetze 
zusammen vereinigen lasse. 

Das Recht ist also der Inbegriff der Bedingungen, 


a) Kant: ^derselben^; korr. Vorlander. 

b) Kant: „durch“; korr. Hartenstein. Gôrland Bchlftgt 
vor: „ob durch die Handlung eines von beiden Freiheit 
sioh mit der des anderen". 
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unter denen die Willkûr des einen mit der Willkür 
des anderen nach eiiiem allgemeinen Gesetse der 
Freibeit îusamraeu vereinigt werden kan». 

8 

Allgomeines Prinzip des Rechts. 

„Eine jede Handlung ist recht, die oder nach 
deren Maxime die Freiheit der Willkür eines jeden mit 
jedermanns Freiheit nach einem allgemeinen Gesetze 
zusammen bestehen kann."^) 

Wenn also meine Handlung oder überhaupt mein lo 
Zustand mit der Freiheit von jedermann nach einem 
allgemeinen Gesetze zusammen bestehen kann, so tut 
der mir unrecht, der mich daran hindert; denn dieses 
îlindernis (dieser Widerstand) kann mit der Freiheit [231 
nach allgemeinen Gesetzen nicht bestehen. 

Es folgt hieraus auch: dafl nicht verlangt wer- 
den kann, daû dieses Prinzip aller Maximen selbst 
wiederum meine Maxime sei, d. i. daû ich es mir 
zur Maxime meiner Handlung mâche; denn ein jeder 
kann frei sein, obgleich seine Freiheit mir ganzlich 20 
indifferent wiire, oder ich im Herzen derselben gerne 
Abbruch tun mochte, wenn ich nur durch meine 
âuflere Handlung ihr nicht Eintrag tue. DasRecht' 
handeln mir zur Maxime zu machen, ist eine Forde- 
rung, die die Ethik an mich tut. 

Also ist das allgemeine Rechtsgesetz: Handle 
àufierlich so, dafi der freie Gebrauch deiner Willkür 
mit der Freiheit von jedermann nach einem allge- 
meinen Gesetze zusammen bestehen kônne, zwar ein 
Gesetz, welches mir eine Verbindlichkeit auferlegt, 80 
aber ganz und gar nicht erwartet, noch weniger for- 
dert, dafi ich ganz^) um dieser Verbindlichkeit willen 
meine Freiheit auf jene Bedingungen selbst ein- 
schrânken solle; sondern die Vernunft sagt nur, dafi 
sie in ihrer Idee darauf eingeschrankt sei und von 
anderen auch tatlich eingeschrankt werden dürfe; und 


a) Kant: „kann etc/*; korr. Mellin. 

b) „ganz „allein [Natorp]? Oder noch besser 
SRU itieichen [Gorland]? 

3 * 
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dieses sagt sie als ein Postulat, welches gar keînes 
Beweises weiter fahig ist. — Wenn die Absicht nicht 
ist, Tugend zu lehren, sondern nur, was recht sei, 
vorzutragen, so darf und soll man selbst nicht jenes 
Rechtsgesetz als Tidebfeder der Handlung vorsteJlig 
machen. 

§D. 

Das Eecht Ist mit der Befngnis zu zwingen yerbundeu. 

Der Widerstand, der dem Hindernisse einer Wir- 
10 kung entgegengesetzt wird, ist eine Befôrderung dieser 
Wirkung und stimmt mit ihr zusammen. Nun ist ailes, 
was unrecht^'^) ist, ein Hindernis der Freiheit nach all- 
gemeinen Gesetzen; der Zwang aber ist ein Hindernis 
oder Widerstand, der der Freiheit geschieht. Folglicli: 
wenn ein gewisser Gebrauch der Freiheit selbst ein 
Hindernis der Freiheit nach allgemeinen Gesetzen (d. i. 
unrecht) ist, so ist der Zwang, der diesem entgegen- 
gesetzt wird, als Verhinderung eines Hinder- 
nisses der Freiheit mit der Freiheit nach allge- 
20 meinen Gesetzen zusammenstimmend, d. i. recht; mit- 
hin ist mit dem Rechte zugleich eine Beîugnis, den, 
der ihm Abbruch tut, zu zwingen, nach dem Satze des 
Widerspruchs verknüpft. 


2321 § K 

Bas strikte lleclit kaun ancb als die Mbglicbkeit eiues 
mit Jedermanus Freiheit nach allgemeinen Oesetzen 
znsammenstimmendeu dureligangigen Trechselseîtigon 
Zwangea vorgestellt werden. 

Dieser Satz will soviel sagen als: das Recht darf 
30 nicht als aus zwei Stücken, namlich der Verbindlich- 
keit nach einem Gesetze und der Beîugnis dessen, der 
durch seine Willkür den anderen verbindet, diesen 
dazu zu zwingen, zusammengesetzt gedacht werden, 
sondern man kann den Begriff des Rechts in der 
Môglichkeit der Verknüpfung des allgemeinen wechsel- 
seitigen Zwanges mit jedermanns Freiheit unmittelbar 


a) Kant: „Unrecht‘^; korr. Natorp (vgl. S, 27*’, 86*, 86 
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setzen. Sowie nâmlich das Redit überhaupt nur das 
zum Objekte hat, was in Handlungen âufierlich ist, 
so ist das strikte Redit, namlich das, dem nichts 
Ethisches beigemischt ist, dasjenige, welches keine 
anderen Bestimmungsgründe der Wilikür als blofi die 
âiiBeren fordert; denn alsdann ist es rein und mit 
keinen Tugendvorschriften vermengt. Ein striktes 
(enges) Recht kann man also nur das vollig âuBere 
nennen. Dieses gründet sich nun zwar auf das Be- 
wuBtsein der Verbindlichkeit eines jeden nach dem 10 
Gesetze; aber die Wilikür danach zii bestirnmen, darf 
Und kann es, wenn es rein sein soll, sidi auf dieses 
BewujDtsein als Triebfeder nicht berufen, sondern fuBt 
sich deshalb auf dem Prinzip der Môglichkeit eines 
auBeren Zwanges, der mit der Freiheit von jedermann 
nach allgemeinen Gesetzen zusarnmen bestehen kann. 

— Wenn also gesagt wird: ein .Glaubiger hat ein 
Recht, von dem Schuldner die Bezahlung seiiicr Schuld 
zu fordern, so bedeutet das nicht: er kann ihm zu 
Gemüte führen, dal3 ihn seine Vernunft selbst zu dieser 20 
Leistuiig verbinde; sondern ein Zvvang, der jedermann 
nôtigt, dieses zu tun, kann gar wohl mit jedermanns 
Freiheit, also auch mit der seinigen, nach einem all- 
gemeinen auBeren Gesetze zusarnmen bestehen: Recht 
und Befugnis zu zwingen bedeuten also einerlei. 

Das Gesetz eines mit jedermanns Freiheit 
notwendig zusammenstimmenden wechselseitigen 
Zwanges unter dem Prinzip der allgemeinen Frei- 
heit, ist gleichsam die Konstruktion jenes Be- 
griffs, d. i. Darstellung desselben in einer reineu 30 
Anschauung a piorl, nach der Analogie der Mog- 
lichkeit i'reier Bewegungen der Kôrper unter dem 
Gesetze der Gleichheit der Wirkung und Ge- 
genwirkung. ( Sowie wir nun in der reinen [233] 
Mathematik die Eigenschafteii ilires Objekts nicht 
unmittelbar vom Begriffe ableiten, sondern nur 
diirch die Konstruktion des Begriffs entdecken 
kônnen, so isPs nicht sowolil der Begriff des 
Redits als vielmehr der unter allgemeine Gesetze 
gebrachte, mit ihm zusammenstimmende, durch- 40 
gângig wechselseitige und gleiche Zwang, der die 
Darstellung jenes Begriffs moglich macht. Die- 
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weil aber diesem dynamischen B^griffe noch ein 
blofi formaler in der reinen Mathematik (z. B. der’ 
Geometrie) zum Grunde liegt: so hat die Vernunft 
dafûr gesorgt, den Verstand auch mit Anschau- 
nngen a priori zum Behuf der Konstruktion des 
Reclitsbegriffs soviel moglich zuversorgen. — Das 
Rechte (rectum) wird alg das Géra de teils dem 
Krummen teils dem Schiefen entgegengesetzt. 
Das erste ist die innere Beschaffenheit einer 
10 Linie von der Art, daB es zwischen zweien gege- 
benen Punkten nur eine einzige, das zweite 
aber die Lage zweier einander durchschneidenden 
oder zusammenstoûendenLinien, von deren Artes 
auch nur eine einzige (die senkrechte) geben 
kann, die sich nicht mehr nach einer Seite als 
der anderen hinneigt, und die den Raum von beiden 
Seiten gleich abteilt, nach welcher Analogie auch 
die Eechtslehre das Seine einem jeden (mit mathe- 
matischer Genauigkeit) beslimmt wissen will, wel- 
20 ches in der Tugendlehre nicht erwartet werden 
darf, als welche einen gewissen Raum zu Aus- 
nahmen (latitudmem) nicht verweigern kann. — 
Aber, ohne ins Gebiet der Ethik einzugreifen, 
gibt es zwei Falle, die auf Rechtsentscheidung An- 
spruch machen, für die aber keiner, der sie ent- 
scheide, ausgefunden werden kann, und die gleich- 
sam in Epikurs iniermundia hingehôren. — Diese 
müssen wir zuvôrderst ans der eigentlichen Rechts- 
lehre, zu der wir bald schreiten wollen, ausson- 
ao dern, damit ihre schwankenden Prinzipien nicht 
auf die festen Grundsatze der erstern EinfluÛ be- 
kommen. 

Anhang zur Einleitung In die Eechtslehre. 

Vom zweidentlgen Recht. (Itis aequîvocum») 

Mit jedem Recht in enger Bedeutung (ius strichm) 
ist die Befugnis zu zwingen verbunden. Aber man 
234] denkt sich noch ein Recht imj weiteren Sinne (iu8 
latum), wo die Befugnis zu zwingen durch kein Gesetz 
bestimmt werden kann. — Dieser wahren oder vor- 
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geblichen Rechte sind nun zwei: die Billigkeit und 
das Notrecht; von denen die erste ein Eecht ohne 
Zwang, das zweite ein Zwang ohne Recht annimmt, 
und man wird leicht gewahr, diese Doppelsinnigkeit 
beruhe eigentlich darauf, daû es Falle eines bezwei- 
felten Rechts gibt, zu deren Entscheidung kein Richter 
auîgestellt werden kann. 


1 . 

Die Billigkeit. (Aeqiiitas») 

Die Billigkeit (objektiv betrachtet) ist keines- 10 
■wegs ein Grund zur Aufforderung bloI3 an die ethische 
Pllicht anderer (ihr Wohlwollen und Gütigkeit), son- 
dern der, welcher aus diesem Grande etwas fordert, 
fuût sich auf sein Recht; nur dafi ihm die für den 
Richter erforderlichen Bedingungen mangeln, nach 
welchen dieser bestimmen kônnte, wieviel oder auî 
welche Art dem Anspruche desselben genug getan 
werden kônne. Der in einer auf gleiche Vorteile ein- 
gegangenen Maskopei^) dennoch mehr getan, dabeî 
aber wohl gar diirch Unglücksfalle mehr verloren 20 
hat als die übrigen Glieder, kann nach der Billig- 
keit von der Gesellschaft mehr fordern, als bloû zu 
gleichen Teilen mit ihnen zu gehen. Allein nach dem 
eigentlichen (strikten) Redit, weil, wenn man sich in 
seinem Fall einen Richter denkt, dieser keine bestimm- 
ten Angaben (data) hat, um, wieviel nach dem Kon- 
trakt ihm zukomme, auszumachen, würde er mit seiner 
Forderung abzuweisen sein. Der Hausdiener, dem sein 
bis zu Ende des Jahres îaufender Lohn in einer binnen 
der Zeit verschlechterten Münzsorte bezahlt wird, wo- 80 
mit er das nicht ausrichten kann, was er bei Schliefiung 
des Kontrakts sich dafür anschaffen konnte, kann bei 
gleichem Zahlwert, aber ungleichem Geldw^ert sich 
nicht auf sein Recht berufen, deshalb schadlos ge- 
halten zu werden, sondern nur die Billigkeit zum 
Grunde anrufen^) (eine stumme Gottheit, die nicht ge- 

a) = Handelagesellschaft (vom hollândischen nuiaU 
schappij)* 

b) 1. Auflage: „aufrxifen“. 
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hort werden kann): weil nichts hierüber im Kontrakt 
be^tinimt vvar, ein Richter aber nach unbestimmten 
Bedingungen nicht sprechen kann. 

liieraus folgt auch, daû ein Gerichtshof der 
Billigkeit (in einem Streit anderer über ihre Rechte) 
einen Widerspruch in sich schlieBe. Nur da, wo es 
die eigenen Rechte des Richters betrifft, und in dem, 
[235] worüber I er für seine Person disponieren kann, darf 
und soll er der Billigkeit Geliôr geben; z. B. wenn die 
10 Krone den Schaden, den andere in ihrem Dienste er- 
litten Iiaben und den sie zu vcrgüten angefleht wird, 
selber tragt, ob sie gleich nach dem streiigen Rechte 
diesen Anspruch^) unter der Vorschützung, daÛ sie 
solcheb) auf ihre eigene Gefahr übernommen haben, 
abweisen kônnte. 

Der Sinnspruch (dlctim) der Billigkeit ist nun 
zwar: „das strengste Recht ist das groûte Unrecht 
(simmiim ius summa iniiinay^\ aber diesem Übel ist 
auf dem Wege Rechtens nicht abzuhelfen, ob es gleich 
20 eine Rechtsforderung betrifft, weil diese vor das Ge- 
wissensgericht (forum poli) allein gehdrt, dagegen 
jede Frage Rechtens vor das bürgerliche Recht 
(forum soli)^) gezogen werden muB. 


IL 


Das Notrecht. (Ins necesRitatis.) 

Dieses vermeinte Recht soll Befugnis sein, im Fall 
der Gefahr des Verlustes meines eigenen Lebens, einem 
anderen, der mir nichts zuleide tat, das Leben zu 
iiehmen. Es fallt in die Augen, daû hierin ein Wider- 
30 spruch der Rechtslehre mit sich selbst enthalten sein 
müsse: — denn es ist hier nicht von einem unge- 
rechten Angreifer auf mein Leben, dem ich durch 
Beraubung des seinen zuvorkomme (ius inculpaiae tuie- 
lut), die Rede, ' wo die Anempîehlung der Mafiigung 
(modcraincn) nicht einmal zum Recht, sondern nur zur 


a) Kant; „Ausspruch“; korr, Natorp, Vorlânder. 

b) 8C. Dion 'te. 

c) polns =* (1er Himrnel (Pol), solum = der Erdboclen. 
Das Original hat auch an dor zweitcn Stollo „püli“. 
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Ethik gehort, sondern von einer erlaubten Gewalir 
tlitigkeit gegen den, der keine gegen mich ausübte. 

Es ist War, dafl diese Behauptung nicht objektiv, 
nach dem, was ein Gesetz vorschreiben, sondern bloÛ 
subjektiv, wie vor Gericht die Sentenz gefâllt werden 
würde, zu verstehen sei. Es kann nâmlich kein Straf- 
gesetz geben, welches demjenigen den Tod zuer- 
kennte, der im Schiffbruche, mit einem anderen in 
gleicher Lebensgefahr schwebend, diesen von dem 
Brette, worauf er sich gerettet bat, wegstieBe, um 10 
sich selbst zu retten. Denn die durchs Gesetz an- 
gedrohte Strafe kônnte doch nicht grôBer sein als 
die des Verlustes des Lebens des ersteren. Nun kann 
ein solches Strafgesetz die beabsichtigte Wirkung gar 
nicht haben; denn die Bedrohung mit einem Übel, 
was noch ungewiB ist (dem ïode durch den richter- 
lichen Ausspruch), kann die Furcht vor dem Übel, 
was gewiB ist (nâmlich dem Ersaufen), nicht über- 
wiegen. Also ist die ïat der gewalttâtigen Selbstjer- [236] 
haltung nicht etwa als unstrâîlich ( incul pab île), son- 20 
dern nur als unstrafbar (impunibile) zu beurteilen, 
und diese subjektive Straflosigkeit wii*d durch eine 
wunderliche Verwechslung von den Rechtslehrern für 
eine objektive (GesetzmâBigkeit) gehalten. 

Der Sinnspruch des Notrechts heiüt: „Not hat 
kein Gebot (mxessltas non habcù Iccjemy^; und gleichwohl 
kann es keine Not geben, welche, was unrecht ist, 
gesetzmâBig machte. 

Man sieht, dafl in beiden Rechtsbeurteilungen 
(nach dem Billigkeits- und dem Notrechte) die Dop- 30 
pelsinnigkeit (aequivocotio) aus der Verwechslung 
der objektiven mit den subjektiven Gründen der Rechts- 
ausübung (vor der Vernunft und vor einem Gericht) 
entspringt, da dann, was jemand für sich selbst mit 
gutem Grunde für Recht^) erkennt, vor einem Ge- 
richtshofe nicht Bestâtigung finden und, was er selbst 
an sich als unrecht beurteilen muB, von ebendem- 
selben Nachsicht erlangen kann; weil der Begriff des 
Rechts in diesen zwei Fâllen nicht in einerlei Be- 
deutung ist genommen worden, 40 


a) „roclit'^? [Nalorp], 



42 


Rechtslebvo. Einleitung in die 


Eintellung der Rechtslehre. 

A. 

Allgemeine Einteiluni: der Reclitspdichteu. 

Man kann diese Einteilung sehr wohl nach dem 
Ulpian machen, wenn man seinen Formeln einen 
Sinn unterlegt, den er sicli dabei zwar nicht deutlich 
gedacht haben mag, den sie aber doch verstatten 
daraus zu entwickein oder hineinzulegen. Sie sind 
folgende: 

10 1. Sei ein rechtlicher Mensch (horiesfe vive). Die 

rechtlicheEhrbarkeit (honesfas iuridica) besteht 
darin: iin Verhliltuis zu anderen seinen Wert 
als den eines Menschen zu behaupten, welche 
Pflicht durch den Satz ausgedrückt wird: „Mache 
dich anderen nicht zum blofien Mittel, sondern 
sei für sie zugleich Zweck.'' Diese Pflicht wird 
im folgenden als Verbindlichkeit aus dem Redite 
der Menschheit in unserer eigenen Person er- 
klârt werden (Icx iusîi). 

20 2. Tue niemandem Unrecht (neminem îaede), und 

solltest du darüber auch aus aller Verbindung mit 
anderen herausgehen und aile Gesellschaft meiden 
müssen (Icx iuridica). 

[237] 3. Tritt (wenn du das letztere nicht vermeiden 

kannst) in eine Gesellschaft mit anderen, in wel- 
cher jedem das Seine erhalten werden kann (suum 
cuique tribue). — Die letztere Formel, wenn sie so 
übersetzt würde: „Gib jedem das Seine,“ würde 
eine Ungereimtheit sagen; denn man kann nieman- 

30 dem etwas geben, was er schon hat Wenn sie 
also einen Sinn haben soll, so müfite sie so lauten: 
„Tritt in einen Zustand, worin jedermann das 
Seine gegen jeden anderen gesichert sein kann“ 
(Icx iustitiae). 

Also sind obenstehende drei klassische Formeln 
zugleich Einteilungsprinzipien des Systems der Rechts- 
pflichten in innere, aufiere und in diejenigen, 
welche die Ableitung der letzteren vom Prinzip der 
ersteren durch Subsumtion enthalten. 
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B. 

Allgemeine Einteilung der Redite. 

1. Der Rechte als Systematischer Lehren: in das 
Naturrecht, das auf lauter Prinzipien a priori 
beruht, und das positive (statutarische) Recht, 
was aus dem Willen eines Gesetzgebers her- 
vorgeht. 

2. Der Rechte als (mopalischer) Vermôgen, andere 
zu verpflichten, d. i. aïs einen gesetzlichen Grand 

zu den letzteren (tUulum)^); von denen die Ober- 10 
einteilung die in das angeborene und erwor- 
bene Recht ist, deren ersteres dasjenige Recht 
ist, welches unabhangig von allem rechtlichen Akt 
jedermann von Natur zukommt; das zweite das, 
wozu ein solcher Akt erîordert wird. 

Das angeborene Mein un'd Dein kann auch das 
innere (meum vel tmim internum) genannt werden; denn 
das âulîere mufl jederzeit erworben werden. 

Das angeborene Recht ist nur eln einziges. 

Freiheit (Unabhangigkeit von eines anderen nôti- oq 
gender Willkür), sofern sie mit jedes anderen Freiheit 
nach einem allgemeinen Gesetz zusammen bestehen 
kann, ist dieses einzige, ursprüngliche, jedem Men- 
schen kraft seiner Menschheit zustehende Recht. — 

Die angeborene Gleichheit, d. i. die Unabhangigkeit, 
nicht zu mehrerem^) von anderen verbunden zu wer- 
den, als wozu man sie wechselseitig auch verbinden 
kann; mithin dielQualitat des Menschen, sein eige- [238 
ner Herr (sui iuris) zu sein, imgleichen die eines un- 
bescholtenen Menschen (ixisti)y weil er vor allem 30 
rechtlichen Akt keinem Unrecht getan hat; endlich 
auch die Befugnis, das gegen andere zu tun, was an 
sich ihnen das Ihre nicht schmalert, wenn sie sich 
dessen nur nicht annehmen wollen; dergleichen ist: 
ihnen blofi seine Gedanken mitzuteilen, ihnen etwas 
zu erziihlen oder zu versprechen, es sei wahr und 

a) Dor Sinn ist wohl die Rechte, (betrachtot) aïs 
ein gesetzlicher Grand der Vorpfliehtungen anderer. 

b) 2. AnÜ.: „mehreren“. 
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aufrichtig oder unwahr und unaufrîchtig (veriloquium 
aut falsüoquium)y weil es blol3 auf ihnen beruht, ob sie 
ihm glauben wollen oder nicht^‘‘): — aile diese Be- 
fiignisse liegen schon ira Prinzip der angeborenen 
Freiheit und sind wirklich von ihr nicht (als Glieder 
der Einteiliing unter einera hôheren Rechtsbegriff} 
unterschîeden. 

Die Absicht, weswegen man eine solche Eintei» 
iung in das System des Naturrechts (sofern es das an- 

10 geborene angeht) eingefiihrt bat, geht darauf hinaus, 
damit, wenn über ein erworbenes Recht ein Streit 
entsteht und die Frage eintritt, wem die Beweisfülu*ung 
(onus prohandi) obliege, entweder von einer bezweifelten 
Tat oder, wenn diese ausgemittelt ist, von einem be- 
zweifelten Recht, derjenige, welcher diese Verbindlich- 
keit von sich ablehnt, sich auf sein angeborenes Recht 
der Freiheit (welches nun nach seinen verschiedenen 
Verhâltnissen spezifiziert wird) methodisch und gleich 
als nach verschiedenen Rechtstiteln berufen kônne. 

20 Da es nun in Anschung des angeborenen, mitbin 
inneren Meiii und Dein keine Rechte, sondern nur 
ein Recht gibt, so wird diese Obereinteilung, als aus 
zwei dem Inhalte nach âuBerst ungleichen Gliedern 


*) Vorsâtzlich, wenngleich blofi leichtsinnigerweise, 
Uiiwahrheit zu sagen, pflegt zwar gewôhniich Lügo {mm- 
dacium) genannt zu werden, weil sie wenigstens sofern auch 
schadcn kann, daÛ der, welcher sie treuherzig nachsagt, 
als ein Leichtglàubiger anderen zura GespOtte wird. Ini 
rechüichen Sinne aber will man, daÜ nur diejenige ünwahr- 
heit Lüge genannt worde, die einem anderen unmittelbar 
an seinem Kechte Abhruch tut, z. B. das falsche Vorgebeii 
eines mit jemandem geschJossenen Vertrags, um ihn um das 
Seine zu briugen (falsiloquium dolosum) ; und dieser Unter- 
Bchied sehr verwandter Begriffe ist nicht ongegründet: weil 
08 bei der bloOen Erklârung seiner Gedanken immer dem 
anderen frei bJeibt, sie anzunebmen, wolür er will, obgleich 
die gegründete Nachrede, daû dieser ein Mensch soi, desson 
Reden man nicht glauben kann, so nahe an den Vorwurf, 
ihn einon Lügner zu nennen, streift, daO die Grenzlinie, 
die hier das, was zum Im gehOrt, von dem, was der Ethik 
anheimfô,ilt a), nur so eben zu unterscheiden ist. 


a) Hier fehlt ein „schoidet‘* oder „80ndert“. 
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bestehend, in die Prolegomenen goworfen und die 
Einteilung der Rechtslehre bloû auf das auBere Mein 
und Dein bezogen werden kônnen. 

Eintetlnng der Metaphyslk der Sitten [239] 
ttberhaupt. 

L 

Aile Pflichten sînd entweder Rechtspflichten 
(officia iurisjy d. i. solche, für welche eine auûere Ge- 
setzgebung moglich ist, oder Tugendpflichten 
(officia virtutis s. ethicafy für welche eine solche nicht 10 
moglich ist; die letzteren kônnen aber darum niir 
keiner aufieren Gesetzgebung unterworfen werden, weil 
sie auf einen Zweck gehen, der (oder welchen zu 
liaben) zugleich Pflicht ist; sich aber einen Zweck vor- 
zusetzen, das kann durcli keine aufierliche Gesetz- 
gebung bewirkt werden (weil es ein innerer Akt des 
Gemüts ist); obgleich auflere Handlungen geboten wer- 
den mogen, die dahin führen, ohne doch clafi das Sub- 
jokt sie sich zum Zweck macht. 

Warum wird aber die Sittenlehre (Moral) ge- 20 
wôhnlich (namentlîch von Cicero) die Lehre von 
den Pflichten und nicht auch von den Rechten 
botitelt? da doch die einen sich auf die anderen 
beziehen. — Der Grund ist dieser: Wir kennen 
unsere eigene Freiheit (von der aile moralischen 
Gesetze, mithin auch aile Redite sowohl als Pflich- 
ien amsgehen) nur durch den moralischen lmp e- 
rativ, welcher ein pflichtgebietender Satz isl, aus 
welchem nachher das Vermôgen, andere zu ver- 
pflichten, d. i. der Begriff des Rechts, entwickelt 30 
werden kann. 

IL 

Da in der Lehre von den Pflichten der Mensch 
nach der Eigenschaft seines Freiheitsvermôgens, wel- 
ches ganz übersinnlich ist, also auch bloû nach seiner 
Menschheit, aïs von phyd:>chen Bestimmungen unab- 
hangiger^) Persônlichkeit (howo mmmenon), vorgestellt 
werden kann und soll, zum Unterschiede von eben- 


a) Gürland: „unabhftngige‘ 
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demselben, aber als mit jenen Bestimmungen behafteten 
Subjekt, dem Menschen (homo phamomenon), so wer- 
den Recbt und Zweck, wiederum in dieser zwiefacben 
Eigenschaft auf die Pflicht bezogen, folgende Einteb 
lung geben. 

[• 240 ] Eintellung nach dem objektlyen Verhftltnls 
des Giesetzes zur Pflicht. 


Pflicht gegen sich selbst. 



Pflicht gegen andere. 
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III. [241] 

Da die Subjekte, in Ansehung deren ein Verhaltnin 
des Rechts zur Pflicht (es sei statthaft oder unstatt- 
haft) gedacht wird, verschiedene Beziehungen zu- 
lassen, so wird auch in dieser Absicht eine Einteilung 
vorgenommon werden kônnen. 

Einteilung nach dem subjektiven Verhîtltnis 
der Verpflichtenden und Verpflichteten. 

1 . 2 . 

Das rechtliche Verhâlt- Das rechtliche Verhâlt- 10 
nis des Menschen zu We- nis des Menschen zu We- 
sen, die weder Recht sen, die sowohl Recht als 
noch Pflicht haben. Pflicht haben. 

Vacat. Adeat, 

Denn das sind vernunft- Denn es ist ein Verhalt- 
lose Wesen, die weder nis von Menschen zu Men- 
uns verbinden, noch von schen. 
welchen wir kônnen ver- 
buiiden werden. 

3 . ’ 4 . 20 

Das rechtliche Verhâlt- Das rechtMche Verhâlt- 
nis des Menschen zu We- nis des Menschen zu einem 
sen, die iauler Pflichten Wesen, was lauter Rechte 
und keine Rechte haben. und keine Pflicht hat 

(Gott). 

Vacat. Vacat. 

Denn das wâren Men- Nâmiich in der bloJBen 
schen ohne Persônlichkeit Philosophie, weil es kein 
(Leibeigene, Sklaven). Gegenstand môglicher Er- 

fahrung ist. 30 

Also findet sich nur in Nr. 2 ein real es Ver- 
hâltnis zwischen Recht und Pflicht. Der Grund, warum 
es auch nicht in Nr. 4 angetroffen wird, ist: weil 
66 eine transzendente Pflicht sein würde, d. i. eine 
solche, der kein âufieres verpflichtendes Subjekt korre- 
spondierend gegebon werden kann, mithin das Ver- 
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hâltnis in theoretischer Rücksicht hier nur idéal, d. i. 
7-u einem Gedankendinge ist, was wir uns selbst, 
aber doch nicht durch seinen®) ganz leeren, son- 
dern in Beziehung auf uns selbst und die Maximen der 
inneren Sittlich.keit, mithin in praktischer innerer Ab- 
sicht fruchtbaren Begriff machen, worin denn auch 
42] unsere ganze imma(nente (ausführbare) Pflicht in 
diesem bloû gedachten Verhaltnisse allein besteht. 

Von der Einteflnng der Moral aïs eines 
10 Systems der Pflichteii überhaupt. 

Elementarlehre. Methodenlehre. 

Rechtspflichten. Tugendpflichten. Didaktik. Asketik. 

Privatrecht Oifentliches Eecht, 
usw., ailes, 

was nicht bloû die Materialien, sondern auch die 
architektonische Form einer wissenschaltlichen Sitten- 
lehre enthiilt; wenn dazu die metaphysischen Anfangs- 
gründe die allgemeinen Prinzipien vollstândig ausge- 
spürt haben. 

20 Die oberste Einteilung des Naturrechts kanii nicht 
(wie bisweilen geschieht) die in das natürliche und 
gesellschaftliche, sondern muB die ins natürliche 
iind bürgerliche Recht sein; deren das erstere das 
Privatrecht, das zweite das ôffentliche Recht 
genannt wird. Demi dem Naturzustande ist nicht 
der gesellschaftliche, sondern der bürgerliche ent- 
gegengesetzt; weil es in jenem zwar gar wohl Gesell- 
schaft geben kann, aber nur keine bürgerliche 
(durch ôffentliche Gesetze das Mein und Dein 
30 sichernde), daher das Recht in dem ersteren das 
Privatrecht heiOt. 


a) einen? 



Der Rechtsiehre 

Erster Teil 

Das Privatrech.t 


Katit, M<^taphy«1k dar Sittan, 




Der [ 246 ] 

allgemeinen Rechtslehre 

Erster Tell. 


Das Privatrecht 

vom âuBeren Mein und Dein überhaupt. 

Erstes Hauptstück, 

Von der Art, etwas luüeres als das Seine 
zu Iiaben. 

§ 

Das rechtlich Meine (meum iuris) ist dasjenige, 10 
womit ich so verbunden bin, daI3 der Gebrauch, den 
ein anderer ohne meine Einwilligung von ihm machen 
môchte, mich lâdieren würde. Die subjektive Bedin- 
gung der Moglichkeit des Gebrauchs überhaupt ist 
der Besitz. 

Etwas ÀuBeres aber würde nur dann das Meine 
sein, wenn ich annehmen darf, es sei môglich, dafi ich 
durch den Gebrauch, den ein anderer von einer Sache 
macht, in deren Besitz ich doch nicht bin, 
gleichwohl doch ladiert werden kônne. — Also wider- 20 
spricht es sich selbst, etwas ÀuBeres als das Seine zu 
haben,^ wenn der Begriff des Besitzes nicht einer 
verschiedenen Bedeutung, nâmlich des sinnlichen 
und des intelligibelen Besîtzes, fâhig wâre, und 
un ter dem einen der physische, un ter dem anderen 
ein bloB rechtlicher Besitz ebendesselben Gegen- 
standes verstanden werden kônnte. 


4 * 
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Der Ausdruck: ein Gegenstand ist au fier mir, 
kanii aber entweder soviel bedeuten als: er ist ein nur 
von mir (dem Subjekt) unterschiedener, oder auch 
ein in einer anderen Stelle (positus) im Raum oder 
in der Zeit befindlicher Gegenstand. Nur in der erste- 
ren Bedeutung genommen, kann der Besitz als Ver- 
nunftbesitz gedacht werden; in der zweiten aber wûrde 
er ein empirischer heiflen müssen. — Ein intelli- 
[246] [ gibeler Besitz (wenn ein solcher moglich ist) ist 
10 ein Besitz ohne Inhabung (detentio). 


§ 2 . 


Rechtliches Postulat der praktîscheu Vernunft. 

Es ist moglich, einen jeden âufieren Gegenstand 
meiner Willkür als das Meine zu haben; d. i.: eine 
Maxime, nach welcher, wenn sie Gesetz würde, ein 
Gegenstand der Willkür an sîch (objektiv) herren- 
los (res nullius) werden müGte, ist rechtswidrig. 

Demi ein Gegenstand meiner Willkür ist etwas, 
was zu gebrauchen ich physisch in meiner Macht 
20 habe. Sollte es nun doch rechtlich schlechterdings 
nicht in meiner Macht stehen, d. i. mit der Preiheit 
von jedermann nach einem allgemeinen Gesetz nicht 
zusammen bestehen kônnen (unrecht sein), Gebrauch 
von demselben zu machen: so würde die Preiheit sich 
selbst des Gebrauchs ihrer Willkür in Ansehung aines 
Gegenstandes derselben berauben, dadurch dafi sie 
brauchbare Gegenstande aufier aller Môglichkeit des 
Gebrauchs setzte, d. i. diese in praktischer Rück- 
sicht vernichtete und zur rcs nullius niachte; obgleicli 
30 die Willkür formaliter im Gebrauche der Sachen mit 
jedermanns aufier er Preiheit nach allgemeinen Ge- 
setzen zusammenstimmte. — Da nun die reine prak- 
tische Vernunft keine anderen als formale»^) Gesetze 
des Gebrauchs der Willkür zum Grunde legt und also 
von der Materie der Willkür, d. i. der übrigen Be- 
schaffenheit des Objekts, wenn es nur ein Gegen- 
stand der Willkür ist, abstrahiert, so kann sie in 


a) 2. Auflage’ ^formello". 
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Ansehung eines solchen Gegenstandes kein absolûtes 
Verbot seines Gebrauchs enthalten, weil disses ein 
Widerspruch der aufieren Freiheit mit sich selbst 
sein würdo. — Ein Gegenstand meiner Willkür aber 
ist das, wovon beliebigen Gebrauch zu machen ich 
das physische Vermôgen habe, dessen Gebrauch in 
meiner Macht (potmtia) steht; wovon noch unterschie- 
den werden mufi, denselben Gegenstand in meiner 
Gewalt (in potestatem meam redaelum) zu haben, welches 
nicht bloû ein Vermôgen, sondern auch einen Akt 10 
der Willkür voraussetzt. Um aber etwas blofl als 
Gegenstand meiner Willkür zu denken, ist hin- 
reichend, mir bewufit zu sein, dafi ich ihn in meiner 
Macht habe. — Also ist es eine Voraussetzung a priori 
der praktischen Vernunft, einen jeden Gegenstand 
meiner Willkür als objektiv môgliches Mein und Dein 
anzusehen und zu behandeln. 

Man kann dieses Postulat ein Erlaubnisgesetz (lex [247] 
permissiva) der praktischen Vernunit nennen, was uns 
die Befugnis gibt, die wir ans blofien Begriffen vom 20 
Rechte überhaupt nicht herausbringen kônnten; nâm- 
lich allen anderen eine Verbindlichkeit auîzijlegen, 
die sie sonst nicht hatten, sich des Gebrauchs gewisser 
Gegenstande unserer Willkür zu enthalten, weil wir 
zuerst sie in unseren Besitz genommen haben. Die 
Vernunft will, daf3 dieses als Gründsatz gel te, und 
das zwar als praktische Vernunft, die sich durch 
dieses ihr Postulat a priori erweitert. 


§ 3. 

Im Besitze eines Gegenstandes muÛ derjenige sein, 30 
der eine Sache als das Seine zu haben behaupten will; 
denn ware er nicht in demselben, so kônnte er nicht 
durch den Gebrauch, den der andere ohne seine Ein- 
willigung davon macht, ladiert werden; weil, wenn 
diesen Gegenstand etwas auBer ihm, was mit ihm gar 
nicht rechtlich verbunden ist, affiziort, es^) ihn selbst 
(das Subjekt) nicht affizieren und ihm Unrecht tun 
kônnte. 


a) Zujîtttz [VurUhiderj. 
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§4. 

Exposition des Begriffs Tom Uafieren Mein iind Beltu 

Der aul3eren Gegensfânde meiner Willkür konnen 
ntir drei sein: 1, eine (kôrperliche) Sache auûer 
mir; 2. die Willkür eines anderen zu einer bestimm- 
ten Tat (praestatio) ; 3. der Z us t and eines anderen 
in Verhaltnis auf mich; nach den Kategorien der 
Substanz, Kausalitat und Gemeinschaft zwi- 
schen mir und âufieren Gegenstanden nach Freiheits- 
10 gesetzen. 

a) Ich kann einen Gegenstand im R au me (eine kôr- 
perliche Sache) nicht mein nennen, auûer wenn, 
obgleich ich nicht im physischen Besitz 
desselben bin, ich dennoch in einem anderen 
wirklichen (also nicht physischen) Besitz des- 
selben zu sein behaupten darf. — So werde ich 
einen Apfel nicht darum mein nennen, weil ich 
ihn in meiner Hand habe (physisch besitze), son- 
dera nur, wenn ich sagen kann: ich besitze ihn, 

20 ob ich ihn gleich ans meiner Hand, wohin es auch 
sêi, gelegt habe; imgleichen werde ich von dem 
Boden, auf den ich mich gelagert habe, nicht 
sagen kônnen, er sei darum mein; sondern nur, 
wenn ich behaupten darf, er sei immer noch in 
meinem Besitz, ob ich gleich diesen Platz ver- 
[248] lassen habe. Denn der, welcher [ mir im ersten 
Falle (des empirischen Besitzes) den Apfel aus 
der Hand winden oder mich von meiner Lager- 
stâtte wegschleppen wollte, würde mich zwar frei- 
üO lich in Ansehung des inneren Meinen (der Frei- 
heit), aber nicht des au fier en Meinen lâdieren, 
wenn ich nicht auch ohne Inhabung im^) Besitz 
des Gegenstandes zu sein behaupten kônnte; ich 
kônnte also diese Gegenstànde (den Apfel und 
ras Lager) auch nicht mein nennen. 

b) '.ch kann die Leistung von etwas durch die 
Willkür des anderen nicht mein nennen, wenn 


a) Kant; „mich im“; vgl. oben Zeile 14 fF., jedooh auch 
das „Tnich‘‘ S. 55 ^8 
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ich bloû sagen kann, aie sei mit seinem**-) Ver- 
sprechen zugleîch (pactum re initum) in meinen 
Besitz gekommen, sondern nur, wenn ich be- 
haupten darf, ich bin im Besitz der Willkür des 
anderen (diesen zur Leistung zu bestimmen), ob- 
gleich die Zeit der Leistung noch erst kommen 
soll; das Versprechen des letzteren gehôrt dem- 
nach zur Habe und Gut (ohUyatio aitiva)^ und ich 
kann sie^) zu dem Meinen rechnen, aber nicht 
bloû, wenn ich das Versprochene (wie im 10 
ersten Falle) schon in meinem Besitz habe, son- 
dern auch, ob ich dieses gleich noch nicht be- 
sitze, Also muû ich mich als von dem auf Zeit- 
bedingung eingeschrânkten, mithin vom empiri- 
schen Besitze unabhangig, doch im Besitz dieses 
Gegenstandes zu sein denken kônnen. 
c) Ich kann ein Weib, ein Kind, ein Gesinde 
und überhaupt eine andere Person nicht darum 
das Meine nennen, weil ich sie jetzt als zu meinem 
Hauswesen gehôrig befehlige, oder im Zwinger 20 
und in meiner Gewalt und Besitz habe, sondern 
wenn ich, ob sie sich gleich dem Zwange ent- 
zogen haben, und ich sie also nicht (empirisch) 
besitze, dennoch sagen kann; ich besitze sie durch 
meinen blofien Willen, solange sie irgendwo oder 
irgendwann existieren, mithin bloD-rechtlich; 
sie gehôren also zu meiner Habe nur alsdann, 
wenn und sofern ich das letztere behaupten kann. 


§ 5 . 

Définition des Begrîffs des dnfieren Mein und Dein. 80 

Die Namenerklârung, d. i. diejenige, welche 
bloû zur Unterscheidung des Objekts von allen 
anderen zureicht und aus einer voILstiindigen und be- 
stimmten Exposition des Begriffs hervorgeht, würd© 
sein: das âuûere Meine ist dasjenige auJQer mir, an 


a) Kant: ^meinem'*; korr. Hiirtenstein. 

b) flc. die Leistung. 
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[249] dessen mir beliebigem Ge | brauch mich zu hindern, 
Lâsion (x\bbruch an meiner Freiheit, die mit der Frei- 
heit von jedermann nach einem allgemeinen Gesetze 
zusammen bestehen kann)^) sein würde. — Die Sach- 
erkiarung dieses Begriffs aber, d. i. die, welche 
auch zur'Deduktion desselben (der^.Erkenntnis der 
Môglichkeit des Gegenstandes) zureicht, lautet nun 
so: Das àuûere Meine ist dasjenige, in dessen Gebrauch 
mich zu stôren Liision sein würde, ob ich gleicii 
10 nicht im Besitz^) desselben (nicht Inhaber des 
Gegenstandes) b in. — In irgend einem Besitz des âafle- 
ren Gegenstandes mufl ich sein, wenn der Gegen- 
fitand mein heiBen soll; denn sonst würde der, wel- 
cher diesen Gegenstand wider meinen Willen alîizierte, 
mich nicht zugleich affizieren, miihin auch nicht 
ladieren. Also muû zufolge des § 4 ein intelligi- 
beler Besitz (poanessio noamenon) als môglich voraus- 
gesetzt werden, wenn es ein auBeres Mein oder Deiii 
geben soll; der empirische Besitz (Inhabung) ist als- 
20 dann nur Besitz in der Erscheinung (posaessio phae- 
noinenon), obgleich der Gegenstand, den ich besitze, 
hier nicht so, wie es in der transzendentalen Analytik 
geschieht, selbst als Erscheinung, sondera als Sache 
an sich selbst betrachtet wird; denn dort war es der 
Vernunlt uni die theoretische Erkenntnis der Natur 
der Dinge, und wie weit sie reichen kônne, hier aber 
ist es ihr um praktische Bestiramung der Willkür nach 
Gesetzen der Freiheit zu tun, der Gegenstand mag 
nun durcli Sinne oder auch bloB den reinen Ver stand 
80 erkennbar sein, und das Recht ist ein solcher reiner 
praktischer Vernunftbegriff der Willkür unter Frei- 
heitsgesetzen. 

Ebendarum sollte man auch billig nicht sagen: 
ein Recht auf diesen oder jenen Gegenstand, sondern 
vielmehr ihn bloB rechtiich besitzen; denn das Recht 
ist schon ein intellektueller Besitz eines Gegenstan- 
des, einen Besitz aber zu besitzen, würde ein Ausdruck 
ohne Sinn sein. 


a) Statt der eingeklammerten Worte hat dio 1. Auflage 
blo8 das Wort „Ünrecht“. 

b) Mellin: ^erapirischen** oder ,,pby8i8chen Besitz**. 
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§ 6 . 

Bediiktloii des BetrrlfTs des blofi recbtllcheu Be^ltzes 
eines âlufieren Oegeiistandes (possessio nounienon)* 

Die Frage: Wie ist ein âuJQeres Mein und Dein 
moglich? lôst sich nun in diejenige auf: Wie ist ein 
blofi rechtlicher (intelligibeler) Besitz moglich? 
und diese wiederum in die dritte: Wie ist ein synthé- 
tise h er Rechtssatz a priori moglich? 

Aile Rechtssàtze sind Sâtze a prioriy denn sie sind 
Vernunftgesetze (dictamina rationis). Der Rechtssatz 10 
a priori in Ansehung des empilrischen Besitzes [250] 
ist analytisch; denh er sagt nichts mehr, als was 
nach dem Satze des Widerspruchs aus dem letzteren 
folgt, daO namlich, wenn ich Inhaber einer Sache 
(mit ihr also physisch verbunden) bin, derjenige, der 
sie wider meine Einwilligung aüiziert (z. B. mir den 
Apfel aus der Hand reifît), das innere Meine (meine 
Freiheit) affiziere und schmalere, mithin in seiner 
Maxime mit dem Axiom des Rechts im geraden Wider- 
spruch stehe. Der Satz von einem empirischen recht- 20 
mafiigen Besitz geht also nicht über das Recht einer 
Person in Ansehung ihrer selbst hinaus. 

Dagegen geht der Satz von der Moglichkeit des 
Besitzes einer Sache au fier mir nach Absonderung 
aller Bedingungen des empirischen Besitzes im Raura 
und Zeit, (mithin die Voraussetzung der Moglichkeit 
einer possessio noumenon) über jene einschrânkenden 
Bedingungen hinaus und, weil er einen Besitz auch 
ohne Inhabung als notwendig zum Begriffe des aufie- 
ren Mein und Dein statuiert, so ist er synthetisch; 30 
und nun kann es zur Aufgabe für die Vernunft die- 
nen zu zeigen, wie ein solcher sich über den Begriff 
des empirischen Besitzes erweiternde Satz a priori 
moglich sei. 

Auf solche Weise ist z. B. die Besitzung eines 
absonderlichen Bodens eine Art der Privatwillkür, ohne 
doch eigenmachtig zu sein. Der Besilzer fundiert 
sich auf dem angeborenen Gemeinbesitze des Erd- 
bodens und dem diesem a priori entsprechenden all- 
gemeinen Willen eines crlaubten Privatbesitzes auf 40 
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demselben (weil ledige Sachen sonst an sich nnd nach 
einem Gesetze zu herrenlosen Dingen gemacht werden 
würden) und erwirbt durch die erste Besitzung ur- 
sprünglich einen bestimmten Boden, indem er jedem 
anderen mit Recht (iure) widersteht, der ihn îm Privat- 
gebrauche desselben hindern würde, obzwar als im 
natürlichen Zustande, nicht von Rechts wegen (de iure), 
weil ,in demselben noch kein ôffentliches Gesetz 
existiert. 

10 Wenn auch gleich ein Boden als frei, d. i. zu jeder- 
manns Gebrauch offen, angesehen oder dafûr erkiârt 
würde, so kann man doch nicht sagen, daû er es^) von 
Natur und ursprünglich, vor allem rechtlichen Akt, 
frei sei; denn auch das ware ein Verhaltnis zu Sachen, 
nâmlich dem Boden, der jedermann seinen Besitz ver- 
weigerte; sondern, weil diese Freiheit des Bodens ein 
Verbot fûr jedermann sein würde, sich desselben zu 
bedienen; wozu ein gemeinsamer Besitz desselben er- 
fordert wird, der ohne Vertrag nicht stattfinden kann. 

20 Ein Boden aber, der nur durch diesen frei sein kann, 
mufi wirklich im Besitze aller derer (zusammen Ver- 
bundenen) sein, die sich wechselseitig den Gebrauch 
desselben untersagen oder ihn suspendieren. 

[251] Diese ursprüngliche Gemeinschaft des Bo- 

dens und hiermit auch der Sachen auî demselben 
(communio fundi originaria) ist eine Idee, welche 
objektive (rechtlich-praktische) Realilat hat, und 
ist ganz und gar von der uranfanglichen 
(communio primaeva) unterschieden, welche eine 

80 Erdichtung ist; weil diese eine gestifteto Ge- 
meinschaft hatte sein und ans einem Vertrage her- 
vorgehen müssen, durch den aile auf den Privat- 
besitz Verzicht getan, und ein jeder durch die 
Vereinigung seiner Besitzung mit der jedes an- 
deren jenen in einen Gesamtbesitz verwandelt 
habe^) und davon müfite uns die Geschichte einen 
Beweis geben. Ein solches Verfahren aber als 
ursprüngliche Besitznehmung anznsehen, und 
daû darauf jedes Menschen besonderer Bes.tz habe 


a) Hartenstein streirht 

b) ,j1iabon“?, „b^tto“? 
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gegründet werden kônnen und sollen, ist ein 
Widerspruch. 

Von dem Besitz (posse^sio) ist noch der Sitz 
(eedes), und von der Besitznehmung des Bodens, 
in der Absicht ihn dereinst zu erwerben, ist noch 
die Niederlassung, Ansiedelung (incolatus) 
unterschieden, welche ein fortdauernder Privat- 
besitz eines Platzes ist, der von der Gegenwart 
des Subjekts auf demselben abhangt. Von einer 
Niederlassung als einem zweiten rechtlichen Akt, 10 
der auf die Besitznehmung folgen oder®-) auch 
ganz unterbleiben kann, ist hier nicht die Rede: 
weil sie kein ursprünglicher, sondern von derBei- 
stimmung anderer abgeleiteter Besitz sein würde. 

Der bloBe physische Besitz (die Inhabung) 
des Bodens ist schon ein Recht in einer Sache, 
obzwar freilich noch nicht hinreichend, ihn als 
das Meine anzusehen. Beziehungsweise auf andere 
ist er, als (soviel man weiC) erster Besitz, mit 
dem Gesetze der aufieren Freiheit einstimmig und 20 
zugleich in dem ursprünglichen Gesamtbesitz ent- 
halten, der a priori den Grund der Môglichkeit 
eines Privatbesitzes enthalt; mithin den ersten 
Inhaber eines Bodens in seinem Gebrauch des- 
selben zu stôren, eine Lâsion. Die erste Besitz- 
nehmung hat also ein:. : Rechtsgrund (tiiulus 
possessionis) für sich, welcher der ursprünglich ge- 
raeinsame Besitz ist, und der Satz: Woiil dem, 
der im Besitz ist (bmii possülentes) l weil niemand 
verbunden ist, seinen Besitz zu beurkunden, 80 
ist ein Grundsatz des natürlichen Rechts, der die 
erste Besitznehmung als einen rechtlichen Grund*^) 
zur Erwerbung aufstellt, auf den sich jeder erste 
Besitzer fuJDen kann. 

In einem®) theoretischen Grundsatze a 
pfiori müBte nâmlich (zu|folge der Kritik der [252] 
reinen Vernunft) dem gegebenen Begriff eine An 


a) 1. Aufl.: „aber“, im üruckfehlervcrzeichnia verbe^sert. 

b) 2. Aufl.: „dio rechtiiche Besitznehmung uls einen 
Grund“. 

c) 1. Aufl.: „Eiriem^‘ 
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schauung a priori untergelegt, mithin etwas zu 
dem Begriffe vom Besitz des Gegenstandes hin- 
zugetan werden; allein in diesem praktischen 
wird umgekehrt verfahren, und aile Bedingungen 
der Anschauung, welche den empirischen Besitz 
begründen, müssen weggeschafft (v'on ihnen ab- 
gesehen) werden, um den Begriff des Besitzes über 
den empirischen hinaus zu erweitern und sagen 
zu kônnen: ein jeder âuBere Gegenstand derWill- 
10 kür kann zu dem rechtlich Meinen gezâhlt werden, 
den ich (und auch nur sofern ich ihn) in meiner 
Gewalt habe, ohne im Besitz desselben zu sein. 

Die Moglichkeit eines solchen Besitzes, mithin 
die Deduktion des Begriffs eines nicht-empirischen 
Besitzes, gründet sich auf dem rechtlichen Postulat 
der praktischen Verniinft: „daû es Rechtspflicht 
sei, gegen andere so zu handeln, daB das Àuflere 
(Brauchbare) auch das Seine von irgend jeman- 
dem werden kônne,^' zugleich mit der Exposition 
20 des letzteren Begriffs, welcher^) das auûere 
Seine nur^) auf einen nicht-phyr>ischen Besitz 
gründet, verbunden. Die Moglichkeit des letzteren 
aber^) kann keineswegs für sich selbst bewieseii 
oder eingesehen werden (eben weil es ein Ver- 
nunftbegriff ist, dem keine Anschauung korrespon- 
dierend‘0 gegeben werden kann), soiidern ist eine 
unmittelbare Folge aus dem gedachten Postulat. 
Denn wenn es notwendig ist, nach jenem Rechts- 
grundsatz zu handeln, so mufî auch die intelligibele 
30 Bedingung (eines blofl rechtlichen Besitzes) môg- 
lich sein. — Es darf auch niemand befremden, 
dal3 die theoretischen Prinzipien des âuDeren 
Mein und Dein sich im Intelligibelen verlieren und 
keine erweiterte Erkenntnis vorstellen: weil der 
Begriff der Freiheit, auf dem sie beruhen, keiner 
theoretischen Deduktion seiner Moglichkeit fahig 
Lst und nur aus dem praktischen Gesetze der Ver- 
nunft (dem kategorischen Imperativ) als einem 
Faktum derselben geschlossen werden kann. 


a) „welclio“? [Niilorp, Stammbii]. 

b) fehlt in dor 2. Anflage. 
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§ 7 . 


Anweudiing des Prluzips der Mtfgllchkeit des daderen 
Meln uiid Bein auf Gegenstdnde der Erfalirung, 

Der Begriff eines blofi rechtlichen Besitzes ist 
kein empirischer (von Raum-^) und Zeitbedingungen ab- 
haiigiger) Begriff, und gleichwohl bat er [ praktische [ 253 ] 
Realitat, d. i. er muB auf Gegenstande der Erfahrung, 
deren Erkenntnis von jenen Bedingungen abbangigb) 
ist, anwendbar sein. — Das Verfahren mit dem Rechts- 
begriffe in Ansehung der letzteren als des môglichen lo 
aiiûeren Mein und Dein ist folgendes: Der Rechts- 
begriff, der bloB in der Vernunft liegt, kann nicht 
unmittelbar auf Erfahrungsobjekte und auf den Be- 
griff eines empirischen Besitzes, sondern biuû zu- 
nachst auf den reinen Verstandesbegriff eines Be- 
sitzes überbaupt angewandt werden, sodafl statt der 
Inhabung (dctmtio) als einer empirischen Vorstellung 
des Besitzes, der von allen Raumes- und Zeitbedin- 
gungen abstrahierende Begriff des Habens, und nur 
dafl der Gegenstand als^) in m einer Gewalt (in po- 20 
tesiate mea positum esse) sei, gedacht werde; da dann 
der Ausdruck des ÀuJûeren nicht das Dasein in einem 
anderen Orte, als wo ich biii, oder meiner Willens- 
entschlieCung und Annahme aïs in einer anderen Zeit 
Avie der des Angebots, sondern nur einen von mir 
unterschiedenen Gegenstand bedeutet. Nun will die 
praktische Vernunft durch ihr Rechtsgesetz, daB ich 
das Mein und Dein in der Anwendung auf Gegenstande 
nicht nach sinnlichen Bedingungen, sondern abgesehen 
von denselben^^), weil es eine Bestimmung der Willkür 30 
nach Freiheitsgesetzen betrifft, auch den Besitz des- 
selben denke, indem nur ein Verstandesbegriff 
unter Rechtsbegriffe subsumiert werden kann. Also 
werde ich sagen: ich besitze einen Acker, ob er zwar 
ein ganz anderer Platz ist, als worauf ich mich wirk- 


h) Kant: „Raum“, korr. Vorlîlnder; vgl. Zeile 18. 

b) 2. Aufl.; „unabhangig‘k 

c) übor das „al8“ vgl. S. 3, Aura. a). 

d) 9. Aiiflago: „deTn8elben**. 
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lich befinde. Denn die Rede ist hier nur von einem 
intellektuellen Verhâltnis zum Gegenstande, sofern ich 
ihnin meinerGewalt habe, (ein von Raumesbestim- 
mungen unabhângiger Verstandesbegriff des Besitees), 
und er ist meîn, weil mein zu desselben beliebigem 
Gebrauch sich bestimmender Wille dem Gesetze der 
âufieren Freiheit nicht widerstreitet. Gerade darin, 
dafi abgesehen vom Besitz in der Erscheinung (der 
Inhabung) dieses Gegenstandes meiner Willkür die prak- 
tische Vernunft den Besitz nach Verstandesbegriffen, 
nicht nach empirischen, sondern solchen, die a priori 
die Bedingungen desselben enthalten kônnen, gedacht 
wissen will, liegt der Grund der Gültigkeit eines sol- 
chen Begriffs vom Besitze (possessio rwumenon) als einer 
allgemeingeltenden Gesetzgebung; denn eine solche 
ist in dem Ausdrucke enthalten: „dieser âuflere Gegen- 
stand ist mein^^; weil allen anderen dadurch eine Ver- 
bindlichkeit auferlegt wird, die sie sonst nicht hâtten, 
sich des Gebrauchs desselben zu enthalten. 

20 Die Art also, etwas auBer mir aïs das Meine zu 
[254] haben, ist die bloBj rechtliche Verbindung des Willens 
des Subjekts mit jenem Gegenstande, unabhangig von 
dem Verhaltnisse zu demselben im Rauin und in der 
Zeit, nach dem Begriff eines intelligibelen Besitzes. — • 
Ein Platz auf der Erde ist nicht darum ein àuûeres 
Meine, weil ich ihn mit meinem Leibe einnehme (denn 
es betrifft hier nur meine âuûere Freiheit, mithin 
nur den Besitz meiner selbst, kein Ding auûer mir, und 
30 ist also nur ein inneres Recht); sondern wenn ich ihn 
noch besitze, ob ich mich gleich von ihm weg und an 
einen anderen Ort begeben habe, nur alsdann betrifft 
es mein âuûeres Recht, und derjenige, der die fort- 
wâhrende Besetzung dieses Platzes durch meine Person 
zur Bedingung machen wollte, ihn als das Meine zu 
haben, muû entweder behaupten, es sei gar nicht 
môglich, etwas Aufieres als das Seine zu haben (wel- 
ches dem Postulat § 2 widerstreitet), oder er verlangt, 
daû, um dieses zu konnen, ich in zwei Orten zugleich 
sei; welches dann aber soviol sagt als: ich solle an 
40 einem Orte sein und auch nicht sein, wodurch er sich 
selbst widerspricht. 

Dieses kann auch auf den Fall angewendet wer- 
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den, da ich ein Versprechen akzeptiert habe; denn da 
wird meine Habe und Besifcz an dem Versprochenen 
dadurch nicht aufgehoben, dafi der Versprechende zu 
einer Zeit sagt: diese Sache soll dein sein, eine Zeit 
hernach abér von ebenderselben Sache sagt: ich will 
jetzt, die Sache solle nicht dein sein. Denn es hat 
mit solchen intellektuellen Verhâltnissen die Bewandt- 
nis, als ob jener ohne eine Zeit zwischen beiden 
Deklarationen seines Willens gesagt hatte: sie soll dein 
sein, und auch: sie soll nicht dein sein, was sich dann 10 
selbst widerspricht. 

Ebendasselbe gilt auch von dem Begriffe des 
rechtlichen Besitzes einer Person als m der Habe des 
Subjekts gehôrend (sein Weib, Kind, Knecht): daû 
nâmlich diese hâusliche Gemeinschaft und der wechsel- 
seitige Besitz des Zustandes aller Glieder derselben 
durch die Befugnis, sich ôrtlich voneinander zu tren- 
nen, nicht aufgehoben wird; weil es ein rechtliches 
Verhâltnis ist, was sie verknüpît, und das âuDere Mein 
und Dein hier, ebenso wie in den^) vorigen Fâllen, 20 
ganzlich auf der Voraussetzung der Môglichkeit eines 
reinen Vernunftbesitzes ohne Inhabung beruht. 

Zur Kritik der rechtlich-praktischen Vernunft 
im Begriffe des âuûeren Mein und Dein wird 
diese eigentlich durch eine Antinomie der Sâtze 
über die Môglichkeit eines solchen Besitzes ge- 
nôtigt; d, i. nur durch eine unvermeidliche Dia- 
lektik, in welcher Thesis und Antij thesis beide auf [266] 
die Gültigkeit zweier einander widerstreitenden 
Bedingungen gleichen Anspruch machen, wird die 30 
Vernunft auch in ihrem praktischen (das Recht 
betreîfenden) Gebrauch genôtigt, zwischen dem 
Besitz als Erscheinung und dem blofl durch den 
Verstand denkbaren einen ünterschied zu machen, 

Der Satz heiût: Es ist môglich, etwas 
Auûeres als das Meine zu haben, ob ich gleich 
nicht im Besitz desselben bin. 

Der Gegensatz: Es ist nicht môglich, 
etwas Âuûeres aïs das Meine zu haben, wenn ich 
nicht im Besitz desselben bin. 40 


a) „don“ Zusatz des Horausgebers, 
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Auflôsung: Beide Sàtze sind wahr: der 
erstere, wenn ich den empirischen Besitz (possessio 
phaenomenon), der andere, wenn ich unter diesem 
Worte den reinen intelligibelen Besitz (possessio 
noumenon) verstehe. — Aber die Moglichkeit eines 
intelligibelen Besitzes, mithin auch des âuûeren 
Mein und Dein lâBt sich nicht einsehen, sondern 
inuÛ aus dem Postulat der piaktischen Vernunft 
gefolgert werden, wobei es noch besonders merk- 
10 würdig ist: daB diese olme Anschauungen, selbst 
ohne einer a priori zu bedürîen, sich durch bloBe, 
vom Gesetze der Freiheit berechtigte Weg- 
lassung empirischer Bedingungen erweiterea) 
und so synthetische Rechtssatze a priori .Siwî- 
stellen kann, deren Beweis (wie bald gezeigt wer- 
den soll) nachher in praktischer Rücksicht ant 
analytische Art geführt werden kann. 

§ 8 . 

Etwas lufieres als das Seine zu liaben, ist nui* lu eiueai 
'20 reclitlicheu Zustande, unter einer ëffeutlieh-gesetz- 
gebenden Gewalt, d. i. ini biirgerllchen Ziistande 
mbglieh. 

Wenn ich (wôrtlich oder durch die Tat) erklâre: 
ich will, daû etwas ÀuDeres das Meine sein solle, so 
erklare ich ieden^) anderen îür verbindlich, sich des Ge- 
genstandes meiner Willkür zu enthalten; eine Verbind- 
lichkeit, die niemand ohne diesen meinen rechtlichen 
Akt haben würde. In dieser Anmaûung aber liegt zu- 
gleich das Bekenntnis: jedem anderen in Ansehung 
30 des auBeren Seinen wechselseitig zu einer gleich- 
mâBigen Enthaltung verbunden zu sein; denn die Ver- 
bindlichkeit geht hier aus einer allgemeinen Regel des 
auBeren rechtlichen Verhaltnisses hervor. Ich bin also 
nicht verbunden, das âuBere Seine des anderen unan- 
getastet zu lassen, wenn mich nicht jeder andere da- 
[250] gegen auch sicher stellt, er werde | in Ansehung des 
Meinigen sich nach ebendemselben Prinzip verhalten; 

a) Hartenetein (Natorj)): „ erweitern‘<. 

b) 2. Aiifl.: „jedom“. 
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welche Sicherstellung gar nicht eines besonderen recht- 
lichen Akts bedarf, sondern schon im Begriffe einer 
âufieren rechtlichen Verpflichtung wegen der Allge- 
meinheit, mithin auch der Raziprozitât der VerbAdlicli- 
keit aus einer allgemeinen Regel enthalten ist. — 
Nun kann der einseitîge Wille in Ansehung eines 
âuBeren, mithin zufâlligen Besitzes nicht zurn Zwangs- 
gesetz îür jedermann dienen, weil das der Freiheit 
nach allgemeinen Gesetzen Abbruch tun würde. Also 
ist nur ein jeden anderen verbindender, mithin kollek* 10 
tiv-allgemeiner (gemeinsamer) und machthabender 
Wille derjenige, welcher jedermann jene Sicherheit 
leisten kann. — Der Zustand aber unter einer allge- 
meinen âuBeren (d. i. ôîfentlichen), mît Macht be- 
gleiteten Gesetzgebung ist der bürgerliche. Also kann 
es nur im bürgerlichen Zustande ein âuDeres Mein und 
Dein geben. 

Folgesatz: Wenn es rechtlich môglich sein mufl, 
einen auBeren Gegenstand als das Seine zu haben, so 
muC es auch dem Subjekt erlaubt sein, jeden an- 20 
deren, mit dem es zum Streit des Mein und Dein über 
ein solches Objekt kommt, zu notigen, mit ihm zu- 
sammen in eine bûrgerliche Verfassung zu treten. 


§ 9 - 


Im Naturzustaude kann doch ein wirkliches, aber nnr 
proTisoriscIies ^ufieres Mein und Dein statthaben. 

Das Naturrecht im Zustande einer bürgerlichen 
Verfassung (d. i. dasjenige, was für die letztere aus 
Prinzipien a priori abgeleitet werden kann), kann durch 
die statutarischen Gesetze der letz:eren nicht Abbruch 30 
leîden, und so bleibt das rechtliche Prinzip in Kraît: 
„Der, welcher nach einer Maxime verfâhrt, nach der 
es unmôglich wird, einen Gegenstand meiner Willkür 
als das Meine zu haben, ladiert mich"; denn bürger- 
liche Verfassung ist allein der rechtliche Zustand, 
durch welchen jedem das Seine nur gesichert, eigent- 
lich aber nicht ausgemacht und bestimmt wird. ~ 
Aile Garantie setzt also das Seine von jemandem (dem 
e» gesichert wird) schon voraus, Mithin muû vor der 

Kant, Mataphy»ik der Sitton. 5 
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bürgerlichen Verfassung (oder von ihr abgesehen) 
ein auûeres Mein und Dein aïs moglich angenommcn 
werden, und zugleich ein Recht, jedermann, mit dem 
wir irgend auf eine Art in Verkehr kommen kônnten, 
zu nôtigen, mit uns in eine Verfassung zusammenzu- 
treten, worin jenes gesichert werden kann. — Ein 
[257] Besitz in| Erwartung und Vorbereitung eines solchen 
Zustandes, der allein auf einem Gesetz des gemein- 
samen Willens gegründet werden kann, der also zii der 
10 Moglichkeit des letzteren zusammenstimmt, ist ein 
provisorisch-rechtlicher Besitz, wogegen der- 
jenige, der in einem solchen wirkliclien Zustande 
angetroffen wird, ein peremtorischer Besitz sein 
würde. — Vor dem Eintritt in diesen Zustand, zu dem 
das Subjekt bereit ist, widersteht er denen mit Recht, 
die dazu sich nicht bequemen und ihn in seinem einst- 
weiligen Besitz stôren wollen; weil der Wille aller 
anderen auBer ihm selbst, der ihm eine Verbindlichkeit 
aufzulegen denkt, von einem gewissen Besitz abzu- 
20 stehen, bloB einseitig ist, mithin ebensowenig ge- 
setzliche Kraft (als die nur im allgemeinen Wilien 
angetroffen wird) zum Widersprechen hat als jener 
zum Behaupten, indessen daB der letzteie doch (lies 
voraus hat, zur Einführung und Erricliliing eines 
bürgerlichen Zustandes zusammenzustimmen. — Mit 
einem Worte: die Art, etwas ÀiiBeres als das Seine 
imNaturzustandezu haben, ist ein physischer Besitz, 
der die rechtliche Fr as um tien für sich hat, ihn durch 
Vereinigung mit dem Wilien aller in einer ôffentlichen 
30 Gesetzgebung zu einem rechtlichen zu machen, und 
gilt in der Erwartung komparativ für einen recht- 
lichen, 

Dîeses Prarogativ des Rechts aus dem empiri- 
schen Besitzstande nach der Formel: Wohl dem, 
der im Besitz ist (heati possidmtes), besteht nicht 
darin, daB, weil er die Frasumtion eines recht- 
lichen Mannes hat, er nicht nôtig habe, den 
Beweis zu führen, er besitze etwas rechlmâBig 
(denn das gilt nur im streitigen Redite), sondern, 
40 weil^) nach dem Postulat der praklischen Ver- 


a) [Vorlandor]. 
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nunft jedermann das Vermôgen zukommt, einen 
âuDeren Gegenstand eeiner Willkür aïs das Seine 
zu. haben, mithin jede lohabung eiii Zustand ist, 
dessen RechtmalSigkeit sich auf jenem Postulat 
durch einen Akt des vorhergebenden Willens grün* 
det, und der, wenn niohfc ein âltorer Besitz einee 
anderen von ebendernselben Gegenstande dawider 
ist, also vorlauiig, nach dem Gesetz der auDeren 
Freiheit jedermann, der mit mir nicht in den Zu- 
stand einer offentlich gesetziichen Freiheit treten 
will, von aller AnmaBiing des Gebrauchs eines 
solchen Gegenstandes abzuhalten berechtigt, um 
dem Postulat der Vernunlt gemafi eine Sache, die 
sonst praktisch vernichtet sein würde, seinem Ge- 
brauch zu unterwerfen. 



Zweites HauptstücK. 

Von der Art, etwas luSeres zu enrerben. 

§ 10 . 

AUgemeiues Prluzip der ^uBereu Erwerbung. 

Ich erwerbe etwas, werm ich mâche (effieio), dal3 
etwas mein werde. Ursprûnglich mein ista) dasjenige 
Âuûere, was auch ohne einen rechtlichen Akt mein 
ist. Eine Erwerbung aber ist ursprünglichb) diejenige, 
welche nicht von dem Seinen eines anderen abge- 
10 leitet ist. 

Nichts Auûeres ist ursprûnglich mein; wohl aber 
kann es ursprûnglich, d. i. ohne es von dem Seinen 
irgend eines anderen abzuleiten, erworben sein. — Der 
Zustand der Gemeinschaft des Mein und Dein (com- 
munio) kann nie als ursprûnglich gedacht, sondern mufi 
(durch einen aufieren rechtlichen Akt) erworben werden; 
obwohl der Besitz eines âufleren Gegenstandes ur- 
sprûnglich nur®) gemeinsam sein kann. Auch^) wenn 
man sich (problematisch) eine ursprûngliche Go- 
20 meinschaft {communia mei et lui originaria) denkt, SO 
muB sie doch von der uranfangiichen (communio 
primaeva) unterschieden werden, welche als in der 
ersten Zeit der Rechtsverhàltnisse un ter Menschen 
gestiftet angenommen wird und nicht wie die erstere 
auf Prinzipien, sondern nur auf Geschichte gegrûndet 
werden kann; wobei die letztere doch immer als er- 

b) 2. Aufl.: „i8i mein**. 

b) „Eine ursprûngliche Erwerbung aber ist**? [Natnrp, 
GOrlandj. 

o) Kant: „und“; korr. Natorp, Gôrland, St^uainler. 

d) 1. Aufl.: „Docb‘*, 
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worben und abgeleitet {communio derivativa) gedaclit 
werden müûte. 

Das Prinzip der auûeren Erwerbung ist nun: Was 
ich (nach dem Gesetze der âufieren Freiheit) inmeine 
Gewalt bringe, und wovon als Obiekt meiner Willkür 
Gebrauch zu machen ich (nach dem Postulat der prak- 
tischen Vernunft) das Vermôgen habe, endlich, was ich 
(gemàû der Idee eines môglichen vereinigten Willens) 
will, es solle mein sein: das ist mein. 

Die Momente (attendenda) der ursprünglichen 10 
Erwerbung sind also: 1. die Appréhension eines 
Gegenstandes, der keinem angehôrt, widrigenfalls sie 
der Freiheit anderer nach allgemeinen Gesetzen wider- 
streiten würde. Diese Appréhension ist die Besitz- 
nehmung des Gegenstandes der Willkür im Raum und 
der Zeit; der Besitz also, in den ich mich setze, ist 
possessio phaenomenon^), 2. Die Bezeichnung (de- 
claratio) des Besitzes dieses Gegenstandes und des Akts 
meiner Willkür, I jeden anderen davon abzuhalten. [259] 
3. Die Zueignung (appropriatio) als Akt eines auûer- ‘^0 
lich allgemein gesetzgebenden Willens (in der Idee), 
durch welchen jedermann zur Einstimmung mit meiner 
Willkür verbunden wird. — Die Gültigkeit des letzteren 
Moments der Erwerbung, als worauf der SchliiBsatz; 
der auBere Gegenstand ist mein, beruht, d. i. daû der 
Besitz als ein blofl rechtlicher gültig (possessio nou- 
menon) sei, gründet sich darauf: daû, da aile diese 
Aktus rechtlich sind, mithin aus der praktischen 
Vernunft hervorgehen, und also in der Prage, was 
Rechtens ist, von den empirischen Bedingungen des 30 
Besitzes abstohiert werden kann, der Schluûsatz: der 
âuÛere Gegenstand ist mein, vom sensibelen auf den 
intelligibelen Besitz richtig geführt wird. 

Die ursprüngliche Erwerbung eines auûeren Gegen- 
standes der Willkür heiût Bemachtigung (occupatio) 
und kann nicht anders als an kôrperlichen Dingen (Sub- 
stanzen) stattfinden. Wo nun eine solche stattfindet, 
bedarf sie zur Bedingung des empirischen Besitzes die 


a) Im Original steht dio lateinische Bezeichnung in 
Klammern, der deutsche Ausdruck („ Besitz in der Erschei- 
nung“) ist al8o wolü ausgefallen. 
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Prioritat der Zeit vor jedem andereii, der sich einer 
Sache bemâchtigen will (qui prior teinporey potior iuro). 
Si® ist als ursprünglich auch nur die Folge von ein- 
•eitiger Willkür; denn wâr© dazu eine doppelseitige 
erforderlich, so würde sie von dem Vertrage zweier 
(oder mehrerer) Personen, folglich von dem Seinen 
anderer abgeleitet sein. — Wie ein solcher Akt der 
Willkür, als jener ist, das Seine für jernanden be- 
gründen konne, ist nicht leicht einzusehen. — Indessen 
10 ist die ers te Erwerbung doch darum nicht^) sofort 
die ursprünglich e. Denn die Erwerbung eines ôf- 
fentlichen rechtlichen Zustandes durch Vereinigung des 
Wîllens aller zu einer allgemeinen Geselzgebung wâre 
eine solche, vor der keine vorhergehen darf, und doch 
wâre sie von dem besonderen Willen eines jeden ab- 
geleitet und allseitig: da eine iirsprüngliche Erwer- 
bung nur aus dem einseitigen Willen hervorgehen kanii. 


Eiuteiluug der Erwerbung des duberen Meiu uiid Dein. 


20 


260] 
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1. Der Materie (dem Objekte) nach erwerbe ich 
entweder eine kôrperliche Sache (Substanz) oder die 
Le ist un g (Kausalitat) eines anderen, oder diese 
andere Person selbst, d. i. den Zustand derselben, 
sofern ich ein Recht erlange, über denselben zu ver- 
fügen (das Commercium mit derselben). 

2. Der Form (Erwerbungsart) nach ist es ent- 
weder ein Sachenrecht (ius reale), oder persôn- 
liches Recht (ms personale), oder ein dinglich-per- 
sônliches Recht (ius realiter per sonate) des Besitzes 
(obzwar nicht des Gebrauchs) einer anderen Person 
als einer Sache. 

8. Nach dem Eechtsgrunde (titulus) der Er- 
werbung; welches eigentlich kein besonderes Glied der 
Einteilung der Rechte, aber doch ein Moment der Art 
ihrer Ausübung ist: entweder durch den Akt einer ein- 
seitigen oder doppelseitigen oder allseitigen 
Willkür, wodurch etwas ÀuBeres (factOf pacto, lege) 
erworben wird. 


a) Kant: „8ofort nicht“ 



Vom Sacyienrecht. § 11. 71 

Erster Abschnitt. 

Tom Sachenrecht. 


§ 11 . 


Was ist eîn Sacheiirecht^ 

Die gewôhnliche Erklarung des Rechts in einer 
Sache (lus reale, ius in re) : „es sei das Recht gegen 
jeden Besitzer derselben^^, ist eine richtige No- 
minaldefinition. — Aber was ist das, was da macht, 
daû ich mich wegen eines aufleren Gegenstandes an 
ieden Inhaber desselben halten und ihn (per vindica- 10 
Honem) notigen kann, mich wieder in Besitz desselben 
zu setzen? Ist dieses âufiere rechtliche Verhâltnte 
meiner Wiilkür etwa ein unmittelbares Verhâltnia 
zu einem korperlichen Dinge? So müûte derjenige, 
welcher sein Recht nicht unmittelbar auf Personcn, 
sondern auf Sachen bezogen denkt, es sich îreilich 
(obzwar nur auf dunkle Art) vorstellen: nâmlich, weil 
dem Recht auf einer Seite eine Pflicht auf dur anderen 
korrespondiert, dafi die âuûere Sache, ob sie zwar 
dem ersten Besitzer abhanden gekominen, diesem doch 20 
immer verpflichtet bleibe, d. i. sich jadem anmaii- 
lichen anderen Besitzer weigere, weil sie jenem schon 
verbindlich ist, und so mein Recht, gleich einem die 
Sache begleitenden und vor allem fremden Angriffe 
bewahrenden Genius, den fremden Besitzer immer an 
mich weise. Es ist also ungereimt, sich Verbindlich- 
keit einer Person gegen Sachen und umgekehrt zu 
denken, wenn es gleich allenfalls erlaubt werden rnag, 
das rechtliche Verhaltnis durch ein solches Bild zu 
versinnlichen und sich so auszudrücken. 30 

Die Realdefinition würde daher so lauten müssen: 

Das Recht in | einer Sache ist ein Recht des Privât- [2611 
gebrauchs einer Sache, in deren (ursprünglichem oder 
gestiftetem) Gesamtbesitze ich mit allen anderen bin. 

Denn das letztere ist die einzige Bedingung, unter der 
es allein moglich ist, daû ich jeden anderen Besitzer 
vom Privatgebrauch der Sache ausschliefle (lus contra 
qmmlihet liuius rci poBsessorem), weil, ohne einen solchen 
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Gesamtbesitz vorauszusetzen, eich gar nicht denken 
lâfit, wie ich, der ich doch nicht ira Besitz der Sache 
bin, von anderen, die es sind und sie brauchen, lâdierfc 
werden kônne. — Durch einseitige Willkür kann ich 
keinen anderen verbinden, sich des Gebrauchs einer 
Sache zu enthalten, wozu er sonst keine Verbindlich- 
keit haben würde: also nur durch vereinigte Willkür 
aller^) in einem Gesamtbesitze. Sonst müBte ich mir 
ein Recht in einer Sache so^) denken, als ob die Sache 
10 gegen mich eine Verbindlichkeit batte, und davon 
allererst das Recht gegen jeden Besitzer derselben 
ableiten; welches eine ungereimte Vorstellungsart ist. 

Unter dera Wort: Sachenrecht (ius reale) wird 
übrigens nicht bloû das Recht in einer Sache (ius in 
re), sondern auch der Inbegriff aller Gesetze, die 
das dingliche Mein und Dein betreffen, verstanden. 
— Es ist aber klar, daû ein Mensch, der auf Erden 
ganz allein wâre, eigentlich kein aufieres Ding als das 
S^eine haben oder erwerben kônnte; weil zwischen ihm 
20 als Person und allen anderen âuûeren Dingen als 
Sachen, es gar kein Verhaltnis der Verbindlichkeit 
gibt. Es gibt also, eigentlich und buchstablich ver- 
standen, auch kein (direktes) Recht in einer Sache, 
sondern nur dasjenige wird so genannt, was jemandem 
gegen eine Person zukommt, die mit allen anderen 
(ira bürgerlichen Zustande) ira geineinsamen Be- 
sitz^) ist. 


§ 12 . 

Pie erste Erwerbung einer Sache kann keine andere 
80 als die des Bodens sein. 

Der Boden (unter welchem ailes bewohnbare Land 
verstanden wird) ist in Ansehung ailes Beweglichen 
auf demselben als Substanz, die Existenz des letzte- 
ren aber nur als Inhârenz zu betrachten und, sowie 
ira theoretischen Sinne die Accidenzen nicht auflerhalb 
der Substanz existieren konnen, so kann ira praktischen 


a) fehlt in der 2. Auflasre* 

b) „Be8itz derselben*? [Natorp]. 
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das Bewegliche auf dem Boden nicht das Seine von 
iemandem sein, wenn dieser nicht vorher als im recht- 
lichen Besitz desselben befindlich (aie das Seine des* 
selben) angenommen wird. 

Denn setzet, der Boden gehôre niemandem an; so [262J 
werde ich jede bewegliche Sache, die sich auf ihm 
befindet, aus ihrem Platze stoûen kônnen, um ihn 
selbst einzunehmen, bis sie sich gânzlich verliert, ohne 
daû der Freiheit irgend eines anderen, der jetzt ge- 
rade nicht Inhaber desselben ist, dadurch Abbruch ge- 10 
schieht; ailes aber, was zerstôrt werden kann, ein 
Baum, Haus usw. ist (wenigstens der Materie nach) 
beweglich, und wenn man die Sache, die ohne Zerstô- 
rung ihrer Form nicht bewegt werden kann, ein Im- 
mobile nennt, so wird das Mein und Dein an jener 
nicht von der Substanz, sondern dem ibr Anhangenden 
verstanden, welches nicht die Sache selbst ist. 


§ 13. 

Ein Jeder Boden kann nrsprUugrlich crworben werden, 
und der Gimid der MdgUciikeit dieser Erwerbnng ist 90 
die ursprUiigliche €remeiiischaft des Bodens Uberhaupt. 

Was das erste betrifft, so gründet sich dieser 
Satz auf dem Postulat der praktischen Vernunft (§2); 
das zweite auf folgenden Beweis. 

Aile Menschen sind ursprünglich (d. i. vor allem 
rechtlichen Akt der Willkür) im rechtmâfligen Besitz 
des Bodens, d. i. sieiiaben ein Kecht, da zu sein, wo- 
hin sie die Natur oder der Zufall (ohne ihren Willen) 
gesetzt hat. Dieser^) Besitz ('possesalo), der vom Sitz 
(sedes) als einem willkürlichen, mithin erworbenen 30 
dauernden Besitz unterschieden ist, ist ein gemein- 
samer Besitz, wegen der Einheit aller Piâtze auf der 
Erdf lâche als Kugelf lâche: weil, wenn sie eine un- 
endliche Ebene wàre, die Menschen sich darauf so 
zerstreuen kônnten, dalî sie in gar keine Gemeinschaft 
miteinander kâmen, diese also nicht eine notwendige 


a) 2. Anfl, ; „Der‘‘. 
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Folge von ihrem Dasein auf Erden wâre. — Der 
Besitz aller Menschen auf Erden, der vor allem recht- 
lichen Akt derselben vorhergeht (von der Natur selbst 
konstituiert ist), ist ein ursprünglicher Gesamt- 
besitz (communio 'possessionis originaria), dessen Begriff 
nicht empirisch und von Zeitbedingungen abhangig 
ist, wie etwa der gedichtete, aber nie erweisliche eines 
uranfânglichen Gesamtbesitzes (communio pri- 
maeva), sondern ein praktischer Vernunftbegriff, der 
10 a priori das Priiizip enthalt, nach welchem allein die 
Menschen den Platz auf Errlen nach Rechtsgesetzen ge- 
brauchen konnen. 


[ 203 ] , , §11 

Der reehtliclie Akt dieser Erwerbuiig ist Bemîîch- 
tigung (occupatio). 

Die Besitznehmung (apprcJundo), al;- djr An- 
fang der Inhabung einer korperlichen Sache im Raume 
(possessionis physicae), stimmt unter keiner anderen Be- 
dingung mit dem Gesetz der âuCeren Freiheit von 
20 jedermann (mithin a priori) zasammen, als unter der 
der^) Prioritat in Ansehung der Zeit, d. i. nur aïs 
erste Besitznehmung (prior appreliensio)^ welche ein Akt 
der Willkür ist. Der Wille aber, die Sache (mithin 
âucli ein bestimmter abgeteiîter Platz auf Erden) solle 
mein sein, d. i. die Zueignung (appropriaüo) kann in 
einer ursprünglichen Erwerbung nicht anders als ein- 
seitig (voluntas unilaleralis s. propria) sein. Die Erwer- 
bung eines âuBeren Gegenstandes der Willkür durch 
einseitigen Willen ist die Bemâchtigung. AIso kann 
80 die ursprüngliche Erwerbung desselben, mithin auch 
eines abgemessenen Bodens nur durch Bemâchtigung 
(occupatio) geschehen. 

Die Môglichkeifc, auf solche Art zu erwerben, lafit 
sîch auf keine Weise einsehen noch durch Gründe dar- 
tun, sondern ist die unmittelbare Folge aus dem Postu- 
lat der praktischen Vernunft. Derselbe Wille aber 
kann doch eine âufiere Erwerbung nicht anders be- 


a) Di»‘ 2. Auflagc hat „d(r“ nur ein mal. 
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rechtigen, als nui* sofern er in einem a priori ver- 
einigten (d. i. durch die Vereinigung der Willkür aller, 
die in ein praktisches Verhâltnis gegeneinander kom- 
men kônnen) absolut gebietenden Willen enthalten ist; 
denn der einseitige Wille (wozu auch der doppelseitige, 
aber doch besondere Wille gehôrt) kann nicht jeder- 
mann eine Verbindlichkeit auflegen, die an sich zufallig 
ist, sondern dazu wird ein allseitiger, nicht zufâllig, 
sondern a prioriy mithin notwendig vereinigter und 
darum gesetzgebender Wille erfordert; denn nur nach 10 
dieses seinem Prinzip ist Übereinstimmung der freien 
Willkür eines jeden mit der Freiheit von jedermann, 
mithin ein Recht überhaupt und also auch ein âufieres 
Mein und Deîn môglich. 


§ 16 . 


Kiir iu eiuer blirgerliclieu Yerfassung kaim etvras 
peremtorisch, dagegen im Naturzustande zwar auch, 
aber nur provisorlsch erworben werden. 

Die bürgerliche Verfassung, obzwar ihre Wirklich- 
keit subjektiv zufallig ist, ist gleichwohl objektiv, 20 
d. i. als Pflicht notwendig. Mithin gibt es in Hinslcht 
auf dieselbe und ihre Stiftung ein wirkliches Rechts- 
gesetz der Natur, dem aile auI3ere Erwerbung unter- 
worfen ist. 

Der empirische Titel der Erwerbung war die 
auf ursprüngliche Gemeinschaft des Bodens gegründete 
physische Besitznehmung (appreJmisio physica), welchemy 
weil dem Besitz nach Vernunftbegriffen des Rechts nur 
ein Besitz in der Erscheinung untergelegt werden 
kann, der einer intellektuellen Besitznehmung (mit 30 
Weglassung aller empirischen Bedingungen in Raiiin 
und Zeit) korrespondieren miiB, und die den Satz 
gründet: „Was ich nach Gesetzen der auJDeren Freiheit 
in meine Gewalt bringe, und will, es solle mein sein, 
das wird mein.*^ 

Der Vernunfttitei der Erwerbung aber kann nur 
in der Idee eines a priori vereinigten (notwendig zu 
vereinigenden) Willens aller liegen, welche hier als un- 



76 Reehtslehre. I. Teîl. 2. Haapt«tûek. 1. Abschn. 

umgângliche Bedingung (conditio me qua non) still- 
schweig^nd vorausgesetzt wird; denn durch einseitigen 
Willen kann anderen eine Verbindlichkeit, die sie fur 
sich sonst nicht haben würden, nicht aulerlegt werden. 
— Der Zustand aber eines zur Gesetzgebung allgemein 
wirklich vereinigten Willens ist der bürgerliche Zu- 
etand. Also nur in Konformitât mit der Idee eines bür- 
gerlichen Zustandes, d. i. in Hinsicht auf ihn und seine 
Bewirkung, aber vor der Wirklichkeit desselben (denn 
10 sonst wiire die Erwerbung abgeleitet), mithin nur pro- 
visorisch kann etwas Àuûeres ursprünglich er- 
worben werden. — Die peremtorische Erwerbung 
findet nur im bürger lichen Zustande statt. 

Gleichwohl ist jene provisorische dennoch eine 
wahre Erwerbung; denn nach dem Postulat der recht- 
lich-praktischen Vernunft ist die Môglichkeit der- 
selben, in welchem Zustande die Menscheii nebenein- 
ander sein môgen (also auch im Naturzustande), ein 
Prinzip des Privatrechts, nach welchem jeder zu dem- 
20 jenigen Zwange berechtigt ist durch welchen es allein 
môglich wird, aus jenem Naturzustande herauszugehen, 
und in den bürgerlichen, der allein aile Erwerbung 
peremtorisch machen kann, zu treten. 

[265] Es ist die Frage; Wie weit erstreckt sich die 

Befugnis der Besitznehmung eines Bodens? So 
weit als das Vermôgen, ihn in seiner Gewalt zu 
haben, d. i. als der, so ihn sich zueignen will, ihn 
verteidigen kann; gleich als ob der Boden sprache: 
wenn ihr mich nicht beschützen konnt, so kônnt 
30 ihr mir auch nicht gebieten. Danach müBte also 
auch der Streit über das freie oder ver- 
schlossene Meer entschieden werden; z. B. inner- 
halb der Weite, wohin die Kanonen reichen, darf 
niemand an der Küste eines Landes, das schon 
einem gewissen Staat zugeliort, fischen, Bernstein 
aus dem Grunde der See holen u. dgl — Ferner: 
Ist die Bearbeitung des Bodens (Bebauung, Beacke- 
rung, Entwâsserung u. dgl.) zur Erwerbung des- 
selben notwendig? Nein! denn da diese Formen 
40 (der Spezifizierung) nur Accidenzen sind, so 
machen sie kein Objekt eines unraittelbaren Be- 
sitzes aus und kônnen zu dem des Snbjekts nur 
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gehôren, sofern die Substanz vorher als das Seine 
desselben anerkannt ist. Die Bearbeitung ist, wenn 
es auf die Frage von der ersten Erwerbung an- 
kommt, nichts weiter aïs ein âufleres Zeichen der 
Besitznebmung, welches man durch viele andere, 
die weniger Mühe kosten, ersetzen kann. — ' 
Ferner: Darf man wohl jemanden in dem Akt 
seiner Besitznebmung bindern, so dafi kelner von 
beiden desRecbtsderPrioritât teilbaftig werde und 
so der Boden îmmer als keînem angehôrig frei 10 
bleibe? Gânzlicb kann dieseHinderung nicbt statt- 
finden, weii der andere, umdieses tun zu kônnen, 
sicbdocb auch seibst auf irgend einembenachbarten 
Boden befinden muB, wo er also seibst bebindert 
werden kann zu sein, mithin eine absolute Ver- 
hinderung ein Widersprucb wàre; aber respektiv 
auf einen gewissen (zwiscbenliegenden) Boden, 
diesen als neutral zur Scheidung zweier Benacb- 
barten unbenutzt liegen zu lassen, würde docb mit 
dem Reohte der Bemachtigung zusammen besteben; 20 
aber alsdann gehôrt wirklîch dieser Boden beiden 
gemeinscbaftlich und ist nicbt herrenlos (res 
nullius), ebendarum weil er von beiden dazu ge« 
braucht wird, um sie voneinander zu scbeiden. — 
Ferner: Kann man auf einem Boden, davon kein 
Teil das Seine von jemandem ist, docb eine Sache 
als die seine baben? Ja; wie in der Mongole! jeder 
sein Gepack, was er bat, liegen lassen oder sein 
Fferd, was ibm entlaufen ist, als das Seine in 
seinen Besitz bringen kann, weil der ganze Boden 30 
dem Volk, der Gebrauch desselben also jedem ein- 
zelnen zustebt; daJ3 aber jemand eine[ beweglicbe [^^6 
Sache auf dem Boden eines anderen als das Seine 
baben kann, ist zwar môglich, aber nur durch 
Vertrag. — Endlich ist die Frage: Konnen zwei 
benachbarte Vôlker (oder Familien) einander 
widerstehen, eine gewisse Art des Geb: auchs eines 
Bodens anzunehmen, z. B. die Jagdvôlker dem 
Hirtenvolk oder den Ackerleuten oder diese den 
Pfianzern u. dgl.î Allerdings; denn die Art, wie 40 
eie sich auf dem Erdboden überhaupt ansâssig 
machen wollen, ist, wenn sie sich innerhalb ihrer 
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Grenzen halten, eine Sache des blofien Beliebens 
(ref! rnerae facultatis). 

Zuletzt kann noch gefragt werden: Ob, wenn 
iins weder die Natur noch der Zufall, sondern 
blofl unser eigener Wille in Nachbarschaft mit 
einem Volke bringt, welches keine Aussicht zu 
einer bürgerlichen Verb'ndung mit ihm verspricht, 
wir nicht in der Absieht, diese zu stilten und 
diese Menschen (Wilde) in einen rechtliclien Zu- 
10 stand zu versetzen (wie etwa die amerikanischen 
Wdlden, die Hottentotten, die Neuhollander) befugt 
sein sollteii, allenfaîls mit Gewalt oder (welches 
nicht viel besser ist) durch betrügerischen Kauf, 
Kolonîen zu errîchten und so Eigentümer ihres 
Bodens zu werden und ohne Eücksicht auf ihren 
ersten Besitz Gebrauch von iinserer Überlegenheit 
zu machen; zumal es die Natur selbst (als die das 
Leere verabscheut) so zu fordern scheint und 
groÛe Landstriche in anderen Weltteileu an ge- 
20 sitteten îîinwohnern sonst inenschenleer geblieben 
wiiren, die jetzt hcrrlich bevôlkert sind, oder gar 
auf immer bleiben müBten, imd so der Zweck der 
Schopfung vereitelt werden würde? Allein man 
sieht dui'ch diesen Schleier der Ungerechligkeit 
(Jesuitismus), aile Mittel zu guten Zwecken zu 
billigen, leicht durch; diese Art der Erwerbung des 
Bodens ist also verwerflicli. 

Die Unbestimmtheit in Ansehung der Quantitüt 
sowohl als der Qiialitât des auBeren erwerblichen 
30 Objekts, macht diese Aufgabe (der einzigen ur- 
sprünglichen auBeren Erwerbung) unter allen zur 
schwersten sie aufzulôsen. Irgend eine ursprüng- 
liche Erwerbung des AuBeren aber muB es in- 
dessen doch geben; denn abgeleitet kann nicht 
aile sein. Daher kann man diese Aufgabe auch 
nicht als unauflôslich und als an sich unmôglich 
aufgeben. Aber wenn sie auch durch den ur- 
sprünglichen Vertrag aufgeiôst wird, so wircl, 
wenn dieser sich nicht aufs ganze menschliche 
40 Geschlecht erstreckt, die Erwerbung doch immer 
nur provisorisch bleiben. 
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§ 16. [267 

Exposition des Beg^ritts einer ursprUngrUclieii Er- 
werbuug des Bodens. 

Aile Menschen sind ursprünglicli in einem Ge- 
samtbesitz des Bodens der ganzen Erde (communia 
fundi originaria), mit dem ilinen von Natur zustehenden 
Willen (eines jeden), denselben zu gebrauchen (lex 
iustijy der wegen der natürlich unvermeidlichen Ent-* 
gegensetzung der Willkür des einen gegen die des 
anderen allen Gebrauch desselben aufheben würde, |o 
wenn nicht jener zugleich das Gesetz für diese ent- 
hielte, nach welchem einem jeden ein besonderer 
Besitz auf dem gemeinsaraen Boden bestimmt werden 
kann (Icx iurülica). Aber das austeilende Gesetz des 
Mein und Dein eines jeden am Boden kann nach dem 
Axiom der auûeren Freiheit nicht anders als ans einem 
ursprünglich und a priori vereinigten Willen (der zu 
dieser Vereinigung keinen rechtlichen Akt voraussetzt), 
mithin nur im bürgerlichen Zustande hervorgehen (lex 
iusdiiae distribulivae), der allein, was recht, was recht- 20 
lîch und was Recht eus ist, bestimmt. — In diesem 
Zustande aber, d. i. vor Grûndung* und doch in Ab- 
sicht auf denselben, d. i, provisorisch, nach dem 
Gesetz der auBeren Erwerbung zu verfahren, ist 
Pflicht, folglich auch rechtliches Vermôgen des 
Willens, jedermann zu verbinden, den Akt der Besitz- 
nebmung und Zueignung, ob er gleich nur einseitig 
ist, als gültig^)* anzuerkennen; mithin ist eine provi- 
sorische Erwerbung des Bodens mit allen ihren recht- 
lichen* Folgen môglich. 

Fine solche Erwerbung aber bedarf doch und hat ^ 
auch eine Gunst des Gesetzes (lex permissiva) in An- 
sehung der Bestimmung der Grenzen des rechtlich môg- 
lichen Besitzes für sich; weil sie vor dem rechtlichen 
Zustande vorhergeht und, als bloû dazu einleitend, 
noch nicht peremtorisch ist; welche Gunst sich aber 
nicht weiter erstreckt als bis zur Einwilligung ande- 
rer (teilnehmender) zu Errichtung des^) letzteren, bei 


a) „ist, al 8 gültig*^ fehlt in der 2. Auflage. 
b 2. Aufl.: „der“. 
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dem Widerstande derselben aber in diesen (den bürger- 
lichen) zu treten, und solange derselbe wâhrt, allen 
Effekt einer rechtmàjQigen Erwerbung bei sich führt, 
weil dieser Ausgang auf Pflicht gegründet ist. 

[268] § 17. 

Beduktion des Begriffs der ursprlingliehen Erwerbung. 

Wir haben den Titel der Erwerbung în einer ur- 
sprünglichen Gerneinschaft des Bodens, mithin unter 
Raumesbedingungen eines auGeren Besitzes, die Er- 
10 werbungsart aber in den empirischen Bedingungen 
der Besitznehmung (apprehcnsio), verbunden mit dem 
Willen, den âuûeren Gegenstand als den seinigen zu 
haben, gefunden. Nun ist noch nôtig, die Erwerbung 
selbst, d. i. das âuOere Mein und Dein, was aus beiden 
gegebenen Stücken folgt, nâmlich den intelligibelen 
Besitz (possessio noxmmon) des Gegenstandes nach dem, 
wâs sein Begriff enthalt, aus den Frinzipien der reinen 
rechtlich-praktischen Vernunft zu entwickeln. 

Der Rechtsbegriff vom âuûeren Mein und 
20 Dein, sofern es Sufastanz ist, kann, was das Wort 
aufler mir betrifît, nicht einen anderen Ort, als wo 
ich bin, bedeuten: denn er ist ein Vernunftbegriff; 
sondern, da unter diesen nur ein reiner Verstandes- 
begriff subsumiert werden kann, bloû etwas von mir 
Unterschiedenes und den eines nicht empirischen 
Besitzes (der gleichsam fortdauernden Appréhension), 
sondern nur den des in meiner Gewalt-Habens 
(die Verknüpfung desselben mit mir als subjektive Be- 
dingung der Môglichkeit des Gebrauchs) des âufleren 
80 Gegenstandes, welcher ein reiner Verstandesbegriîf ist, 
bedeuten.^) Nun ist die Weglassung oder das Absehen 
(Abstraktion) von diesen sinnlichen Bedingungen des 
Besitzes, als eines Verhâltnisses der Person zu Gegen- 
stânden, die keine Verbindlichkeit haben, nichts an- 
deres aïs das Verhâltnis einer Person zu Fersonen, 


a) Vermutlich sollte die rweite Définition von „iondern 
nnr'* an die Stelle der ersten („Bondera da“ bis „Appr 0 - 
hension^) treten und i«t jene nur ans Versehen stehen ge- 
bliaben. 



Vom Sû.cbenreoht. § 17. 


81 


diese aile durch den Willen der ersteren, sofern er 
dem Axiom der âulîeren Freiheit, dem Postulat des 
Vermogens und der allgemeinen Gesetzgebung des 
a priori als vereinigt gedachten Willens gemâû ist, in 
Ansehung des Gebrauchs der Sachen zu verbinden, 
welches also der întelligîbele Besitz derselben, d. i. 
der durchs blofie Recht, ist, obgleich der Gegenstand 
(die Sache, die ich besitze) ein Sinnenobjekt ist. 

Daû die erste Bearbeitung, Begrenzung oder 
überhaupt Formgebung eines Bodens keinen 10 
Xitel der Erwerbung desselben, d. i. der Besitz 
des Accidens nîcht einen^) Grund des rechtlichen 
Besitzes der Substanz abgeben kônne, sondern 
vielmehr umgekehrt das Mein und Dein nach der 
Regel (accessorium sequitur suum principale) aus | [269] 
dem Eîgentum der Substanz gefolgert werden 
müsse, und daû der, welcher an einen Boden, der 
nicht schon vorher der seine war, Fleiû verwendet, 
seine Mûhe und Arbeit gegen den ersteren ver* 
loren hat, ist für sich selbst so klar, dafl man jene 20 
so alte und noch weit und breit herrschende Mei- 
nung schwerlich einer anderen Ursache zuschrei- 
ben kann als der ingeheim obwaltenden Tâuschung, 
Sachen zu personifizieren und, gleich aïs ob je- 
mand sîe sich durch an sie verwandte Arbeit 
verbindlich machen kônne, keinem anderen als 
ihrn zu Diensten zu stehen, unmittelbar gegen 
sie sich ein Recht zu denken; denn wahrschein- 
licherweise würde man auch nicht so leichten 
Fuûes über die natürliche Frage (von der oben 30 
schon Erwahnung geschehen) weggeglitten sein: 

„Wie ist ein Recht in einer Sache môglich?“ Denn 
das Recht gegen einen jeden Be^iizer einer Sache 
bedeutet nur die Befugnis der besonderen Willkür 
zum Gebrauch eines Objekts, sofern sie aïs im 
synthetisch-allgemeinen Willen enthalten und mit 
dem Gesetz desselben zusammenstimmend ge- 
dacht werden kann. 

Was die Kôrper auf einem Boden betrifft, der 
schon der meinige ist, so gehôrea sie, wenn sie 40 

a) Kant: 

Kant, MeUphygik der Sitten. 6 
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sonst keines anderen sind, mir zu, ohne dafi ich 
zu diesern Zweck eines besonderen rechtlichen Akts 
bedürfte (nicht facto, sondern lege); nâmlich, weil 
siô als der Substanz inhàrierende Accidenzen be- 
trachtet werden kônnen (iure rd meae), wozu auch 
ailes gehôrt, was mit meiner Sache so verbunden 
ist, daû ein anderer sie von dem Meinen nicht 
trennen kann, ohne dieses selbst zu verandern 
(z. B. Vergoldung, Mischung eines mir zugehôrigen 
10 étoffes mit anderen Materien, Anspülung oder auch 
Veranderung des anstoûenden Strombettes und da- 
durch geschehende Erweiterung meines Bo- 
dens usw.). Ob aber der erwerbliche Boden sich 
noch weiter als das Land, nâmlich auch auf eine 
Strecke des Seegrundes hinaus (das Recht, noch 
an meinen Ufern zu fischen oder Bernstein her- 
auszubringen u. dgl.) sich ausdehnen lasse, mufi 
nach ebendenselben Grundsâtzen beurteilt werden. 
Soweit ich aus meinem Sitze mechanisches Ver- 
20 môgen habe, meinen Boden gegen den Eingriîf 
anderer zu sichern (z. B. soweit die Kanonen vom 
Ufer abreichen), gehôrt er“^) zu meinem Besitz, 
tad das Meer ist bis dahin geschlossen (mare clavr 
eum), Da aber auf dem weiten Meere selbst kein 
Sitz môglich ist, so kann der Besitz auch nicht 
bis dahin ausgedehnt werden, und offene See ist 
[270] frei (mare liherum), Das | Stranden aber, es sei 
der Menschen oder der ihnen zugehôrigen Sachen, 
kann als' unvorsâtzlich von dem Strandeigentümer 
80 nicht zum Erwerbrecht gezâhlt werden; weil es 
nicht Lâsion (ja überhaupt kein Faktum) ist, und 
die Sache, die auf einen Boden geraten ist, der 
doch irgend einem angehôrt, nicht als res nuUîus 
behandelt werden kann. Ein Fluû dagegen kann, 
soweit der Besitz seines Ufers reicht, so gut wie 
ein jeder Landboden, unter obbenannten Ein- 
schrânkungen ursprünglich von dem erworben 
werden, der im Besitz beider Ufer ist. 

îjî 

üi 


ti} Zusatz Hartensteias. 
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Der àuISere Gegonstand, welcher der Substanz 
nach das Seine von jemandem ist, ist dessen 
Eigentum (dominium), welchem aile Rechte in 
dieser Sache (wîe Accidenzen der Substanz) in- 
harieren, über welche also der Eigentümer (domi- 
nu8) nach Belieben verfügen kann (ius düponendi 
de re ma). Aber hieraus folgt von selbst, daû 
ein solcher Gegenstand nur eine kôrperliche Sache 
(gegen die man keine Verbindlichkeit hat) sein 
kônne, daher ein Mensch sein eigener Herr (sui 10 
iuris), aber nicht Eigentümer von sich selbst 
(mi dominus, über sich nach Belieben disponieren 
zu kônnen), geschweige denn von anderen Men- 
schen sein kann, weil er der Menschheit in seiner 
eigenen Person verantwortlich ist; wiewohl dieser 
Punkt, der zum Rechte der Menschheit, nicht dem 
der Menschen gehôrt, hier nicht seinen eigent^ 
lichen Platz hat, sondern nur beilaufig zum besse- 
ren Verstandnis de^ kurz vorher Gesagten ange- 
führt wird. — Es kann ferner zwei voile Eigen- 20 
tüme^ einer und derselben Sache geben ohne ein 
gememsames Mein und Dein, sondern nur als 
gemeinsame Besitzer dessen, was nur einem als 
das Seine zugehôrt, wenn von den sogenannten 
Miteigentümern (condomini) einem nur der ganze 
Besitz ohne Gebrauch, dem anderen aber aller 
Gebrauch der Sache samt dem Besitz zukommt, 
jener also (dominus directus) diesen (dominus utilis) 
nur auf die Bedingung einer beharrlichen Leistung 
restringiert, ohne dabei seinen Gebrauch zu limi- BO 
tieren. 


Zweiter Abschnitt. [271J 

Vom personllehen Becht. 

§ 18. 

Der Besitz der Willkür eines anderen als Ver- 
môgen, sie durch die meine nach Freiheitsgesetzen zu 
einer gewissen Tat zu bestimmen, (das auûere Mein 

6 * 
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und Dein in Ansehnng der Kausalîtât eines anderen) 
ist ein Recht (dergleichen ich mehrere gegen eben- 
dieselbe Person oder gegen andere haben kann); der 
Inbegriff (das System) der Gesetze aber, nach welchen 
ich in diesem Besitz sein kann, das persônliche Recht, 
welches nur ein einziges ist. 

Die Erwerbung eines persônlichen Rechts kann 
niemals ursprünglich nnd eigenmâchtig sein (denn eine 
solche würde nicht dem Prinzip der Binstimmung der 
10 Freiheit meîner Willkür mit der Freiheit von jedermann 
gemafi, mithin unrecht sein). Ebenso kann ich auch 
nicht durch rechtswidrige Tat eines anderen (facto 
iniusto alterius) erwerben; denn wenn diese Lâsion mir 
auch selbst widerfahren wâre und ich von dem an- 
deren mit Recht Genugtuung îordern kann, so wird da- 
durch doch nur das Meine unvermindert erhalten, 
nichts über das, was ich schon vorher batte, erworben. 

Erwerbung durch die Tat eines anderen, zu der 
ich diesen nach Rechtsgesetzen bestirnme, ist also jeder- 
20 zeit ron dem Seinen des anderen abgeleitet, und diese 
Ableitung als rechtlicher Akt kann nicht durch diesen 
als einen negativen Akt, namlich der Verlassung 
oder einer auf das Seine geschehenen Verzichttuung 
(per derelictionem aut renunciationem) geschehen, demi 
dadurch wird nur das Seine eines oder des anderen 
aufgehoben, aber nichts erworben; — sondern allein 
durch übertragung (iranslatio), welche nur durch 
einen gemeinschaftlichen Willen môglich ist, vermit- 
telst dessen der Gegenstand immer in die Gewalt des 
30 einen oder a ) des anderen kommt, alsdann einer seinem 
Anteile an dieser Gemeinschaft entsagt und so das 
Objekt durch Annahme desselben (mithin einen posi- 
tiven Akt der Willkür) das Seine wird. — Die über- 
tragung seines Eigentums an einen, anderen. ist die 
Verâufierung. Der Akt der vereinigten Willkür 
zweier Personen, wodurch ûberhaupt das Seihe des 
einen auf den anderen übergeht, ist der Vertrag. 

[ 272 ] § 19 . 

In jedem Vertrage sind zwei vorbereitende und 
40 zwei konstituierende rechtliche Akte der Willkür; 
die beiden ersteren (die des Traktierens) sind das 


il) Schondurfter: 
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Ange bot (oblaUo) und die Bîllîgung (approhatio) des- 
gelben; die beiden anderen (nàmlich des Ab- 
schliefiens) sind das Versprechen (promisaum) und 
die Annehmung (acceptatio), — Denn ein Anerbieten 
kann nicht eher ein Versprechen heiûen, als wenn 
ich vorher urteile, das Angebotene (obîaium) sei etwas, 
was dem Promissar angenebm sein kônne; welches 
durch die zwei ersteren^) Deklarationen angezeigt, 
duTch diese allein aber noch nichts erworben wird. 

Aber weder durch den besonderen Willen des 10 
Promittenten noch den des Promissars (als Accep- 
tanten) geht das Seine des ersteren zu dem letzteren 
über, sondern nur durch den vereinigten Willen bei- 
der, mithin sofern beider Wille zu g le ich deklariert 
wird. Nun ist dies aber durch empirische Aktus der 
Deklaration, die einander notwendig in der Zeit folgen 
müssen und niemals zugleich sind, unmôglich. Denn 
wenn ich versprechen habe und der andere nun accep- 
tieren will, so kann ich wâhrend der Zwischenzeit (so 
kuTz sie auch sein mag) es mich gereuen lassen, weil 20 
ich vor der Acceptation noch frei bin; sowie anderer- 
seits der Acceptant ebendarum an seine auf das Ver- 
sprechen folgende Gegenerklarung auch sich nicht 
îür gebunden halten darl — Die auûeren Fôrmlicb- 
keiten (soUmnm) bei Schlieflung des Vertrags (der 
Handschlag oder die Zerbrechung eines von beiden 
Personen angefal3ten Strohhalms {siipula\^ und aile hin 
und her geschehene Bestatigungen seiner vorherigen 
Erklârung beweisen vielmehr die Verlegenheit der 
Paziszenten, wie und auf welche Art sie die immer ^0 
nur aufeinander folgenden Erklarungen als in einem 
Augenblicke zugleich existierend vorstellig machen 
wollen; was ihnen doch nicht gelingt, weil es immer 
nur in der Zeit einander folgende Aktus sind, wo, 
wenn der eine Akt ist,- der andere entweder noch 
nicht oder nicht mohr ist, 

Aber die transzendentale Deduktion des Begriffs 
der Erwerbung durch Vertrag kann allein aile diese 
Schwierigkeiten heben. In einem rechtlichen âuDe- 
ren Verhaltnisse wird meino Besitznehmung der Will- ^ 


a) 2. AuÜ.: ,,e^atüü*^ 
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fciir eines amderen (und so wechselseitig) als Be- 
stimmungsgrund desselben zu einer Tat zwar erst 
empirisch durch Erklârung und Gegenerldârung der 
Willkür einos jeden von beiden in der Zoit, als sinn- 
licher Bedingung der Appréhension, gedacht, wo beide 
[278] rechtliche Akte immer iiur aufein|ander folgen; weil®-) 
jenes Verhaltnis (als ein rechtliches) rein intellektuell 
ist, durch den Willen als ein gesetzgebendes Vernunft- 
vermôgen jener Besitz als ein intelligibeler (posscssio 
10 noumenon) nach Freiheitsbegriffen mit Abstraktion von 
jenen empirischen Bedingungen als das Mein oder 
Dein vorgestellt; wo beide Akte, des Versprechens und 
der Annehmung, nicht als aufeinander folgend, sondern 
(gleich als pactvm re initum) aus einem einzigen ge- 
meinsamen Willen hervorgehend, welches durch das 
Wort zu gleich ausgedrückt wird, und der Gegen- 
stand (promissum) durch W'eglassung der empirischen 
Bedingungen nach dem Gesetz der reinen praktischeii 
Vernunft als erworben vorgestellt wird. 

20 Daû dieses die wahre und einzig mogliche 

Deduktion des Begriffs der Erwerbung durch Ver- 
trag sei, wird durch die mühselige und doch immer 
vergebliche Bestrebung der Rechtsforscher (z. B. 
Moses Mendelssohns in seinem Jérusalem) zur 
Beweisführung jener Môglichkeit hinreichend be- 
statigt — Die ftage war: Warum soll ich mein 
Versprechen halten? Denn daû ich es soll, be- 
greift ein jeder von selbst. Es ist aber schlechter- 
dings unmoglich, von diesem kategorischen Impe- 
30 rativ iioch einen Beweis zu führen; ebenso wie 
es für den Geometer unmoglich ist, durch Ver- 
nunftbeschlüsse zu beweisen, dafi ich, um ein 
Dreieck zu machen, drei Linien nehmen müsse 
(ein analytischer Satz), deren zwei aber zusammen- 
genommen grôfier sein müssen als die dritte (ein 
synthetischer, beide aber a priori). Es ist ein 
Postulat der reinen (von allen sinnlichen Bedin- 
gungen des Raumes und der Zeit, was den Rechts- 
begriff betrifft, abstraiiierenden) Vernunft, und 
40 die Lehre der Môglichkeit der Abstraktion von 


a) „weil aber'‘? [Katorp]. 
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jenen Bedingungen, ohne dafi dadurch der Besitz 
desselben aufgehoben wird, ist selbst die Deduk- 
tion des Begriffs der Erwerbung durch Vertrag; 
fiowie es in dem vorigen Titel die Lehre von der 
Erwerbung durch Bemâchtigung der âuûeren 
Sache war. 

§ 20 . 

Was ist aber das ÂuBere, das ich durch den Ver- 
trag erwerbe? Da es nur die Kausalitat der Willkür 
des anderen in Ansehung einer mir versprochenen Lei- 10 
stung ist, so erwerbe ich dadurch unmittelbar nicht 
eine âuBere Sache, sondern eine Tat desselben, dadurch 
jene Sache in meine | Gewalt gebracht wird, damit [274] 
ich sie zu der meinen mâche. — Durch den Vertrag 
also erwerbe ich das Versprechen eines anderen (nicht 
das Versprochene), und doch kommt etwas zu meiner 
auBeren llabe hinzu; ich bin vermôgender (locupleiior) 
geworden, durch Erwerbung einer aktiven Obligation 
auf die Freiheit und das Vermtîgen des anderen. — 
Dieses mein Recht aber ist nur ein persônliches, 20 
namlich gegen eine bestimmte physische Person und 
zwar auf ihre Kausalitat (ihre Willkür) zu wirken, 
mir etwas zu leisten, nicht ein Sachenrecht gegen 
diejenige moralische Person, welche nichts anderes 
als die Idee der a priori vereinigten Willkür aller 
ist, und wodurch ich allein ein Recht gegen jeden 
Besitzer derselben erwerben kann; als worin ailes 
Recht in einer Sache besteht. 

Die Übertragung des Meinen durch Vertrag 
geschieht nach dem Gesetz der Stetigkeit (lex 30 
continui), d. i. der Besitz des Gegenstandes ist 
wahrend diesem Akt keinen Augenblick unter- 
brochen, demi sonst würde ich in diesem Zustande 
einen Gegenstand als etwas, das keinen Besitzer 
hat (res vacua), folglich uTsprünglich erwerben; 
welches dem Begriff des Vertrages widerspricht. 

— Diese Stetigkeit aber bringt es mit sich, daû 
nicht eines von beiden (promitteniis et acceptantis) 
besonderer, sondern ihr vereinigter Wille derjenige 
ist, welcher das Meine auf den anderen über- 40 
tragt; also nicht auf die Art, daû der Ver- 
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sprechende zuerst semen Besitz zum Vorteil des 
naderen verlaût (derelinquit) oder seinem Eecht 
entsagt (renundat) und der anderô sogleich darin 
eintritt, oder umgekehrt. Die Translation ist also 
ein Akt, in welchem der Gegenstand einen Augen- 
blick beiden zusammen angehôrt, sowie in der 
parabolischen Bahn eines geworfenen Steins dieser 
im Gipfel derselben einen Augenblick als im Stei* 
gen und Fallen zugleich begriffen betrachtet wer- 
10 den kann, und so allererst von der steigenden 
Bewegung zum Fallen übergeht. 

§ 21 . 

Fine Sache wird in einem Vertrage nicht durch 
Annehmung (acceptatio) des Versprechens, sondern 
nur durch Übergabe (traditio) des Versprochenen er- 
worben. Denn ailes Versprechen geht auf eine Lei- 
stung und, wenn das Versprochene eine Sache ist, 
[ 276 ] kann jene nicht anders entrichtet^) [ werden, als durch 
einen Akt, wodurch der Promissar voin Promittenten 
20 in den Besitz derselben gesetzt wird; d. i. durch die 
Übergabe. Vor dieser also und dem Enipfang ist die 
Leistung noch nicht gescliehen; die Sache ist von 
dem einen zu dem anderen noch nicht übergegangen, 
folglich von diesem nicht erworben worden, mithin 
das Recht aus einem Vertrage nur ein persônliches 
und wird nur durch die Tradition ein dingliches 
Recht. 

Der Vertrag, auf den unmittelbar die Über- 
gabe folgt (pactum rc iniium), schlieÛt aile Zwi- 
30 fichenzeit zwischen der SchlieBung und Vollziehung 
aus und bedarf keines besonderen noch zu er- 
wartenden Akts, wodurch das Seine des einen 
auf den anderen übertragen wird. Aber wenn 
zwischen beiden noch eine (bestimmte oder un- 
bestimmte) Zeit zur Übergabe bewilligt ist, fragt 
sich: ob die Sache schon vor dieser durch den Ver- 
trag das Seine des Acceptanten geworden, und 
das Recht des letzteren ein Recht in der Sache 


a) Kant; „crrichtet“; korr. Natorp. 
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sei, Oder ob noch ein besonderer Vertrag, der 
alleîn die Übergabe betrifft, daau kommen müsse, 
mithin das Recht durch die blofie Acceptation 
nur ein personliches sei und allererst durch die 
Übergabe ein Eecht in der Sache werdeî — DaJ3 
es sich hiermit wirklich so, wie das letztere be- 
sagt, verhalte, erhellt aus nachfolgendem: 

Wenn ich einen Vertrag über eine Sache, 

Z. B. über ein Pferd, das ich erwerben will, 
schliefie und nehme es zugleich mit in meinen 10 
Stall oder sonst in meinen physischen Besitz, so 
îst es mein (vi pacti re initi)^ und mein Recht ist 
ein Recht in der Sache; lasse ich es aber in den 
Handen des Verkàufers, ohne mit ihm darüber 
besonders auszuniachen, in vvessen physischem Be- 
sitz finhabung) diese Sache vor meiner Besitzr 
nehmung (apprehcnsio)^ mithin vor dem Wechsel 
des Besitzes sein solle: so ist dieses Pferd noch 
nicht mein, und mein Recht, was ich erwerbe, 
ist nur ein Recht gegen eine bestimmte Person, 20 
nâmlich den Verkâufer, von ihm in den Besitz 
gesetzt zu werdén (poscmdi traditionem), als sub- 
jektive Bedingung der Môglichkeit ailes beliebigen 
Gebrauchs desselben, d. i. mein Recht ist nur ein 
personliches Recht, von jenem die Leistung des 
Versprechens (praestatio), mich in den Besitz der 
Sache zu setzen, zu fordern. Nun kann ich, wenn 
der Vertrag nicht zugleich die Übergabe (als 
pactum re initum) enthalt, mithin eine Zeit zwischen 
dem Abschluiî desselben und der Besitznehmung ao 
des Erworbenen verlàuft, in dieser Zeit nicht | [270] 
anders zum Besitz gelangen als dadurch, dalî ich 
einen besonderen rechtlichen, nâmlich einen Be- 
sitzakt (actum possessorium) ausübe, der einen 
besonderen Vertrag ausmacht, und dieser ist, dal3 
ich sage: ich werde die Sache (das Pferd) ab- 
holen lassen, wozu der Verkâufer einwilligt. Denn 
dafi dieser eine Sache zum Gebrauche eines an- 
îeren auf eigene Gefahr in seine Gewahrsame 
nehmen werde, versteht sich nicht von selbst, son- 40 
iern dazu gehôrt ein besonderer Vertrag, nach 
tvolchem der VerSuBerer seiner Sache innerhalb 
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der bestimmten Zeit noch immer Eigentümer 
bleibt (und aile Gefahr, die die Sache treffen 
môchte, tragen muÛ), der Erwerbende aber nxiî* 
dann, wann er über diese Zeit zôgert, von dem 
Verkàufer dafûr angesehen werden kann, als sei 
aie ihm überliefert. Vor diesem Besitzakt ist also 
ailes durch den Vertrag Erworbene nur ein per- 
s5nliches Recht, und der Promissar kann eine 
ëuOere Sache nur durch Tradition erwerben. 


10 Dritter Abschnitt. 

Von dem anf dingllche Art persônllclien Keeht. 

§ 22 . 

Dieses Recht ist das des Besitzes eines âufieren 
Gegenstandes als einer Sache und des Gebrauchs 
desselben als einer Person. — Das Mein und Dein 
nach diesem Recht ist das hansliche und das Ver- 
haltnis in diesem Zustande ist das der Gemeinschaft 
freier Wesen, die durch den wechselseitigen Einflufi 
(der Person des einen auf das andere) nach dem Prin- 
20 Zip der âuBeren Freiheit (Kausalitat) eine Gesell- 
schaft vo»' Gliedern eines Ganzen (in Gemeinschaft 
stehender Personen) ausmachen, welches das Haus- 
wesen heif3t. — Die Erwerbungsart dieses Zustandes 
und in demselben geschieht weder durch eigenmachtige 
Tat (facto) noch durch bloBen Vertrag (pacto), sondern 
durchs Gesetz (lege), welches, weil es kein Recht in 
einer Sache, auch nicht ein bloûes Recht gegen eine 
Person, sondern auch ein Besitz derselben zugleich 
ist, ein über ailes Sachen- und personliche hinaus- 
30 liegendes Recht, namlich das Recht der Menschheit in 
unserer eigenen Person sein muÛ, welches ein natür- 
liches Erlaubnisgesetz zur Folge hat, durch dessen 
Gunst uns eine solche Erwerbung moglicîi ist 


a) „in einer Sache, anch nicht ein bloCes Recht“ fehit 
in cler 2. Anflage. 
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§ 23. [877] 

Die Erwerbung nach diesem Gesetz ist dem Gegen- 
stande nach dreierlei: der Mann erwirbt ein Weib, das 
Paar erwirbt Kinder und die Familie Gesinde. — 

Ailes dieses Erwerbliche ist zugleich unverâuûerlich 
und das Recht des Besitzers dieser Gegenstânde das 
allerpersônlichste. 

Des Rechts der hUasllehen Gesellschaft 

erster Titel: 

Das Eherecht. lo 

§ 24. 

Geschlechtsgemeinschaft (commercmm sexu- 
ale) ist der wechselseitige Gebrauch, den ein Mensch 
von eines anderen Geschlechtsorganen und Vermôgen 
macht (usu8 membrorum et facultatum sexiialium alterius), 
und entweder ein natûrlicher (wodurch seines Glei- 
chen erzeugt werden kann) oder unnatürlicher 
Gebrauch, und dieser entweder an einer Person eben- 
desselben Geschlechts, oder einem Tiere von . einer 
anderen als der Menschen-Gattung; welche Übertre- 20 
tungen der Gesetze, unnatürliche Laster (crmina carnis 
contra naturam)^ die auch unnennbar heifien, als Lâsion 
der Menschheit in unserer eigenen Person durch gar 
keine Einschrankungen und Ausnahmen wider die ganz- 
liche Verwerfung gerettet werden kônnen. 

Die natürliche Geschlechtsgemeinschaft ist nun 
entweder die nach der bloûen tieriscu>n Natur (vaga 
libido, venus vulgivaga, fornicatio) oder nach dem Ge- 
setz. — Die letztere ist die Ehe (niatrimonium), d. i. die 
Verbindung zweier Personen verschiedenen Geschlechts 30 
zum lebenswierigen wechselseitigen Besitz ihrer Ge- 
schlechtseigenschaften. — Der Zweck, Kinder zu er- 
zeugen und zu erziehen, mag immer ein Zweck der 
Natur sein, zu welchein sie die Neigung der Ge- 
schlechter gegeneinander einpflanzte; aber daû der 
Mensch, der sich verehelicht, diesen Zweck sich vor- 
sûtzen müsse, wird zur Rechtmafiigkeit dieser seiner 
Verbindung nicht erfordert; denn sonst würde, wenn 
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das Kinderzeugen aufhôrl^ die Ehe sich zugleich von 
selbst auflôsen. 

Es ist nàmlich, anch nnter Voraussetzung der 
Lust zum wechselseitigen Gebrauch ihrer Geschlechts- 
[278] eigenschaften, der Ehevertrag kein beliebiger, | son- 
der n durchs Gesetz der Menschheit notwendiger Ver- 
trag; d. i. wenn Mann und Weib einander ihren Ge- 
schlechtseigenschaften naoh wechselseitig genieûen 
wollen, so müssen sie sich notwendig verehelichen, 
10 und dieses ist nàch Rechtsgesetzen der reinen Ver- 
nunft notwendig. 


§26. 

Denn der natürliche Gebrauch, den ein Geschlecht 
von den Geschlechtsorganen des anderen macht, ist 
ein Genuû, zu dem sich ein Teil dem anderen hingibt. 
In diesem Akt macht sich ein Mensch selbst zur Sache, 
welches dem Redite der Menschheit an seiner eige- 
nen Person widerstreitet. Nur unter der einzigen Be- 
dingung ist dieses moglich, daû, indem die eine Person 
20 von der anderen gleich als Sache erworben wird, 
diese gegenseitig wiederum jeue erwerbe; denn so 
gewinnt sie wiederum sich selbst und stellt ihre Per- 
sônlichkeit wieder her. Es ist aber der Erwerb eines 
Gliedmafles am Menschen zugleich Erwerbung der gan- 
zen Person, weil diese eine absoluto Einheit ist; folg- 
lich ist die Hingebung und Annehmung eines Ge- 
schlechts zum Genuû des anderen nicht allein unter der 
Bedingung der Ehe zulâssig, sondern auch allein 
unter derselben moglich. Daû aber dieses person- 
30 liche Recht es doch zugleich auf dingliche Art 
sei, gründet sich darauf, weil, wenn eines der Eheleute 
sich verlaufen oder sich in eines anderen Besitz ge- 
geben hat, das andere es jederzeit und unweigerlich, 
gleich als eine Sache, in seine Gewalt zurückzubringen 
berechtigt ist, 

§26. 

Aus denselben Gründen ist das Verbal tnis der 
Verehelichten ein Verhaltnis der Gleichheit des Be- 
sitzes, sowohl der Personen, die einander wechselseitig 
40 besitzen (folglich nur in Monogamie, denn in einer 
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Polygamie gewmnt die Person, die sicb weggibt, nur 
einén Teii iesjenigen, dem sie ganz anheim fâllt, und 
macht sich also zur bloBen Sacb^, als auch der Glficks- 
güter, wobei sie doch die Befugnis baben, sich, obgleicb 
nur durcb einen besonderen Vertrag, des Gebrauchs 
oines Teils derselben zu begeben. 

DâÛ der Konkubinat keines zu Recht bestân- 
digen Kontrakts fahig sei, so wenig als die Ver- 
dingung einer Person zum einmaligen Genuû (pac- 
ium fornicationis), folgt aus dem obigen Grunde. 10 
Denn] was den letzteren Vertrag betrifft, so wird [279] 
jedermann gestehen, daû die Person, welche ihn 
gescblossen bat, zur Erfüllung ihres Versprechens 
rechtlicb nîcht angehalten werden kônnte, wenn 
es ihr gereuete; und so fâllt aucb der erstere, 
nâmlich der des Konkubinats, (als pactum turpe) 
weg, weil dieser ein Kontrakt der Verdingung 
(locatio-conditctio) sein würde, und zwar eines Glied- 
malîes zum Gebrauch eines anderen, mithin wegen 
der unzertrennlichen Einheit der Glieder an einer 20 
Person diesea) sich selbst als Sache der Willkür 
des anderen hingeben würde; daher jeder Teil 
den eingegangenen Vertrag mit dem anderen auf- 
heben kann, sobald es ihm beliebt, ohne daû der 
andere über Lâsion seines Rechts gegründete Be- 
schwerde führen kann. — Ebendasselbe gilt auch 
von der Ehe an der linken Hand, ura die Ungleich- 
heit des Standes beider Teile zur groûeren Herr- 
schaft des einen Teils über den anderen zu be- 
nutzen; denn in der Tat ist sie nach dem bloûen 30 
Naturrecht vom Konkubinat nicht unterschieden 
und keine wahre Ehe. — Wenn daher die Frage 
ist: ob es auch der Gleichheit der Verehelichten als 
solcher widerstreite, wenn das Gesetz von dem 
Manne in Verhaltnis auf das Weib sagt; Er soll 
dein Herr (er der befehlend^ sie der gehorchende 
Teil) sein, so kann dieses nicht als der natür- 
lichen Gleichheit eines Menschenpaares widerstrei- 
tond angesehen werden, wenn dieser Herrschaft 
nur die natürliche Überlegenheit des Vermôgens 40 


a) 2. Auflageî 
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des Mannes über das weîbliche in Bewirkung des 
gemeinschaîtlichen Interesses des Hauswesens und 
des darauf gegründeten Rechts^) zum Befehl zum 
Grande liegt, welches daher selbst ans der Pflichfc 
der Einheit und Gleichheit in Ausehung des 
Zwecks abgeleitet werden kann, 

§ 27. 

Der Ehevertrag wird nur durch eheliclie Bei- 
wohnung (copula carnalis) vollzogen. Ein Vertrag 
10 zweier Personen beiderlei Geschlechts, mit dem ge- 
heimen Einverstandnis, entweder sich der fleischlichen 
Gemeinschaft zu enthalten oder mit dem BeAVuBtsein 
eines oder beider Teile, dazu unvermôgend zu sein, 
ist ein simulierter Vertrag und stiftet keine Ehe; 
kann auch durch jeden von beiden nach Belieben auf- 
gelôst werden. Tritt aber das Unvermôgen nur nach- 
her ein, so kann jenes Recht durch dieson iinver- 
schuldeten Zufall nichts einbüfien. 

280] Die Erwerbung einer Gattin oder eines Gatten 
20 geschieht also nicht fado (durch die Beiwohnung) ohne 
vorhergehenden Vertrag, auch nicht pado (durch den 
bloûen ehelichen Vertrag ohne nachfolgende Beiwoh- 
nung), sondern nur lege : d. i. als rechtliche Folge ,aus 
der Verbindlichkeit, in eine Geschlechtsverbindung 
nicht anders als vermittelst des wechselseitigen Be- 
sitzes der Personen, als welcher nur durch den gleich- 
falls wechselseitigen Gebrauch ihrer Geschlechtseigen- 
tümlichkeiten seine Wirklichkeit erhalt, zu treten. 

Des Rechts der hUuslichen Oesellseliaft 
00 zweiter Titel: 

Das Elternreeht. 

§ 28. 

Gleichwie aus der Pflicht des Menschen gegen sich 
eelbst, d. i. gegen die Menschheit in seiner eigenen 
Person ein Recht (ius personcde) beider Geschlechter ent- 
sprang, sich als Personen wechselseitig einander auf 

a) Mellin: „da8 . . gegründete Recht**. 
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dingliche Axt durch Ehe zu erwerben: so folgt 
aus der Zeugung in dieser Gemeinschaft eine Pflicht 
der Erhaltung und Versorgung in Absicht auf ihr 
Erzeugnis; d. i. die Kinder als Personen haben hier- 
mit zugleich ein ursprünglich-angeborenes (nicht an- 
geerbtes) Recht auf ihre Versorgung durch die®^) Eltern, 
bis sie vermôgend sind, sich selbst zu erhalten; und 
zwar durchs Gesetz (lege) unmittelbar, d. i. ohne daC 
ein besonderer rechtlicher Akt dazu erforderlich ist. 

Denn da das Erzeugte eine Per son ist, und es 10 
unmôglich ist, sich von der Erzeugung eines mit Frei- 
heit begabten Wesens durch eine physische Operation 
einen Begriff zu machen*): so ist es eine in prakti- 


*) Selbst nicbt, wie es môglich ist, dafi Gott freie 
Wesen erschaffe; denn da waren, wie es scheint, aile 
künftigen Handlangen derselben, durch jenen ersten Akt 
vorherbestirnmt , in der Ketto der Naturnotwendigkeit ent- 
halten, tnithin nicht frei. DaO sie aber (wir Menschen) 
doch frei sind, beweist der kategorische Imperativ in 
moralisch-praktischer Absicht, wie durch einen Machtsprucb 
der Vernunft, ohne daC diese doch die Môglichkeit dieses 
Verhâltnisses einer Ursache zur Wirkung in theoretischer'») 
begreiflich machen kann, weil beide ûbersinnlich sind, — 
Was mao ihr hierbei alJein zumuten kann, wâre bloB: 
daO sie beweise, es soi in dem Bogriffe von einer 
SchOpfung frei or Wesen kein Widerspruch; und dieses 
kann dadurch gar wohl geschehen, daC gezeigt wird: der 
Widerspruch ereigne sich nur dann, wenn mit der Kategorie 
der Kausalitüt zugleich die Zeitbedingung, die im Ver- 
hâltnis zu Sinnenobjekton nicht vermieden werden kann 
(daû nâmlich der Grund einer Wirkung vor dieser vorher- 
gehe), auch in das Verhftltnis des Obersinnlichen zueinander 
hinübergezogen wird (wolches auch wirklich, wenn joner 
Kausalbegriff in theoretischer Absicht objektive Realitât 
bekommen soll, geschehen mûCte); er — der Widerspruch — 
aber verschwinde, wenn in moralisch-praktischer, mithin 
nicht-sinnlicher Absicht die reine Kategorie (ohne ein ihr 
untergelegtes Schéma) im Sehôpfungsbegriffe gebrancht wird. 

Der philosophische Rechtslehrer wird diese Nachfor- 
schung bis zu dea ersten Elementen der Transszen dental» 
philosophie in einer Metaphysik der Sitten nicht für un- 


a) „die“ fehît in der 2. Auflage. 

b) SC, Absicht; Hartenstein setzt hinzu: „Hin8icht“. 
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f 28 n I Hinsicht ganz richtige und auch îiotwendige 

* •• Idee, den Akt der Zeugung als eiaen solcheii anzu- 

sehen, wadurch wir eine Person ohne ihre Einwilligung 
auf die Welt gesetzt und eigenmâchtig in sie herüber- 
gebracht haben; für welche Tat auf den Eltern nun 
auch eine Verbindlichkeit haftet, sie, soviel in ihren 
Krâften îst, mit diesem ihrem Zustande zufrieden zu 
machen. — Sie konnen ihr Kind nicht gleichsam als ihr 
Gemàchsel (denn ein seiches kann kein mit Freiheit 
jQ begabtes Wesen sein) und als ihr Eigentum zerstoren 
oder es auch nur dem Zufall überlassen, weil sie®') an 
ihm nicht blofl ein Weltwesen, sondern auch einen 
Weltbürger in einen Zastand herüberzogen^), der 
ihnen nun auch nach Rechtsbegriffen nicht gleich- 
gültig sein kann. 

§29. 

Aus dieser Pflicht entspringt auch notwendig das 
Recht der Eltern zur Handhabung und Bildung des 
Kindes, Solange es des eigenen Gebrauchs seiner Glied- 
20 malien, imgleichen des Verstandesgebrauchs noch nicht 
mâchtig ist, auJQer der Ernàhrung und Pflege es zu er- 
ziehen, und sowohl pragmatisch, damit es künftig 
sich selbst erhalten und fortbringen konne, als auch 
moralise h, weil sonst die Schuld ihrer Verwahrlosung 
auf die Eltern f allen würde, — es zu bilden; ailes bis 
ZUT Zeit der Entlassung (emancipatio), da diese sowohl 
ihrem vâterlichen Recht zu befehlen aïs auch allem 
Anspruch auf Kostenerstattung für ihre bisherige Ver- 
pflegung und Mühe entsagen, wofür und nach vollen- 
30 deter E^ziehung sie der Kinder ihre Verbindlichkeit 
(gegen die Eltern) nur als bloûe Tugendpflicht, nâmlich 
als Dankbarkeit in Anschlag bringen konnen. 

[282] Aus dieser®) Persônlichkeit der ersteren folgt nun 


nOtige Grûbelei erklaren, die si ch in zwecklose Dtmkeîheit 
verliert, wenn er die Schwierigkeit der zu lôsenden Aufgabe 
und doch auch die Kotwendigkeit, hierin den Rochtspriu- 
KÎpien genug zu tan, in Überlegung ziebt. 


a) ,, 616 ^* Zusatz Hartensteins und Schuberts. 

b) Akademie-Ausgabe: „lierüber gezogen“. 
o) „der“? [Natorp], 
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auch, daû, da die Kinder nie als Eigentnm der Eltern 
angesehen werden kônnen, aber doch zum Mein und 
Dein derselben gehôren (weil sie gleich den Sachen 
im Besitz der Eltern sind und ans jedes anderen Be- 
sitz selbst wider ihren Willen in diesen zurückgebracht 
werden kônnen), das Recht der ersteren kein blofies 
Sachenrecht, mithin nicht veràuBerlich (ius personalissi- 
mum), aber auch nicht ein bloû persônliches, sondern 
ein auf dingliche Art persônliches Recht ist. 

Hierbei fâllt also in die Augen, daû der Titel eines 10 
auf dingliche Art persônlichen Rechts in der 
Rechtslehre noch über dem des Sachen- und persôn- 
lichen Rechts notwendig hinzukommen müsse, jene 
bisherige Einteilung also nicht vollstandig gewesen 
ist, weil, wenn von dem Recht der Eltern an den Kin- 
dern als einem Stück ihres Hauses die Rede ist, jene 
sich nicht bloÛ auf die Pflicht der Kinder berufen 
dürfen zurückzukehren, wenn sie entlaufen sind, son- 
dern sich ihrer als Sachen (verlaufener Haustiere) zu 
bemâchtigen und sie einzufangen berechtigt sind. 20 


Des Rechts der hUnslichen Oesellschaft 
dritter Titol: 

Das Hausherren-Recht. 

§ 30 . 

Die Kinder des Hauses, die mit den Eltern zusam- 
men eine Familie ausmachten, werden, auch ohne 
allen Vertrag der Aufkündigung ihrer bisherigen Ab- 
hângigkeit, dur ch die bloûe Gelangung zu dem Ver- 
môgen ihrer Selbsterhaltung (sowie es teils als natür- 
lîche Volljâhrigkeit dem allgemeinen Laufe der Natur 30 
ûberhaupt, teils ihrer besonderen Naturbeschaffenheit 
gemâû eintritt), mündig (maiorennes), d. i. ihre eige- 
nen Herren (sut iurû), und erwerben dieses Recht ohne 
besonderen rechtlichen Akt, mithin blofi durchs Gesetz 
(lege), — sind den Eltern für ihre Erziehung nichts 
schuldig, sowie gegenseitig die letzteren ihrer Ver- 
bindlichkeit gegen diese auf ebendieselbe Art los- 
werden, hiermit beide ihre natürliche Freiheit gewinnen 

K«at Metaphyslk dor Sltten. 7 
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Oder wiedergewinneni, — die hâusliche Gesellsohaft 
aber, welche nach dem Gesetz notwendig war, nua- 
mehr aufgelôst wird, 

Beide Teile kônnen nun wirklich ebendasselbo 
[283] Hauswesen, aber in | einer anderen Form der^) Ver- 
pflichtung, nâmlich als Verknüpfung des Hausherrn 
mit dem Gesinde (den Dienern oder Dienerinnen des 
Hauses), mithin eben diese hâusliche Gesellschaft, aber 
jetzt als hausherrliche (societas herilis) erhalten, 
10 duTch einen Vertrag, durch*^) den der erstere mit den 
mündig gewordenen Kindern oder, wenn die Familie 
keine Kinder hat, mit anderen freien Personen (der 
Hausgenossenschaft) eine hâusliche Gesellschaft stiftea, 
welche eine ungleiche Gesellschaft (des Gebietenden 
oder derHerrschaft, und der Gehorchenden, d. i. der 
Dienerschaft, imperantis et subiecti domestici) sein würde. 

Das Gesinde gehôrt nun zu dem Seinen des Haus- 
herrn, und zwar, was die Form (den Besitzstand) 
betrifft, gleich als nach einem Sachenrecht; denn der 
20 Hausherr kann, wenn es ihm entlâuft, es durch ein- 
seitige Willkür in seine Gewalt bringen; was aber die 
Materie betrifft, d. i. ‘welchen Gebraucher von diesen 
seinen Hausgenossen machen kann, so kann er sich 
nie als Eigentümer desselben (dominus servi) betragen; 
weil er nur durch Vertrag unter seine Gewalt ge- 
bracht ist, ein Vertrag aber, durch den ein Teil zum 
Vorteil des anderen auf seine ganze Freiheit Verzicht 
tut, mithin aufhôrt, eine Person zu sein, folglich auch 
keine Pîlicht hat, einen Vertrag zu halten, sondern 
80 nur Gewalt anerkennt, in sich selbst widersprechend, 
d. i. null und nichtig ist. (Von dem Eigentumsrecht 
gegen den, der sich durch ein Verbrechen seiner Per- 
sonlichkeit verlustig gemacht hat, ist hier nicht die 
* Rede.) 

Dieser Vertrag also der Hausherrschaft mit dem 
Gesinde kann nicht von solcher Beschaffenheit sein, 
dafl der Gebrauch desselben ein Verbrauch sein 
würde, worüber das Urteil aber nicht bloJQ dem Haus- 

a) „Form der** fehlt in der 2. Anflage. 

b) „darch*, Zusatz Katorps; Hartensteio, Sohnbert: 
^don . . . HausgenoBflenschaft) schlieOt". 
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herrn, sondern auch der Dienerschaft (die also nie 
Leibeigenschaft sein kann) zukommt; kann also nicht 
auf lebenslângliche, sondern allenfalls nur auf unbe- 
stimmte^) Zeit, binnen der ein Teil dem anderen die 
Verbindung aufkündigen darf, geschlossen werden. 

Die Kinder aber (selbst die eines durch sein Verbrechen 
zum Sklaven Gewordenen) sind jederzeit frei. Denn 
frei geboren ist jeder Mensch, weil er noch nîchts ver- 
brochen bat, nnd die Kosten der Erziehung bis zu seiner 
Volljâhrigkeit kônnen ihm auch nicht als eine Schuld 10 
angerechnet werden, die er zu tilgen habe. Denn 
der Sklave müfite, wenn er kônnte, seine Kinder auch 
erziehen, ohne ihnen dafür Kosten zu verrechnen; der 
Besitzer des Sklaven tritt also bei dieses seinem Un- 
verinôgen in die Stelle seiner Verbindlichkeit. 

* « 

* 

Man sieht also^) auch hier, wie unter beiden vori* [284] 
gen Titeln, dafl es ein auf dingliche Art persônliches 
Recht (der Herrschaft über das Gesinde) gebe; weil 
man sie zurückholen und als das âuûere Seine von 
jedem Besitzer abfordern kann, ehe noch die Gründe, 20 
welche sie dazu vermocht haben môgen, und ihr Recht 
untersucht werden dürfen. 


Dogmatisclie £lnteilung aller erwerblichen 
Rechte aus Yertrftgen. 

§ 31. 

Von einer metaphysischen Rechtslehre kann ge- 
fordert werden, dafl sie a priori die Glieder der Kn- 
teilung (diviaio logica) vollstandig und bestimmt auf- 
zahle und so ein wa^es System derselben aufstelle; 
statt dessen aile empirische Einteilung blofl frag- ao 
mentarisch (partitio) ist und es ungewifl lâflt, ob 
es nicht noch mehr Glieder gebe, welche zur Aus- 


si 2. Aufl.: „be8timmte“. 
b) fehlt in der 2. Aufl âge. 

7 * 
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füllung der ganzen Sphâre des eingeteilten^) Begriffs 
erfordert Avürden, — Eine Einteilung nach einem 
Prinzip a priori (im Gegensatz der empirischen) kann 
man nun dogmatisch nennen. 

Aller Vertrag besteht an sich, d. L objektiv be- 
trachtet, aus zwei rechtlichen Akten: dem Versprechen 
und der Annehmung desselben; die Erwerbnng dur ch 
die letztere (wenn es nicht ein pactuyn initum ist, 
welches Übergabe erfordert) ist nicht ein Teil, son- 
10 dern die rechtlich notwendige Folge desselben. -- 
Subjektiv aber erwogen, a. i. als Antwort auf die 
Frage: ob jene nach der Vernunft notwendige Folge 
(welche die Erwerbung sein sollte) auch wirklich 
erfolgen (physische Folge sein) werde, dafür habe 
ich durch die Annehmung des Versprechens noch keine 
Sicherheit. Diese ist also, als âuflerlich zur Modali- 
tât des Vertrages, namlich der Gewiûheit der Er- 
werbung durch denselben gehôrend, ein Ergânzungs- 
stück zur Vollstândigkeit der Mittel zur Erreichung 
20 der Absicht des Vertrags, namlich der Erwerbung. — 
Es treten zu diesem Behuf drei Personen auf: der Pro- 
mittent, der Acceptant und der Kavent; durch 
welchen letzteren und seinen besonderen Vertrag mit 
dem Promittenten der Acceptant zwar nichts mehr in 
Ansehung dos Objekts, aber doch der Zwangsmittel 
gewinnt, zu dem Seinen zu gelangen. 

[285] Nach diesen Grundsatzen der logischen (rationalen) 
Einteilung gibt es nun eigentlich nur drei einfache 
und reine Vertragsarten; der vermischten aber und 
30 empirischen, welche zu den Prinzipien des Mein 
und Dein nach bloflen Vernunftgesetzen noch statu- 
tarische und konventionelle liinzutun, gibt es un- 
zahlige; sie liegen aber auBerhalb dem Kreise der 
metaphysischen Rechtslehre, die hier allein verzeichnet 
werden soll. 

Aile Vertrage namlich haben entweder A. einseitigen 
Erwerb (wohltatiger Vertrag), oder B. wechsel- 
seitigen (belâstigter Vertrag), oder gar keinen 
Erwerb, sondern nur C. Sicherheit des Seinen 


a) 2. Aüfl.: „Mgontlichen“ 

b) 2. Auü.. „m re^ 
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(der einerseits wohltâtig, anderseits doch auch 
zugleich belâstigend S€În kann) zur Absicht. 

A. Der wohltâtige Vertrag (pactum graiuitum) ist: 

a) Die Aufbewahrung des anvertrauten Guts (d&- 
positum). 

b) Das Verleihen einer Sache (commodatum). 

o) Die Verschenkung (donatio). 

B. Der belâstigte Vertrag: 

1. Der Veràufierungsvertrag (permutatio laU sic 

dicta), 10 

a) Der Tausch (permutatio stricte sic dicta): Yfâve 
gegen Ware. 

b) Der Kauf und Verkauf (emtio, venditio): Ware 
gegen Geld. 

c) Die Anleihe (mutuum): Verâuiîening einer Sache 
unter der Bedingnng, sîe nur der Spezies nach 
wieder zu erhalten (z. B, Getreide gegen Getreide, 

Oder Geld gegen Geld). 

IL Der Verdingungsvertrag^) (locatioy conductio), 

a) Die Verdingung meiner Sache an einen an- 20 
deren zum Gebrauch derselben (locatio rei), welche, 
wenn sie nur in specie wiedererstattet werden 
darf, als belastigter Vertrag auch mit Verzin- 
sung verbunden sein kann (pactum usurarnm). 

P) Der Lohnvertrag (locatio operae), d. i. die Be- 
willigung des Gebrauchs meiner Krlifte an einen 
anderen für einen bestimmten Preis (mer ces). Der 
Arbeiter nach diesem Vertrage ist der Lohndiener 
(incrcennarius), 

y) Der Bevollmachtigungsvertrag (mandatum): 30 
die Geschaftsführung an der Stelle und im Namen 
eines anderen, welche, wenn sie blofi an des an- 
deren Stelle, nicht zugleich in seinem (des Ver- 
tretenen) Namen geführt wird, Geschâftsfüh- 
rung ohne Auf trag (gesHo negotii); wird sie aber 
im Namen des anderen [ verrichtet, Mandat heiflt, [286] 
das hier*, als Verdingungs vertrag, ein belâstigter 
Vertrag (mandatum onerosum) ist. 

a) 2. Aufl,: „ Verbindungsvertrag^. 
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C. Der Zusicherungsvertrag (cautio): 

a) Die Verpfândung und Pfandnehmung zu- 
sammen (pignus). 

b) Die Gutsagung für das Versprechen eines an- 
deren (fideiussio). 

c) Die persôniiche Verbürgung (praesfaHo oh 
sidis). 

In dieser Tafel aller Arten der Übertragung 
(translatio) des Seinen auf einen anderen îinden 
10 gich Begriffe von Objekten oder Werkzeugen dieser 
Übertragung vor, welche ganz empirisch zu sein 
scheinen^) und selbst ihrer Môglichkeit nach in 
einer metaphysischen Reohtslehre eigentlich 
nicht Platz haben, in der die Einteilungen nach 
Prinzipien a priori gemacht werden müssen, mit- 
hin von der Materie des Verkehrs (welche kon- 
ventionell sein kônnte) abstrahiert und blofl auf 
die Porm gesehen werden mufi, dergleîchen der 
Begriff des G eide s im Gegensatz mit aller an- 
20 deren veraulîerlichen Sache, nâmlich der Ware, 
im Titel des Kaufs und Verkaufs, oder der 
eines Bue h s ist. — Allein es wird sich zeigen, 
dajQ jener Begriff des grôBten und brauchbarsten 
aller Mittel des Verkehrs der Menschen mit 
Sachen, K auf und Verkauf (Handel) genannt, 
imgleichen der eines Buchs als das*^) des grôBten 
Verkehrs der Gedanken, sich doch in lauter in- 
tellektuelle Verhaltnisse auflôsen lasse und so 
die Tafel der reinen Vertràge nicht durch ein- 
30 pirische Beimischung verunreinigen dürfe. 

1 . 

Was ist Ooldl 

Geld ist eine Sache, deren Gebrauch nur dadurch 
môglich ist, dafl man sie verâuflert. Dies ist eine 
gute Namenerklârung desselben (nach Achen- 
wall), namlich hinreichend zur Unterscheidung dieser 

a) „8chcinen“, Zusatz Hartensteiiis. 

b) eigentlich: ^des^. 
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Art Gegenstânde der Willktir von allen anderen; aber 
sie gibt uns keinen AufscWufi ûber die Môglichkeit 
einer solchen Sache. Doch sieht man soviel darâus: 
dafl erstlich diese VerâuJQerung im Verkehr nicht als 
Verschenkung, sondern als zur wechselseitigen Er- 
werbung (durch ein pactum onerosum) beabsichtigt ist; 
zweitens, dafi, da es als ein^) (in einem Volke) allgemein 
beliebtes blofles Mit tel des Handels, was an sich keinen 
Wert hat, im Gegensatz einer Sache als Ware 
(d. i. des I jenigen, was einen solchen hat und sich 10 [287] 
auf das besondere Bedürfnis eines oder des anderen 
im Volke bezieht) gedacht wird, es aile Ware repra- 
sentiert. 

Ein Scheffel Getreide hat den grôûten direkten 
Wert als Mittel zu menschlichen Bedürfnissen. Man 
kann damit Tiere füttern, die uns zur Nalirung, zur 
Beweçung und zur Arbeit an unserer Statt dienenb), 
und dann auch vermittelst desselben also Menschen 
vermehren und erhalten, welche nicht allein jene Natur- 
produkte immer wieder erzeugen, sondern auch durch 20 
Kunstprodukte allen unseren Bedürfnissen zu Hilfe 
kommen kônnen; zur Verfertigung unserer Wohnung, 
Kleidung, ausgesuchtem Genusse und aller Gemâch- 
lichkeit überhaupt, welche die Güter der Industrie aus- 
machen. Der Wert des Geldes ist dagegen nur in- 
direkt. Man kann es selbst nicht geniefien oder als 
ein solches irgend wozu unmittelbar gebrauchen; aber 
doch ist es ein Mittel, was unter allen Sachen von der 
hôchsten Brauchbarkeit ist. 

Hierauf lâfit sich vorlâuîig eine Realdefinition 80 
des Geldes gründen: es ist aas allgemeine Mittel, 
den Fleifl der Menschen gegeneinander zu ver- 
kehr en, so: dafl der Nationalreichtum, insoîern er ver- 
mittelst des Geldes erworben worden, eigentlich nur die 
Summe des Fleifles ist, mit dem Menschen sich unter- 
einander lohnen, und welcher durch das in dem Volk 
umlaufende Geld reprasentiert wird. 

Die Sache nun, welche Geld heifien soll, mufl 
also selbst soviel Fleifl gekostet haben, um sie her- 

a) fohlt in der 2. Auflaofe, 

b) „dienen“, Zuaatz Hartensteins, 
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vorzubringen oder auch anderen Menschen in die Hande 
zu schaffen, dafi dieser demjenigen FleiJO, durch 
welchen die Ware (in Natur- oder Kiinstprodukten) 
hat erworben werden mûssen und gegen welchen jener 
ausgetauscht wird, gleichkomine. Denn wâr© es 
leichter, den Stoff, der Geld heil3t, als die Ware anzu- 
echaffen, so kame mehr Geld zu Markte, als Ware 
feil steht; und weil der Verkâufer^) mehr Fleifi auf 
seine Ware verwenden miifite als der Kaufer, dem das 
10 Geld schneller zustromt, so würde der Fleiû in Ver- 
fertigung der Ware und so das Gewerbe überhaupt mit 
dem Erwerbfleiû, der den offentlichen Reichtum zur 
Folge hat, zugleich schwinden und verkürzt werden. 

' — Daher kônnen Banknoten und Assignaten nicht für 
(Jeld angesehen werden, ob sie gleich eine Zeit hin- 
durch die Stelle desselben vertreten; weil es beinahe 
gar keine Arbeit kostet, sie zu verfertigen, und ihr 
Wert sich bloû auf die Meinung der ferneren Fortdauer 
der bisher gelungenen Umsetzung derselben in Bar- 
20 schaf t gründet, welche bei einer etwaigen Entdeckung, 
288] I daû die letztere nicht in einer zum leichten und 
sicheren Verkehr hinreichenden Menge da sei, plôtz- 
liclî verschwindet undt>) den Ausfall der Zahlung un- 
vormeidlich macht. — So ist der Erwerbfleiû derer, 
welche die Gold- und Silberbergwerke in Peru oder 
Neumexiko anbauen, vornehmlich bei den so vielfaltig 
miûlingenden Versuchen eines vergeblich angewandten 
Fleiûes im Aufsuchen der Erzgange wahrscheinlich 
noch grôûer, als der auf die Verfertigung der Waren 
80 in Europa verwendete, und würde als unvergolten, mit- 
hin von selbst nachlassend, jene Lânder bald in Ar- 
mut sinken lassen, wenn nicht der Fleiû Europens 
dagegen, eben durch diese Materialien gereizt, sich 
proportionierlich zugleich erweiterte, um bei jenen die 
Lust zum Bergbau durch ihnen angebotene Sachen des 
Luxus bestandig rege zu erhalten: sodaû immer Fleiû 
gegen FleiÛ in Konkurrenz kommen. 

Wie ist es aber môglich, daû das, was anfânglich 
Ware war, endlich Geld ward? Wenn ein groûer und 


a) Kant: „Kaufer“; korr. Hartenstein, Schubert, 

b) ^und^ fehlt in der 2. Auflago. 
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machthabender Vertuer einer Materie, die er anîangs 
bloü zum Schmuck und Glanz seiner Diener (des Hoîes) 
brauchte (z. B. Gold, Silber, Kupfer oder eine Art 
schôner Muschelschalen, Kauris, oder auch wie in 
Kongo eine Art Matten, Makuten genannt, oder wie 
am Sénégal Eisenstangen und auf der Guineaküste 
selbst Negersklaven); d. i. wenn ein Landesherr 
die Abgaben von seinen Untertanen in dieser Materie 
(als Ware) einfordert und die, deren Fleiû in An- 
schaffung derselben dadurch bewegt werden soll, mit 10 
ebendenselben^) nach Verordnungen des Verkehrs unter 
und mit ihnen überhaupt ^uf einem Markt oder einer 
Bôrse) wieder lohnt. — Dadurch, allein bat (meinem 
Bedûnken nach) eine Ware ein gesetzliches Mittel des 
Verkehrs des FleiBes der Untertanen untereinander 
und hiermit auch des Staatsreichtums d. i. Geld wer- 
den kônnen. 

Der intellektuelle Begriff, dem der empirische 
vom Gelde untergelegt ist, ist also der von einer 
Sache, die, im Umlauf des Besitzes begriffen (permutatlo 20 
puhlica), den Preis aller anderen Dinge (Waren) be- 
stimmt, unter welche letztere sogar Wissenschaften, 
sofern sie anderen nicht umsonst gelehrt werden, ge- 
horen; dessen Menge also in einem Volk die Begüte- 
rung (opulentia) desselben ausinacht. Denn Preis (pre- 
tium) ist das offentliche Urteil über den Wert (valor) 
einer Sache in Verhaltnis auf die proportionierte Menge 
desjenigen, was das allgemeine stellvertretende Mittel 
der gegenseitigen Vertauschung des FleiBes (des 
Umlauf s) ist. — Daher werden, wo der Verkehr groB 80 
ist, weder Gold noch | Kupfer für eigentliches Geld, [289] 
sondern nur für Ware gehalten; weil von dem ersteren 
zu wenig, vom anderen zu viel da ist, um es leicht 
in Umlauf zu bringen und dennoch in so kleinen 
Teilen zu haben, als zum Umsatz gegen Ware oder 
eine Menge derselben im kleinsten Erwerb nôtig ist. 
Silber (weniger oder mehr mit Kupfer versetzt) wird 
daher im groDen Verkehr der Welt für das eigentliche 
Material des Geldes und den MaBstab der Berechnung 
aller Preise genommen; die übrigen tfetalle (noch 40 


a) 6c. Materien; Mellin: ,.ebenderselbon^‘. 
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viel méhr also die unmetallischen Materîen) kônnen 
nur in einem Volk von kleinem Verkehr stattfinden. 
— Die ersteren beiden, wenn sie nicht bloû gewogen, 
sondern auch gestempelt, d. i. mit einem Zeichen, für 
wieviel sie gelten sollen, versehen worden, sind ge- 
setzliches Geld, d. i. Münze. 

„Geld ist also (nach Adam Smith)a) derjenige 
Kôrper, dessen VerâuJDerung das Mittel und zugleich der 
MaBstab desFleifies ist, mit welchem Menschen und Vôl- 
10 ker untereinander Verkehr treiben/^ — Diese Erklârung 
führt den empirischen Begriff des Geldes dadurch aüf den 
intellektuellen hinaus, dafl sie nur auf die Forra der 
wechselseitigen Leistungen im belâstigten Vertrage sieht 
(und von dieser ihrer Materie abstrahiert), und so auf den 
Rechtsbegriff in derUmsetzung desMein undDein {oom- 
nmiaiio late sic dicta) überhaupt, um die obigeTafel einer 
dogmatischen Einteilung a priori, mithin der Metaphysik 
des Rechts als eines Systems angemessen vorzustellen. 

IL 

20 Was ist ein Bnchl 

Ein Buch ist eine Schrift (ob mit der Feder oder 
durch Typen auf wenig oder viel Blattern verzeichnet, 
ist hier gleichgültig), welche eine Rede vorstellt, die 
jemand durch sichtbare Sprachzeichen an das Publikum 
hait, — Der, welcher zu diesem in seinem eigenen Na- 
men spricht, heiflt der Schriftsteller (autor). Der, 
welcher durch eine Schrift im Namen eines andereri 
(des Autors) ôffentlich redet, ist der Verleger. Dieser, 
wenn er es mit jenes seiner Erlaubnis tut, ist der 
30 rechtniaBige; tut er es aber ohne dieselbe, der unrecht- 
maflige Verleger, d. i. der Nach drucker. Die Summe 
aller Kopien der Urschrift (Exemplare) ist der Verlag. 

Der Bttehernaehdraek ist von Bechts wegen verboten» 

Schrift ist nicht unmittelbar Bezeichnung eines 
Begriff s (wie etwa ein Kupferstich, der als Por- 
[290] trajt, o der e in Gipsabgufl, der als die [ Bûste eine be- 

a) Die folgende Formulierung stamint von Kant, nur 
der allgemeine Gedanke von A, Smith. 

b) Vgl. Kants Aufsatz Von der UnreMmàfiigkeit des 
Büchernachdrucks (1786) (Fhïlos, Bïbl. Bd. 471). 
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stimmte Person vorstellt), sondern eine Rede ans Fubli- 
kum, d. i. der Schriftsteller spricht durch den Ver- 
leger ôffentlich. — Dieser aber, nâmiich der Ver- 
leger, spricht (durch seinen Werkmeister, operarius, 
den Drucker) nicht in seinem eigenen Namen (denn 
sonst würde er sich für den Autor ausgeben), sondem 
im Namen des Schriftstellers, wozu er also nur durch 
eine ihm von dem letzteren erteilte Vol Imac ht (man- 
datum) berechtîgt ist. — Nun spricht der Nachdrucker 
durch seinen eigenmâchtigen Verlag zwar auch im 10 
Namen des Schriftstellers, aber ohne dazu Vollmacht 
ZU haben (gerit se mandatarium absque mandato) ; folglich 
begeht er an dem von dem Autor bestellten (mithin 
einzig rechtmàDigen) Verleger ein Verbrechen der 
Entwendung des Vorteils, den der letztere aus dem 
Gebrauch seines Rechts ziehen konnte und wollte (fur- 
hi/m ums) ; also ist der Bûchernachdruck von 
Rechts wegen verboten. 

Die Ursache des rechtlichen Anscheins einer 
gleichwohl beim ersten Anblick so stark auffallenden 20 
Ungerechtigkeit, als der Bûchernachdruck ist, liegt 
darin: dafl das Buch einerseits ein kôrperliches 
Kunstprodukt (optes mechanicum) ist, was nachge- 
macht werden kann (von dem, der sich im rechtmâûigen 
Besitz eines Exemplars desselben befindet), mithin 
•daran ein Sachenrecht statthat; anderseits aber 
ist das Buch auch bloBe Rede des Verlegers ans Publî- 
kum, die dieser, ohne dazu Vollmacht vom Verfasser 
ZU haben, ôffentlich nicht nachsprechen darf (p^-aestaiio 
operae), ein persônliches Recht, und nun besteht 30 
der Irrtum darin, daO beides miteinander verwechselt 
wird. 


Die Verwechslung des persônlichen Rechts mit dem 
Sachenrecht ist noch in einem anderen, unter den Ver- 
dingungsvertrag gehôrigen Falle (B. IL et), nâmiich 
dem der Einmietung (ius incolatus)^ ein Stoff zu 
Streitigkeiten. — Es fragt sich nâmiich: ist der Eigen- 
tümer, wenn er sein an jemanden vermietetes Haus 
(oder seinen Grund) vor Ablauf der Mietszeit an einen 
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anderen verkauft, verbunden, die Bedingung^) der fort- 
dauernden Miete dem Kaufkontrakte beizufügen, oder 
kann man sagen: Kauf bricht Miete (doch in einer 
duTch den Gebrauch bestimmten Zeit der Aufkündi- 
gung)? — Im ersteren Falle batte das Haus wirklicb 
eine Belâstigung (mus) anf sich liegend, ein Redit 
[291] in dieser Sache, das | der Mieter sich an derselben (déni 
Hanse) erworben hâtte; welches anch wohl geschehen 
kann (durch Ingrossation^) des Mietskontrakts auf das 
10 Haus), aber alsdann kein bloBer Mietskontrakt sein 
würde, sondern wozu noch ein anderer Vertrag (dazu 
sich nicht viel Vermieter verstehen würden) hinzu- 
kommen müûte. Also gilt der Satz: „Kauf bricht 
Miete‘', d. i. das voile Recht in einer Sache (das Eigen- 
tum) überwiegt ailes persônliche Recht, was mit ihm 
nicht zusammen bestehen kann; wobei doch dieKlage 
ans dem Griinde des letzteren dem Mieter offen bleibt, 
ihn wegen des ans der ZerreiBung des Kontrakts ent- 
springenden Nachteils schadenfrei zn halten. 


20 Bpisodischer Abschnitt. 

Von der Idealen Erwerbung eiiies Sufiereu 
Gegenstandes der WillkUr- 

§32. 

Ich nenne diejenige Erwerbung idéal, die keine 
Kausalitat in der Zeit enthâlt, mithin eine bloûe Idee 
der reinen Vernunft zum Grunde hat. Sie ist nichts*- 
destoweniger wahre, nicht eingebildete Erwerbung 
und heiût nur darum nicht real, weil der Erwerbakt 
nicht empirisch ist, indem das Subjekt von einem 
30 anderen, der entweder noch nicht ist (von dem man 
bloB die Môgliclikeit annimmt, dafl er sei), oder in- 
dem dieser eben aufhôrt zu sein oder, wenn er 
nicht mehr ist, erwirbt, mithin die Gelangung zum 
Besitz eine blofle praktische Idee derVernunlt ist. — 
Es sind die drei Erwerbungsarten: 1. durch Er- 

ii) 2. Auflage: „BediDgungen“. b) ===-- Eiiitragiing iiis 
Grundbuch. 
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sitzung, 2. durch Beerbung, 3. durch unsterb- 
liches Verdienst (meptum immortale), d. i. der^) An- 
spruch auf den guten Namen nach dem Tode. Aile 
drei kônnen zwar nur im ôffentlichen rechtlichen Zu- 
stande ihren Eîfekt haben, gründen sich aber nicht 
nur auf der Konstitution desselben und willkürlichen 
Statuten, sondern sind auch a priori im Naturzustande 
und zwar notwendig zuvor denkbar, um hernach die 
Gesetze in der bürgerlichen Verfassung danach ein- 
zurichten (sunt iuris naiurae). 10 


1 . 

Die Erwerbungsart durcb Ersitzung, 

§ 33. 

Ich erwerbe das Eigentum eines anderen blofi 
durch den langen Besitz (usucapio); nicht wei! ich 
dieses^) seine Einwilligung dazu recht|mal3ig vor- [292j 
aussetzen darf (per consensum praesumtum), noch weil 
ich, da er nicht widerspricht, annehmen kann, er habe 
seine Sache aufgegeben (rem derclictam), sondern weil, 
wenn es auch einen wahren und auf diese Sache als 20 
Eigentümer Anspruch machenden (Pratendenten) gabe, 
ich ihn doch blofi durch meinen langen Besitz aus- 
schliefien, sein bisheriges Dasein ignorieren und gar, 
als ob er zur Zeit meines Besitzes nur als Gedankending 
existierte, verfahren darf; wenn ich gleich von seiner 
Wirklichkeit sowohl als der seines Anspruchs hinterher 
benachrichtigt sein môchte. — Man nennt diese Art 
der Erwerbung nicht ganz richtig die durch Verjah- 
rung (per praescriptionem) ; denn die Ausschliefiung ist go 
nur als die Folge von jener anzusehen; die Erwerbung 
mufi vorhergegangen sein. — Die Môglichkeitji auf 
diese Art zu erwerben, ist nun zu beweisen. 

Wer nicht einen bestandigen Besitzakt (actus 
possessorius) einer aufioren Sache aïs der seinen aus- 
übt, wird mit Recht als einer, der (als Besitzer) gar 


a) „der‘‘ foblt in dor 2. Auflage. 

b) 2. Auflago; „die 80 “. 
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nicht existiert, angesehen; demi er kann nicht über 
Lasion klagen, Solange er sich nicht zum Titel eines 
Eesitzers berechtigt; und Wenn er sich hinten- 
nach, da schon ein anderer davon Besitz genommen 
hat, auch daîür erklârte, so sagt er doch nur, er sei 
ehedem einmal Eigentûmer gewesen, aber nicht, er 
sei es noch, und der Besitz sei ohne einen kontinuier- 
lichen rechtlichen Akt ununterbrochen®^) geblieben. — 
Es kann also nur ein rechtlicher und zwar sich kon- 
10 tinuierlich erhaltender und dokumentierter Besitzakt 
sein, duTch welchen er bei einem langen Nichtgebrauch 
sich das Seine sichert. 

Denn setzet: die Versàumung dieses Besitzakts 
hâtte nicht die Folge, dafl ein anderer auf seinen gesetz- 
maûigen und ehrlichen Besitz (possessio honae fidei) 
einen zu Recht bestandigen (poanesm irrefragahUis) 
gründe und die Sache, die in seinem Besitz ist, als von 
ihm erw’orben ansehe, so würde gar keine Erwerbiing 
peremtorisch (gesichert), sondern aile nur provisorisch 
20 (einstweilig) sein; weil die Geschichtskunde ihre Nach- 
forschung bis zum ersten Besitzer und dessen Erwerb- 
akt hinauf zurückzuführen nicht vermogend ist. — 
DiePrasumtion, auîwelcher sich dieEi’sitzung (usucapio) 
gründet, ist also nicht blofl rechtmàûig (erlaubt, 
iiista) als Vermutung, sondern auch rechtlich (prae- 
sumtio iuris et de iure) als Voraussetzung nach Zwangs- 
gesetzen (suppositio legalis): wer seinen Besitzakt zu 
dokumentieren verabsaumt, hat seinen Anspruch auf 
den dermaligen Besitzer verloren, wobei die Lange der 
[293] 30 Zeit der Verabsaumung (die gar | nicht bestimmt werden 
kann und darf) nur zum Behuf der Gewiflheit dieser 
Unterlassung angeîührt wird. Daû aber ein bisher 
unbekannter Besitzer, wenn jener Besitzakt (es sei 
auch ohne seine Schuld) unterbrochen worden, die 
Sache immer wiedererlangen (vindizieren) kôrine (do- 
minia 'rerum incerta faeere), widerspricht dem obigon 
Postulat der .rechtlich-praktischen Vernunft. 

Nun kann ihm aber, wenn er ein Glied des ge- 
meinen Wesens ist, d. i im biirgerlichen Zustande, der 
40 Staat wohl seinen Besitz (stellvertretend) erhalten, ob 


a) 2, Auflage: ^unterbrochen**. 
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dieser gleich aïs Privatbesitz unterbrochen war, und 
der jetzige Besitzer darf seinen Titel der Erwerbung 
bis zur ersten nicht beweisen noch auch sich auî den 
der Ersitzung gründen. Aber im Naturzustande ist 
der letztere rechtmâflig, nicht eigentlich eine Sache 
dadurch zu erwerben, sondern ohne einen rechtlichen 
Akt sich im Besitz derselben zu erhalten; welch© Be- 
freiung von Ansprüchen denn auch Erwerbung genannt 
zu werden pflegt. — Die Prâskription des âlteren Be- 
sitzers gehôrt also zum Naturrecht (est iuHs naturae). 10 

IL 

Die Beerbung. (Acquiaitio hereditatis,) 

§ 34. 

Die Beerbung ist die Übertragung (translaiio) der 
Habe und des Guts eines Sterbenden auf den Über- 
lebenden durch Zusammenstimmung des Willens beider. 

— Die Erwerbung des Erbnehmers (heredis instituH) 
und die Verlassung des Erblassers (testatoris), d. i. 
dieser Wechsel des Mein und Dein, geschieht in einem 
Augenblick (ariiculo mortis), namlich da der letztere 20 
eben aufhôrt zu sein, und ist also eigentlich keine Über- 
tragung (translatio) im empirischen Sinn, welche zwei 
Aktus nacheinander, namlich wo der eine zuerst sei- 
nen Besitz verlâût und darauf der andere darin ein- 
tritt, voraussetzt, sondern eine ideale Erwerbung. — 

Da die Beerbung ohne Vermàchtnis (dispositio ultimae 
voluntatis) im Naturzustande nicht gedacht werden kann, 
und, ob es ein Erbvertrag (pactum si^ceasorium) oder 
einseitige Erbeseinsetzung (testamentum) sei, es 
bei der Frage: ob und wie gerade in demselben Augen- 80 
blick, da das Subjekt aufhôrt zu sein, ein Übergang des 
Mein und Dein môg| lich sei, ankommt^), so mufi die [294] 
Frage: Wie ist dieErwerbart durch Beerbung môglich? 
von den mancherlei môglichen Pormen ihrer Aus- 
führung (die nur in einem gemeinen Wesen stattfinden) 
unabhangig untersucht werden. 

„Es ist môglich, durch Erbeseinsetzung zu er- 


») „nicht ankommt“? [Natorpj. 
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werben.“ — Denn der Erblasser Cajus verspricht und 
erkiârt in seinem letzten Willen dem Titius®-), der 
nichts von jenem Versprechen weiû, seine Habe sollo 
im Sterbefall auf diesen übergehen, und bleibt also, 
Solange er lebt, alleiniger Eigentümer derselben. Nun 
kann zwar durch den bloûen einseitigen Willen nichts 
auf den anderen übergehen, sondern es wird über dem 
Versprechen noch Annehmung (acceptatio) des anderen 
Teils dazu erfordert und ein gleichzeitiger Wille (vo- 
10 luntas simultanea), welcher jedoch hier mangelt; denn 
Solange Cajus lebt, kann Titins^) nicht ausdrücklich 
acceptieren, um dadurch zu erwerben: weil jener nur 
auf den Fall des Todes versprechen hat (denn sonst 
ware das Eigentum einen Augenblick gemeinschaftlich, 
welches nic& der Wille des Erblassers ist). — Dieser 
aber erwirbt doch stillschweigend ein eigentümliches 
Recht an der Verlassenschaft als ein Sachenrecht, nam- 
lich ausschliefilich, sie zu acceptieren (ius in re iacente), 
daher diese in dem gedachten Zeitpunkt hereditas iacms 
20 heiût. Da nun jeder Mensch notwendigerweise (weil 
er dadurch wohl gewinnen, nie aber verlieren kann) 
ein solches Recht, mithin auch stillschweigend accep- 
tiert und Titius^) nach dem Tode des Cajus in diesem 
Falle ist, so kann er die Erbschaft durch Annahme des 
Versprechens erwerben, und sie ist nicht etwa mittler- 
weile ganz herrenlos (res nullius), sondern nur erledigi 
(res vacua) gewesen; weil er ausschliefilich das Recht 
der Wahl hatte, ob er die hinterlassene Habe zu der 
seinigen machen wollte oder nicht. 

^ Also sind die Testament© auch nach dem 

bloCen Naturrecht gültig (sunt iuris naturae) ; 
welche Behauptung aber so zu verstehen ist, dafl 
sie fahig und würdig seien, im bürgerlichen Zu- 
fitande (wenn dieser dereinst eintritt) eingeführt 
und sanktioniert zu werden. Denn nur dieser (der 
allgemeine Wille in demselben) bewahrt den Besitz 
der Verlassenschaft, wahrend dessen dafi diese 
zwischen der Annahme und der Verwerfung 
schwebt und eigentlich keinem angehôrt. 


a) Kant: „ Titus*. 

b) 2. Auflage: „Titus**. 



Dor Naohlaû eines guten Namens nach dem Tode. § 36. 113 

lii. 

Ber KaehlaU eines grnten I^amens nach dem ïodo. 

(Bona fama def uncti). 

§ 35. 

Dal3 der Verstorbene nach seinem Tode (wenn er 
aiso nîcht mehr ist) noch etwas besitzen konne, wâro 
eine Ungereimtheit zu denken, wenn der Nachlafi eine 
Sache wâre. Nun ist aber der gute Name ein ange- 
borenes âuJQeres, obzwar blofi idéales Mein oderDein, 
was dem Siibjekt als einer Person anhângt, von deren 10 
Natur, ob sie mit dem Tode gânzlich auîhôre zu sein 
oder immer noch als solche übrig bleibe, ich abstra- 
hieren kann und mul3, weil ich im rechtlichen Ver- 
hâltnis auf andere jede Person bloD nach ihrer Mensch- 
heit, mithin als homo noumenon wirklich betrachte, und 
30 ist jeder Versuch, ihn nach dem Tode in üble 
falsche Nachrede zu bringen, immer bedenklich, ob- 
gleich eine gegründete Anklage desselben gar wohl 
stattîindet (mithin der Grundsalz: de mortuis nlhîl nisi 
ùene unrichtig ist); weil gegen den Abwesenden, welcher 20 
sich nicht verteîdigen kann, Vorwürfe auszustreuen 
oline die grôDte Gewifiheit derselben wenigstens un- 
grofimütig ist. 

DaI3 durch ein tadelloses Leben und einen das- 
selbe beschlieOenden Tod der Mensch einen (negativ-) 
guten Namen als das Seine, welches ihm übrig bleibt, 
erwerbe, wenn er als homo phaevomenon nicht mehr exi- 
stiert, und dafi die Überlebenden (angehôrige oder 
fremde) ihn auch vor Recht^) zu verteidigen befugt 
sind (weil unerwiesene Anklage sie insgesamt wegen 30 
ahnlicher Begegnung auf ihren Sterbefall in Gefahr 
bringt), daD er, sage ich, ein solches Recht erwerben 
konne, ist eine sonderbare, nichtsdestoweniger unleug- 
bare Erscheinung der a priori gesetzgebenden Ver- 
nunft, die ihr Gebot und Verbot auch über die Grenze 
des Lebens hinaus erstreckt. — Wenn jemand von 

a) vor Gericht (nach Mitteilung von Herrn Kammer- 
g^oriohtarat Gadow in Berlin). 

Kant, MeUphyuik der Sitton. 
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einem Verstorb^nen ein Verbrechen verbreitet, das 
diesen im Leben ehrlos oder nur verâchtlich gemacht 
haben würde: so kann ein jeder, welcher einenBeweis 
führen kann, dajB diese Beschuldigung vorsatzlich uj> 
wahr und gelogen sei, den, welcher jenen in bose 
Nachrede bringt, für einen Calumnianten ôffentlich 
erklâren, mithin ilin seibst ehrlos machen; welches 
er nîcht tun dürfte, wenn er nicht mit Recht voraus- 
sotzte, dafi der Verstorbene dadurch beleidigt ware, ob 
10 er gleich tôt ist, und daü diesem durch jene Apologie 
[296] Genug | tuung widerfahre, ob er gleich nicht mehr 
existiert.*) Die Befugnis, die Rolle des Apologeten 
für den Verstorbenen zu spielen, darf dieser auch 
nicht beweisen; denn jeder Mensch maCt sie sich 
unvermeidlich an, als nicht bloû zur Tugendpfliclit 
(ethisch betrachtet), sondern sogax zum Recht der 
Menschheit überhaiipt gehôrig; und es bedai'f hierzu 
keiner besonderen personlichcn Nachteile, die etwa 


*) DaG mari nber liierbei ja uicht auf Vortunpiindung 
eines künftigen Lebens nnd unsichtbare Yorbaltnisso zu ab- 
geschiedonen Soelen fichwârmerisch schlieCe! Denn os ist 
hier von nichts weitcr als dom rein moralischen und recht- 
lichen Vorhaltnis, was untcr Menschen auch im Leben 
süittbat, die Rede, worin eio als intelligibelo Weaen stchen, 
indem man ailes Physische (zu ihrer Existonz in Raum und 
Zeit GehOrende) logisch davon absondort, d. i. davon 
abstrahiert, nicht aber die Menschen dioso ihro Natur 
ausziehen und sie Geister werden iJiGt, in welchem Zustande 
Fie die Beleidigung durch ihre Verleuinder fûhlten. — Der, 
welcher nach hnndert Jahren mir otwas BOses fàlschlich 
nachsagt, beleidigt mich schon jetzt; denn im reinen Redits- 
verhaltnisse , welches ganz intellektuell ist, wird von allen 
physischon Bedingungen (der Zeit) abstrahiert, und der 
Ehrenrânber (Calnm niant) ist ebensowohl strafbar, als oh 
er es in meiner Lebzeit getan hàtte; nur durch kein Kri- 
minak^oricht, sondern nur dadurch, daO ihm nach dem 
Recht der Wiedervergeltnng durch die Offentliche Meinung 
derselbo VerluRt der Ehro zugefûgt wird, die er an einem 
anderen schmalortQ. — Seibst das Plagiat, welches ein 
Schriftsteller an Verstorbenen verûbt, ob es zwar dio Ehre 
des Verstorbenen nicht befleckt, sondern diesem nur einen 
Teil dersdben entwendet, wird doch mit Recht als Litsion 
desselben (Menschenraub) geahudet. 
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Freunden iind Anverwandten aus einem solchen Schand- 
fleck am Verstorbenen erwachsen dürften, um jenen 
zn einer solchen Rüge zu berechtigen. — Daû also 
eine solche ideale Erwerbung and ein Récht des Men- 
schen nach seinem Tode gegen die Überlebenden ge- 
gründet sei, ist nicht zu streiten, obschon die Mdglich- 
keit desselben keiner Deduktion fàhig ist. 



Drittes Hauptstücfc. 

Von der subjektir-bedliigteu Erwerbuiig duroh 
den Ausspruch elner Olfentlichen Oerichts- 
barkeît. 

§ 36. 

Wenn unter Naturrecht nur das nicht-statutarische, 
mithin lediglich das a priori durch jedes Menschen 
[297] Vernunft erkennbare Recht versianden j wird, so wird 
nicht bloD die zwischen Personen in ihrem wechsel^ 
10 seitigen Verkehr untereinander geltende Gerechtig- 
keit (imtiiia commuiativa). sondera auch die austeilende 
(iustitia distrilmtiva), sowie sie nach ihrem Gresetze a 
priori erkannt werden kann, dafl sie ihren Spruch 
(sententia) fâllen müsse, gleichCalls zuni Naturrecht 
gehôren. 

Die moralische Person, wclche der Gerechtigkeit 
vorsteht, ist der Gerichtshof (forum) und, im Zu- 
stande ihrer Amtsführung, das Gericht (iudicium): 
ailes nur nach Rechtsbedingiingen a priori gedaclit, 
20 ohne, wie eine Bolche Verfassung wirklich einzurichteii 
und zu organisieren sei (wozu Statute, also empirischo 
Prinzipien gehôren), in Betrachtung zu ziehen. 

Die Frage ist also hier nicht bloû: was ist au 
sich recht, wie nâmlich hierüber ein jeder Mensch 
für sich zu urteilen habe, sondern was ist vor einem 
Gerichtshof e recht, d. i. was istRechtens? Und da gibt 
es vier Falle, wo beiderlei Urteile verschieden und 
entgegengesetzt ausfallen und dennoch nebeneinander 
bestehen kônnen: weil sie aus zwei verschiedeneu, 
80 beiderseits wahren Gesichtspimkten gefâllt werden, die 
einen nach dem Privatrecht, die anderen nach der Idee 
des ôffentlichen Rechts. — Sie sind: 1. der Scheu- 
kungsvertrag (pacium donatlonis); 2, der Leihver- 
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trag (eommodatum) ; 3. die Wiedererlangung (vindi^ 
catio); 4. die Vereidigung (iurammtum). 

Es ist ein gewôhnlicher Pehler der Erschlei- 
chuiîg (vitiim subrepiionis) der Rechtslehrer, dasienige 
rechtliche Prinzip, was ein Gerichtshof zu seinem 
eigenen Behuf (also in subjektiver Absicht) anzuneh- 
men befugt, ja sogar verbunden ist, um über jedes 
einem zustehende Recht zu sprechen und zu richten, 
auch objektiv für das, was an sich selbst recht ist, zu 
halten; da das erstere doch von dem letzteren sehr 10 
unterschieden ist. — Es ist daher von nicht geringer 
Wiçhtigkeit, diese spezifische Verschiedenheit kennbar 
und darauf aufmerksam zu machen. 

A. 

§ 37. 

Ton dem Sehenkanggvertrage. 

Dieser Vertrag (donatîo), wodurch ich das Mein, 
ineine Sache (oder mein Recht), unvergolten (gratis) 
verâuBere, enthâlt ein Verhâltnls von mir, dem 
Schenkenden (donans)', zu einem anderen, dem Be- 20 
schenkteni nach dem Privatrecht, wo- [298] 

durch das Meine auf diesen durch Annehmung des 
letzteren (duimm) übergeht, — Es ist aber nicht zu 
prasumieren, dafl ich hierbei gemeint sei, zu der Hal- 
tung meines Versprechens gezwungen zu werden, und 
also auch meine Freiheit umsonst wegzugeben, und 
gleichsam mich selbst wegzuwerfen (nemo simm iaciare 
pracsumitur), welches doch nach dem Recht im bürger- 
lichen Zustande geschehen würde; denn da kann der 
zu Beschenkende mich zu Leistung des Versprechens 30 
zwingen. Es müflte also, wenn die Sache vorGerichl 
kame, d. î. nach einem ôffentlichen Recht entweder 
prâsumiert werden, der Verschenkende willigte zu 
diesom Zwange ein, welches ungereimt ist, oder der 
Gerichtshof sehe in seinem Spruch (Sentenz) gar nicht 
darauf, ob jener die Freiheit, von seinem Versprechen 
abzugehen, hat vorbehalten wollen oder nicht, sondern 
auf das, was gewiû ist, namlich das Versprechen und 
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die Acceptation des Promissars. Wenn also gleich aer 
Promittent, wie wohl vermutet werden kann, gedacht 
hat, daû, wenn es ihn noch vor der Ei-füllung gereut, 
das Versprechen getan zu haben, mau ilin daran nicht 
binden kônnte: so nimmt doch das Gericht an, daû er 
sich dieses aiisdrücklich batte vorbehalten müssen und, 
wenn er es nicht getan hat, zu Erfüllung des Ver- 
sprechens kônne gezwungen werden, und dieses Prinzip 
nimmt der Gerichtshof darum an, weil ihm sonst das 
10 Rechtsprechen unendlich erschwert oder gar unmôglich 
gemacht werden wiirde. 


Il 

§ 38. 

Vom Leihvertrîig. 

In diesem Vertrage (commodahm), wodurch ich je- 
mandem den unvergoltenen Gebraiich des Meinigen er- 
laube, wo, wenn dieses eine Sache ist, die Paziszenten 
darin übereinkommen, daÛ dieser mir ebendieselbe 
Sache wiederum in meine Gewalt bringe, kann der 
20 Empfânger des Geliehenen (oormriotlalümis) nicht zu- 
gieicli prüsiimieren, der Eigentümer desselben (coimnv^ 
dans} nehme aiich aile Gefahr (oasus) des môglichen 
Verlustes der Sache oder ihrer ihm nützlichen Be- 
schaffenheit über aich, der daraus, daû er sio in den 
Besitz des Empfangers gegeben hat, ontspringea 
koniite. Denn es vorsteht sich nicht von selbst, daû 
der Eigentümer auûer dem Gebrauch seiner Sache, 
den er dem Lehnsemplanger bewilligt (dem von den- 
selben unzertrennlichen Abbruche derselben), auch die 
[299] 30 Sicherstellung [ wider allen Schaden, der ihm dar- 
aus entspringen kann, daû er sie aus seiner eigenen 
Gewahrsame gab, erlassen habe;tiondern darüber müûie 
ein besonderer Vertrag gemacht werden. Es kann also 
nur die Frage sein: wem von beiden, dem Lehnagebor 
oder Lehnsempfanger, es obliegt, die Bedingung der 
Übernehmung der Gefahr, die der Sache zustolk^n 
kann, dem Leihvertrag ausdrücklich beizufügen, oder 
wenn das nicht geschieht, von wem man die Einwilli- 
gung zur Sicherstellung des Eigentums des Lehns- 
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gebers (durch die Zurückgabe derselben oder ein Âqui- 
valent) pràsumieren kônne? Von dem Darleiher 
nicht: weil man nicht pràsumieren kann, er habe mehr 
umsonst eingewilligt als den bloJQen Gebrauch der 
Sache (namlich nicht auch noch obeneîn die Sicherheit 
des Eigentums selber zu übernehmen); aber wohl von 
dem Lehnsnehmer: weil er da nichts mehr leistet, als 
gerade im Vertrage enthalten ist. 

Wenn ich z. B. bei einfallendem Regen in einHaus^ 
eintrete und erbitte mir einen Mante! zu leihen, der 10 
aber, etwa durch unvorsichtige Ausgiefiung abfârben- 
der Materien aus dem Fenster, auf immer verdorben 
oder wcnn er, indem ich ihn in einem anderen Hause, 
wo ich einti'ete, ablege, mir gestohlen wird, so muJQ 
doch die Behauptung jedem Menschen als ungereimt 
aulfallen, ich hatte nichts weiter zu tun, als jenen, 
so wie er ist, zurückzuschicken, oder den geschehenen 
Diebstahl nur zu meîden; allenfalls sei es noch eine 
Hôflichkcit, den Eigentümer dieses Verlustes wegen 
zu beklagen, da er aus seinem Recht nichts fordern 20 
konno. — Ganz anders lautet es, wenn ich bei der 
Erbittung dieses Gebrauchs zugleich auf den Fall, dafi 
die Sache unter meinen Handen verunglückte, .mir 
ziim voraus erbate, auch diese Gefahr zu übernehmen, 
weil ich arm und den Verlust zu ersetzen unvermogend 
ware. Niemand wird das letztere überflüssig und 
lacherlich îinden, aufier etwa, wenn der Anleihende 
ein bekanntlich vermôgender und wohldenkender Mann 
ware, weil es alsdann "beinahe Beleidigung sein würde, 
die groûmütige Erlassung meiner Schuld in diesem 30 
Falle nicht zu pràsumieren, 

j{< * 

* 

Da nun über das Mein und Dein aus dem Leih- 
vertrage, wenn (wie es die Natur dieses Vertrages so 
mit sich bringt) über die mogliche Verunglückung 
(casufl), die die Sache treffen môchte, nichts verabredet 
worden, er also, weil die Einwilligung nur prasumiert 
worden, ein ungewisser Ver| trag (pactum incertum) ist, [300J 
das Urteil darüber, d. i. die Entscheidung, wen das 
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IJBglück treffen müsse^), nicht aus den Bedingungen 
des Vertrages an sich selbst, sondern, wie sie allein 
vor einem Gerichtshof e, der immer nur auf das 
Gewisse in jenem sieht (welches hier der Besitz der 
Sache als Eigentum ist), entschieden werden kann, so 
wird das Urteil im Naturzustande, d. i. nach der 
Sache innerer Beschaffenheit so lauten: der Schade 
aus der Verunglückung einer geliehenen Sache fâllt 
auf den Boliehenen (casum smtit cornmodatarius) ; da- 
10 gegen im bürgerliciien, also vor einem Gerichts- 
hof e, wird die Sentenz so ausfallen: der Schade fallt 
auf den Anleiher (casum smtit dominus), und zwar ans 
dem Grunde verschieden von dem Aiisspruche der 
bloSen gesunden Vernunft, weil ein offentlicher Richter 
sich niclit auf Prasumtionen von dem, was der eine 
Oder andere Teil gedacht haben mag, einlassen kann, 
sondern der, weich^er sich nicht die Freiheit von allem 
Schaden an der geliehenen Sache durch einen beson- 
deren angehângten Vertrag ausbedungen hat, diesen 
20 selbst tragen muÛ. — Also ist der Unterschied zwischen 
dem Urteile, wie es ein Gericht fallen müfite, und 
dem, was die Privatvernunft eines jeden für sich zn 
fallen berechtigt ist, ein durchaus nicht zu übersehender^ 
Punkt in Berichtigung der Rechtsurteile. 

C. 

Von der Wiedercrlanguiig (RüekbemUchtiguiigy 
des Terlorenoii (vindicatio), 

§ 39 . 

DaB eine fortdauernde Sache, die mein ist, mein 
30 bleibe, ob ich gleich nicht in der fortdauernden In- 
habung derselben bin, und vou^) selbst ohne einen 
rechtlichen Akt (derdietionis vél alienatlonis) mein zu 
sein nicht aufhôre, und daû mir ein Recht in dieser 
Sache (ius reale), mithin gegen jeden Inhaber, nicht 
bloD gegen eine bestimmte Person (im personale) zu- 


a) Die Worte von „das Urteil" bis „mü8Sô“ scheinen 
mir nacbtr&glich von Kant eingescboben worden za sein. 

b) „von" fehlt in der 2. Annage. 
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steht, ist ans dem obigeu klar. Ob aber dieses Eecht 
aucb von jedem anderen als ein für sich fort- 
dauerndes Eigentum müsse angesehen werden, weiin 
ich demselben nur nicht entsagt habe, nnd die 
Sache in dem Besitz eines anderen ist, das ist nun 
die Frage, 

Ist die Sache mir^^) abhanden gekomincn (rea amissa) 
nnd so von einem anderen auf ehrliche Art (lona 
fuie), als ein vermeinter Fund, | oder durch fôrmliche [301’] 
Verâufierung des Besitzers, der sich als Eigentümer 10 
führt, an mich gekommen, obgleich dieser nicht Eigen- 
tümer ist, so fragt sich, ob, da ich von einem Nicht- 
eigentümer (a non domino) eine Sache nicht er- 
werben kann, ich durch jenen von allem Eecht in dieser 
Sache ausgeschlossen werde, und blofi ein persônliches 
gegen den unrechtmâfiigen Besitzer übrig behalte. — 

Das letztere ist offenbar der Fall, wenn die Erwerbimg 
blofi nach ihren inneren berechtîgenden Gründen (im 
Naturzustande), nicht nach der Konvenienz eines Ge- 
riclitshofes beurteilt wird. 20 

Dean ailes Veraufierliche mufi von irgend jernaiid 
kônnen erworben werden. Die Rechtmafiigkeit der 
Erwerbung aber beruht ganzlich auf der Form, nach 
welcher das, was im Besitz eines anderen ist, auf 
mich übertragen und von mir angenommen wird, d. i. 
auf der Formlichkeit des rechtlichen Akts des Ver- 
kchrs (commutatio) zwischen dem Besitzer der Sache 
und dem Erwerbenden, ohne dafi ich fragen darf, wie 
jener dazu gekommen sei; weil dieses schon Beleidi- 
gung sein wiirde, (quiUhet praesimitur bonus, donec ctc.).^) 30 
(Jesetzt nun, es ergâbe sich in der Folge, dafi jener 
nicht Eigentümer sei, sondern ein anderer, so kann ich 
nicht sagen, dafi dieser sich geradezu an mich halten 
konnte (so wie auch an jeden anderen, der Inhaber der 
Sache sein môchte). Denn ich habe ihra nichts ent- 
wandt, sondern z. B. das Pferd, was auf offentlichem 
Markte feil geboten wurde, dem Gesetze gemafi 
(titulo emti venditi) erstanden: weil der Titel der Br- 
werbung meinerseits unbestritten ist, ich aber (als 


a) ,,jemandoin‘‘ ? 

b) f,donec*‘ fchlt in der 2. Auflage. 
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Kâufer) den Titel des Besitzes des anderen (des Ver- 
kâufers) nachzusuchen — da diese Nachforschung in 
der aufsteigenden Reihe ins Unendliche gehen würde 
— nicht verbunden, ja sogar nicht einmal befugt bin. 
Also bin ich durch den gehôrig betitelten Kauf nicht 
der bloJO putative, sondern der wahre Eigentümer 
des Pferdes geworden. 

Hierwider erheben sich aber folgende Rechts- 
gründe: Aile Erwerbung von einem, der nicht Eigen- 
10 tümer der Sache ist (a non domino), ist null und nichtig. 
Ich kann von dem Seinen eines anderen nicht rnehr auf 
mich abloiten, als er selbst rechtmâfiig gehabt bat, 
und, ob ich gleich, was die Form der Erwerbung 
(niodns acquirendi) betrifft, ganz rechtlich verîahre, 
wenn ich ein gestohlen Pferd, was auf dem Markte 
feil steht, erhandle, so fehlt doch der Titel der Erwer- 
bung; denn das Pferd war nicht das Seine des eigent- 
lichen Verkaufers. Ich mag immer ein ehrlicher 
Besitzer dessclben (posHciisor honae fidei) sein, so bin ich 
20 doch nur ein sich dünkender Eigentümer (dominns 
[ 302 ] piitativus), und der wahre | Eigentümer hat das Redit 
der Wiedererlangung (rcrn suam vindicandi). 

Wenn gefragt wird, was (im Naturzustande) unter 
Menschen nach Prinzipien der Gerechtigkeit im Ver- 
kehr derselben untereinander (iustitia commuiativa) in 
Erwerbung aufierer Sachen an sich Rechtens sei, so 
muû man eingestehen: daB, wer dieses zur Absicht hat, 
durchaus notig habe, noch nachzuforschen, ob di=^ 
Sache, die er erwerben will, nicht schon einem an- 
30 der en angehôre; namlich, wenn er gleich die formalen 
Bedingungen der Ableitung der Sache von dem Seinen 
des anderen genau beobachtet (das Pferd auf dem 
Markte ordentlich erhandelt) hat, er dennoch hochstens 
n^iT ein per son lie h es Re,c ht in Ansehung einer Sache 
(lus ad rem) habe erwerben kônnen, solange es ihrn 
noch unbekannt ist, ob nicht ein anderer (als der Ver- 
kaufer) der wahre Eigentümer derselben sei; sodaB. 
wenn sich einer vorfindet, der sein vorhergehendes 
Eigentum daran dokumentieren konnte, dem vermeinten 
40 neuen Eigentümer nichts übrig bliebe, als den Nutzen, 
so er als ehrlicher Besitzer bisher daraus gezogen hat, 
bis auf diesen Augenblick rechtmâCig genossen zu 
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haben. — Da nun in der Reihe der voneinander ilir^ 
Recht ableitenden sich dünkenden Eigentümer den 
fichlechthin ersten (Stammeigentümer) auBzufinden 
mehrenteils unmôglîch ist: so kann kein Verkehr mit 
auJOeren Sachen, so gnt er auch mit den formalen 
Bedingungen dieser Art von Gerechtigkeit (iustUia 
commuiativa) übereinstimmen môchte, einen sicheren 
Erwerb gewâhren. 


* 

♦ 

Hier tritt nun vviederum die rechtlich-gesetzge- 
bende Vernunft mit dem Grundsatz der distributiven 10 
Gerechtigkeit ein, die RechtmàCigkeit des Besitzes, 
nicht wie sie an sich in Beziehung auf den Privat- 
willen eines jeden (im natürlichen Zustande), sondern 
nnr wie sie vor einem Gerichtshofe in einem durcîi 
den allgeraein-vereinigten Willen entstandenen Zu- 
stande (in einem bürgerlichen) abgeurteilt werden 
würde, zur Richtschnur anzunehmen; wo alsdann die 
Übereinstimmung mit den formalen Bedingungen der 
Erwerbung, die an sich nur ein persônliches Recht 
begründen, zu Ei’setzung der materialen Gründe (welche 20 
die Ableitung von dem Seinen eines vorhergehenden 
pratendierenden Eigentümers begründen) als hin- 
reichend postuliert wird, und ein an sich persônliches 
Recht, vor einen Gerichtshof gezogen, als ein 
Sachenrecht gilt, z. B. daB das Pferd, | was auf ôffent- [303] 
lichem, durchs Polizeigesetz geordneten Markt jeder- 
mann ieil steht, wenn aile Regeln des Kaufs und Ver- 
kaufs genau beobachtet worden, mein Eigentum werde 
(so doch, daB dem wahren Eigentümer das Recht bleibt, 
den Verkaufer wegen seines alteren, unverwirkten Be- au 
sitzes in Anspruch zu nehmen), und mein sonst per- 
sônliches Recht in ein Sacheurecht, nach welcliem 
ich das Meine, wo ich es finde, nehmen (vindizieren) 
darf, verwandelt wird, ohne midi auf die Art, wie der 
Verkaufer dazu gekommen, einzulassen. 

Es geschîeht also nur zuin Behuf des Rechts- 
spruclîs vor einem Gericlitshofe (în favorem iustitiae 
distrihutivae), dafl das Recht in Ansehung einer Sache 
nicht, wie es an sich ist (als ein persônliches). 
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sondern wie es am leichtesten und sichersten ab- 
geurteilt werden kann (als Sachenrecht), doch nach 
einem reinen Prinzip a priori angenommen und be- 
handelt werde. — Auf diesem gründen sich nun nachher 
verschiedene statutarische Gesetze (Verordnungen), 
die vorzüglich zur Absicht habeii, die Bedingungen, 
unter denen allein eine Erwerbungsart rechtskraftig 
sein soll, so zu stellen, daû der Richter das Seine 
einem jeden am leichtesten und unbedenklich- 
10 sten zuerkennen kônne; z. B. in dem Satz: Kauf bricht 
Miete, wo, was der Natur des Vertrags nach, d. i. an 
sich ein Sachenrecht ist (die Miete), für ein bloB per- 
sônliciies und umgekehrt, wie in dem obigen Fall, 
was an sich bloû ein persônliches Recht ist, für ein 
Sachenrecht gilt; wenn die Frage ist, auf welche Prin- 
zipien ein Gerichtshof im bürgerlichen Zustande an- 
zuweisen sei, ura in seinen Aussprüchen, wegen des 
einem jeden zustehenden Rec-hts am sichersten zu 
gehen. 

20 D. 

Ton der Erwerbung der Sicherheit dnrch Eides- 
ablegiing. (Cmitio iuratoHa)* 

§40. 

Man kann keinen anderen Grund angeben, der 
rechtlich Menschen verbinden konnte, zu glauben 
und zu bekennen, daû es Gôtter gebe, als den, da- 
mit sie einen Eid schworen und durch die Furcht vor 
einer allsehenden obersten Macbt, deren Rache sie 
feierlich gegen sich aufrufen muûten, im Fall daû 
30 ihre Aussage falsch ware, genotigt werden kônnten, 
wahrhaft im Aussagen und treu im Versprechen zu 
[304] sein. Daû man hier | bei nicht auf die Moralitat dieser 
beiden Stücke, sondern bloû auf einen blinden Aber- 
glauben derselben rechnete, ist daraus zu ersehen, 
daû man sich von ihrer bloûen feierlichen Aus- 
sage vor Gericht in Rechtssachen keine Sicherheit 
versprach, obgleich die Pflicht der Wahrhaftigkeit in 
einem Falle, wo es auf das Heiligste, was unter Men- 
schen nur sein kann (aufs Recht der Menschen), an- 
40 kommt, jedermann so klar einleuchtet, mithin blofie 
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Marchen den Bewegungsgrund ausmachen: wie z. B, 
das unter den Rejangs, einem heidnischen Volke 
auf Sumatra, welche nach Marsdensa) Zeugnis bei den 
Knochen ihrer verstorbenen Anverwandten schworen, 
ob sie gleich gar nicht glauben, daû es noch ein 
Leben nach dem Tode gebe, oder der Eid der Guinea- 
achwarzen bei ihrem Fetisch, etwa einer Vogel- 
feder, auf die sie sich vermessen, daÛ sie ihnen den 
Hais brechen solle u. dgl. Sie glauben, dafi eine 
imsichtbare Macht, sie mag nun Verstand haben eder 10 
nicht, schon ihrer Natur nach, diese Zauberkraft habe, 
die durch einen solchen Aufruf in Tat versetzt wird. — 

Ein solcher Glaube, dessen Name Religion ist, eigent- 
îich aber Superstition heiûen sollte, ist aber für die 
Rechtsverwaltung unentbehrlich, weil, ohne auf ihn zii 
rechnen, der Gerichtshof nicht genugsam imstande 
wâre, geheim gehaltene Fakta auszumitteln, undRecht 
zu sprechen. Ein Gesetz, das hierzu verbindet, ist also 
üffenbar nur zuni Beliuf der richtenden Gewalt gegeben. 

Aber nun ist die Frage: worauf gründet man die 20 
Verbindlichkeit, die jemand vor Gericht haben soll, 
eines anderen Eid aïs zu Recht gültigen Beweisgrund 
der Wahrheit seines Vorgebens anzunehmen, der allern 
Hader ein Ende mâche, d. i. was verbindet mich rechG 
iich, zu glauben, daB ein anderer (der Schwôrende) 
überhaupt Religion habe, um mein Recht auf seinen 
Eid ankommen zu lassen? Imgleichen umgekehrt: kann 
ich überhaupt verbundeu werden zu schworen? Beides 
ist an sich unrecht. 

Aber in Beziehung auf einen Gerichtshof, also im BO 
bürgerlichen Zustande, wenn man annimmt, daB es kein 
anderes Mittel gibt, in gewissen Fâllen hinter die 
Wahrheit zu kommen, als den Eid, mufl von der Religion 
vorausgesetzt werden, daB sie jeder habe, um sie aïs 
ein Notmittel (m casu necessitatis) zum Behuf des recht- 
lichen Verfahrens vor einem Gerichtshofe zu ge- 
brauchen, welcher diesen Geisteszwang (tortura spiri- 
tualis) für ein behenderes und dem aberglaubischen 
Hange der Menschen angemesseneres Mittel der Auf- 
deckung des Verborgenen und sich darum für berech- 40 
tigt hait, es zu gebrauchen. — Die gesetzgebende Ge- 

a) Erforscher Sumatras (1754 — 1836); vgl. Kr. d, Urteïl^* 
kraft S. 90. 
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Walt handelt aber im Grunde unrecht, diese Befugnis 
[305] der richterlichea | zu erteilen: weil selbst im bürger- 
lichen Zustande ein Zwang zu Eidesleistungen der 
unverlierbaren^) menschlichen Freiheit zuwider ist. 

Wenn die Amtseide, welche gewohnlich pro- 
missorisch sind, daû man namlich den ernst- 
lichen Vorsatz habe, sein Amt pflichtmâfiig zu 
verwalten, in assertorische verwandelt würden, 
dalî namlich der Beamte etwa zu Ende eines Jahres 
iO (oder mehrererj verbunden ware, die Treue seiner 
Amtsführung wahrend desselben zu beschwôren: 
so würde dieses teils das Gewissen mehr in Be- 
wegung bringen als der Versprechungseid, wel- 
cher hinterher noch immer den inneren Vorwand 
übrig lafit, man habe bei dem besten Vorsatz die 
Beschwerden nicht vorausgesehen, die man nur 
nachher wahrend der Amtsverwaltung erfahren 
habe, und die Pflichtübertretungen würden auch, 
wenn ihre Summierung durch Aufmerker bevor- 
‘-30 stande, mehr Besorgnis der Anklage wegen er- 
regen, als wenn sie blofi eine nach der andereii 
(über welche die vorigen vergessen sind) gerügt 
würden, — Was aber das Beschwôren des 
Glaubens (de credulltate) betrifft, so kann 
dieses gar nicht von einem Gericht verlangt 
werden. Denn erstlich enthâlt es in sich selbst 
einen Widerspruch: dieses Mittelding zwischen 
Meinen und Wissen, wrdl es so etwas ist, 
worauf man wohl zu wetten, keinesweges aber 
30 darauf zu schwôren sich getrauen kann. Zweitens 
begeht der Richter, der solchen Glaubenseid dem 
Parten ansinnete, um etwas zu seiner Absicht Ge- 
hôriges, gesetzt es sei auch das geraeine Beste, 
auszumittein, einen groBen Verstofi an der Go 
wissenhaftigkeit des Eidleistenden, teils durch den 
Leichtsinn, zu dem er verleitet und wodurch der 
Richter seine eigene Absicht vereitelt^), teils durch 
Gewissensbisse, die ein Mensch fühlen mulJ, der 
heute eine Sache, aus einem gewissen Gesichts- 

a) 2. Anflage: „unverleihbaren“. 

b) „und . . . vereitelt" fehlt in der 2. Anflage, 
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punkte betrachtet, sehr wahrscheinlich, morgen 
aber aus einem anderen ganz unwahrscheinlich 
finden kann, und lâdiert also denjenigen, den er 
zii einer solchen Eidesleistung ndtigt. 

Übergaug vom Meîn und Bein iiii Naturzustande zn dem 
Im reelitlicben Zustaudo überbaupt. 

§ 41. 

Der rechtiiche Zustand ist dasjenige Verhaltnis 
der Menschen untereinander, welches die Bedingungen 
enthâlt, unter denen allein jeder seines | Rechts teil- 10 [306] 
haftig werden kann, und das formale Prinzip der 
Môglichkeit dessel^en, nach der Idee eines allgemein 
gesetzgebenden Willens betrachtet, heifit die ôffent- 
liche Gerechtigkeit, welche, in Beziehung entweder 
âuf die Môglichkeit oder Wirklichkeit oder Notwendig- 
keit des Besitzes der Gegenstânde (als der Materie der 
Willkür) nach Gesetzen, in die beschützende (nisUHa 
Uitatrix), die wechselseitig erwerbende (mstilîa 
eommutativa) und die austeileiîde Gerechtigkeit 
(iustitia distrihuiiva) eingeteilt werden kann. — Das 20 
Gesetz sagt hierbei erstens blofl, welches Verhalten 
innerlich der Form nach recht ist (Ux msH); zwei- 
tens, was als Materie noch^) auch auûerlich gesetz- 
fahig^) ist, d, i. dessen Besitzstand rechtlich ist (hx 
iuridica); drittens, was und wovon der Ausspruch 
vor einem Gerichtshofe in einem besonderen Falle 
unter dem gegebenen Gesetze diesem gemâfl, d. i. 
Rechtens ist (hx iusHtiaejy wo man denn auch jenen 
Gerichtshof selbst die Gerechtigkeit eines Landes 
nennt, und ob eine solche sei oder nicht sei, als die 30 
wichtîgste unter allen rechtîichen Angelegenheiten ge- 
fragt werden kann. 

Der nicht-rechtliche Zustand, d. i. derjenige, in 
welchem keine austeilende Gerechtigkeit ist, heifit der 
natürliche Zustand (status naturalis). Ihm wird nicht 
der gesellschaftliche Zustand (wie Achenwall 
meint), und der ein künstlicher (status artificialis) heiflen 


a) „der Materie nach“? [Natorp, Vorlü-nder]. 

b) „ge86tzmftûig“? [Natorp], 
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konnte, sondern der bürgerliche (status civilis) einer 
unter einer distributiven Gerechtigkeit stehenden Ge- 
sellschaffe eûitgegengesetzt; denn es kann auch im 
Naturzustande rechtmâfiige Gesellschaften (z. B. elie- 
liche, vàterliche, hàusliche überhaupt und andere be- 
liebige mehr) geben, von denen kein Gesetz a priori 
gilt: „Du sollst in diesen Zustand treten‘‘, wie es wohl 
vom rechtlichen Zustande gesagt werden kann, dafi 
aile Mensclien, die miteinander (auch unwillkürlich) 
10 in Rechtsverhaltnisse kommen kônnen, in diesen Zu- 
sliand treten sollen. 

Man kann den ersteren und zweiten Zustand den 
des Privatrechts, den letzteren und dritten aber den 
des ôffentliclien Rechts nennen. Dieses enthâlt 
nicht mehr oder andere Pîlichten der Menschen unter 
sich, als in jenem gedacht werden kônnen; die Materie 
des Privatrechts ist ebendieselbe in beiden. Die Gesetze 
(les letzteren betreîfen also nur die rechtliche Forni 
ihres Beisammenseins (Verfassung), in Ansehung deren 
20 diese Gesetze notwendig als ôffentliche gedacht werden 
müssen. 

Selbst der bürgerliche Verein (unio civilis) kann 
nicht wohl ei»e Gesellschaft genannt werden; denn 
[307] zwischen dem Befehlshaber (im\ perans) und dem 
Un ter tan (subditus) ist keine Mitgenossenschaft; sie 
sind nicht Gesellen, sondern einander untergeord- 
net, nicht beigeordnet, und die sich einander bei- 
ordnen, müssen sich eben deshalb untereinander als 
gleich ansehen, soîern sie unter gemeinsamen Ge- 
30 setzen stehen. Jener Verein ist also nicht sowohl, 
als raacht vielmehr eine Gesellschaft. 

§ 42. 

Aus dem Privatrecht im uatürlichen Zustande geht 
nun das Postulat des ôffentlichen Rechts hervor: du 
sollst, im Verhàltnisse eines unvermeidlichen Neben- 
einanderseins mit allen anderen, aus jenem heraus in 
einen rechtlichen Zustand, d. i. den einer austeilenden 
Gerechtigkeit übergehen. — Der Grund davon lâflt 
sich analytisch aus dem Begriffe des Rechts im 
40 aufieren Verhâltnis im Gegensatz der Gewalt (vio- 
lentia) entwickeln. 
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Niemand ist verbunden, sîch des Eingriffs in den 
Besitz des anderen zu enthalten, wenn dieser ihm nicht 
gleichmâfiig auch Sicherheit gibt, er werde ebendie- 
selbe Enthaltsamkeit gegen ihn beobacbten. Er darf 
also nicht abwarten, bis er etwa durcb eine traurige 
Erfahrung von der entgegengesetzten Gesinnnng des 
letzteren belehrt wird; denn was sollte ihn verbinden, 
allererst durch Schaden klug zu werden, da er die 
Neigung der Menschen ûberhaupt, über andere den 
Meister zu spielen (die Überlegenheit des Rechts an- 10 
derer nicht zu achten, wenn sie sich der Macht oder 
List nach diesen überlegen fûhlen), in sich selbst hin- 
reichend wahrnehmen kann, und es ist nicht nôtig, 
die wirkliche Feindseligkeit abzuwarten; er ist zu einem 
Zwange gegen den befugt, der ihm schon seinerNatur 
nach damit droht. (Quilibet praesumitur malua, donec 
securitatem dederit oppositi.) 

Bei dem Vorsatze, in diesem Zustande âulîerlich 
gesetzloser Freiheit zu sein und zu bleiben, tun sie 
einander auch gar nicht unrecht, wenn sie sich unter- 20 
einander befehden; denn was dem einen gilt, das gilt 
auch wechselseitig dem anderen, gleich als durch eine 
Übereinkunft (uti partes de iure si(/} disponunt, ita ius 
est); aber ûberhaupt tun sie im hôchsten Grade daran 
unrecht*), in einem Zustande sein und bleiben zu wollen, 

1 der kein rechtlicher ist, d. i. in dem niemand des Sei- [308] 
nen wider Gewaittatigkeit sicher ist. 


*) Der ünterschied zwischen dem, was bloC formaliter, 
und dem, was auch materialiter unrecht ist, hat in der 
Rechtslehre mannigfaltigen Gebrauch. Der Feind, der, statt 
seine Kapitulation ») mit "^der Besatzung einer belagerten 
Festung ehrlich zu vollziehen, sie bei dieser ihrem Auszuge 
miChandelt oder sonst diesen Vertrag bricht, | kanu nicht [308] 
über Unrecht klagen, wenn sein Gegner bei Gelegenheit 
ihm denselben Streich spielt. Aber sie tun ûberhaupt im 
hôchsten Grade unrecht, weil sie dem BegrifiF des Rechts 
selber aile Gültigkeit nehmen und ailes der wilden Gewalt 
gleichsam gesetzmâOig überliefern und so das Recht der 
Menschen ûberhaupt umstürzen. 


a) 2. Auflage: „Kapitulationen*‘. 


Kant, Metaphysîk der Sitton. 
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Bas Staatsreelit. 

§ 43 . 

Der Inbegriff der Gesetze, die einer allgemeinen 
Bekanntmachung bedürfen, um einen rechtlichen Zu- 
stand herverzubringen, ist das ôffentliche Recht. 

— Dieses ist aJso ein System von Gesetzen für ein 
Volk, d. i. eine Menge von Menschen, oder für eine 10 
Menge von Vôlkern, die, im wechselseitigen Einf lusse 
gegeneinander stehend, des rechtlichen Zustandes unter 
einem sie vereinigenden Willen, einer Verfassung 
(constitutio), bedürfen, um dessen, was Rechtens ist, 
teilhaftig zu werden. — Dieser Zustand der einzelnen 
im Volke in Verhâltnis untereinander heifit der 
bürgerliche (status dvilis), und das Ganze derselben 
in Beziehung auf seine eigenen Glieder der Staat 
(civitas), welcher seiner Form wegen, als verbunden 
durch das gemeinsame Interesse aller, im rechtlichen 20 
Zustande zu sein, das gemeine Wesen (res publica 
latins sic dicta) genannt wird, in Verhâltnis aber auf 
andere Vôlker eine Mac ht (potentia) schlechtliin heiût 
(daher das Wort Potentaten), was sich auch wegen 
(anmafilich) angeerbter Vereinigung ein Stamrovolk 
(gens) nennt und so, unter dem allgemeinen Begriffe 
des ôffentlichen Rechts, nicht blofi das Staats-, sondern 
auch ein Vülkerrecht (tus gentium) zu denken Anlaû 
gibt; welches dann, weil der Erdboden eine nicht 
grenzenlose, sondern sich selbst eohliefiende Flâche 30 
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iet, beides zusammen zu der Idee eines Vôlkeretaats- 
reohts (im gmtium) oder des Weltbürgerreohts 
(iu8 cosrtiopoliticum) unumganglich hinleitet: sodalS, 
wenn unter diesen drei môgli^en Formen des rechtr 
lichen Zustandes es nur einer an dem die âuûere Frei- 
heit durch Gesetze einschrànkenden Prinzip fehlt, das 
Gebàude aller übrigen unvermeidlich untergraben wer- 
den und endlich einstürzen muÛ. 

[ 312 ] § 44 . 

10 Es ist nicht etwa die Erfahrung, durch die wir von 
der Maxime der Gewalttatigkeit der Menschen belehrt 
werden und ihrer Bôsartigkeit, sich, ehe eine àufiere 
machthabende Gesetzgebung erscheint, einander zu be- 
fehden, also nicht etwa ein Faktum, welchea den ôffent- 
lich gesetzlichen Zwang notwendig macht, sondern, sic 
môgen auch so gutartig und rechtliebend gedacht wer- 
den, wie man will, so liegt es doch a priori in der Ver- 
nunftidee eines aolchen (nicht-rechtlichen) Zustandes, 
daû, bevor ein ôffentlich gesetzlicher Zustand errichtet 
20 worden, vereinzelte Menscnen, Vôlker und Staaten nie- 
mais vor Gewalttatigkeit gegeneinander sicher sein 
konnen, und zwar aus jedes seinem eigenen Rechte; zu 
tun, was ihm recht und gut dünkt, und hierin von 
der Meinung des anderen nicht abzuhangen; mithin das 
erste, was ihm zu beschlielîen obliegt, wenn er nicht 
allen Rechtebegriffen entsagen will, der Grundsatz sei: 
man musse aus dem Naturzustande, in welchem jeder 
seinem eigenen Kopfe folgt, herausgehen und sich mit 
allen anderen (mit denen in Wechselwirkung zu geraten 
30 er nicht vermeiden karm) dahin vereinigen, sich eincm 
ôffentlich gesetzlichen auÛeren Zwange zu unterwerfen, 
also in eineii Zustand treten, darin jedem das, was für 
das Seine anerkannt werden soll, gesetzlich bestimmt 
und durch hinreichende Macht (die nicht die seinige, 
sondern eine âuûere ist) zu Teil wird, d. i. er solle vor 
allen Dingen in einen bürgerlichen Zustand treten. a) 

Zwar durfte sein natürlicher Zustand nicht eben 
darum ein Zustand der Ungerechtigkeit (inimtus) 
sein, einande r nur nach dem blofien Maûe seiner Ge- 

a) Ygl Kante Abhandlung Über den Gemeinsjpruch etc. 
fPhil, Bibl. Bd. 471), desgl, Hobbes und Rousseau. 
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waH zu begegnen; aber es war doch ein Zustand der 
Rechtlosiçkeit (statua iuatitia vacuus), wo, wenn das 
Recht streitig (ius controversum) war, sich kein kom- 
petenter Richter fand, rechtskrâftig den Ausspruch zu 
tun, aus welchem nun in einen rechtlichen zu treten, 
ein jeder den anderen mit Gewalt antreiben darf; weil, 
obgleich nach jedes seinen Rechtsbegriffen etwas 
Aufieres durch Bemâchtigung oder Vertrag erworben 
werden kann, diese Erwerbung doch nur provisorisch 
ifit, Solange sie noch nicht die Sanktion eines ôffent- 10 
lichen Gesetzes für sich hat, weil sie durch keine 
ôffentliche (distributive) Gerechtigkeit bestimmt und 
durch keine dies Recht ausübende Gewalt gesichert ist. 

Wollte man vor Eintretung in den bürger- 
lichen Zustand gar keine Erwerbung, auch nicht 
einmal provisorisch îür rechtlich erkennen, so 
würde jener selbst unmôglich sein. Denn der 
Form nach enthalten| die Gesetze über das Mein [313] 
und Dein im Naturzustande ebendasselbe, was die 
im bûrgerlichen vorschreiben, sofern dieser bloû 20 
nach reinen Vernunîtbegriffen gedacht wird: nur 
daû im letzteren die Bedingungen angegeben wer- 
den, unter denen jene zur Ausübung (der distri- 
butiven Gerechtigkeit gemàC) gelangen. — Es 
würde aiso, wenn es im Naturzustande auch nicht 
provisorisch ein auJQeres Mein und Dein gabe, 
auch keine Rechtspflichten in Ansehung desselben, 
mithin auch kein Gebot geben, aus jenem Zu- 
fitande herauszugehen. 

§ 45. 30 

Ein Staat (civitas) ist die Vereinigung einer Menge 
von Menschen unter Rechtsgesetzen. Sofern diese als 
Gesetze a priori notwendig, d. i. aus Begriffen des 
àuJBeren Rechts ûberhaupt von selbst îolgend (nicht 
statutarisch) sind, ist seine Form die Form eines Staats 
ûberhaupt, d. i. der Staat in der Idee, wie er n^h 
reinen Rechtsprinzipien sein soll, welche jeder wirk- 
lichen Vereinigung zu einem gemeinen Wesen (also im 
Inneren) zur Richtschnur (norma) dient. 

Ein jeder Staat enthalt drei Gewalten in sich, lO 
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d. i. den allgemeîn vereinigten Willen in dreifacher 
Person (trias politica): die Herrschergewalt (Souve- 
rânitat) in der des Gesetzgebers, die vollziehende 
Gewalt in der des Regierers (zufolge dem Gesetz), 
und die rechtsprechende Gewalt (als Zuerkennung 
des Seinen einesyjeden nach dem Gesetz) in der Person 
des Richters (potestas legislatoria, rectoria et iudiciaria), 
gleich den drei Sàtzen in einem praktischen Vernunft* 
schluû: dem Obersatz, der das Gesetz jenes^) Wil- 
10 lens, dem Untersatze, der das Gebot des Verfahrens 
nach dem Gesetz, d. i. das Prinzip der Subsumtion 
unter denselben, und dem Schlufisatze, der den 
Rechtsspruch (die Sentenz) enthalt, was im vor- 
kommenden Falle Rechtens ist. 


§ 46. 

Die geset»gebende Gewalt kann nur dem ver- 
einigten Willen des Volkes zukommen. Denn da von 
ihr ailes Recht ausgehen soll, so mufl sie durch ihr 
Gesetz schlechterdings niemand unrecht tun kônnen. 
20 Nun ist es, wenn jemand etwas gegen einen anderen 
verfügt, immer môglich, daû er ihm dadurch unrecht 
tue, nie aber in dem, was er über sich selbst beschlieût 
(denn volenti non fit iniuria), Also kann nur der über- 
[314] einstim | mende und vereinigte Wille aller, sofern ein 
jeder über aile und aile über einen jeden ebendasselbe 
beschliefien, mithin nur der allgemein vereinigte Volks- 
wiile gesetzgebend sein. 

Die zur Gesetzgebung vereinigten Glieder einer 
solchen Gesellschaft (societas dvlHs), d. i. eines Staats, 
30 heifien Staatsbürger (cives), und die rechtlichen, von 
ihrem Wesen (als solchem) unabtrennlichen Attributs 
derselben sind: gesetzliche Freiheit, keinem anderen 
Gesetz zu gehorchen, als zu welchem er seine Beistim- 
mung gegeben hat; bürgerliche Gleichheit, keinen 
Oberen ira Volk in Ansehung seiner zu erkennen als 
nurb) einen solchen, den er ebenso rechtlich zu ver- 
binden das moralische Vermogen hat, ajs dieser ihn 


a) 2. Auflage: „emo8“. 

b) „nur“ fehlt in der 2. Auflage. 
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verbinden kann; drittens das Attribut der bürgerlichen 
Selbstândigkeit, seine Existenz und Erhaltung nicht 
der Willkûr eines anderen im Volke, sondern seinen 
eigenen Rechten und Krâften a!s Glied des gemeinen 
Wesens verdanken zu kônnen, folglich die bürgerliche 
Persônlichkeit, in Rechtsangelegenheiten durch keinen 
anderen vorgestellt werden zu dürfen. 

Nur die Fahigkeit der Stimmgebung maclit 
die Qualifikation zum Staatsbürger aus; jene aber 
setzt die Selbstândigkeit dessen im Volke voraus, 10 
der nicht blofi Teil des gemeinen Wesens, sondern 
auch Glied desselben, d. i. aus eigener Willkür in 
Gemeinschaft mit anderen handelnder Teil des- 
selben sein wilL Die letztere Qualitat maoht aber 
die Unterscheidung des aktiven vom passiven 
Staatsbürger notwendig; obgleich der Begriîf des 
letzteren mit der Erklârung des Begriffs von 
einem Staatsbürger überhaupt im Widerspruch zu 
stehen scheint. — Folgende Beispiele kônnen dazu 
dienen, diese Schwierigkeit zu heben: der Geselle 20 
bei einem Kaufmann oder bei einem Handwerker; 
der Dienstbote (nicht der im Dienste des Staats 
steht); der Unmündige (naturaUtcr vel civiliter) ; ailes 
Frauenzimmer, und überhaupt jedermann, der nicht 
nach eigenem Betriebe, sondern nach der Ver- 
fügung anderer (auûer der des Staats) genôtigt 
ist, seine Existenz (Nahrung und Schutz) zu er- 
halten, entbehrt der bürgerlichen Persônlichkeit, 
und seine Existenz ist gleichsam nur Inharenz. 

— Der Holzhacker, den ich auî meinem Hofe 30 
anstelle, der Schmied in Indien, der mit seinem 
Hammer, Ambos und Blasbalg in die Hauser geht, 
um da in Eisen zu arbeitcn, in Vergleichung mit 
dem europaischen Tischler oder Schmied, der die 
Produkte aus|dieser Arbeit als Ware ôffentlich [316] 
feilstellen kann; der Hauslehrer in Vergleichung 
mitdemSchulmanne, derZinsbauer in Vergleichung 
mit dem Pachter u. dgl. sind blofi Handlanger des 
gemeinen Wesens, weil sie von anderen Individuen 
befehligt oder beschützt werden müssen, mithin 10 
keine bürgerliche Selbstândigkeit besitzen. 

Diese Abhângigkeit von dem Willen anderer 
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uad Ungleichheit ist gleichwohl keineswegs der 
Freiheit und Gleich^it derselben als M^nschen, 
die zusaramen ein Volk ausmachen, entgegen; viel- 
mehr kann bloû den Bedingungen derselben ge- 
mafi dieses Volk ein Staat werden und in eine 
bürgerliche Verfassung eintreten. In dieser Ver- 
fassung aber das Recht der Stimmgebung zu haben, 
d. i. Staatsbürger, nicht blofi StaatBgenosse zu sein, 
dazu qualifizieren sich nicht aile mit gleichera 
10 Recht. Denn daraus, daJ3 sie fordern kônnen, von 
allen anderen nach Gesetzen der natürlichen Frei- 
heit und Gleichheit als passive Teile des Staats 
behandelt zu werden, folgt nicht das Recht, auch 
als aktive Glieder den Staat selbst zu behandeln, 
zu organisieren oder zu Einführung gewisser Ge- 
setze mitzuwirken; sondern nur, daû, welcherlei 
Art die positiven Gesetze, wozu sie stimmen, auch 
sein mochten, sie doch den natürlichen der Frei- 
heit und der dieser angeraessenen Gleichheit aller 
20 im Volk, sich nâmiich aus diesem passiven Zu- 
stande zu dem aktiven emporarbeiten zu kônnen, 
nicht zuwider sein müssen. 

§ 47. 

Aile jene drei Gewalten im Staate sînd Würden 
and, als wesentliche^) aus der Idee eines Staats über- 
haupt zur Gründung desselben (Konstitulion) notwendig 
hervorgehend, StaatsAvürden. Sie enthalten das Ver- 
haltnis eines allgemeineii Oberhaupts (der, nach 
Freiheitsgesetzen betrachtet, kein anderer als das ver- 
30 einigte Volk selbst sein kann) zu der vereinzelten 
Menge ebendesselben als Untertans^), d. i. des Ge- 
bietenden (imperam) gegen den Gehorsaraenden 
(mhditiLs), — Der Akt, wodurch sich das Volk selbst 
zu einem Staat konstituiert, eigentlich aber nur die 
Idee desselben, nach der die RechtmâjQigkeit desselben 
allein gedacht werden kann, ist der ursprüngliche 


a) „we8entUch‘*y [Natorp]. 

b) 1. Aufl.: „Ünterhau8*‘ (im Dniokfehler-Vorzeichnia 
verb essor t). 
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Kontrakt, nach welchem aile (omnes et ainguli) im 
Volk ihre kuXîere Freiheit aufgeben, um sie als Glioder 
einee gemeinen Wesens, d.i. des Volks als Staat be- 
trachtet (univerai), sofort wieder aufzunehmen; und man 
kann nicht sagen: der | Staat, der Mensch im Staate [310] 
habe einen Te il seiner angeborenen âuûeren Freiheit 
einem Zwecke aufgeopfert» sondern er hat die wilde, 
gese^zlose Freiheit gànzlich verlassen, um seine Frei- 
heit ûberhaupt in einer gesetzlichen Abhangigkeit, d. i. 
in einem rechtiichen Zustande, unvermindert wieder 10 
zu finden; weil diese Abhangigkeit aus seinem eigenen 
gesetzgehenden Willen entspringt. 

§ 48 . 

Die drei Gewalten im Staate sind also erstlich 
einander, als soviel moralische Personen, beigeordnet 
(potestates coordinatae), d. i. die eine ist das Brgànzungs- 
stûck der anderen zur Vollstandigkeit (complementum 
ad aufficientiam) der Staatsverfassung; aber zweitens 
auch einander untergeordnet (atéordinatae), sodafl 
eine nicht zugleich die Funktion der anderen, der sie 20 
zur Hand ge&, usurpieren kann, sondern ihr eigenes 
Prinzip hat, d. i. zwar in der Qualitat einer besonderen 
Person, aber doch unter der Bedingung des Willens 
einer oberen gebietet; drittens durch Vereinigung 
beider jedem Untertanen sein Recht erteilend,^) 

Von diesen Gewalten, in ihrer Würde be trachtet, 
wird es heiûen: der Wille des Gesetzgebers (legia- 
latoria) in Ansehung dessen, was das âuJSere Mein und 
Dein betrifft, ist untadelig (irreprehensibel), das Aus- 
führungsvermôgen des Oberbefehlshabers (aummi 30 
rcctoria) unwiderstehlich (irresistibel), und der 
Rechtsspruch des obersten Richters (supremi iadids) 
unabânderlich (inappellabel). 

§ 49 . 

Der Regent des Staats (rex, princeps) ist diejenige 
(moralische oder physische) Person, welcher die aus- 
übende Gewalt (potestaa executoria) zukommt: der Agent 

a) Kant: „erteilcnd 8eyn“; korr. îlartenstein, Schubert. 
Vielleicht ist auch ein Stück Text ausgefallon. 
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des Staats, der die Magistrale einsetzt, dem Valke die 
Regeln vorschreibt, nach denen ein jeder in demselben 
dem Gesetze gemalî (durch Subsumtion eines Falles 
unter demselben) etwas erwerben oder das Seine er- 
halten kann. Als moralische Person betraclitet, heifit 
er das Direktorium, die Regierung. Seine Befehle 
an das Volk und die Magistrate und ihre Obéré (Mi- 
nister), welchen die Staatsverwaltung (guhernatlo) 
obliegt, sind Verordniingen, Dekrete (nicht Gesetze); 
10 denn sie gehen auf Entscheidung in einem besonderen 
Falle und werden als abânderlich gegeben. Eine Re- 
gierung, die zugleich gesetzgebend wâre, würde des- 
[ 317 ] potisch zu nennen sein, im Gegensatz mit der ( pa- 
triotischen, unter welcher aber nicht eine vâter- 
liche (regiincn paternale), als die am meisten despo- 
tische unter allen (Bürger als Kinder zu behandeln), 
sondern vaterlandische (regnncn civitatis et patriae) 
verstanden wird, wo der Staat selbst (cipitas) seine 
Untertanen zwar gleichsam als Glieder einor Familie, 
-0 doch zugleich als Staatsbürger, d. i. nach Gesetzen 
ihrer eigenen Selbstândigkeit behandelt, jeder sich 
selbst besitzt und nicht vom absoluten Willen eines 
anderen neben oder über ihm abhangt. 

Der Beherrscher des Volks (der Gesetzgeber) kanu 
also nicht zugleich der Regent sein; denn dieser 
steht unter dem Gesetz und wird durch dasselbe, folg- 
lich von einem anderen, dem Souvenin, verpllichtet. 
Jener kann diesem auch seine Gewalt nehmen, ihn 
absetzen oder seine Verwaltung reformieren, aber ihn 
30 nicht strafen (und das bedeutet allein der in Eng- 
land gebrâiichliche Ausdruck: der Konig d. i. die 
oberste ausübende Gewalt kann nicht unrecht tun); 
denn das ware wiederum ein Akt der ausübenden Ge- 
Walt, der zuoberst das Vermôgen, dem Gesetze gemiifi 
zu zwingen zusteht, die aber doch selbst einem 
Zwange unterworfen ware; welches sich widerspricht. 

Endlich kann weder der Staatsherrscher noch der 
Regierer richten, sondern nur Richter als Magistrate 
einsetzen. Das Volk richtet sich selbst durch die- 
40 jenigen ihrer^) Mitbürger, welche durch freie Wahl 


a) seiner? 
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als Reprâsentanten desselben, und zwar für jeden Akt 
besonders, daîsu ernannt werden. Dean der Rechts- 
spruch (die Sentenz) ist ein einzelner Akt der ôffent- 
lichen Gerechtigkeit (iustitiae dislrihutivae) durcb einen 
Staatsverwalter (Richter oder Gerichtshof) auf den 
Untertan, d. i. einen, der zum Volke gehort, mithin 
mit keiner Gewalt bekleidet ist, ihm das Seine znzu- 
erkennen (zu erteilen). Da nun ein jeder im Volke 
diesem Verhâltnisse nach (zur Obrigkeit) bloÛ passiv 
ist, 80 würde eino jede jener beiden Gewalten in dem, 10 
was sie über den Untertan, im streitigen Falle des 
Seinen eines jeden beschliefien, ihm unrecht tun kôn- 
nen; weil es nicht das Volk selbst tate, und, ob 
schuldig oder nichtschuldig, über seine Mitbürger 
aussprache; auf welche Ausmittelung der Tat in der 
Klagsache nun der Gerichtshof das Gesetz anzuwenden 
und vermittelst der ausführenden Gewalt einem jeden 
das Seine zuteil werden zu lassen, die richterliche Ge- 
walt hat. Also kaim nur das Volk durch seine von 
ihm selbst abgeordneten Stellvertreter (die Jury) über 20 
jeden in demselben, obwohl nur mittelbar, richten. — 

Es ware auch unter der Würde des Staatsoberhaupts, 
den Richter zu| spielen, d. i. sich in die Môglichkeit [.>18] 
zu versetzen, unrecht zu tun, und so in den Fall der 
Appellation (a rege inale informato ad regmn melius infor^ 
mandiim) zu geraten. 

Also sind es drei verschiedene Gewalten (potcstas 
legislaioria, executoria, mdiciaria), wodurch der Staat (civù 
tas) seine Autonomie hat, d. i. sich selbsb^) nach Frei- 
heitsgesetzen bildet und erhâlt. — In ihrer Vereinigung 30 
besteht das Heil des Staats (salus reipuhlicac s%iprm.a 
lex esi) ; worunter man nicht das Wohl der Staats- 
bürger und ihre Glückseligkeit verstehen muC; denn 
die kann vielleicht (wio auch Rousseau behauptet) 
im Naturzustande oder auch unter einer despotischen 
Regierung viel behaglicher und erwünschter ausfallen; 
sondern der Zustand der grôfiten Übereinstimmung 
der Verfassung mit Rechtsprinzipicn versteht, als nach 
welchem zu streben uns die Vernunft durch einen 
kategorischen Iinperativ verbindlich macht. 40 


a) „8elb8t“ fehlt in dor 2. Auflage, 
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Allgemeine Anmerkung 

TOU dan reehtliahaii Wliirangan ans dar Nator des 
littryarlieheii Tereins. 

A. 

Ber Ursprung der obersten Gewalt ist für daB 
Volk, das unter derselben Bteht, in praktischer Ab- 
eioht nnerforsclilioh: d. i. der Untertan soll nicht 
über diesen Ursprung, als ein nooh in Ansehung des 
ihr schuldigen Gehorsams au bezweifelndes Recht (ius 
10 controversum), werktatig vernünfteln, Denn da das 
Volk, um rechtskràftig über die oberste Staatsgewalt 
(8um7nu7n imperium) zu urteilen, gchon als unter einem 
allgemein gesetzgebend^ Willen vereint angesehen 
werden rauC, so kann und darf es nicht anders urteilen, 
als das gegenwartige Staatsoberhaupt (summus imperans) 
es will. — Ob ursprûnglich ein wirklicher Vertrag 
der Unterwerfung unter denselben (pactum mbiectionis 
civilis) als ein Faktum vorhergegangen, oder ob die 
Gewalt vorherging und das Gesetz nur hintennach ge- 
20 kommen sei, oder auch in dieser Ordnung sich habe 
folgen sollen: das sind für das Volk, das nun schon 
unter dem bürgerlichen Gesetze steht, ganz zweck* 
leere und doch den Staat mit Gefahr bedrohemde Ver- 
nünfteleien; denn wollte der Untertan, der den letzteren 
Ursprung nun ergrübelt hâtte, sich Jener jetzt herr- 
U9j schenden Autoritat wider | setzten, so würde er nach 
den Gesetzen derselben, d. i. mit allem Rechte be- 
straft, vertilgt oder (als vogelfrei, exUx) ausgestoJÛen 
werden. — Ein Gesetz, das so heilig (unverletzlich) 
r>0 ist, daû es praktisch auch nur in Zweifel zu ziehen, 
mithin seinen Effekt einen Augenblick zu suspendieren, 
schon ein Verbrechen ist, wird so vorgestellt, als ob 
es nicht von Menschen, aber doch von irgend einem 
hôchsten tadelfreien Gesetzgeber herkommen müsse; 
und das ist die Bedeutung des Satzes: „Allo Obrigkeit 
ist von Gott'^ welcher nicht einen Geschichtsgrund 
der bürgerlichen Verfassung, sondern eine Idee als 
praktisches Vernunftprinzip aussagt: der jetzt bestehen- 
den gesetzgebenden Gewalt gehorchen zu sollen, ihr 
40 Ursprung mag sein, welcher er wolle. 
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Hieraus folgt nan der Satss: der Herrscher im 
Staat hat gegen den üntertan lauter Rechte uini keine 
(Zwangs-)rflichten. — Ferner, wenn das Organ de» 
Herrschers, der Regent, aaoh den Gesetzen zuwider 
verführe, z, B. mit Auflagen, Rekrutierungen a. dgL 
wider das Gesetz der Gleichheit in Verteilung der 
Staatslasten, so darf der üntertan dieeer Ungerechtig- 
keit zwar Beschwerden (gravamina), aber keinen 
Widerstand entgegensetzen. 

Ja es kann auch selbst in der Konstitution kein 10 
Artikel enthalten sein, der es einer Gewalt im Staat 
môglich machte, sich im Fall der Übertretung der 
Konstitutionalgesetze durch den obersten Befehlshaber 
ihm zu widersetzen, mithin ihn einzuschrânken. Denn 
der, welcher die Staatsgewalt einschranken soll, mufi 
doch mehr oder wenigstens gleiche Macht haben aïs 
derjenige, welcher eingeschrânkt wird; und als ein 
rechtmàûiger Gebieter, der den lintertanen befôhle, 
sich zu widersetzen, mufl er sie auch schützen kôn- 
nen und in jedem vorkommenden Falle rechtskraftig 20 
urteilen, mithin offentlich den Widerstand befehligen 
konnen. Alsdann ist aber nicht jener, sondern dieser 
der oberste Befehlshaber; welches sich widerspricht. 

Der Souveràn verfahrt alsdann durch seinen Minister 
zugleich als Regent, mithin despotisch, und das Blend- 
werk, das Volk durch die Deputierten desselben die 
einschrankende Gewalt vorstellen zu lassen (da es 
eigentlich nur die gesetzgebende hat), kann dieDespotie 
nicht so verstecken, daü sie aus den Mitteln, deren sich 
der Minister bedient, nicht hervorblickte. Das Volk, 30 
das durch seine Deputierte (im Parlament) reprâsen- 
tiert wd, hat an diesen Gewahrsmânnern seiner Prei- 
heit und Rechte Leute, die für sich und ihre Familien 
und dieser ihre vom Minister abhângige'O Versorgung 
in Armeen, Flotte und Ziyilamtern lebhaft interessiert 
sind, und die (statt| des Widerstandes gegen die An- [320] 
mafiung der Regierung, dessen ôffentliche Ankündi- 
gung ohnedem eine dazu schon vorbereitete Einhellig- 
keit im Volke bedarf, die aber im Frieden nicht er- 
laubt sein kann) vielmehr immer bereit sind, sich selbst 40 


«) Kant: „ablmDgigen‘^; korr. Vorlnndei’ [Natorpj. 



J44 Rechtslehre. II. Teil. Das Offentliohe Rocht. 

der^) Regierung in die Hânde zu spielen. — Also ist 
die sogenannte gemâfligte Staatsverfassnng, als Kon- 
stitution des inneren Rechts des Staats, ein Unding 
und, anstatt zum Recht zu gehoren, nur ein Klugheits- 
prinzip, um soviel als môglich dem machtigen Über- 
treter der Vollcsrechte seine willkürlichen Einflüsse 
auf die Regierung nicht zu erschweren, sondern unter 
dem Schein einer dem Volke verstatteten Opposition 
zu bemanteln. 

10 Wider das gesetzgebende Oberhaupt des Staats 
gibt es also keinen rechtmâCigen Widerstand des Volks; 
denn nur durch Unterwerfung unter seinen allgemein- 
gesetzgebenden Willen ist ein rechtlicher Zustand môg- 
lich; also kein Recht des Aufstandes (seditio), noch 
weniger des Aufruhrs (rehelUo), am allerwenigsten 
gegen ihn als einzelne Person (Monarch), unter dem 
Vorwande des Mifibrauchs seiner Gewalt (iyranyiis), 
Vergreifung an seiner Person, ja an seinem Leben 
(monarchomachismus suh specie tyrannicidii). Der geringste 

20 Versuch hierzu ist Ho ch ver rat (proditio eminens), und 
der Verrâter dieser Art kann als einer, der sein 
Vaterland umzubringen versucht (parrieida), nicht 

minder als mit dem Tode bestraft werden. Der 

Grund der Pflicht des Volks, einen, selbst den für 
unertrüglich ausgegebenen Miûbrauch der obersten 
Gewalt dennoch zu ertragen, liegt darin: daû sein 
Widerstand wider die hôchste Gesetzgebung selbst 
niemals anders als gesetzwidrig, ja als die ganze 
gesetzliche Verfassung zernichtend gedacht werden 

30 muû. Denn um zu demselben beîugt zu sein, müûte 
ein offentliches Gesetz vorhanden sein, welches diesen 
Widerstand des Volks erlaubte, d. i. die oberste Gesetzr 
gebung enthielte eine Bestimmung in sich, nicht die 
oberste zu sein, und das Volk als Untertan in einem 
und demselben Urteile zum Souveran über den zu 
machen, dem es untertanig ist; welches sich wider- 
spricht, und wovon der Widerspruch durch die Frage 
alsbald in die Augen fallt: wer denn in diesem Streit 
zwischen Volk und Souveran Richter sein sollte? (denn 

40 es sind, rechtlich betrachtet, doch immer zwei ver- 


a) 2. Auflago (und dio bislierigen Ausgabon): ,,die‘*. 
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schiedene moralische Personen); wo sich dann zeigt, 
daû das erstere es in seiner eigenen Sache sein will.*) 


Woil die Eiitthronung eines Monarchen doch auch 
als frciwillige Ablegung dor Krone und Nioderlegung 
aeiner Oewait mit Zurückgebuitg derselben an dae Volk 
gedacht werden kann, oder auch als eine obne Vergreifung 
an der hCclisten Porson vorgenommene Verlassung der- 
4 elben, wodurch sie in den Privatstand versetzt werden 
wûrde, so bat das Verbrechen des Volks, welches sie er- 
ciwang, doch iioch wenigstens den Vorwand des Not- 
reohts (casas necessitatis) fur sich, niemals aber das min- 
desto Recht, ihu, das Oberhaupt, wegen der vorigen Ver- 
waltuDg zu strafeu: weil ailes» was er vorher in der Qualitat 
eines Oberhaupts tat, als auCerlich rechtmafiig geschehen 
angesohen werden muH, and er selbst, als Quell der Ge- 
seix.G betrachtet, nieht uiirecht tun kann. Unter alieri 
Greueln eiuer àStaatsumwalzung durcli Aufruhr ist selbst die 
Srmordung des Mooarclien noch nieht das Àrgste; deiin 
aoch kanu man sich vorstellen, sie geschohe vom Volk ans 
Fiircht, tr kônne, wenn er am Leben bleibt, sich wieder 
ermanneu und jenes die verdiente Strafe fühlen lassen, und 
solie also nieht eine Verfügung der Strafgerechiigkeit, son- 
dern blofi der Selbaterhaltung sein. Die formale Hin- 
richtung ist es, was die mit Ideen des Menschenrechts 
erfullte Seele mit einem Schaudern ergreift, das man wiedor- 
holentlich fûhlt, sobald and so oft man sich diesen Auf- 
tritt denkt, wie das Schicksal Karls I. oder Ludwigs XVI. 
Wie erklUrt man sich aber dieses Gefühî» was hier nieht 
asthetisch (ein Mitgefühl, Wirkung der Einbildungskraft, 
die sich in die Stelle des Leidenden versetzt), sondern 
moralisch^), der gànzlicben ümkehruiig aller Rechtsbegriffo 
ist? Es wird als Verbrechen, was ewig bleibt und nie ans- 
getilgt werden kanu (crimen immortale, inexpiàbile) j an- 
gesehen und schoLnt demjenigen fthnlich zu sein, was die 
Theologen diejenigo Sûnde nennen, welcho weder in dieser 
noch in jener Welt vergeben werden kann. Die Erklârung 
dieses Ph&nomens im mensohlichen Gemüte scheint aus fol- 
genden Refiexionen über sich selbst, die selbst auf die staats- 
reclitlichen Prinzipien ein Licht werfen, hervorzugehen. 

Eine jede Obertretung des Gesetzes kann und rnufl 
üicht anders als so orkldrt werden, dall sie aus einer 
Maxime des Verbrechers (sich eine solche Üntat zur Regel 
zu machen) entspringo; demi wenn man sie von eiuem 


a) hinzazudenken: „om solches*'. 
fC « O t , Wefavtiytiilt de» 


10 



146 Rechtslehro, II. Teiî. Das ôffentlicho Recht. 

321] Eine Veranderung der (fehlerhaften) Staatsver- 
fassung, die wohl bisweilen nôtig sein mag, — kanii 

322] also nur vom Souveran selbst durch| Reform, aber 
nicht vom Volk, mithin durch Révolution verrichtet 
werden, und wenn sie geschieht, so kann jene nur die 
ausübende Gewalt, nicht die gesetzgebende treffen. 
— In einer Staatsver^ssung, die so beschaffen ist, daB 
das Volk durch seine Reprâsentanten (im Parlament) 
jener und dem Reprâsentanten derselben (dem Minister) 

10 gesetzlich widerstehen kann — welche dann eine 
eingeschrânkte Verfassung heiBt — , ist gleichwohl 
kein aktiver Widerstand (der willkürlichen Verbindung 
des Volks, die Regierung zu einem gewissen tâtigen 
Verfahren zu zwingen, mithin selbst einen Akt der 
ausübenden Gewalt zu begehen), sondern nur ein nega- 
tiver Widerstand d. i. Weigerung des Volks (im 

siniiiichen Antrieb ableiteto, so ware sie nicht von ihni als 
einem freien Weson begaiigen und kônnto ihm nicht üu- 
gercchnet werden; wie es aber dem Subjekt môglich ist, 
eine solche Maxime wider das klare Verbot der gesetz- 
gebenden Vernunft zu fassen, laCt sich schlechterdings nicht 
crkiàron; donn nur die Regcbenheiten nach dem Mechanis- 
mu9 der Natur sind erklârungsfahig. Nun kann der Ver- 
brccher seine Untat entweder nach der Maxime einer an- 
gonommenen objektiven Regel (als allgemein gcltend), oder 
nur als Ausnalime von der Regel (eich davon gelegentlicli 
zu dispeneicren) begehen; im letzteren Falle weicht er 
nur (obzwar vorsützlich) vom Gesetz ab; er kann seine 
eigene Übertretung zugleich verabscheuen und, ohno dem 
Gesetz fôrralich den Gohorsam aufzukündigen , es nur nm> 
gehen wollen; im ersteren aber vcrwirft er die Autoritât 
des Gesetzes selbst, dessen Gültigkeit er sich doch vor 
seiner Vernunft nicht ableugnen kann, und macht es sic)] 
zur Regel, wider dasselbe zu liandeln; seine Maxime ist 

322] also nicht blofi ermangelungsweiso (négative), 8on|dern 
sogar abbruchsweise (contrarie) oder, wie man sich aus- 
drückt, diametraliter, als Widerspruch (gleichsam foind- 
selig) dem Gesetz entgegen. Soviel wir einsehen, ist ein 
dcrgleichen Verbrcchen einer fôrmlicbcn (ganz nutzlosen) 
Bosheit zu begehen, Menschen unmOglich, und doch (ob> 
zwar blohe Idee des ÀuCerst-BOsen) in einem System der 
Moral nicht zu übergehen. 

Der Grund des Schauderhaften bei dem Gedanken von 
der fôrmlichen Hinrichtung eines Monarchen durch sein 
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Parlament), erlaubt, jener in^) den Forderungen, die 
sie zur Staatsverwaltung notig zu haben vorgibt, nicht 
immer zu willfahren; vielmehr wenn das letztere ge- 
gchahe, so wâre es ein sicheres Zeichen, daû das Volk 
verderbt, seine Reprâsentanten erkâuflich und das 
Oberhaupt in der Regierung durch seinen Minister 
despotisch, dieser selbst aber ein Verrater des 
Volks sei. 

Obrigens, wenn eine Révolution einmal gelungen 
und eine neue | Verfassung gegründet ist, so kann die 
Unrechtmal3igkeit des Beginnens und der Vollführung 
derselben die Untertanen von der Verbindlichkeit, der 
neuen Ordnung der Dinge sich als gute Staatsbürger 
zu fügen, nicht befreien, und sie kônnen sich nicht 
weigern, derjenigen Obrigkeit ehrlich zu gehorchen, die 
iotzt die^O Gewalt hat. Der entthronte Monarch (der 
jene Umwalzung überlebt) kann wegen seiner vorigen 


Volk ist alBo dor, daB der Mord nnr als Ausuahme 
von der Regel, welche dieso.s sich zur Maxime machto, die 
Hinrichtung aber als eipe vôllige Umkohrung der 
Prinzipien des Verhaltnisses zwischen Souverfen und Volk 
(dk'ses, was sein Dasein nur der GcRetzgebung des ersteren 
zu verdanken bat, zum Hcrracher über jenen zu machen) 
gedacht werden muB, und so dio Gewalttâtigkeit mit dreister 
8tirn und nacli Grundsàtzen übor das heiligste Rccht er- 
hobon wird; welches, wie ein ailes ohne Wiederkehr ver- 
8(îhlingender Abgrund, als ein vom Staate an ihm vertibtor 
Selbstraord, ein keiner Entsündigung fîihiges Verbrechen 
zu sein scheint. Man hat aleo Ursache anzanehmen, daû 
die Zustimmung zu solchen Hinrichtungen wirklich nicht 
ans einem vermeint-rechtlichen Prinzip, sondern ans Furcht 
vor Rache des vielleicht dereinst wiederauflebenden Staats 
am Volk herrührte, und jene Fôrmlichkeit nur vorgenommen 
worden, um jencr Tat den Anstrich von Bestrafung, mithin 
eines rechtlichon Verfahrons (dergleichen der Mord 
nicht sein wûrde) zu geben, welcho Bemantelung aber ver- 
un glückt, weil eine solche AnmaÛang des Volks noch arger 
ist als selbst dor Mord, da diese einen Grundsatz enthillt, 
der selbst die Wiedererzengung eines uragestürzten Staats 
unmôgîich machen müBte. 


a) Kant: „und erlaubt jener, ia“; korr. Vorlânder. 

b) „die*‘ fohlt in der 2 . Anflage. 
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Geschaftsfûhrung nicht in Ansprnch genommen, nocL 
weniger aber gestraft werden, wenn er, in den Stand 
eines Staatsbürgers zurückgetreten»*), seine und des 
Staats Ruhe dem Wagstûck vorzieht, sich von diesem 
zu entfernen, um als Prâtendent das Abenteuer der 
Wiedererlangung desselben, es sei durch ingeheim an- 
gestiftete Gegenrevolution oder durch Beistand anderer 
Màchte, zu bestehen. Wenn er aber das letztere vor- 
zieht, so bleibt ihm, weil der Aufruhr, der ihn aus 
10 seinem Besitz vertrieb, ungerecht war, sein Recht 
an demselben unbenommen. Ob aber andere Mâchte 
das Recht haben, sich diesem verunglûckten Ober- 
haupt zumBesten in ein Staatenbündnis zu vereinigen, 
bloû um jenes vom Volk begangene Verbrechen nicht 
ungeahndet noch als Skandal für aile Staaten bestehen 
zu lassen, mithin eine in jedem anderen Staat durch 
Révolution zustande gekommene Verfassung in ihre 
alte^) mit Gewalt zurûckzubringen berechtigt und be- 
rufen seien, das gehdrt zum Volkerrecht. 


20 B. 

Kann der Beherrscher als Obereigentümer (des 
Bodens) oder muû er nur als Oberbefehlshaber in An- 
sehung des Volks durch Gesetze betrachtet werden? 
Da der Boden die oberste Bedingung ist, unter der 
allein es moglich ist, àufiere Sachen als das Seine zu 
haben, deren môglicher Besitz und Gebrauch das erste 
erwerbliche Recht ausmacht, so wird von dem Souverân 
als Landesherrn, besser als Obereigentümer (do- 
minus territorii) allés solche Recht abgeleitet werden 
30 mûssen. Das Volk, als die Menge der Untertanen, ge- 
hôrt ihm auch zu (es ist sein Volk), aber nicht ihm aïs 
Eigentümer (nach dem dinglichen), sondern aïs Ober- 
befehlshaber (nach dem persônlichen Recht). — Dieses 
Ohereigentum ist aber nur eine Idee des bûrgerlichen 
Vereins, um die notwendige Vereinigung des Privat- 
eigentums aller im Volk unter einem ôffentlichen 


a) 2. Anflage: „ziirücktroterid*^ 

b) SC. „Verfaflsung** oder „Form'' 
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allgemeinen Bésitzer zu Bestimmung des besonderen 
Eigentums, nicht nach Grundsâtzen der Aggregation 
(die von den Teilen zum Ganzen empirisch fortschrei- 
tet), sondern dem notwendigen forraalen Prinzip der 
Binlteihing (Division des Bodens) nach Rechtsbe- [324] 
griffen vorstellig zu machen. Nach diesen kann der 
Obereigentümer kein Privateigentum an irgend einenoi 
Eoden haben (denn sonst machte er sich zu einer 
Privatperson), sondern dieses gehôrt nur dem Volk 
(und zwar nicht kollektiv, sondern distributiv genom- 10 
men) zu; wovon doch ein nomadisch-beherrschtes Volk 
auszünehmen ist, als in welchem gar kein Privateigen- 
tiim des Bodens stattfindet. — Der Oberbefehlshaber 
kann also keine Domànen, d. i. Landereien zu seiner 
Privatbenutzung (zu Unterhaltung des Hofes) haben. 

Denn weil es alsdann auf sein eigen Gutbefinden an- 
kame, wie weit sie ausgebreitet sein sollten, so würde 
der Staat Gefahr laufen, ailes Eigentum des Bodens 
in den liilnden der Regierung zu sehen, und aile llnter- 
lanen als grunduntertanig {yUhae adscripii/ und Be- 20 
sitzer von dem, was iinmer nur Eigentum eines an- 
deren ist, folglich aller Freiheit beraubt (servi) anzu- 
sehen. — Von einem Landesherrn kann man sagen: 
er besitzt nie ht s (zu eigen) auûer sich selbst; denn 
wenn er neben einem anderen im Staat etwas zu eigen 
biitte, so Avürde mit diesem ein Streit môglich sein, 
zu dessen Schliclitung kein Richter wâre. Aber man 
kann auch sagen: er besitzt ailes; weil er das Be- 
fehlshaberrecht über das Volk hat (jedem das Seine 
zuteil kommen zu lassen), dem aile auDeren Sacheii 30 
(divisim) zugehoren. 

Hieraus folgt: dafi es auch keine Korporation im 
Staate, keinen Stand und Orden geben kônne, der als 
Bigentümer den Boden zur alleinigen Benutzung den 
folgenden Generationen (ins Unendliche) nach gewissen 
Statuten überlielern kônne. Der Staat kann sie zu 
aller Zeit aufheben, nur unter der Bedingung, die 
Überlebenden zu entschiidigen. Der Ritterorden (als 
Korporation oder auch bloG Rang einzelner vorzüg- 
lich beehrter Personen); der Orden der Geistlich- 40 
keit, die Kirche genannt, kônnen nie durch diese Vor- 
rechte, womit sie begünstigt worden, ein auf Nach- 
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folger übertragbares Bigentum am Boden, sondefn 
nur die einstweilige Benutzung desselben erwerben. 
Die Komtureien auf einer, die Kirchengüter auf dcr 
anderen Seite kônnen, wean die offentliche Meinung 
wegen der Mittel, durch die Kriegsehre den Staat 
wider die Lauigkeit in Verteidigung desselben zu 
schützen, oder die Menschen in demselben durch Seel- 
messen, Gebete und eine Menge zu bestellender Seel- 
sorger, um sie vor dem ewigen Feuer zu bewahron, 
10 anzutreiben, aufgehôrt hat, ohne Bedenken (doch unter 
der vorgenannten Bedingung) aufgehoben werden. Die, 
so hier in die Reform fallen, kônnen nicht klagen, 
[325] daû ihnen 1 ihr Bigentum genommen werde; denn der 
Grund ihres bisherigen Besitzes lag nur in der Volks- 
meinung und muCte auch, solange diese fortwahrte, 
gelten. Sobald diese aber erlosch, und zwar auch nur 
in dem Urteil derjenigen, welche auf Leitung des- 
selben^) durch ihr Verdienst den grôCten Anspruch 
haben, so mulîte, gleiclisam als durch eine Appellation 
20 desselben an den Staat (a rcga male mformato ad regcm 
melius informandîm), das vermeinte Bigentum aut- 
hôren. 

Auf diesem ursprünglich erworbeneu Grundoigen- 
tume beruht das Redit des Oberbefehlshabers als Obor- 
eigentümers (des Landesherrn), die Frivateigentümer 
des Bodens zu beschatzen, d. i. Abgaben durch die 
Landtaxe, Accise und Zôlle oder Dienstleistung (der- 
gleichen die Stellung der Mannschaft zum Kriegs- 
dienst ist) zu fordern: so doch, daû das Volk sich selber 
30 beschatzt, weil dieses die eiiizige Art ist, hierbei nach 
Rechtsgesetzen zu verfahren, wenn es durch das Korps 
der Deputierten desselben geschieht, auch als ge- 
zwungene (von dem bisher bestandenen Gesetz ab- 
weichende) Anleihe nach dem Majestatsrechte, als in 
einem Falle, da der Staat in Geîahr seiner Auflôsung 
kommt, erlaubt ist. 

Hierauf beruht auch das Recht der Staatswirt- 
schaft, des Finanzwesens und der Polizei, welche 
letztero die offentliche Sicherheit, Gemâchlich- 
40 keit und Anstândigkeit besorgt; denn dalî das 


a) 80. des Volks. 
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Gefûhl fur diese (sensxis decori) als negativer Geschmack 
durch Bettelei, Lârmen auf Strafien, Gestank, ôffent* 
liche Wollust (venus volgivagajy als Verletzungen des 
moralischen Sinnes, nicht abgestumpft werde, erleich- 
tert der Regierung gar sehr ihr G^schafte, das Volk 
durch Gesetze zu lenken. 

Zu Erhaltung des Staats gehôrt auch noch ein 
drittes: namlich das Recht der Aufsicht (ius in> 
s'pcctionis)y dafi ihm nâiïilich keine Verbindung, die 
aufs ôffentliche Wohl der Geselîschaft (jniblicmn) 10 
Einfluû haben kann (von Staats- oder Religions-Illu- 
minaten), verheimlicht, sondern, wenn es von der 
Polizei verlangt wird, die Erôffnung ihrer Verfassung 
nicht geweigert werde. Die^) aber der Untersuchung 
der Privatbehausung eines jeden ist nur ein Notfall der 
Polizei, wozu sie durch eine hôhere Autoritat in jedem 
besonderen Falle berechtigt werden muO. 

C. 

Dem Oberbefehlshaber steht indirekt, d. i. als 
Übernehmer der Pflicht des Volks, das Recht zu, dieses 20 
mit Abgaben zu seiner (des Volks) eigenen Erhaltung [326] 
zu belasten, als da sind: das Armenwesen, die 
Findelhauser und das Kirchenwesen, sonst milde 
oder fromme Stiftungen genannt. 

Der allgemeino Volkswilie hat sich namlich zu 
eiiicr Geselîschaft vereinigt, welche sich immerwahrend 
erhalten soll, und zu dem Ende sich der inneren 
Staatsgewalt unterworfen, um die Glieder dieser Ge- 
sellschaft, die os selbst nicht vermôgen, zu erhalten. 

Von Staats wegon ist also die Regierung berechtigt, 30 
die Vermôgenden zu ndtigen, die Mittel der Erhaltung 
derjenigen, die es, selbst den notwendigsten Natur- 
bedürfnissen nach, nicht sind, herbeizuschaffen; weil 
ihre Existenz zugleich als^) Akt der Unterwerfung 
unter den Schiitz und die zu ihrem Dasein nôtige Vor- 
sorge des gemeinen Wesens ist, wozu sie sich verbind- 


a) hinzuzudenken ot\va: „Befugni8“ (aua „Aufsicht“ zu 
ergftnzen). 

b) Zu dem Gebrauch von vgl. S. 8, 
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lich gemacht haben, auf welcbe der Staat nun seia 
Recht gründet®^), zur Erhaltung ihrer Mitbûrger das 
Ihrige beizutragen. Das kann nun geschehen; dtirch 
Belastung des Eigentums der Staatsbürger oder ihres 
Handelsverkehrs oder durch errichtete Fonds und deren 
Zinsen, nicht zu Staats- (denn der ist reich), sondern 
zu Volksbedürfnissen; aber nicht bloÛ durch frei- 
willige Beitràge (weil hier nur vom Rechte des 
Staats gegen das Volk die Rede ist), worunter einige 

10 gewinnsüchtige sind (als Lotterien, die mehr Arme und 
dem ôffentlichen Eigentume Gefâhrliche machen, als 
sonst sein würden, und die also nicht erlaubt sein 
sollten), sondern zwangsmâfiig, als Staatslasten. Hier 
fragt sich nun: ob die Versorgung der Armen durch 
laufende Beitràge, sodajQ jedes Zeitalter die Sei- 
nigen ernahrt, oder durch nach und nach gesaraipelte^) 
Bestânde und überhaupt fromme Stiftungen (der- 
gleichen Witwenhauser, Hospitaler u. dgl. sind), und 
zwar jenes nicht durch Bettelei, vvelche mit der Râu- 

20 berei nahe verwandt ist, sondern durch gesetzliche 
Auflage ausgerichtet werdon soll? — Die erstere An- 
ordnung muû für die einzige dem Rechte des Staats 
angemessene, der sich niemand entziehen kann, der 
zu leben hat, gehalten werden; weil sie*^) nicht (wie von 
froramen Stiftungen zu besorgen ist), wenn sie mit der 
Zabi der Armen anwachsen, das Armsein zum Erwerb- 
mittel für faule Menschen machen und so eine un- 
gerechte Belastigung des Volks durch die Regie- 
rung sein würden. 

;30 Was die Erhaltung der aus Not oder Scham aus- 
gesetzten oder wohl gar darum ermordeten Kinder bt^ 
trifft, so hat der Staat ein Recht, das Volk mit der 
Pflicht zu belasten, diesen obzwar unwillkommenen 
Zuwachs des Staatsvermôgens nicht wissentlich um- 
kommen zu lassen. Ob dieses aber durch Besteuerung 
[327] der Hagestolzen beiderlei Geschlechts (worunter die| 
vermôgenden Lodigen verstanden werden) als 


a) Hier ist zü ergânzen das vorangegafigena: „dio Ver- 
môgenden zu nOtigen**. 

b) „Tiach und nach gesainmeîte“ fehlt in der 2. Auflage. 

c) die Iftuff'nden Beitrfigc. 



1. Abscbniti. Das Staatsrecbt. Allg. A 4 )m. G. 153^ 

eolcher*'), die daran doch zum Teil schuld sind, ver- 
mittelst dazu errichteter Pindelhauser, oder auf andere 
Art mit Recht geschehen konne (ein anderes Mittel, 
e.s za verhûten, mdchte es aber schwerlicb geben)^ 
ist eine Aufgabe, deren Lôsung^ ohne entweder wîder 
<ias Recht ^er die Moralitat zn verstoBen, bisher 
noch nicht gelungen ist. 

Da auch das Kirchenwesen, welches von der 
Religion als innerer (îesinnung, die ganz aufier dem 
Wirkungskreise der bürgerlichen Macht ist, sorgfâltig 10 
nnterschieden werden mufi (als Anstalt zum ôlfent- 
lichen Gottesdienst für das Volk, aus welchem 
dieser auch seinen Ursprung hat, es sei Meinung oder 
Überzeugung), ein wahres Staatsbedürfnis wird, sich 
auch als Untertanen einer hôchsten unsichtbaren 
Macht, der sio huldigen müssen, und die mit der 
bürgerlichen oft in einen sehr ungleichen Streit kom- 
men kann, zu betrachten: so hat der Staat das Recht, 
nicht etwa der inneren Konstitutional-Gesetzgebung, 
das Kirchenwesen nach seinem Sinne, wie es ihm 20 
vorteilhaft dünkt, einzurichten, den Glauben und gottee-* 
dienstliche Formen (ritus) dem Volke vorzuschreiben 
oder zu befehlen (denn dieses muÛ ganzlich denLehrern 
und Vorstehern, die es sich selbst gewâhlt hat, ùber- 
lassen bleiben), sondern nur das négative Recht, den 
Einfluû der ôffentlichen Lehrer^) auf das sichtbare 
politische gemeine Wesen, der der ôffentlichen Ruhe 
nachteilig sein môchte, abzuhalten, mithin bei dem 
inneren Streit oder dem der verschiedenen Kirchen 
untereinander die bürgerliche Eintracht nicht in Ge- 30 
fahr kommen zu iassen, welches also ein Recht der 
Polizei ist. Dafl eine Kirche einen gewissen Glauben 
und welchen sie haben, o<ler daD sie ihn unabànder- 
lich erhalten mûsse und sich nicht selbst reformieren 
dürfe, sind Einmischungen der obrigkeitlichen Gewalt, 
die unter ihrer Würde sind: weil sie sich dabei 
als einem Schulgezanke auf den Fufl der Gleich- 
heit mit ihren Untertanen einlalît (der Monarch sich 
zum Priester macht), die ihr geradezu sagen kônnen, 


a) Kant; „8olcbe“; korr, Vorîander. 

b) „dor Offentlichen Ijehrer“ fehlt in der 2. Aoflage. 
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dafl sie hier von nichts verstehe; vornehmlich was das 
îetztere, nâmlich das Verbot innerer Reformen be- 
trifft; — denn was das gesamte Volk nicht ûber sich 
selbst beschlielSen kann, das kann auch der Gresetzgeber 
nicht über das Volk beschliefien. Nun kann aber kein 
Volk beschliefien, in seinen den Glauben betreffenden 
Einsichten (der Aufklàrung) niemals weiter fortzu- 
schreiten, mithin auch sich in Ansehung des Kirchen- 
wesens nie zu reformieren; weil dies der Menschheit 

10 in seiner eigenen Person, mithin dom hôchsten Rechte 
desselben ontgegen sein würde. Also kann es auch 
1^281 keine obrigkeitliche Ge | walt über das Volk be- 

schlieOen. Was aber die Kosten der Erhaltung 

des Kirchenwesens betrifft, so kônnen diese aus ebeii- 
derselben Ursache nicht dem Staate, sondern müsscn 
dem Teile des Volks, der sich zu einem oder dem an- 
deren Glaiiben bekennt, d. i. nur der Gemeine zu 
Lasten kommen. 

* D. 

20 Das Kecht des obersten Befehlshabers im Staate 
geht auch 1. auf Verteilung der Âmter, als mit 
einer Besolduug verbundener Geschaftsführung; 2. der 
Würden, die als Standeserhôhungen ohne Sold, d. i. 
Rangerteiliiiig des^*') Oberen (der zum Befehlen)^) in 
Ansehung der Niederen (die, obzwar als freie und nur 
durchs offentliche Gesetz verbindliche, doch jenen zu 
gehorsamen zum voraus bestimmt sind), blofl auf Ehre 
îundiert sind — und 3. auDer diesom (respektiv-wohl- 
tatigen) Recht auch auls Strafrecht. 

30 Was ein bürgerliches Amt anlangt, so kommt hier 
die Frage vor: hat der Souveran das Recht, einem, 
dem er ein Amt gegeben, es nach seinem Gutbefinden 
(ohne ein Verbrechen von seiten des letzteren) wieder 
zu nehmen? Ich sage: nein! Denn was der vereinigte 
Wille des Volks über seine bürgerlichen Beamten 
nie beschlieûen wird, das kann auch das Staats- 
oberhaupt über ihn nicht beschlieCen. Nun will das 
Volk (das die Kosten tragen soll, welche die An- 


a) 2. Auflage: „der“ 

b) SC. bestimmt ist. 
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ôetzung eines Beamten ihm machen wird) ohne allen 
Zweifeï daC dieser seinem ihm auferlegten Geschafte 
vôllig gewachsen sei; welches aber nicht anders als 
durch eine hinlangliche Zeit hindarch fortgesetzte Vor- 
bereitung tind Erlernung desselben, über der er die- 
jenige versaumt, die er zur Erlernung eines anderen 
ihn nâhrenden Geschâfts hâtte verwenden kônnen, ge~ 
schehen kann; mithin würde in der Regel das Amt 
mit Leuten versehen werden, die keine dazu erforder- 
liche Geschicklichkeit und durch Übung erlangte reife 10 
Urteilskraît erworben hatten; welches der Absicht des 
Staats zuwider ist, als zu welcher auch erforderlich 
ist, daB jeder vom niedrigeren Amte zu hôheren (die 
sonst lauter Untauglichen in die Hande fallen wür- 
den) steigen, mithin auch auî lebenswierige Versor- 
gung müsse rechnen konnen. 

Die Würde betreffend, nicht bloC die, welche ein 
Amt bei sich füliren mag, sondern auch die, welche den 
Besitzer auch ohne besondere Bedienungen zum Gliede 
eines hôheren Standes macht, ist der Adel, der vom GO 
bürgerlichen Stande, in welchem das Volk ist, unter- 
schieden, den| mannlichen Nachkommen anerbt, durch |3- 
diese auch wohl den weiblichen unadeliger Geburt, nur 
80, daB die adelig Geborene ihrem unadeligen Ehe- 
mann nicht umgekehrt diesen Rang mitteilt, sondern 
selbst in den bloB bürgerlichen (des Volks) zurück- 
fallt. — Die hYage ist nun: ob der Souveriin einou 
Adelstand, als einen erblichen Mittelstand zwischeu 
ihm und den übrigen Staatsbürgern, zu gründen be- 
rechtigt sei. In dieser Frage kommt es nicht darauf an: 30 
ob es der Klugheit des Souverans wegen seines und 
des Volks Vorteils, sondern nur, ob es dem Redite des 
Volks gemaB sei, einen Stand von Personen über sich 
zu haben, die zwar selbst Untertanen, aber doch in An- 
sehung des Volks geborene Befehlshaber (wenigstens 

privilegierte) sind. Die Beantwortung derselben 

geht nun hier, ebenso wie vorher, aus dem Prînzip her- 
vor: „Was das Volk (die ganze Masse der Untertanen) 
nicht über sich selbst und seine Genossen beschlieBen 
kann, das kann auch der Souverân nicht über das iO 
Volk beschlieBen.^ Nun ist ein angeerbter Adel, 
ein Rang, der vor dem Verdienste vorher geht und 
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dieses auch mit keinem Grande hoffen làflt, ein Ge« 
dankending ohne aile Realitât. Denn wenn der Vor- 
fahr Verdienst batte, so kennte er dieses doch nicht 
auf seine Nachkommen vererben, sondern diese miiiî- 
ten es sich immer selbst erwerben; da die Natur es 
nicht so fügt, daÛ das Talent und der Wille, welche 
Verdienste um den Staat moglich machen, auch an- 
art en. Weil nun von keinem Menschen angenommen 
werden kann, er werde seine Freiheit wegwerfen, 
10 80 ist es unmôglich, daû der allgemeine Volkswille 
zu einem solchen grundlosen Prârogativ zusammen- 
stimme, mithin kann der Souveran es auch nicht gel- 

tend machen. Wenn indessen gleich eine solche 

Anomalie in das Maschinenwesen einer Regierung von 
alten Zeiten (des Lehnswesens, das fast ganzlich auf 
den Krieg angelegt war) eingeschlichen, von Unter- 
tanen, die niehr als Staatsbürger, namlich geborene 
Beamte (wie etwa ein Erbprofessor), sein wollen, so 
kann der Staat diesen von ihm begangenen Fehler 
20 eines widerrechtlich erteilten erblichen^) Vorzugs nicht 
anders als durch Eingehen und Nichtbesetzung der 
Stellen allmâhlich wiederum gut machen, und so hat 
er provisorisch ein Recht, diese Würde dem Titel nach 
fortdauern zu lassen, bis selbst in der offentlichen Met 
nung die Einteilung in Souveran, Adel und Volk der 
einzigen natürlichen in Souveran und Volk Platz ge- 
niacht haben wird. 

Ohne aile Würde kann nun wohl kein Mensch im 
Staate sein, denn er hat wenigstens die des Staats- 
{330] 80 bürgers; auBer wenn er sich durch sein eigenes| 
Verbrechen darum gebracht hat, da er dann zwar im 
I->eben erhalten, aber zum bloflen Werkzeuge der Will- 
kür eines anderen (entweder des Staats oder eines 
anderen Staatsbürgers) gemacht wird. Wer nun das 
letztere ist (was er nur durch TJrteil und Recht wer- 
den kann), ist ein Leibeigener (servus in smm stricto} 
und gehort zum Eigentum (dominium) eines anderen, 
der daher nicht bloJQ sein Herr (herus), sondern auch 
sein Eigentümer (do-minm) ist, der ihn als eine 
40 Sache verâuCern und nach Belieben (nur nicht zu 


a) „erblichen*‘ fehlt in dor 2. Auflage. 
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scliandbaren Zwecken) brauchen und über seine 
Krâfte, wenngleich nicht über sein Leben und Glied- 
mafien verfûgen (disponieren) kann. Durch einen 
Vertrag kann sich niemand zu einer solchen Abhàngig- 
keit verbinden, dadurch er aufhôrt, eine Person zu 
^ein; denn nur als Person kann er einen Vertrag 
machen. Nun scheint es zwar, ein Mensch kônne sich zu 
gewissen der Qualitat nach erlaubten, dem Grade nach 
aber unbestimmten Diensten gegen einen anderen 
(für Lohn, Kost oder Schutz) verpflichten durch einen 10 
Verdingungsvertrag (locafio condtcctio)^ und er werde 
dadurch blofi Untertan (suUcctus), nicht Leibeigener 
/senms) ; allein das ist nur ein falscher Schein. Denn 
wenn sein Herr befugt ist, die Krâfte seines Untertans 
nach Belieben zu benutzen, so kann er sie auch (wie 
es mit den Negern auî den Zuckerinseln der Fall ist) 
erschopfen, bis zum Tode oder der Verzweiflung, und 
jener hat sich seinem Herrn wirklich als Eigentum 
weggegeben; welches unmôglich ist. — Br kann sich 
also nur zu der Qualitat und dem Grade nach bestimm- 20 
ten Arbeiten verdingen: entweder als Tagelôhner oder 
ansâssiger Untertan; ira letzteren Fall, dafl er teils 
für den Gebrauch des Bodens seines Herrn statt des 
Tagelohns Dienste auf demselben Boden, teils für die 
eigene Benutzung desselben bestimmte Abgaben (einen 
Zins) nach einem Pachtvertrage leistet, ohne sich dabei 
zura Gutsuntertan (gJehae adscriptus) zu machen, als 
wodurch er seine Persônlichkeit einbüfien wûrde, mit- 
hin eine Zeit- oder Erbpacht gründen kann. Er mag 
nun aber auch^) durch sein Verbrechen ein person- 30 
licher Untertan geworden sein, so kann diese Unter- 
tanigkeit ihra doch nicht anerben, weil er sie sich 
nur durch seine eigene Schuld zugezogen hat; und eben- 
sowenig kann der von einem Leibeigenen Erzeugte 
wegen der Erziehungskosten, die er gemacht hat, in 
Anspruch genoramen werden, weil Erziehung eine ab- 
solute Naturpflicht der Bltern und, ira Falle daû diese 
Leibeigene waren, der Herren ist, welche mit dem 
Besitz ihrer Untertanen auch die Pflichten derselben 
übernomnien haben. 40 


a) „aacb“ fehlt iu der 8. Auflago. 
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[331] B. 

Tom Straf- and Begnadigungsreelit. 

I. 

Das Strafrecht ist das Recht des Befehlshabers 
gegen den Unterwlirfigen, ihn wegen seines Ver- 
brechens mit einem Schmerz zu belegen. Der Oberste 
im Staate kann also nicht hestraft werden, sondern 
raan kann sich nur seiner Herrscliaft entziehen. — 
Diejenige Übertretung des ôffentlichen Gkisetzes, die 
10 den, welcher sie begeht, unfahig macht, Staatsbürger 
zu sein, heiût Verbrechen schlechthin (aimcn), oder*^) 
auch ein ôffentliches Verbrechen (crlmen publmmi); 
daher das erstere (das Privatverbrechen) vor die Zivil-, 
das andere vor die Kriminalgerechtigkeit gezogen 
wird. — Veruntreuung, d. i. Unterschlagung der 
zum Verkehr anvertrauten Gelder oder Waren, Betrug 
im Kauf und Verkauf bei seheiiden Augen des an- 
deren sind Privatverbrechen. Dagegen sind: falsch 
Geld oder Wechsel zu machen, Diebstahl und Raub 
20 u. dergl. offentliche Verbrechen, weil das gemeine 
Wesen und nicht bloB eine einzelne Person dadurcli 
gefâhrdet wird. — Sie konnten in die der nieder- 
trachtigen Gemütsart (indolis ohiertae) und die der 
gewalttatigen (indolis violcnfae) eingeteilt werden. 

Richterliche Strafe (pocna forensis), die von 
der natürlichen (pocna naturaUs), dadurch dasLaster 
sich selbst bestraft und auf welche der Gesetzgeber 
gar nicht Rücksicht ninimt, verschieden, kann nie- 
mais bloB als Mittel, ein anderes Gute zu befôrdern, 
30 für den Verbrecher selbst oder für die bürgerliche 
Gesellschaft, sondern muB jederzeit nur darum wider 
ihn verhangt werden, weil er verbrechen hat; denn 
der Mensch kann nie bloB als Mittel zu den Absichtcn 
eines anderen gehandhabt und unter die Gegenstande 
des Sachenrechts gemengt werden, wowider ihn seine 
angeborene Persônlichkeit schützt, ob er gleich die 
bürgerliche einzubüfien gar wohl verurteilt werden 


a) Kant: „aber“; korr. Vorlander (nach der Vermutung 
Natorps). 
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kann. Er muû vorher strafbar befunden sein, ehe 
noch daran gedacht wird, aus dieser Strafe einigen 
Nutzen für ihn selbst oder seine Mitbürger zu ziehen. 

Das Strafgesetz ist ein kategorischer Imperativ, und 
wehe dem! welcher die Schlangenwindungen derGlück- 
seligkeitslehre durchkriecht, um etwas auszufinden, 
was durch den Vorteil, den es verspricht, ihn von der 
Strafe oder auch nur einem^) Grade derselben ent- 
binde, nach dem pharisâischen Wahlspruch: „Es ist 
besser, dafi | ein Mensch sterbe, als dafi das ganze 10 [332) 
Volk verderbe^; denn wenn die Gerechtigkeit unter- 
geht, so hat es keinen Wert mehr, daI3 Menschen auf 
Erden leben. — Was soll man aiso von dem Vor- 
scblage halten: einem Verbrecher auf den Tod das 
Leben zu erhalten, wenn er sich dazu verstande, an 
sich gefahrliche Expérimente machen zu lassen, und 
so glücklich ware, gut durclizukommen, damit die 
Àrzte dadurch eine neue, dem gemeinen Wesen er- 
sprieflliche Belehrung erhielten? Ein Gerichtshof 
würde das medizinische Kollegium, das diesen Vor- 20 
schlag tate, mit Verachtung abweisen; denn die Ge- 
rechtigkeit hort auf, eine zu sein, wenn sie sich für 
irgend einen Preis weggibt. 

Welche Art aber und welcher Grad der Bestrafung 
ist es, welche die ôffentliche Gerechtigkeit sich zum 
Prinzip und Richtmafie macht? Kein anderes als das 
Prinzip der Gleichheit (im Stande des Züngleins aji der 
Wage der Gerechtigkeit), sich nicht mehr auf die eine 
aïs auf die andere Seite hinzuneigen. Also: was für 
unverschuldetes Übel du einem anderen im Volke zu- 30 
fügst, das tust du dir selbst an. Beschimpîst du ihn, 
so beschimpfst du dich selbst; bestiehlst du ihn, so be- 
stiehlst du dich selbst; schlâgst du ihn, so schlagst 
du dich selbst; totest du ihn, so tôtest du dich selbst. 

Nur das Wiedervergeltungsrecht talionis), 
aber wohl zu verstehen vor den Schranken des Gerichts 
(nicht in deinem Privaturteil), kann die Qualitât und 
Quantitat der Strafe bestimmt angeben; aile anderen 
sind hin und her schwankend und kônnen, anderer sich 
einmischenden Jlücksichten wegen, keine Angemessen- 40 


a) *2. Aiiflago: ,,in 
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Jieit mit dem Spruch der reinen und strengen Gerech- 
tigkeit enthalten. — Nun scheint es zwar, daû der 
Unterschied der Stande das Prinzip der Wiedervergel- 
tuûg: Gleiches mit gleichem, nicht verstatte; aher 
wenn es gleich nicht nach dem Buchstaben môglich 
sein kann, so kann es doch der Wirkung nach, respek- 
tive auf die Empfindnngsart der Vornehmeren, immer 

f eltend bleiben. — So hat z. B. Geldstrafe wegen einer 
erbalinjurie gar kein Verhâltnis zur Beleidigung, 
10 denn der des Geldes viel hat, kann diese sich wohl 
einmal zur Lust erlauben; aber die Krankung der Ehr- 
liebe des einen kann doch dem Wehtun des Hochmuts 
des anderen sehr gleich kommen: wenn dieser nicht 
allein ôffentlich abzubitten, sondern jenem, ob er zwar 
niedriger ist, etwa zugleich die Hand zu kûssen, durcli 
Urteil und Recht genôtigt würde. Ebenso, wenn der 
gewalttâtige Vornehme für die Schlàge, die er dem 
niederen, aber schuldlosen Staatsbürger zumifit, aufier 
der Abbitte noch zu einem einsamen und beschwer- 
[333] 20 lichen Arreste verurteilt würde, weil | hiermit auBer 
der Ungemachlichkeit noch die Bitelkeit des Tâters 
schmerzhaft angegriffen und so durch Beschamuiig 
gleiches mit gleichem gehôrig vergolten würde. — 
Was heiflt das aber: „Be8tiehlst du ihn, so bestiehlst 
du dich selbst?“ Wer da stiehlt, macht aller anderer 
Eigentum unsicher; er beraubt sich also (nach dem 
Rechte der Wiedervergeltung) der Sicherheit ailes 
môglichen Eigentums; er hat nichts und kann auch 
nichts erwerben, will aber doch leben; welches nun 
SO nicht anders môglich ist, als dafl ihn andere ernahren. 
Weil dieses aber der Staat nicht umsonst tun wird, so 
mufi er diesem seine Krâlte zu ihm beliebigen Arbeiten 
(Karren- oder Zuchthausarbeit) überlassen und kommt 
auf gewisse Zeit oder nach Befinden auch auf immer 
in den Sklavenstand. — Hat er aber gemordet, so mufi 
er s ter ben. Es gibt hier kein Surrogat zur Befriedi- 
gung der Gerechtigkeit. Es ist keine Gleichartig- 
keit zwischen einem noch so kummervollen Leben 
und dem Tode, also auch keine Gleichheit des Ver- 
40 brechens und der Wiedervergeltung als durch den am 
Tâter gerichtlich vollzogenen, doch von aller MiÛ- 
handlung, welche die Menschheit in der leidenden 
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Person zum Scheusal machen kônnte, befreiten Tod. 

— Selbst wenn sich die bürgerliche Gesellschaît mit 
aller Glieder Einstimmung auflôste (z, B. das eine 
Insel bewohnende Volk beschlôsse, auseinander zu 
gehen und sich in aile Welt zu zerstreuen), mûûte der 
letzte im Gefàngnis befindliche Môrder vorher hin- 
gerichtet werden, damit jedermann das widerfahre, was 
seine Taten wert sind, und die Blutschuld nicht auf dem 
Volke hafte, das auf diese Bestrafung nicht gedrungen 
fiat: weil es als Teilnehmer an dieser ôffentlichen Ver- 10 
ietzung der Gerechtigkeit betrachtet werden kann, 

Diese Gleichheit der Strafen, die allein durch die 
Erkenntnis des Eichters auf den Tod nach dem strengen 
Wiedervergeltungsrechte môglich ist, offenbart sich 
daran, daÔ dadurch allein proportionierlich mit der 
inneren Bôsartigkeit der Verbrecher das Todes- 
urteil über aile (selbst wenn es nicht einen Mord, 
sondern ein anderes nur mit dem Tode zu tilgendes 
Staatsverbrechen betrâfe) ausgesprochen wird. — 
Setzet, dafi, wie in der letzten schottischen Rébellion®’), 20 
da verschiedene Teilnehmer an derselben (wie B ai- 
mer i no und andere) durch ihre Empôrung nichts 
als eine dem Hause Stuart schuldige Pflicht aus- 
zuüben glaubten, andere dagegen Privatabsichten heg- 
ten, von dem hôchsten Gerichte das Urteil so ge- 
aprochen worden wàre: ein jeder solle die Freiheit 
der Wahl zwischen dem Tode und der Karrenstrafe 
haben; so sage îch: der ehrliche Mann wahlt den Tod, 

I der Schelm aber die Karre; so bringt es die Natur [334] 
des menschlichen Gemütes mit sich. Denn der erstere 30 
kennt etwas, was er noch hôher schatzt als selbst das 
Leben: namlich die Ehre; der andere hait ein mit 
Schande bedecktes Leben doch immer noch für besser, 
als gar nicht zu sein (anirnavi praeferre padori. J u vé- 
nal) b). Der erstere ist nun ohne Widerrede wenîg«.’ 
strafbar als der andere, und so werden sie durch den 
über aile gleich verhangten Tod ^nz proportionierlich 
bestraft; jener gelinde nach seiner Empfindungsart, 
und dieser hart nach der seinigen; dahingegen, wenn 

a) Gemeiût ist der Aufstand vou 1745/46; Lord Bal* 
laerino zeichnete sich durch beeondere SUiidhaftigkeit aus. 

b) Sat. III 8, 83: ein Lieblingsspruch Kaiits. 

Kant, M«taj>byBik der Siiteu. 11 
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durchgângiff auf die Karrepstrafe erkannt würde, der 
erstere zu hart, der andere für seine Niedertrachtig- 
keit gar zu gelinde bestraft wâre; und so ist auch hier 
im Ausspruche über eine im Komplott vereinigte Zabi 
von Verbrechern der beste Ausgleicher vor der offent- 
lichen Gerechtigkeit der Tod. — Überdem hat man nie 
gehôrt, dafi ein wegen Mordes zum Tode Verurteiiter 
sich beschwert batte, dafi ihm damit zuviel und also un- 
recht geschehe; jeder würde ihm ins Gesicht lacben, wenn 
10 er sich dessen aufierte. — Man müûte sonst annehmen, 
daB, wenn déni Verbrecher gieich nacli dem Gesetz nicht 
unrecht geschieht, doch die gesetzgebende Gewalt im 
Staat diese Art von Strafe zu verhangen nicht befu|^ 
und, wenn sie es tut, mit sich selbst im Widerspruch sei. 

Soviel also der Morder sind, die den Mord verübt 
oder auch befohien oder dazii mitgewirkt haben, so viele 
müsscn auch den Tod leiden; so will es die Gerechtig- 
keit als Idee der richterlichen Gewalt nach allgcmeinen, 
a priori begründeten Gesetzen. — Wenn aber doch die 
20 Zabi der Komplizen (correi) zu einer solchen Tat so groB 
ist, daB der Staat, um keine solchen Verbrecher zu 
haben, bald dahin kommen kônnte, keine TJntertanen 
inehr zu haben, und sich doch nicht aiifloson, d. i. in 
den noch viel argeren, aller aiii3eren Gerechtigkeit ent- 
l)ehrenden Naturzustand übergehen (vornehmdch nicht 
durch das Spektakel einer Schlachtbank das Gefühl des 
Volks abstumpfen) will, so muB es auch der Souverlin 
in seiner Macht haben, in diesem Notfaile (cams ne- 
crssitaiis) seibst den Richter zu machen (vorzustellen) und 
30 ein Urteil zu sprechen, welches statt der Lebensstrafe 
eine andere den Verbrechern zuerkennt, bei der die 
Volksmenge noch erhalten wird, dergieichen die Dé- 
portation ist: dieses selbst aber nicht als nach einem 
offentlichen Gesetz, sondern durch einen Maclitspruch, 
d. i. einen Akt des Maiesftsrechts, der als Begnad'gung 
nur immer in einzelnen Fdllen ausgeübt worden kann. 

Hiergegen hat nun der Marchese Beccaria-») ans 
[335] teilnehmendcr Em | pündelei einer affekt*e:ten Hu- 
manitiit (compassiblllhis) seine Behauptung der Un- 
40 rechtmaBigkeit aller Todesftaîe aurgestellt: weil 
sie im ursprünglichen bürgerlichen Vert ago nicht 

a) Beccaria (1735 — 95) in seiner Sclirift IJei delitti e 
delle pene (1764), 
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enthalten sein kônnW; denn da hâtte jeder im Volk 
einwilligen müssen, sein Leben zu verlieren, wenn er 
etwa einen anderen (im Volk) ermordete; diese Ein- 
willigung aber sei unmôglich, weil niemand über sein 
Leben disponieren kônne. Ailes Sophisterei und Rechts- 
verdrehung, 

Strafe erleidet jemand nicht, weil er sie, sondern 
weil er eine strafbare Handlung gewollt bat; denn 
es ist keine Strafe, wenn einem geschieht, was er will, 
und es ist unmôglich, gestraft werden zu wollen. — 10 
Sagen: ich will gestraft werden, wenn ich jemand er- 
morde, heiflt nichts mehr aïs: ich unterwerfe midi 
sarat allen übrigen den Gesetzen, welche natürlicher- 
weise, wenn es Verbrecher im Volke gibt, auch Straf- 
gesetze sein werden, Ich als Mitgesetzgeber, der das 
Strafgesetz diktiert, kann unmôglich dieselbe Person 
sein, die als Untertan nach dera Gesetz bestraft wird; 
denn als ein solcher, namlich als Verbrecher, kann ich 
unmôglich eine Stimme in der Gesetzgebung haben 
(der Gesetzgeber ist heilig). Wenn ich also ein Straf- 20 
gesetz gegen mich als einen Verbrecher abfasse, so 
ist es in mir die reine rechtlich-gesetzgebende Ver- 
nunft (homo noumenon), die mich als einen des Ver- 
brechens Fahigen, folglich als eine andere Person 
{homo phaenofuenon) saint allen übrigen in einem Bürger- 
verein dem Strafgesetze unterwirft. Mit anderen 
Worten: nicht das Volk (jeder einzelne in demselben), 
sondern das Gericht (die ôffentliche Gerechtigkeit), 
mithin ein anderer als der Verbrecher, diktiert die 
Todesstrafe, und im Sozialkontrakt ist gar nicht das ^0 
Versprechen enthalten, sich strafen zu lassen und so 
über sich selbst und sein Leben zu disponieren. Denn 
wenn der Befugnis zu strafen ein Versprechen des 
Missetiiters zum Grunde liegen müjDte, sich strafen 
lassen zu wollen, so müDte es diesem auch über- 
lassen werden, sich straffallig zu finden, und der Ver- 
brecher würde sein eigener Richter sein. — Der Haupt- 
punkt dos Irrtums (jiqwtov t^hsvôoç) dieses Sophismas 
besteht darin: daû es*^) das eigene Urtcil des Ver- 
brechers (das man seiner Vernunft notwenJig zu- 40 

a) „e8“ Zutsatz Hartensteius; iNatorp: Keller- 

cuvun: 
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traueu muJQ), des Lebens verlustig werden zn mûssen, 
für einen Beschlulî des Willens ansieh^ es sich selbst 
zu nehmen, and so sich die Rechtsvollziehung mit der 
Rechtsbeurteilung in einer and derselben Person ver- 
einigt vorstellt. 

Es gibt indessen zwei todeswürdige Verbrechen, in 
Ansehung deren, ob die Gesetzgebang aach die Be- 
[336] fagnis habe, sie mit der Todesstrafe | za belegen, noch 
zweifelhaft bleibt. Za beiden verleitet das Ehrgeîühl. 
10 Das eine ist das der Geschlechtsehre, das andere 
der Kriegsehre, and zwar der wahren Ehre, welche 
jeder dieser zwei Menschenklassen als Pflicht obliegt. 
Das eine Verbrechen ist der mütterliche Kindes- 
mord (hifaniicidium maternale) ; das andere der 
Kriegsgesellenmord (commiHionîcidium), das Daell. 
— Da die Gesetzgebang die Schmach einer an- 
ehelichen Geburt nicht wegnehmen and ebensowenig 
den Fleck, welcher aas dem Verdacht der Feigheit^) 
auf einen untergeordneten Kriegsbefehlshaber faill, 
20 welcher einer verachtlichen Begegnung nicht eine über 
die Todesfurcht erhobene eigene Gewalt entgegensetzt, 
wegwischen kann: so scheint es, daÛ Menschen in 
diesen Fallen sich im Naturzastande befinden and 
Tôtang (homicidium), die alsdann nicht einmal Mord 
(homicidium dolosim) heiûen müûte, in beiden zwar aller- 
dings strafbai* sei, von der obersten Macht aber mit 
dem Tode nicht kônne bestraft werden. Das aneheliche 
aaf die Welt gekommene Kind ist aafler dem GeseU 
(denn das heiBt Ehe), mithin aach âtifier dem Schutze 
80 desselben geboren. Es ist in das gemeine Wesen 
gleichsam eingeschlichen (wie verbotene Ware), so 
dafl dieses seine Existenz (weil es billig auf diese Art 
nicht hatte existieren sollen), mithin aach seine Ver- 
nichtung ignorieren kann, and die Schande der Mutter, 
wenn ihre aneheliche Niederkanft bekannt wird, kann 
keine Verordnang heben. — Der zum Unterbefehls- 
haber eingesetzte Kriegsmann, dem ein Schimpf an- 
getan wir^ sieht sich ebensowohl durch die ôffentliche 
Meinung der Mitgenossen seines Standes genôtigt, sich 
40 Genagtaang and, wie im Natarzustande, Beetralung des 


a) Kant: „Feigheit, der'*; korr.-Vorlânder, 
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Beleidigers nicht durchs Gesetz vor einem Gerichts- 
hof e, sondern darch das Due 11, darin er sichselbst der 
Lebensgefahr aussetzt, zu verschaffen, um seinen 
Kriegsmut zu beweisen, als worauf die Ebre seines 
Standes wesentlich beruht, sollte es auch mit der 
Tôtung seines Gegners verbunden sein, die in diesem 
Kampfe, der ôffentlich und mit beiderseitiger Ein- 
willigung, doch auch ungern geschieht, eigentlich nicht 

Mord (liomicidmm dolomm) genannt werden kann. 

Was ist nun in beiden (zur Kriminalgerechtigkeit ge- 10 
hôrigen) Fallen Eechtens? — Hier kommt die Straf- 
gerechtigkeit gar sehr ins Gedrânge: entweder den 
Ehrbegriff (der hier kein Wahn ist) durchs Gesetz fiir 
nichtig zu erklaren und so mit dem Tode zu be- 
strafen, oder von dem Verbrechen die angemessene 
Todesstrafe wegzunehmen und so entweder grausam 
oder nachsichtig zu sein. Die Auflôsung dieses Kno- 
tens ist: daÛ der kategorische Imperativ der Straf- 
gerechtigkeit (die gesetzwidrige| Tôtung eines anderen [337] 
müsse mit dem Tode bestraft werden) bleibt, die Ge- 20 
setzgebung selber aber (mithin auch die bürgerliche 
Verfassung), Solange noch als sie barbarisch und un- 
ausgebildet ist^), dai*an schuld ist, daû die Trieb- 
federn der Ehre im Volke (subjektiv) nicht mit den 
Maûregeln zusammentreffen wollen, die (objektiv) ihrer 
Absicht gemaû sind, sodaÛ die ôffentliche, voin Staat 
ausgehende Gerechtigkeit in Ansehung der ans dem 
Volk eine Ungerechtigkeit wird. 

IL 

Das Begnadigungsrecht aggratlandi) fur 30 
den Verbrecher, entweder der Milderung oder ganz- 
lichen Erlassung der Strafe, ist wohl unter allen 
Rechten des Souverans das schlûpfrigste, um den Glanz 
seiner Hoheit zu beweisen und dadurch doch in hohem 
Grade unrecht zu tun. — In Ansehung der Verbrechen 
der Untertanen gegeneinander steht es schlechter- 
dings ihm nicht zu, es auszuüben; denn hier istStraflosig- 
koit (impuniias criminis) das grôfite Unrecht gegen die 

a) und von xnir zur Verdôutllchung hinzu- 

gesetzi 
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letzteren. Also nur bei einer Lâsion, die ihm selbst 
widerfâhrt (crimen laesae maicstatis), kann er davon 
Gebrauch machen. Aber auch da nicht eiumal, wenn 
durch Ungestraftheit dem Volke selbst in Ansehung 
seiner Sicherheit Gefahr erwachsen kônnte. — Diesos 
Becht ist das einzigo, was den Namen dos Majestâts- 
rechts verdient. 

Ton dem rechtliehen VeiiiSUnisso des Bilrgers zum 
Vaterlande und zum Auslande. 

10 § 50. 

Das Land (ierrHoHam), dessen Einsassun schon 
durch die Konstitution, d. i. ohne einen besonderen 
rechtlichen Akt ausüben zu dürfen (mithin durch die 
Gcburt), Mitbürger eines und desselben gemeinen We- 
sens sind, heifit das Vaterland; das, worin sic es 
ohne diese Bedingung sind, das Ausland, und dieses, 
wenn es einen Teil der Landesherrschaft überhaupt 
ausmacht, heifit die Provinz (in der Bedeutung, wie 
die Borner dieses Wort brauchten), welche, weil sie 
30 doch keinen koalisierten Teil des Reichs (imperU) als 
Sitz von Mitbürgern, sonder n nur eine Besitzung 
desselben als eines Unterhauses^) ausmacht, den 
Boden des herrschendeu Staats als Mutterland (regio 
domina) verehren muB. 

[338] 1. Der Untertan (auch als Bürger betrachtet) 

hat das Redit der Auswanderung; cîenn der Staat 
kônnte ihn nicht als sein Eigentum zurückhalten. Doch 
kann er nur seine fahrende, nicht die liegende Habe mit 
herausnehmen; welches alsdaim doch geschehen würde, 
80 wenn er seiuen bisher besessenen Boden zu verkaufen 
und das Geld dafür mit sich zu nehmen befugt wâre. 

2, Der Landesherr hat das Recht der Begünsti- 
gung der Einwanderung und Ansiedelung Fremder 
(Xolonisten), obgleich seine Landeskinder dazu scheel 
sehen môchten; wenn ihnen nur nicht das Privateigen- 
tum derselben am Boden gekürzt wird. 

3. Ebenderselbe hat auch im Falle eines Ver- 
brechens des Untertans, welches aile Gemeinschaft 


a) „Untertan8“? [Mcliin], vgl. S. 138^’)» 171*). 
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der Mitbürger mit ihm îür den Staat verderblich macht, 
das Becht der Verbannung in eine Provinz im Ans- 
lande, wo er keiner Rechte eines Bürgers teilhaftig 
wird, d. L zur Déportation. 

4. Auch das der Landes ver weisung überhaupt 
iiu8 exilii), ihn in die weite Welt, d. i. ins Ausland 
überhaupt (in der altdeutschen Sprache El end ge- 
nannt) zu schicken; welches, weil der Landesherr ihm 
nun allen Schutz entzieht, soviel bedeutet als ihn 
innerhalb seinen Grenzen vogelfrei zu machen. 10 

§ 51. 

Die drei Gewalten im Staat, die aus dem Bogriff 
eines gemeinen Wesens überhaupt (res publica latins 
dicta) hervorgehen, sind nur soviel Verhaltnisse des 
vereinigten, a priori aus der Vernunft abstammenden 
Volkswillens und eine reine Idee von einem Staats- 
oberhaupt, welche objektive praktische Realitat hat. 
Dieses Oberhaupt (der Souverân) aber ist sofern nui* 
ein (das gesamte Volk vorstellendes) Gedankending, 
als es noch an einer physischen Person mangelt, *20 
welche die hochste Staatsgewalt vorstellt und dieser 
Idee Wirksamkeit auf den Volkswillen verschafft. Das 
Verhâltnis der ersteren zum letzteren ist nun auf 
dreierlei verschiedene Art denkbar: entweder dal3 
einer im Staate über aile, oder daB einige, die ein- 
ander gleich sind, vereinigt über aile andere, oder 
dafi aile zusammen über einen jeden, mithin auch 
über sich selbst gebieten; d. i. die Staatsform ist 
entweder autokratisch oder aristokratisch oder 
demokratisch. (Der Ausdruck monarchisch statt 30 
autokratisch ist nicht dem Begriffe, den man hier will, 
angemessen; denn ) Monarch ist der, welcher die [339] 
hochste, Autokrator aber oder Selbstherrscher 
der, welcher aile Gewalt hat; dieser ist der Souveriin, 
jener reprasentiert ihn bloD). — Man wird leicht ge- 
wahr, daD die autokratische Staatsform die einfachste 
sei, niimlich von einem (dem Kônige) zum Volke, 
mithin wo nur einer der Gesetzgeber ist. Die aristo- 
kratische ist schon aus zwei Verhâltnissen zusammen- 
gesetzt: niimlich dem der Vornehmen (als Gesetz- 40 
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geber) zneinander, um den Souv^rân zu machen, und 
dann dem*) dieses Souverans zum Volk; die demo- 
kratische aber die allerzusammengesetzteste, nâmlich 
den Willen aller zuerst zu vereinigen, um daraus ein 
Volk, dann den der Staatsbürger, um ein gemeinee 
Wesen zu bilden, und dann diesem gemeinen Wesen den 
Souverân, der dieser vereinigte Wille selbst ist, vor- 
zusetzen.’*') Was die Handhabung des Rechts im 
Staat betrifft, so Lst freilich die einfachste auch zu- 
10 gleich die beste, aber was das Recht selbst an- 
iangt, die gefâhrlichste fürs Volk, in Betracht des 
DespotismUwS, zu dem sie so sehr einladet. Das Simpli- 
fizieren ist zwar im Maschinenwerk der Vereinigung 
des Volks durch Zwangsgesetze die vernünftige 
Maxime: wenn nâmlich aile im Volk passiv sind und 
einem, der über sie ist, gehorchen; aber das gibt keine 
TJntertanen als Staatsbürger. Was die Vertrôstung, 
womit sich das Volk befriedigen soll, betrifft: daC 
nâmlich die Monarchie (eigentlich hier Autokratie) 
20 die beste Staatsverfassung sei, wenn der Monarch 
gut ist (d. L nicht blofl den Willen, sondern auch 
die Einsicht dazu hat), gehôrt zu den taiitologischen 
Weisheitssprüchen und sagt nichts mehr als: die beste 
Verfassung ist die, durch welche der Staatsverwalter 
zum besten Regenten gemacht wird, d. i. diejenige, 
welche die beste ist. 


§ 52 . 


Der Geschichtsurkunde dieses Mechanismus 
nachzuspûren, ist vergeblich, d. i. man kann zura 
r>ô Zeitpuukt des Anfangs der bürgerlichen Gesellschaft 
nicht herauflangenb) (denn die Wilden errichten kein 
Instrument ihrer Unterwerfuiig unter das Gesetz, und 


*) Von dor Verfîllschnng dieser Forra durch sich ein- 
diingende und unbefugte Mnchthaher (der Oligarchie und 
Ochlokratie), imgleichen den sogonannten gemiscbtcn 
Staatsverfassungen erwfthne ieh hier nichts, weil es zu weit 
fiihren würde. 


ft) Kant; „da8‘*; korr. Hartenstoin. 
b) Kant: „hcraii8langen“; korr. Hfirtcn*teîn. 
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03 îst auch schon aus der Natur roher Measchen ab- 
zunehmen, dafi sie es mit der Gewalt angefangen 
haben werden). Diese Nacliforschung aber in der 
Absicht anzustellen, um | allenfalls die jetzt bestehende [340] 
Verfassung mit Gewalt abzuândern, ist strâflich, Dean 
diese Umànderung müOte durchs Volk, wel^es sicb 
dazu rottierte, also nicht durch die Gesetzgebung ge- 
schehen; Meuterei aber in einer schon bestehenden 
Verfassung ist ein Umsturz aller bürgerlich-recht- 
lichen Verhàltnisse, mithin ailes Rechts, d. i. nicht 10 
Verânderung der bürgerlichen Verfassung, sondern 
Auîlôsung derselben und dann der Übergang in die 
bessere, nicht Métamorphosé, sondern Palingenesie, 
welche einen neuen gesellschaftlichen Vertrag er- 
fordert, auf den der vorige (nun aufgehobene) keinen 
EinfluÛ hat. — Es muB aber dem Souveràn docli môg- 
lich sein, die bestehende Staatsverfassung zu andern, 
wenn sie mit der Idee des ursprünglichen Vertrags 
nicht wohl vereinbar ist, und hierbei doch diejenige 
Form bestehen zu lassen, die dazu, daD das Volk einen 20 
Staat ausmache, wesentlich gehôrt. Diese Verânde- 
rung kann nun nicht darin bestehen, dafi der Staat 
sich von einer dieser drei Formen zu einer der beiden 
anderen selbst konstituiert, z. B. daC die Aristokraten 
einig werden, sich einer Àutokratie zu unterwerfen, 
oder in eine Demokratie verschmelzen zu wollen, und 
so umgekehrt; gleich aïs ob es auf der freien Wahl 
und dem Belieben des Souverâns beruhe, welcher Ver- 
fassung er das Volk unterwerfen wolle. Denn selbst 
dann, wenn er sich zu einer Demokratie umzuândern 30 
beschlôsse, würde er doch dem Volk unrecht tun 
konnen, weil es selbst diese Verfassung verabscheuen 
kônnte und eine der zwei übrigen für sich zutrâglicher 
fânde. 

Die Staatsformen sind nur der Buchstabe 
der ursprünglichen Gesetzgebung im bürgerlichen Zu- 
stande, und sie môgen also bleiben, Solange sie, als 
zura Maschinenwescn der Staatsverfassung gehôrend, 
durch alte und lange Gewohnheit (also nur subjektiv) 
für notwendig gehalten werden. Aber der Geist jenes 40 
ursprünglichen Vertrages (anima focii oTiginarü) ent- 
liâlt die Verbindlichkeit der konstituierenden Gewalt, 
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die Eegierungsart jener Idee angemessen zu machen 
und so sie, wenn es nicht auf einmal geschehen kann, 
allmâhlich und kontinuierlich dahin zu verandern, daiî 
sie mit der einzig rechtmâûigen Verfassung, namlich 
der einer reinen Republik, ihrer Wirkung nach 
zusammenstimme, und jene alten empirischen (statu- 
tarischen) Formeii, welche bloJQ die Untertânigkeit 
des Volks zu bewirken dienten, sich in die ursprüng- 
lichen (rationalen) auflôsen, welche allein die Frei- 
10 heit zum Prinzip, ja zur Bedingung ailes Zwanges 
macht, der zu einer rechtlichen Verfassung, im eigent- 
lichen Sinne des Staats, erforderlich ist und dahin 
[341] auch dem Buchstaben nach endlich | führen wird. — 
Dies ist die einzige bleibende Staatsverfassung, wo 
das Gesetz selbstherrschend ist und an keiner be- 
sonderen Person hangt; der letzte Zweck ailes offent- 
lichen Rechts, der Zustand, in welchem allein jederu 
das Seine peremtorisch zugeteilt werden kann; in- 
dessen daJQ, Solange jene Staatsformen dem Buchstaben 
20 nach ebensoviel verschiedene, mit der obersten Ge^ 
Walt bekleidete moralische Personen vorstellen sollen, 
nur ein provisorisches inneres Recht und kein ab- 
solut-rechtlicher Zustand der bürgerlichen Geselischaft 
zugestanden werden kann. 

Aile wahre Republik aber ist und kann nichts ari> 
deres sein als ein repràsentatives System des 
Volks, um ira Namen desselben, durch aile Staats- 
bürger vereinigt, vermittelst ihrer Abgeordneten (De- 
putierten) ilire Rechte zu besorgen. Sobald aber ein 
80 Siaatsoberhaupt, der Person nach (es mag sein Kônig, 
Adelstand oder die ganze Volkszahl, der demokratische 
Verein), sich auch reprasentieren lâût, so reprasen- 
tiert das vereinigto Volk nicht bloC den Souveran, son- 
dern es ist dieser selbst; denn in ihm (dera Volk) be- 
findet sich ursprünglich die oberste Gewalt, von der 
aile Rechte der einzelnen, als biofier Untertanen (allen- 
falls als Staatsbeamten) abgeleitet werden mûssen, 
und die nunmehr errichtete Republik hat nun^) nicht 
mehr nôtig, die Zügel der Regierung ans den Handen 
40 zu lassen und sie denen wieder zu übergeben, die sie 


a) ,,nan“ fehlt in der 2, Aaflago, 
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vorher geführt hatten, und die nun aile neuen An- 
ordnungen durch absolute Willkür wieder vernichten 
kônnten. 

Es war also ein grofier Fehltritt der Urteils- 
kraft eines mâchtigen Beherrschers zu unserer 
Zeit, sich aus der Verlegenheit wegen groBer 
Staatsschulden dadurch helfen zu wollen, daB er 
es dem Volk übertrug, diese Last nach dessen 
eigenem Gutbefinden selbst zu übernehmen und 
zu verteilen; da es denn natürlicherweise nicht 10 
allein die gesetzgebende Gewalt in Ansehung der 
Besteuerung der Untertanen, sondern auch in An- 
eehung der Kegierung in die Hande bekam; nam- 
lich zu verhindern, daB diese nicht durch Ver- 
schwendung oder Krieg neue Schulden machte, 
mithin die Herrschergewalt des Monarchen ganzr 
lich verschwand (nicht bloB suspendiert wurde) 
und aufs Volk überging, dessen gesetzgebendem 
Willeii nun das Mein und Dein jedes Untertans^) 
unterworien wurde. Man kann auch nicht sagen: 20 
daB dabei ein stillschweigendes, aber doch ver- 
tragsmaBiges Versprechen der National versamm- 
lung, sich nicht eben zur Souveranitat zu konsti- [342} 
tuieren, sondern nur dieser ihr Geschaft zu ad- 
ministrieren, nach verrichtetem Geschafte aber die 
Zügel des Régiments dem Monarchen wiederum 
in seine Hande zu überliefern, angenommen wer- 
d€n müsse; denn ein solcher Vertrag ist an sich 
selbst null und nichtig. Das Recht der obersten 
Gesetzgebung im gemeinen Wesen ist kein ver- 30 
auBerliches, sondern das allerpersônlichste Recht. 

Wer es hat, kann nur durch den Gesamtwillen 
des Volks über das Volk, aber nicht über den 
Gesamtwillen selbst, der der Urgrund aller ôffent- 
lichen Vertrage ist, disponieren. Ein Vertrag, 
der das Volk verpflichtete, seine Gewalt wiederum 
zurückzugeben, würde demselben nicht als gesetz- 
gebender Macht zustehen und doch das Volk ver- 
binden; welches nach dem Satze: Niemand kann 
zweien Herren dienen, ein Widerspruch ist. 40 

a) 1. Aufluge (verdnickt): „Ünterhans*‘, vgl. S. 166“^)- 



{348] Des 

Cffentlichen Rechts 

Zweiter Àbsehnitt* 

Bas YOlkerreelit. 

§ 63 . 

Die Menschen, welche ein Voit ausmachei^ kôn- 
nen als Landeseingeborene nach der Analogie der 
Erzeugung von einem gemeinschaftlichen Êltern- 
stamm (congeniti) vorgestellt werden, ob ai© ea gleich 
10 nicht sind: dennoch aber in intellektueller und rechv 
licher Bedeutung, als von einer gemeinschaftlichen 
Mutter (der Eepublik) geboren, gleichsam eine Familie 
(gens, •natio) ausmachen, deren Glieder (Staatsbûrger) 
ail© ebenbürtig sind, und mit denen, die neben ihnen 
im Naturzustande leben niôchten, als unedlen keine 
Vermischung eingehen, obgleich diese (die Wilden) 
ihrerseits sich wiederum wegen der gesetzlosen Frei- 
heit, die sie gewàhlt haben, vornehmer dünken, die 
gleichfalls Vôlkerschaften, aber nicht Staaten aus- 
20 machen. Das Recht der Staaten in Verhaltnis zu- 
einander [welches nicht ganz richtig im Deutschen 
das Vôlker recht genaiint wird, sondern vielmehr das 
Staatenrecht (ms puhlicum cieiiatum) heiûen sollte] ist 
nun dasjenige, was wir unter dem Namen des Vôlker- 
rechts zu betrachten liaben: wo ein Staat als eine 
moralische Person gegen einen anderen im Zustande 
der natürlichen Freiheit, folglich auch dem des be- 
standigeu Krieges betrachtet, teils das Recht^) zum 
Kriege teils d^ im Kriege teils das, dnander zu 


a) „das Recht“ fehlt in dor 2. Auflage. 
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îiôtigen, au8 diesem Kriegszustande herauszugehèn, 
mithin eine den beharr lichen Prieden gründende Veiv 
fassung, d. i. das Recht nach dem É*iege zur Auf- 
gabe macht, und fûhrt nur das Unterscheidende von 
dem des Naturzustandes einzelner Menschen oder Fa- 
milien (im Verhaltnis gegeneinander) von dem der 
Vôlker bei sich, daû im Vôlkerrecht nicht bloû ein 
Verhaltnis eines Staats gegen den anderen im ganzen, 
sondern auch einzelner Personen des einen gegen ( [344] 
einzelne des anderen, imgleichen gegen den ganzen 10 
anderen Staat selbst in Betrachtung kommt; welcher 
ünterschied aber vom Rechte einzelner im bloÛen 
Naturzustande nur solcher Bestimmungen bedarf, die 
sich ans dem Begriffe des letzteren leicht folgerii 
lassen. 


§ 64. 

Die Elemente des Vôlkerrechts sind: 1. daû 
Staaten, im âufieren Verhâltnisse gegeneinander be- 
trachtet, (wie gesetzlose Wilde) von Natur in einem 
nicht-rechtlichen Zustande sind; 2. daÛ dieser Zustand 20 
ein Zustand des Krieges (des Rechts des Starkeren)* 
wenngleich nicht wirklicher Krieg und immerwâhrende 
wirkliche Befehdung (Hostilitat) ist, welche (indem 
sie es beide nicht besser haben wollen), obzwar da- 
durch keinem von dem anderen unrecht geschieht, 
doch an sich selbst im hôchsten Grade unrecht ist, 
and aus welchem die Staaten, welche einander lenach- 
bart sind, auszugehen verbunden sind; 3. daÛ ein 
Vôlkerbund, nach der Idee eines ursprûnglichen gesell- 
schaftlichen Verti’ages, notwendig ist, sich zwar ein- 30 
ander nicht in die einheimischen Miûhelligkeiten der- 
selben zu mischen, aber doch gegen Angriffe der 
âufieren Feinde^) zu schützen; 4. dâî die Verbindung 
doch keine souverane Gewalt (wie in einer bürger- 
lichen Verîassung), sondern nur eine Genossen- 
âchaft (h'ôderalitat) enthalten mûsse; eine Verbûn- 
dungb), (Jie zu aller Zeit aufgekündigt werden kann, 
mithin von Zeit zu Zeit erneuert werden mufi, — ein 


a) „Feinde“ von mir hinzugeeetzt. 

b) 2, Auflage: „Verbindung‘^ 
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Recht in ^uhsidium eines anderen und ursprünf'lichon 
Rechts, den Verfall in den Zustand des wirklichen 
Krieges derselben untereinander von sich ahzuwohren 
(foediis Ainphictyonum). 

§ 65. 

Bei jenem ursprünglichen Rechte zum Kriege 
freier Staaten gegenoinander im Naturzustande (uni 
etvva einen dem rechtlichen sich annahernden Zu- 
stand zu stîften) erhebt sich zuerst die Frage: welches 
10 Recht hat der Staat gegen seine eigenen Unter- 
tan en, sie zum Kriege gegen andere Staaten zu 
brauchen, ihre Güter, ja ihr Leben dabei aufzuwenden 
oder aufs Spiel zu setzen: sodaû es nicht von dieser 
ihrem eigenen Urteil abhangt, ob sie in den Krieg 
ziehen wollen oder nicht, sondern der Oberbefehl des 
Souverans sie hineinschicken darf? 

Dieses Recht scheint sich leicht darfcun zu lassen; 
nâmlich aus dem Rechte, mit dem Seinen (Eigentum) 
[345J zu tun, was man will. Was jemand [ aber der Sub- 
20 stanz nach selbst gemacht hat, davon hat er ein 
unbestrittenes Eigentum. — Hier ist also die De>- 
duktion, so wie sie ein blofîer Jurist abfassen würde. 

Es gibt mancherîei Naturprodukte in einem 
Lande, die doc h, was die Menge derselben von einer 
gewissen Art betrifft, zugleich aïs Gemachsel (arte- 
facia) des Staats angesehen werden müssen, weil das 
Land sie in solcher Menge nicht liefern würde, wenn 
es nicht einen Staat und eine ordentliche machthabende 
Regierung gabe, sondern die Bewohner im Stande der 
30 Natur waren. — Haushühner (die nützlichste Art des 
Geflügels), Schafe, Schweine, das Rindergeschleclit 
U. a. m. würden entweder aus Mangel an Futter oder der 
Raubtiere wegen in dem ï^nde, wo ich lebe, ent- 
weder gar nicht oder hochst sparsam anzutreffen sein, 
wenn es darin nicht eine Regierung gabe, welche den 
Einwohnern ihren Erwerb und Besitz sicherte. — Eben- 
das gilt auch von der Menschenzahl, die, ebenso wie 
in den amerikanischen Wüsten, ja selbst dann, wenn 
man diesen den grôDten Fleifi (den jene nicht haben) 
40 beilegte, nur gering sein kann. Die Einwohncr wür- 
den nur sehr dünn gesât sein, weil keiner derselben 
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6Îch mitsamt seinem Gesinde auf einem Boden weit 
verbreiten kônnte, der immer in Gefahr ist, von Men- 
schen oder wilden®-) und Eaubtieren verwüstet zu wer- 
den; mithin sich für eine so grofie Menge von Men- 
schen, als jetzt auf einem Lande leben, kein hinlâng- 

licher Unterhalt finden würde. Sowie man nun 

von Gewâchsen (z.B. den Kartoffeln) und von Haus- 
tieren, weil sie, was die Menge betrifft, ein Mach- 
werk der Menschen sind, sagen kann, daû man sie 
gebrauchen, verbrauchen und verzehren (tôten lassen) 10 
kann: so, scheint es, konne man auch von der obersten 
Gewalt im Staate, dem Souveran, sagen, er habe das 
Recht, seine Untertanen, die dem grôûten Teil nach 
sein eigenes Produkt sind, in den Krieg \vie auf eine 
Jagd und zu einer Feldschlacht wie auf eine Lust- 
partie zu führen. 

Dieser Rechtsgrund aber (der vermutlich den Mon- 
archen auch dunkel vorschweben mag) gilt zwar 
freilich in Ansehung der Tiere, die ein Eigentum 
des Menschen sein konnen; will sich aber doch 20 
schlechterdings nicht auf den Menschen, vornehralich 
als Staatsbürger, anwenden lassen, der im Staat immer 
als mitgesetzgebendes Glied betrachtet werden muC 
(nicht blofi als Mittel, sondern auch zugleicli als Zweck 
an sich selbst), und der aiso zum Kriegführen nicht 
allein überhaupt, sondern auch zu jeder bcsonderen 
Kriegserklarung vermittelst seiner Reprasentanten 
seine | frcie Beistimmung geben mufl, unter welcher [346] 
einschrankenden Bedingung allein der Staat über seinen 
gefahrvollen Dienst disponieren kann. 30 

Wir werden also wohl dieses Recht von der 
Pflicht des Souveriins gegen das Volk (nicht umge- 
kehrt) abzuleiten haben; wobei dieses dafür angesehen 
werden mufl, dafl es seine Stimme dazu gegeben habe, 
in welcher Qualitât es, obzwar passiv (mit sich machen 
liiCt), doch auch selbsttatig ist und den Souveran 
selbst vorstellt. 

§ 56. 

Im natürlichen Zustande der Staaten ist das Recht 
zum Kriege (zu Hostilitaten) die erlaubte Art, wo- 40 

a) Kîint: „\Vilden‘*; korr. Harteiistein. 
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durch ein Staat sein Redit gegen einen anderen Staat»^) 
verfolgt, nâmlich wenn er sich von diesera ladiert 
glaubt, durch eigene Gewalt; weil es durch eineu 
Prozeû (als durch den allein die Zwistigkeiten im 
rechtlichen Zustaj^id*^) ausgeglichen werden) in jeneni 
Zustande nicht geschehen kann. — Auûer der tàtigen 
Verletzung (der ersten Aggression, welche von der 
ersten Hostilitât unterschi^en ist) ist es die Be- 
drohung. Hierzii gehôrt entweder eine zuerat vorge- 
10 kommene Zurüstung, worauf sich das Recht des 
Zuvorkommens (ius praevmtionis) gründet, oder auch 
blofi die fürchterlich (durch Lândererwerbung) an- 
wachsende Mac ht (potentia trenienda) eines andereri 
Staats. Diese ist eine Lâsion des Mindermâchtigen bloÛ 
durch den Zustand, vor aller Tat des Übermachti- 
gen, und imNaturzustande ist dieser Angriff allerdiugs 
rechtmàûig. Hierauf gründet sich also das Recht des 
Gleichgewichts aller einander tâtig berührenden Staaten. 

Was die tatigo Verletzung betrifft, die ein 
20 Recht zum Kriege gibt, so gehôrt dazu die selbstge- 
nommene Genugtuung für die Beleidigung . des einen 
Volks durch das Volk des anderen Staats, die Wieder- 
vergeltung (retorsio), ohne eine Erstottung (durch 
friedliche Wege) bei dem anderen Staate zu suchen, 
womit der Formlichkeit nach der Ausbruch des Krie- 
ges ohne vorhcrgehende Aufkündigung des Priedens 
(Kriegsanliüiidigung) eine Âhnlichkeit hat; weil, 
wenn man einmal ein Recht im Kriegszustande finden 
will, etwas Analogisches mit einem Vertrag angenom- 
30 men werden mufî, nâmlich Annahme der Erkiârimg 
des anderen Teils, daû beide ihr Recht auf diese Art 
suchen wollen. 

1347] § 67. 

Das Recht im*') Kriege ist gerade das im Vôlker- 
recht, wobei die meiste Schwierigkeit ist, um^^) sich 
auch nur einen Begriff davon zu machen und ein Gesetz 

a) „gegen einen anderen Staat“ fehlt in der 2. Auflago. 

b) „im rechtlichen Zustand^ fehlt in der 2. Auflage. 

c) „im“ von mir geeperrt; vgL „zam“ 8. 176^ and 
„nach dem‘* S. 178 

d) ,,um“ wiirde beeser wegfallon. 
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in diesem gesetzlosen Zustande zu denken (inter arma 
silent leges), ohne sich selbst zu widersprechen; es müJQte 
denn dasjenige sein: den Krieg nach solchen Grund- 
satzen zu führen, nach welchen es immer noch môg- 
lich bleibt, aus jenem Naturzustande der Staaten (im 
âujOeren Verhaltnisse gegeneinander) herauszugehen 
und in einen rechtlichen zu treten. 

Kein Krieg unabhângiger Staaten gegeneinander 
kann ein Strafkrieg (hélium punitivum) sein. Denn 
Strafe findet nur im Verhaltnisse eines Oberen (im- 10 
perantis) gegen den Unterworfenen (subditum) statt, 
welches Verhâltnis nicht das der Staaten gegeneinander 
ist- — Aber auch weder ein Ausrottungs- (hélium 
internecinum) noch Unterjochungskrieg (hélium sub- 
iugatorium), der eine moralische Vertilgung eines Staats 
(dessen Volk nun mit dem des Überwinders entweder 
in eine Masse verschmelzt oder in Knechtschaft ver- 
fàllt) sein würde. Nicht als ob dieses Notmittel des 
Staats, zum Friedenszustande zu gelangen, an sich 
dem Rechte eines Staats widersprache, sondern weil 20 
die Idee des Vôlkerrechts bloû den Begriff eines 
Antagonismus nach Prinzipien der auûeren Freilieit 
bei sich führt, um sich bei dem Seinen zu erhalten, 
aber nicht eine Art zu erwerben, als weîche durcli 
Vergrôûerung der Macht des einen Staats für den an- 
deren bedrohend sein kann. 

Verteidigungsmittel aller Art sind dem bekriegten 
Staat erlaubt, nur nicht * solche, deren Gebrauch die 
Untertanen desselben, Staatsbürger zu sein unîahig 
machen würde; denn alsdann machte er sich selbst zu- 00 
gleich unfâhig, im Staatsverhâltnisse nach demVôIker- 
rechte für eine Person zu gelten (die gleicher Rechte 
mit anderen teilhaftig wâre). Darunter gehôrt: seine 
eigenen Untertanen zu Spionen, diese, ja auch Aus- 
wàrtige zu Meuchelmôrdern, Giftmischern (in welche 
Klasse auch wohl die sogenannten Scharfschützen, 
welche einzelnen im Hinterhalte auflauern, gehôren 
môchten) oder auch nur zur Verbreitung falsclier 
Nachrichten zu gebrauchen; mit einem Worte, sich 
solcher heimtückischen Mittel zu bedienen, die das 40 
Vertrauen, welches zur künftigen Gründung eines dauer- 
haften Friedens erforderlich ist, vernichten würden. 

Kfint, M^iftplxyillc: 4ax Siitoa. 19 
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Im Kriege ist es erlaubt, dem überwâltigten Feinde 
[348] LieferungenI und Kontributionen^) aufzulegen, aber 
nicht das Volk zu plûndern, d. i. einzelnen Personen 
das Ihrige abzuzwingen (denn das ware Raub: weil 
nicht das überwundene Volk, sondern der Staat, unter 
dessen Herrschaft es war, durch dasselbe Krieg 
îührte); sondern durch Ausschreibungen gegen au^ 
gestellte Scheine, um bei nachfolgendem ïYieden die 
dem Lande oder der Provinz auigelegte Last propor- 
10 tionierlich zu verteilen. 


§ 68 . 

Das Recht nach dem Kriege, d. L im Zeitpunkte 
des Friedensvertrags und in Hinsicht auf die Folgen 
desselben, bestcht darin: der Sieger macht die Bedin- 
gungen, über die mit dem Besiegten übereinzukommen 
und zum FriedensschluD zu gelangen, Traktaten ge- 
pîlogen werden, und zwar nicht gemâû irgend einem 
vorzuschützenden Recht, was ihm wegen der vorgeb- 
lichen Lasion seines Gegners zustehe, , sondern, in- 
20 dem er diese Frage auf sich beruhen lâBt, sich stützend 
auf seine Gewalt. Daher kann der Überwinder nicht 
auf Erstattung der Kriegskosten antragen, weil er 
den Krieg seines Gegners alsdann für ungerecht aus- 
geben müDte; sondern, ob er sich gleich dieses Argu- 
ment denken mag, so darf er es doch nicht anführen, 
weil er ihn sonst für einen Bestrafungskrieg erklâran 
und so wiederum eine Beleidigung ausüben würde. 
lîierzu gehort auch die (auf keinen Loskauf zu stel- 
lende) Auswechselung der Geîangenen, ohne auf Gleich- 
SO heit der Zahl zu sehen. 

Der überwundene Stot oder dessen Untertanen 
verlieren durch die Eroberung des Landes nicht ihre 
etaatsbürgerliche Freiheit, sodaû jener^) zur Kolonie, 
diese zu Leibeigenen abgewürdigt wmrden; denn sonst 
w^are es ein Strafkrieg gewesen, der an sich selbst 
widersprechend ist. — Eine Kolonie oder Provinz ist 
eiri® Volk, das zw’^ar seine eigene Verfassimg, Gesetz- 
gebung, Boden hat, auf welchem die zu einem anderen 


a)’l. Auflage: „KontribQtion‘‘ 
h) 2, AaQîigo: ,Jono'‘ 
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Staat Gehôrigen nur Fremdlinge sind, der dennocli über 
jenes die oberste ausübende Gewalt hat. Der letztere 
heiût der Mutterstaat. Der ïochterstaat wird von 
jenem beherrscht, aber doch von sich selbst (dnrch sein 
eigenes Parlament, allenfalls unter dem Vorsitz eines 
Vizekônigs) regiert (civitas hybrida), Dergleichen war 
Athen in Beziehung auf verschiedene Inseln, nnd ist 
jetzt Groflbritannien in Ansehung Irlands. 

Noch weniger kann Leibeigenschaft nnd ihre 
Rechtmaûigkeit von der Überwâltigung eines Volks 10 
dnrch Krieg abgeleitet werden, weil rnan | hierzn einen [349] 
Straikrieg annehmen müBte. Am allerwenigsten eine 
erbliche Leibeigenschaft, die ûberhaupt absurd ist, 
weil die Schuld ans jemandes Verbrechen nicht an- 
erben kann. 

DaD mit dem îhriedensschlnsse anch die Am- 
iiestie verbunden sei, liegt schon im Begriffe des- 
selle a. 

§ 59. 

Das Recht des Friedens ist 1. das, im Frieden 20 
zu sein, wenn in der Nachbarschaft Krieg ist, oder das 
der Neiitralitat; 2, sich die Fortdauer des geschlosse- 
nen Friedens znsichern zu lassen, d. i. das der Ga- 
rantie; 3. zu wechselseitiger Verbindung (Bundes- 
genossenschaft) mehrerer Staaten, sich gegen aile 
auBeren oder inneren etwaigen Angriffe gemeinschaft- 
lich zu verteidigen; nicht ein’^) Biind zum Angreifen 
und innerer Vergroûemng. 

§ 60. 

Das Recht eines Staats gegen einen ungerechtea 
Feind hat keine Grenzen (wohl zwar der Qualitat, aber 
nicht der Quantitat, d. i. dem Grade nach): d. i. der 
beeintrachtigte Staat darf sich zwar nicht aller Mittel, 
aber doch der an sich zulassigen in dem MaBe be- 
dienen, nm das Seine zu behaupten, als er dazu Krhfte 
hat. — Was ist aber imn nach Begriffen des Vôlker- 
rechts, in welchem, wie ûberhaupt im Naturznstande, 
ein jeder Staat in seiner eigenen Sache Richter ist^ 

a) 2. Anfluge: „eiDeu“. 

12 * 
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ein iingerechter Foind? Es ist derjenige, dessen 
ôffentlich (es sei wôrtlich oder tâtlich) geauûerter 
Wille eine Maxime verrat, nach welcher, wenn sie zur 
allgemeinen Regel gemacht würde, kein Friedenszu- 
stand unter Volkern môglich, sondern der Naturzustand 
verewigt werden müflte. Dergleichen ist die Ver- 
letzung ôffentlicher Vertrâge, von welcher man yor- 
aussetzen kann, dafl sie die Sache aller Vôlker betrifft, 
deren Freiheit dadurch bedroht wird, und die dadurch 
10 aufgefordert werden, sich gegen einen solchen Unfug 
zu vereinigen und ihm die Macht dazu zu nehmen; - - 
aber doch auch nicht, um sich in sein Land zu 
teil en, einen Staat gleichsam auf der Erde verschwin- 
den zu machen, denn das ware üngerechtigkeit gegen 
das Volk, "welches sein ursprüngliches Recht, sich in 
ein gemeines Wesen zu verbinden, nicht verüeron 
kann; sondern es eine neue Verfassung annehmen zu 
lassen, die ihrer Natur nach der Neigung zum Kriege 
ungünstig ist. 

20 Obrigens ist der Ausdruck „eines ungerechten 
[350] Feindes im Natur | zustande" pleonastisch; denn der 
Naturzustand ist selbst ein Zustand der Ungerechtig- 
keit. Ein gerechter Feind würde der sein, welchem 
meinerseits zu widerstehen ich unrecht tun würde; 
dieser würde aber alsdann auch nicht mein Feind sein. 

§ 61. 

Da der Naturzustand der Vôlker ebensowohl ak 
einzelner Menschen ein Zustand ist, aus dem man her- 
ausgehen soll, um in einen gesetzlichen zu treten: so 
60 ist vor diesera Ereignis ailes Recht der Vôlker und 
ailes durch den Krieg erwerbliche oder erhaltbare 
âuflere Mein und Dein der Staaten bloû provisorisch, 
und kann nur in einem allgemeinen Staatenverein 
(analogisch mit dem, wodurch ein Volk Staat wird) 
peremtorisch geltend und ein wahrer Friedens- 
zustand werden. Weil aber bei gar zu grofler Aus- 
dehnung eines solchen Vôîkerstaats über weite Land- 
striche die Regierung desselben, mithin auch die Be- 
schützung eines jeden Gliedes endlich unmôglich wer- 
4.0 den muû, eine Menge solcher Korporationen aber 
wiederum einen Kriegszustand herbeiführt: so ist der 
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jùwige Priede (das letete Ziel des ganzen Vôlker- 
rechts) freilich eine unausführbare Idee. Die politi- 
schen Grundsâtze aber, die darauf abzwecken, nam- 
lich solche Verbindungen der Staaten einzugehen, als 
zur kontinuierlichen Annâherung zu demselben die- 
nen, sind es nicht, sondern, sowie diese eine auf der 
Pflicht, mithin anch auf dem Rochte der Menschen 
und Staaten gegründete Aufgabe ist, allerdings aus- 
führbar. 

Man kann einen solchen Verein einiger Staa- 10 
ten, um den Frieden zu erhalten, den permanenten 
Staatenkongrefl nennen, zu welchem sich zu gesellen 
jedem benachbarten unbenommen bleibt; dergleichen 
(wenigstens was die Fôrmlichkeiten des Volkerrechts 
in Ab^sicht auf Erlialtung des Friedens betrifft) in 
der ersten Hâlfte dieses Jahrhunderts in der Ver- 
f^ammlung der Generalstaaten im Haag noch statt- 
fand; wo die Minister der meisten europaischen Hofe 
und selbst der kleinsten Republiken ihre Beschwerden 
über die Befehdungen, die einem von dem anderen 20 
widerfahren waren, anbrachten und so sich ganz Europa 
als einen einzigen foderierten Staat dachten, den sie 
in jener ihren offentlichen Streitigkeiten gleichsam 
als Schiedsrichter annahmen, statt dessen spâterhin 
das Vôlkerrecht blolî in Büchern ûbrig geblieben, 
ans Kabinetten aber verschwunden, oder nach schon 
verübter Gewalt in Form der Deduktionen der Dunkel- 
heit der Archive anvertraut worden ist. 

Unter einem Kongrefi wird hier aber nur eine [351] 
willkürliche, zu aller Zeit auflôsliche”^) Zusammen- 80 
tretung verschiedener Staaten, nicht eine solche Ver- 
bindung, welche (sowie die der amerikanischen Staa- 
ten) auf einer Staatsverfassung gegründet und daher 
unauflôslich ist, verstanden; — durch welchen allein 
dîe Idee eines zu errichtenden offentlichen Rechts 
der Vôlker, ihre Streitigkeiten auf zi vile Art, gleichsam 
durch einen Prozefl, nicht auf barbarische (nach Art 
der Wilden), nâmlich durch Krieg zu entscheiden, reali- 
siert werden kann. 


a) Kant: „ablÔ8liche“; korr. Mollin. 
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offentliclien Redits 

Britter Absclinitt. 


Das Weltbttrgcrreelit. 

§ 62 . 

Diese Vernunftidee ciner friedJichen, wenn- 
gleicii noch nicht freundschaftlichen, durcligiingigon 
Gemeinschaft aller Vôlker auf Erden, die unterein- 
ander in wirlcsame Verhâltnisse kommen kônnen, ist 
10 nicht etwa philanthropisch (ethisch), sondern ein 
rechtliches Prinzip. Die Natur hat sie aile zusammen 
(vernioge der Kugelgestalt ihreB Aufenthalts, als glohus 
terraquensY) in bestimmte Grenzen eiiigOBchlossen, und 
da der Besitz des Bodens, worauf der Erdbewohner 
leben kanu, immer nur als Besitz von oinem Teil eines 
bestimmten Ganzen, îolglich als ein solcher, auf den 
jeder derselben ursprünglich ein Redit hat, gedaclii 
werden kann: so stehen aile Vôlker ursprünglicli 
in einer Gemeinschaft des Bodens, nicht aber der 
20 redit lichen Gemeinschaft des Besitzes (communio) 
und hiermit des Gebrauchs oder des Eigentums au 
demselbenb), sondern der physischen raôglichen 
Wechselwirkung (commercmm), d. i. in einem durch' 
gângigen Verhâltnisse eines zu allen anderen, sich ziim 
Verkehr untereinander anznbieten, und haben ein 
Recht, den Versuch mit demselben zu machen, ohne 


a) „tGrraqueii8‘^ aus ,tcrra‘ und ,aqua* «■» aus Land und 
Wasser bestehond. 

b) Kant: „den8elben“; korr. Natorp. 
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dafl der Auswârtige ihm darum als einem^'^) Feind zu 
begegnen berechtigt wâre. — Dièses Recht, sofern os 
auf die mogliche Vereinigung aller Vôlker in Absicht 
auf gewisse allgemeine Gesetze ihres môglichen Ver- 
kehrs geht, kann das weltbürgerliche (ius cosmo- 
politicum) genannt werden. 

Meere konnen Vôlker ans aller Gemeinschaft mit- 
einander zu setzen scheinen; und dennoch sind sie 
vermittelst der Schiffahrt gerade die glücklichsten Na- 
turanlagen zu ihrem Verkehr, welcher^), je melir es 10 
einander nahe Küsten gibt (wie die des> mittellândi- 
schen), nur desto lebhafter sein | kann, deren Be- [353] 
suchung gleichwohl, noch mehr aber die Niederlassnng 
auf denselben, um sie mit dem Mutterlande zu ver- 
knûpfen, zugleich die Veranlassung dazu gibt, dafl 
Übel und Gewalttatigkeit an einem Orte unseres Globus 
an allen gefühlt wird. Dieser mogliche Miflbrauch kann 
aber das Recht des Erdbürgers nicht aufheben, die Ge- 
meinschaft mit allen zu versuchen und zu diesem 
Zweek aile Gegenden der Erde zu b es uc h en, wenn es 20 
gleich nicht ein Recht der An si edi un g auf dem 
Boden eines anderen Volks (ius incolatus) ist, als zu 
welchem ein besonderer Vertrag erfordert wird. 

Es fragt sich aber: ob ein Volk in neuentdeckten 
Landern eine Anwohnung (accolatus) und Besitzneh- 
mung in der Nachbarschaft eines Volks, das in einem 
Bolchen Landstriche schon Platz genommen hat, auch 
ohne seine Einwilligung unternehmen dürfe? — 

Wenn Anbauung in solcher Entlegenheit vom Sitz 
des ersteren geschieht, dafl keines derselben irn Ge- r>0 
brauch seines Bodens dem anderen Eintrag tut, so ist 
daa Recht dazu nicht zu bezweifeln; wenn es aber 
Hirten- oder Jagdvôlker sind (wie die Hottentotten, 
Tungusen und die meisten amerikanischen Nationen), 
deren Unterhalt von groCen, ôden Landstrecken ab- 
hangt, so würde dies nicht mit Gewalt, sondern nur 
durch Vertrag, und selbst dieser nicht mit Benutzung 
der Unwissenheit jener Einwohner in Ansehung der 
Abtretung solcher Lândereien geschehen konnen; ob- 

a) Kant: „einen*^; korr, Natorp. 

b) Kant: „welches‘‘; korr. Vorlafidor. 
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zwar die Rechtfertigungsgründe scheinbar genug sind, 
dafi eine solche Gewalttàtigkeit zum Weltbesten ge- 
reiche: teils durch Kultur roher Vôlker (wie der 
Vorwand, durch den selbst Büsching die blutige Ein- 
führung der christlichen Religion in Deutschland ent- 
Bchuldigen will), teils zur Reinigung seines eigenen 
Landes von verderbten Menschen und gehoffter Besse- 
rung derseJben oder ihrer Nachkommenschaft in einem 
anderen Weltteile (wie in Neuholland); denn aile diese 
10 vermeintlich guten Absichten kônnen doch den Flecken 
der Ungerechtigkeit in den dazu gebrauchten Mitteln 
nicht abwaschen. — Wendet man hiergegen ein, dafl 
bei solcher Bedenklichkeit, mit derGewalt denAnfang 
zu Gründung eines gesetziiohen Zustandes zu machen, 
vielleicht die ganzeErde noch in gesetzlosem Zustande 
sein würde: so kann das ebensowenig jene Rechtsbe- 
dingung aufheben als der Vorwand der Staats- 
revolutionisten, dafl es aucli, wenn Verfassungen ver- 
unartet sind, dem Volke zustehe, sie mit Gewalt um- 
20 zuformen und überhaupt einmal für allemal unge- 
recht zu sein, um nachher die Gerechtigkeit desto 
sicherer zu gründen und aufblühen zu machen. 

^ * 

»?: 


[354] BeschluB. 

Wenn jemand nicht beweisen kann, dafl ein Ding 
ist, so mag er versuchen zu beweisen, dafl es nicht 
ist. Will es ihm mit keinem von beiden gelingen (ein 
Fall, der oft eintritt), so kann er noch fragen: ob es 
ihn interessiere, das eine oder das andere (durch 
eine Hypothèse) anzunehmen, und dies zwar in theo- 
50 retischer oder in praktischer Rücksicht, d. i. entweder 
um sich blofi ein gewisses Phànomen (wie z. B. fûr 
den Astronom das des Rückgangs und Stillstands der 
Planeten) zu erklàren, oder um einen gewissen Zweck 
zu erreichen, der nun wiederum entweder pragma- 
tisch (blofler Kunstzweck) oder m or a lis ch, d. i. ein 
solcher Zweck sein kann, den sich zu setzen die Maxime 
selbst Pflicht ist. — Es versteht sich von selbst, dafl 
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nioht daa Ann eh m en (suppositio) der Ausführbarkeit 
jenes Zwecks, welches ein bloû theoretisches und dazu 
noch problematisches Urteil ist, hier zur Pflicht ge- 
macht werde, denn dazu (etwas zu glauben) gibPs keine 
Verbindlichkeit; sondern das Handeln nach der Idee 
jenes Zwecks, wenn auch nicht die mindeste theore- 
tische Wahrscheinlichkeit da ist, dafl er ausgeîührt 
werden kônne, dennoch aber seine Unmôglichkeit 
gleichfalls nicht demonstriert werden kann, das ist es, 
wozu uns eine Pflicht obliegt. 10 

Nun spricht die moralisch-praktische Vernunft in 
uns ihr unwiderrufliches Veto aus: EssollkeinKrieg 
sein; weder der, welcher zwischen mir und dir iin 
Naturzustande, noch zwischen uns als Staaten, die, ob- 
zwar innerlich îm gesetzlichen, doch âuCerlich (in 
;V erhaltnis gegeneinander) im gesetzlosen Zustande 
sind; — denn das ist nicht die Art, wie jedermann sein 
Recht suchen solL Also ist nicht mehr die Frage: ob 
der ewige Friede ein Ding oder Unding sei, und ob 
wir uns nicht in unserem theoretischen Urteile be- 20 
trügen, wenn wir das erstere annehmen; sondern wir 
müssen so handeln, als ob das Ding sei, was vielleicht 
nicht ist, auf Begründung desselben und diejenige 
Konstitution, die uns dazu die tauglichste scheint, (viel- 
leicht den Republikanisraus aller Staaten samt und son- 
ders) hinwirken, um ihn herbeizuführen und dem heil- 
losen Kriegführen, worauf als den Hauptzweck bisher 
aile Staaten ohne Ausnahme ihre inneren Anstalten 
gerichtet haben, ein Ende zu machen. Und wenn das 
letztere, was die Vollendung dieser Absicht betrifft, 80 
auch immer ein ( frommer Wunsch bliebe, so be- [355 J 
trügen wir uns doch gewiû nicht mit der Annahme der 
Maxime, dahin unablassig zu wirken, denn diese ist 
Pflicht; das moralische Gesetz aber in uns selbst für 
betrüglich anzunehmen, würde den Abscheu erregenden 
Wunsch hervorbringen, lieber aller Vernunft zu ent- 
behren und sich seinen Grundsatzen nach mit den 
übrigen Tierklassen in einen gleichen Mechanismus 
der Natur geworfen anzusehen. 

Man kann sagen, daû diese allgemeine und fort- 40 
dauernde Friedensstiftung nicht bloÛ einen Teil, son- 
dern den ganzen Endzweck der Rechtslehre innerhalb 
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den Grenzen der blofien Vernunft ausmacho; denn der 
Friedenszustand ist allein der unter Gesetzen go 
sicherte Zustand des Mein und Dein in einer Menge 
einander benachbarter Menschen, mithin die in einer 
Verîassung zusammen sind; deren Regel aber nicht von 
der Erfahrung derjenigen, die sicîi bisher am besten 
dabei befunden haben, als einer Norm für andere, 
sondern die durch die Vernunft a priori von dem Idéal 
einer rechtlichen Verbindung der Menschen unter 
10 ôffentlichen Gesetzen überhaupt hergenornmen werden 
muû, weil aile Beispiele (als die nur erlautern, aber 
niclits beweisen konnen) trüglich sind und so allerdings 
einer Metaphysik bedürfen, deren Notwendîgkeit die- 
jenigen, die dieser spotten, doch unvorsichtigerweise 
selbst zugestehen, wenn sie z. B., wie sie es oft tun, 
sagen: „Die beste Verfassung ist die, wo nicht die 
Menschen, sondern die Gesetze machthabend sind.‘^ 
Denn was kann mehr metaphysisch sublimiert sein 
als eben dîese Idee, welche gleichwohl nach jener 
20 ihrer eigenen Behauptung die bewahrteste objektive 
Realitat hat, die sich auch in vorkommenden Fallen 
leicht darstellen laût, und welche^) allein, wenn sie 
nicht revolutionsmaûîg, durch einen Sprung, d. i. durch 
gewaltsame Umstürzung einer bisher bestandenen 
fehlerhaften, — (denn da würde sich zwischeninne ein 
Augenblick der Vernichtung ailes rechtlichen Zusta:;- 
des ereignen), sondern durch allmahliche Reform nach 
îesten Grundsatzen versucht und durchgeführt wird, 
in kontinuierlicher Annaherung zum hôchsten politi- 
30 schen Gut, zum ewigen Frieden, hinleiten kann. 


a) SC. die (ideale) Verfassung. 
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Anhang 

eiiünterndcr Bcmerkungr^^u za den metapliysischen 
AiifaDgsgTÜnden der Rechtslohre. ») 


Dio Veranlassung zu denselben nehme ich grôûtenteils 
von der Rezension dieses Bûches in den Gôtting. 
Anz. 28stes Stûck, den 18. Februar 1797; welche 
mit Einsicht und Scharfe der Prüfung, dabei aber 
doch auch mit Teilnahme und „der Hoffnung, daÛ 
jeno Anfangsgründe Gewinn für die Wissenschaft 
blciben werden/^ abgefaBt, ich hier zum Leitfaden 10 
der Beurteilung, überdem auch einiger Erweite- 
riing dieses Systems gebrauchen will. 


Gleich beim Anfange der Einleitung in die . 
Rechtslehre stôDt sich mein scharfprûfender Rezen- 
sent an einer Définition, — Was heiJQt Begehrungs- 
vormôgen? Sio^) ist, sagt derText®), dasVermôgen, 
durch seine Vorstellungen Ursache der Gegenstànde 
dieser Vorstellungen zu sein. — Dieser Erklarung wird 
entgegengesetzt: „dal3 sie zu<i) nichts \vird, sobald man 
von âuBeren Bedingungen der Folge des Begehrens 20 
abstrahiert. — Das Begehrungsvermôgen ist aber auch 
dem Idealisten etwas; obgleich diesem die AuDenwelt 
nichts ist.^^ Antwort; Gibt es aber nicht auch eine 
heftige und doch zugleich mit BewuDtsoin vergebliche 


a) Diosor Anhan^i: ist erst in dor 2. Auflage hinzu- 
gekommen; vgl. dio Einleitung des Herausgebers. 

b) nftmlich die Begohrung; vgl. auch S. 14»), 

c) vgl. oben S. 11. 

d) Das „zu‘* fohlt beî Kant, steht aber ira Original der 
Rezension. 
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Rechtsîehro. 


Sehnsucht (z. B. wollte Gott, jener Mann lebte nochî), 
die zwar tatleer, aber doch nicht folgeleer ist, 
und zwar nicht an Aufiendingen, aber doch im Inneren 
des Subjekts selbst mâchtig wirkt (krank macht)? 
Eine Begierde als Bestreben (nisus), vermittelst seiner 
Vorstellungen Ursache zu sein, ist, wenn das Sub- 
jekt gleich die Unzulanglichkeit der letzteren zur be- 
absichtigten Wirkung einsieht, doch immer Kausalitat, 
357] wenigstens im Innern desselben. — Was hier denj 
lô Miûverstand ausmacht, ist: dafi, da das Bewufitsein 
seines Vermogens überhaupt (in dem genannten 
Falle) zugleich das Bewuûtsein seines Unvormogens 
in Ansehung der Auiîenwelt ist, die Définition auf 
den Idealisten nicht anwendbar ist; indessen dafl doch, 
da hier bloB von dem Verhâltnisse einer Ursache (der 
Vorstellung) zur Wirkung (dem Gefühl) überhaupt die 
Rede ist, die Kausalitat der Vorstellung (jene mag 
âuDerlich oder innerlich sein) in Ansehung ihres 
Gegenstandes im Begriff des Begehriingsvermôgens 
20 unvermeidlich gedacht werden muD. 

1 . 

Logisclie Vorbercitung zu eiuem ueuerdiugs gewag:te]i 
Rcchtsbcgrlffe. 

Wenn rechtskundige Philosophen sich bis zu den 
metaphysischen Anfangsgründen der Rechtsîehro er- 
heben oder versteigen wollen (ohne welche aile ihre 
Rechtswissenschaft bloû statutarisch sein würde), so 
kônnen sie über die Sicherung der Vollstandigkeit 
ihrer Einteilung der Rechtsbegriffe nicht gleich- 
80 gültig wegsehen: weil jene Wissenschaft sonst kein 
Vernunftsystem, sondern blofl aufgerafftes Aggre- 
gat sein würde. — Die Topik der Prinzipien muû der 
Form des Systems halber vollstandig sein, d. i. es 
muû der Platz zu einem Begriff (hcu8 communis) an- 
gezeigt werden, der nach der synthetischen Form der 
Einteilung für diesen Begriff offen ist; man mag nach- 
her auch dartun, daû einer oder der andere Begriff, 
der in diesen Platz gesetzt würde, an sich wider* 
sprechend sei und ans diesem Platze wegfalle. 
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Die Rechtslehrer haben bisher nun zwei Gemein- 
plâtzo besetzt: den des dinglichen und den des 
persônlichen Rechts. Es ist natürlich, zu fragen: 
ob auch, da noch zwei Plâtze aus der bloflen Form 
der Verbindung beider zu einem Begriffe, als Glieder 
Ser Einteilung a priori, offen stehen, nâmlich der 
eines auf persônliche Art dinglichen, imgleichen der 
eines auf dingliche Art persônlichen Rechts, ob®-) ein 
solcher neuhinzukommender Begriff auch statthafj sei 
und vorderhand, obzwar nur problematisch, in der îo 
vollstandigen Tafel der Einteilung angetroffen wer- 
den müsse. Das letztere leidet keinen Zweifel. Denn 
die bloiî logische Einteilung (die vom Inhalt der Er- 
kenntnis — dem Objekt — abstrahiert) ist immer 
Dichotomie, z. B. ein jedes Recht ist entweder ein 
dingliches oder ein nicht-dingliches Recht. Diejenige 
aber, von der hier die Rede ist, 1 namlich die meta- [358 
physische Einteilung, kann auch Tetrachotomie sein, 
weil auBer den zwei einfachen Gliedern der Bin- 
teilung noch zwei Verhâltnisse, namlich die der das 20 
Recht einschrânkenden Bedingungen hinzukommen, 
unter denen das eine Recht mit dem anderen in Ver- 
bindung tritt, deren Môglichkeit einer besonderen 
Untersuchung bedarf. — Der Begriff eines auf per- 
BÔnliche Art dinglichen Rechts fâllt ohne weitere 
Umstânde weg; denn es lafit sich kein Recht einer 
Sache gegen eine Person denken. Nun fragt sich: 
ob die Umkehrung dieses Verhâltnisses auch ebenso 
ündenkbar sei; oder ob dieser Begriff, namlich der 
eines auf dingliche Art persônlichen Rechts, 30 
nicht allein ohne inneren Widerspruch, sondern selbst 
auch ein notwendiger (a priori in der Vernunft ge- 
gebener) zum Begriffe des âuBeren Meîn und Dein ge> 
hôrender Begriff sei, Personen auf ahnliche Art als 
Sachen zwar nicht in allen Stücken zu behandeln, 
aber sie doch zu besitzen und in vielen Verhâltnîssen 
mit ihnen als Sachen zu verfahren. 


a) D’ag im Original liinter „ob** folgende 
von uns gestrichen [wahrscheinlich duroh Versehen aoi 
Zeile 6 herübergekommon]. 
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2 . 

Kechifertlgnug des Begriffs ron elnem auf diugliehe 
Art persduliclieii Reeht. 

Die Définition des auf dingliche Art persônlichen 
Eechts îst nun kurz und giit diese: „Eb ist das Recht 
des Menschen, eine Per s on aufler sich als das 
Seine*) zu haben/‘ Ich sage mit Fleifl: eine Person; 
Jenn einen anderon Menschen, der durch Verbrechen 
seine Persônlichkeit eingebüOt hat (zum Leibeigenen 
10 geworden ist), kônnte man wohl als das Seine haben; 
von diesem Sachenrecht ist aber hier nicht die Rede. 

Ob nun jener Begriff „als neues Phànomen am 
juristisohen HimmeP^ eine btdla miraUîû (eine bis zujn 
[359] Stern erster GrôBe wachsende, vorher| nie gesehene, 
allmahlich aber wieder verschwindende, vielleicht ein- 
mal wiederkehrende Erscheinung) oder bloB eine 
Sternschnuppe sei, das soll jetzt untersucbt 
werden. 

3. 

20 Beispîele. 

Etwas ÀiLÛeres als das Seine haben, heifit es 
rechtlich besitzen; Besitz aber ist die Bedingung der 
Môglichkeit des Gi^brauchs, Weun diese Bedingung bloû 
als die physische gedacht wird, so heifit der Besitz 
Inhabung. - Rechimaûige înhabung reicht nvm 


*) Ich sage hier auch nicht: eine Persoii als die mei- 
nige (mit dein Adjektiv), Boudern: als das Meino (to mmm^ 
mit dem Subatantiv) zu haben. Donn ioh kann sagen: 
dieser ist mein Yatcr. das bezeichnet nur nioiu physisches 
Vorhaltiiis (der Verknûpfung) zu ihm ùberhaupt; z. B.: ich 
habe einen Vater. Aber ich kann nicht Bagcn: ,,ich habe 
ihn als das Meine.“ Sage ich aber: mein Weib, so be- 
deutet dieses ein besonderes, namlich rechtliches, Yerhültnis 
des Besitzers zu einem Gegonstando (weim es auch eine 
Person wàre), als Sache. Besitz (physischer) aber ist 
dio Bedingung der Moglichkeit der Handhabung (maai- 
pulatio) ein es Dinges als einer Sache; wenn dieses gleich 
in einer anderen Beziehung zugleich als Person bchandeli 
werdon mut». 
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zwar allein nicht zu, um deshalb den Gegenstand fûr 
das Meine auszugeben oder es dazu zu machen; wenn 
ich aber, es sei aus welchem Grande es wolle, befugt 
bin, auf die Inhabung eines Gegenstandes zu dringen, 
der meiner Gewalt entwischt oder entrissen ist, so ist 
dieser Rechtsbegriff ein Zeichen (wie Wirkung von 
ihrer Ursache), daû ich mich für befu^ halte, ihn als 
das Meine, raich aber auch als im intelligibelen 
Besitz desselben befindlich gegen ihn zu verhalten 
und diesen Gegenstand so zu gebrauchen. 10 

Das Seine bedeutet zwar hier nicht das des Eigen- 
turas an der Person eines anderen (denn Eigentümer 
kann ein Mensch nicht einmal von sich selbst, viel 
weniger von einer anderen Person sein), sondern nur 
das Seine des Nieflbrauchs (ius utendi, fruendi), un- 
mittelbar von dieser Person gleich als von einer 
Sache, doch ohne Abbruch an ihrer Persônlichkeit, 
als Mittel zu meinem Zweck Gebrauch zu machen. 

Dieser Zweck aber, als Bedingung der Recht- 
niaûigkeit des Gebrauchs, muB moralisch notwendig 20 
sein. Der Mann kann weder das Weib begehren, um 
es gleich als Sache zu geniefien, d. i. unmittelbares 
Vergnügen an der blofi tierischen Gemeinschaft mit 
demselben zu empfinden, noch das Weib sich ihm 
dazu hingeben, ohne daû beide Teilo ihre Persônlichkeit 
aufgeben (fleischliche oder vîehische Beiwohnung), d. i. 
ohne unter der Bedingung der Ehe, welche, als 
wechselseitige Dahingebung seiner Person selbst in 
den Besitz der anderen, vorher geschlossen werden 
muû: um durch kôrperlichen Gebrauch, den ein Teil 30 
vom anderen macht, sich nicht zu entmenschen. 

Ohne diese Bedingung ist der fleischliche Genufl 
dem Gruîidsatz (wenngleich nicht immer der Wirkung) 
nach kannibalisch. Ob mit Maul und Zahnen, oder*^) 
der weibliche Teil durch Schwangerung und daraus 
vielleicht erîolgende, fûr ihn tôdliche Niederkunft, dor 
mannliclio aber durch \ von ôfteren Ansprüchen des [360] 
Wcibes an das Geschlechtsvermôgen des Mannes her- 
rührende fechôpfungen aufgezehrt wird, ist blofi 


a) ,,oder‘‘ Zusatz de« Herausgebm (eboaso Natorp, 
Stavnrnlor). 
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in der Manier m genieflen unterschieden, und ein 
Teil ist in Ansehung des anderen, bei diesem wechsel- 
seitigen Gebrauche der Geschlechtsorgane, wirklich 
eine verbranchbare Sache (res fungibilis), zu welcher 
also sich vermittelst eines Vertrags zu machen, ein*^) 
gesetzwidriger Vertrag (pactum turpe) sein würde. 

Ebenso kann der Mann mit dem Weibe kein Kind, 
aïs ihr beiderseitiges Machwerk (res artificialis), zen- 
gen, ohne dal3 beide Teile sich gegen dieses und 
10 gegeneinander die Verbindlichkeit zuziehen, es zu 
erhalten: welches doch auch die Erwerbung eines Men- 
schen gleich als einer Sache, aber nur der Form nach 
(einem bioJQ auf dingliche Art persônlichen Rechte 
angemessen) ist. Die Eltern*) haben ein Recht gegen 
jeden Besitzer des Kindes, das aus ihrer Gewalt ge- 
bracht worden, (iua in re) und zugleich ein Recht, es 
zu alleu Leistungen und aller Beîolgung ihrer Befehle 
zu nôtigen, die einer moglichen gesetzlichen Freiheit 
nicht zuwider sind (ius ad rem); folglich auch ein per- 
20 sônliches Recht gegen dasselbe. 

Endlich, wenn bei eintretender Volljahrigkeit die 
Pflicht der Eltern zur Erhaltung ihrer Kinder aufhôrt, 
so haben jene noch das Recht, diese aïs ihren Befehlen 
uuterworfene Hausgenossen zu Erhaltung des Haus- 
wesens zu brauchen, bis zur Entlassung derselben; 
welches eine Pflicht der Eltern gegen diese ist, die aus 
der natürlichen Beschrànkung des Rechts der ersteren 
îolgt. Bis dahin sind sie zwar Hausgenossen und ge- 
hôren zur Familie, aber von nun an gehôren sie zur 
30 Dienerschaît (famulatus) in derselben, die folglich 
nicht anders als durch Vertrag zu dem Seinen des 
Hausherrn (als seine Domestiken) hinzukommen kôn- 
nen, Ebenso kann auch eine Dienerschaft auBer der 
Familie zu dem Seinen des Hausherrn nach einem 
auf dingliche Art persônlichen Rechte gemacht und 


♦) In deutscber Schreibart .werden nnter dem Wort 
Àlteren smioreSi nnter den Eltern aber parentes veretanden; 
welches im Sprachlaut nicht zu unterscheiden, dem Sinne 
nach aber sehr unterschieden ist. 


a) Kant: „üi eiü“; korr, Vorlander, 
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als Gesinde (famulahis domeslims) durch Vertrag er- 
worben werden. Ein solcher Vertrag ist nicht der 
einer blofien Verdingung (locatio conducUo operae), 
sondern der Hingebung seiner Person in den Besitz des 
Hausherrn, Ver mi et un g (locatio conductio perso^iae), 
welche darin von jener Verdingiing unterschieden ist, 
daB das Gesinde sich zu allem Erlaubten versteht, 
was das Wohl des Hauswesens betrifft und ihm| nicht [361] 
als bestellte und spezifisch bestimmte Arbeit aufge- 
tragen wird; anstatt daÛ der zur bestimmten Ar- 10 
beit Gedungene (Handwerker oder Tagelôhner) sich 
nicht zu dem Seinen des anderen hingibt und so auch 
kein Hausgenosse ist — Des letzteren, weil er nicht 
im rechtlichen Besitz des anderen ist, der ihn zu ge- 
wissen Leistungen verpflichtet, kann der Hausherr, 
wenn jener auch sein hauslicher Einwohner (inquiUnxts) 
wfire, sich nicht (via facH) als einer Sache bemâch- 
tigen, sondern muû nach dem personlichen Recht auf 
die Leistung des Versprochenen dringen, welche ihm 

durch Rechtsmittel (via iuris) zu Gebote steht^) 20 

Soviel zur Erlauterung und Verteidigung eines be- 
fremdlichen, neu hinzukommenden Rechtstitels in der 
natürlichen Gesetzlehre, der doch stillschweigend 
immer im Gebrauch gewesen ist 

4. 

Über die Terwechseliing des dlngliehen mit dem 
persbulichen Bechte. 

Ferner ist mir als Hétérodoxie im natürlichen Pri- 
vatrechto auch der Satz: Kauf bricht Miete (Rechtsl. 

§ 31, S. 129)iî) zur Rüge aufgestellt worden. 80 

Dafl jemand die Miete seines Hauses vor Ablaiif 
der bedungenen Zeit der Einwohnung dem Mieter auf- 
kündigen und also gegen diesen, wie es scheint sein 
Versprechen brechen kônne, wenn er es nur zur ge- 
wôhnlichen Zeit des Verziehens in der dazu gewohnten 
bürgerlich-gesetzlichen Frist tut, scheint freilich beim 

a) Kant: „8tchen'^; korr. Vorlilnder. 

b) oben S. 108. 

Kjint, Metapbydik d('r Rlttea. 1-8 
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ersten Anblick allen Rechten aus einem Vertrage zu 
widerstreiten. — Wenn aber bewiesen werden kann, 
daû der Mieter, da er seinen Mietskontrakt machte, 
wuûte Oder wissen muflte, dafl das ihm getane Ver- 
sprechen des Ver mie ter s als Eigentüiners natiir- 
licberweise (ohne dafi es im Kontrakt ausdrücklich 
gesagt werden durfte), also stillschweigend an die Be- 
dingung geknüpft war: wofern dieser sein Haus 
binnen dieser Zeit nicht verkaufen sollte (oder 
10 es bei einem etwa über ihn eintretenden Konkurs 
seinen Glâubigern überlassen müCte): so bat dieser sein 
schon an sich der Vernuixft nacli bedingtes Verspreeben 
nicht gebrochen, und der Mieter ist durch die ihm vor 
der Mietszeit geschehene Aufkündigung an seinem 
Rechte nicht verkürzt worden. 

[362 1 Denn das Recht des letzteren aus dem Miets- 
kontrakte ist ein persônliches Recht auf das, was 
eine gewisse Person der anderen zu leisten hat (tus 
ad rem); nicht gegen jeden Besitzer der Sache (lus 
20 in re), ein dingliches.^) 

Nun konnte der Mieter sich wohl in seinem 
Mietskontrakte sichern und sich ein dingliches Recht 
am Hause verschaffen; er durtte namlich diesen nur 
auf das Haus des Vermieters^ als am Grunde haftend, 
einschreiben (ingrossier en) lassen; alsdann konnte 
er durch die Aufkündigung des Eigentümers, selbst 
nicht durch dessen Tod (den natürlichen oder auch 
den bürgerlichen, den Bankerott), vor Ablauf der ab- 
gemachten Zeit aus der Mie te gesetzt werden. Wenn 
30 er es nicht tat, weil er etwa frei sein wollte, ander- 
weitig eine Miete auf bessere Bedingungen zu schlieflen, 
oder der Eigentümer sein Haus nicht mit einem solchen 
anus belegt wissen wollte, so ist daraus zu schliefien:. 
dafi ein jeder von beiden in Ansehung der Zeit der 
Aufkündigung (die bürgerlich bestimmte Frist zu der- 
selben ausgenommen) einen stillschweigend-bedingten 
Kontrakt gemacht zu haben sich bewufit war, ihn ihrer 
Konvenienz nach wieder aufzulôsen. Die Bestatigung 
der Befugnis, durch den Kauf Miete zu brechea, zeigt 


a) „mcht ein dingliches gegen ieden Besitzer der 
Sache“? [Natorp]. 
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«ich auch an gewissen rechtlichen Folgerungen aus 
einem aolchen nackten Mietskontrakte; denn den 
Erben des Mieters, wenn dieser verstorben ist, wird 
doch nicht die Verbindlichkeit zugemutet, die Miete 
fortzusetzen; weil diese nur die Verbindlichkeit gegen 
eine gewisse Person ist, die mit dieser ihrem Tode auf- 
hôrt (wobei doch die gesetzliche Zeit dor Aufkundigung 
imnier mit in Anschlag gebracht werden mufi). Eben- 
sowenig kann auch das Recht des Mieters als eines 
solchen auch auf seine Erben ohne einen besonderen 10 
Vertrag übergehetn; so wie er auch beim Leben beider 
Toile ohne ausdrückliche Übereinkunft keinen After- 
mie ter zu setzen befugt ist. 

5. 

Zusatz znr Erërterung der Begriffe des Btrafrechts* 

Die bloûe Idee einer Staatsverfassung unter Men- 
schen führt schon den Begriff einer Strafgerechtigkeit 
bei sich, welche der ob^ersten Gewalt zusteht. Es 
fragt sich nur, ob die Strafarten dem Gesetzgeber 
gleichgültig sind, wenn sie nur als Mittel dazu taugen, 20 
das Verbrechen (als Verletzung der Staatssicherheit 
im Besitz des Seinen eines jeden) zu entfernen, oder 
ob auch noch auf Achtung für die Menschheit in der 
Person des Missetiiters (d. i. für die Gattung) Rücksicht [363] 
genommen werden musse, und zwar aus bloiîen Rechts- 
grûnden, indem ich das ius talionis der Form nach noch 
immer für die einzige a priori bestimmende (nicht aus 
der Erfahrung, welche Heilmittel zu dieser Absicht 
die krâftigsten wâren, hergenommene)^) Idee als 
Prinzip des Strafrechts halte.*) — Wie wird es 50 

♦) In jeder Bestriifung liegt etwas das Ehrgefühl des 
Angeklagten (mit Rocht) Krankendee; weil sie einen bloCeu 
einseitigen Zwang enthalt, und so an ihm die Würde eines 
Staatsbûrgers als eines solchen in einem besonderen Fall 
wenigstens suspendiert ist; da er einer knfieren Pfliçht nnter- 
worfen wird, der er seinerseits keinen Widerstand entgegen- 
setzon darf. Der Vornehme und Reiche, der auf den Beutel 
geklopft wird, fühlt mehr seine Erniedrigung, sich unter 

a) Kant: „hergenümmen“; korr. Hartenstein, 

18 * 
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aber mit den Strafen für Verbrechen^) gehalten 
werden, die keine Erwiderung zulassen, weil 
diese entweder an sich unmôglich oder selbst 
ein strafbares Verbrechen an der Menschheit 
überhaupt sein würden, wie z. B. das der Notzüchti- 
gung, imgleichen das der Pâderastie oder Bestialitüt? 
Die beiden ersteren durch Kastration (entweder wie 
eines weifien oder schwarzen Verschnittenen im Sérail), 
das letztere durch Ausstoûung ans der bürgerlichen 
10 Gesellschaft auf immer, weil er sich selbst der mensch-i 
lichen unwürdig gemacht hat. ™ Per quod quis pcccat, 
per idem piinitur et idem. — Die gedachten Verbrechen 
heiûen darum unnatürlich, weil sie an der Menschheit 
selbst ausgeübt werden. - - Willkürlich Strafen für 
sie zu verhàngen, ist dem Begriff einer Strafgerech- 
tigkeit buchstablich zuwider. Nur dann kann der 
Verbrecher nicht klagen, daÛ ihm unrecht geschehe, 
wenn er seine Übeltat sich selbst über den Hais zieht 
und ihm, wenngleich nicht dem Buchstaben, doch dem 
20 Geiste des Strafgesetzes gemalî das widerfâhrt, was 
er an anderen verbrochen hat 

a 

Vom Redit der Ersitzimg. 

„Dafi Redit der Ersitzung (imicapio) soll nach 
S. 131 flb) diirchs Naturrecht begründet ww*den. Denn 
[364] nahrae man nicht an, daû durch den | ehrlichen Besitz 
eine ideale Erwerbung, wie sie hier genannt wird, 

den Willen des geringeren Mannefl bongen zu müssen, als 
den Geldverlust. Die Strafgereclitigkeit (iustitia pmi- 
tiva)j da iiamlich das Argument dor Strafbarkeit mora- 
lise h ist (quia peccatum est), muD hier von der Strafklug- 
heit, da es blofl pragmatisch ist (ne peccetw) und sich 
auf Erfahrung von dem grûiidet, was am stftrkstôn wirkt, 
Verbrechen abzuhalton. unterschioden werden, und hat in 
der Topik der RechtsbegrifTe einon ganz anderen Ort, loctM 
iusti; nicht des condmihilxs oder dos Zutrâglichen in ge- 
w'isser Absicht noch auch den des bîoCen honesti, dossen 
Ort in der Ethik aufgesucht werden mu(?. 

a) ,.fûr Verbrechen" Zusatz des Herausgebers. 

b) Vgl. oben § 33, S. lOOff. 
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so begrûndet werde, ware gar keine Erwerbung perem- 
torisch ge^jichert. (Aber Hr. K. nimmt ja selbst im 
Naturstande eine nur^) provisorische Erwerbung an, 
und dringt deswegen auf die juristische Notwendigkeit 

der bürgerlicben Verfassung. Ich behaupte mich 

als ehriicher Besitzer nur gegen den, der nicht be- 
weiseii kann, daû er eher als ich ehriicher Besitzer 
derselben Sache war und mit seinem Willen zu sein 

nichti^) aufgehôrt hat.)^' Davon ist nun hier nicht 

die Rede, sondern ob ich mich auch als Eigentümer 10 
behaupten kann, wenn sich gleich ein Pra tendent 
als früherer wahrer Eigentümer der Sache melden 
sollte, die Erkundung aber seiner Existenz als 
Besitzers und seines Besitzstandes als Eigentüraers 
schlechterdings unmoglich war; welches letztere 
alsdann zutriflt, wenn dieser gar kein offentlich gülti- 
ges Zeichen seines ununterbrochenen Besitzes (es sei 
ans eigener Schuld oder auch ohne sie), z. B. durch 
Einschreibung in Matiûkeln oder unwidersprochene 
KStimmgebung als Eigentümer in bürgerlicben Ver- 20 
sammlungen, von sich gegeben hat. 

Denn die Frage ist hier: wer sell seine rechtmafiige 
Erwerbung beweisen? Dem Besitzer kann diese Ver- 
bindlichkeit (onus prohcoidi) nicht aufgebürdet werden; 
denn er ist, soweit wie seine konstatierte Geschichte 
reicht, im Besitz derselben. Der Mihere angebliche 
Eigentümer der Sache ist durch eine Zwischenzeit, 
iiinerhalb deren er keine bürgerlich gültigen Zeichen 
seines Eigentums gab, von der Reihe der aufeinander 
îolgenden Besitzer nach Reclitsprinzipien ganz abge- ao 
schnitten. Diese Unterlassung irgend eines offentlichen 
Besitzakts macht ihn zu einem unbetitelten Praten- 
denten. (Dagegen heiBt es hier, wie bei der Théologie: 
eomervoiio est conllnua creatio.) Wenn sich aiich ein 
bisher nicht inanifestierter, obzwar hintennacli mit 
aufgefundenen Dokumenten versehener Pratendent vor- 
fande, so würde doch wiederum auch bei diesem der 
Zweifel vorwalten, ob nicht ein noch altérer Pratendent 
dereinst aul’treten und seine Ansprüche auf den Irühe- 

a) In der Rezension: „iiur eiiie“. 

b) Rezension; ,,nie zu sein“. 
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ren Besitz gründen kônnte. — Auî die Lange der Zeit 
des Besitzes kommt es hierbei gar nicht an, um die 
Sache endlich zu ersitzen (acquiure per usucapioncm). 
Denn es ist ungereimt anzunehmen, daû ein Unrecht, 
dadurch dafi es lange gewâhrt hat, nachgerade ein 
Recht werde. Der (noch so lange) Gebrauch setzt 
[365] das Recht in der Sache vor[aus: weit gefehlt, daû 
dieses sich auf jenen gründen sollte. Also ist die Er- 
sitzung (usucaph) als Erwerbung diirch den langen 
10 Gebrauch einer Sache ein sich selbst widersprechender 
Begriff. Die Verjâhrung der Ansprüche als Er- 
haltungsart (conservai io possessionis rneac pet' prae- 
scriptionem) ist OS nicht weniger; indessen doch ein von 
dem vorigen unterschiedener Begriff, was das Argu- 
ment der Zueignung betrifft. Es ist namlich ein nega- 
tiver Grund, d. i. der ganzliche Nicht gebrauch 
seines Rechts, selbst nicht einmal der, welcher nôtig 
ist, um sich als Besitzer zu manifestieren, für eine 
Verzichtuung auf dieselbe (derelictio)^), welche ein 
20 rechtlicher Akt d. i. Gebrauch seines Rechts gegen 
ein en anderen ist, um durch AusschlieÛung desselben 
vom Ansprüche (per praeêcriptionem) das Objekt des- 
selben zu erwerben, welches einen Widerspruch enthalt. 

Ich erwerbe also ohne Beweisführung und ohne 
allen rechtlichen Akt — ich branche nicht zu be- 
weisen, — sondern durchs Gesetz (lege) ; und was dann? 
Die ôffentliche Befreiung von Ansprüchen, d. i. die 
gesetzliche Sicherheit meines Besitz.es, da- 
durch daû ich nicht den Beweis führen darf und mich 
30 auf einen ununterbrochenen Besitz gründe. Daû aber 
aile Erwerbung im Naturstande bloû provisorisch 
ist, das hat keinen Einfluû auf die Prage von der 
Sicherheit des Besitzes des Erworbenen, welche vor 
jener vorhergehen muû. 


7 

Ton dw Beerhuug. 

Was das Recht der Beerbung anlangt, so hat den 
Herrn Rezensenten dieses Mal sein Scharfblick, den 


a) SC. genoramen. 
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Nerven des Beweises meiner Behauptung zu treffen, 
verlassen, — Ich sage ja nicht S. 135^): „dafl ein 
jeder Mensch notwendigerweise jede ihm angebotene 
Sache, durch deren Annehmung er nur gewinnen, 
nichts verlieren kann, annehme^' (denn solche Sachen 
gibt es gar nicht), sondern daû ein jeder das Recht 
des Angebots in demselben Augenblick unvermeid- 
lich und stillschweigend, dabei aber doch gültig immer 
wirklich annehme: wenn es nâmlich die Natur der 
Sache so mit sich bringt, daû der Widerruf schléchter- lo 
dings nnmôglich ist, nâmlich im Augenblicke seines 
Todes; denn da kann der Promittent nicht widerrufen, 
und der Promissar ist, ohne irgend einen rechtlichen 
Akt begehen zu dürfen, in demselben Augenblick 
Acceptant, nicht der versprochenen Erbschaft, son- 
dern des) Rechts, sie anzunehmen oder auszuschlagen. [366] 
In diesem Augenblicke sieht er sich bei Erôffnung 
des Testaments, daû er schon vor der Acceptation 
der Erbschaft vermôgender geworden ist, als er war; 
denn er hat ausschlieûlich die Befugnis zu accep- 20 
tieren erworben, welche schon ein Vermogensum- 
stand ist, — Daû hierbei ein bürgerlicher Zustand vor- 
ausgesetzt wird, um etwas zu dem S ein en eines an- 
deren zu machen, wenn man nicht mehr da ist; dieser 
Übergang des Besitztums aus der Totenhand àndert 
in Ansehung der Môglichkeit der Erwerbung nach all- 
gemeinen Prinzipien des Naturrechts nichts, wenn- 
gleich der Anwendung derselben auf den vorkommen- 
den Fall eine bürgerliche Verfassung zuin Grunde ge- 
legt Averden muû, — Eine Sache nâmlich, die ohne 30 
Bedingung anzunehmen oder auszuschlagen in meine 
îreie Wahl gestellt wird, heiût res iacens. Wenn der 
Eigentümer einer Sache mir etwas, z. B. ein Môbel des 
Hauses, aus dem ich auszuziehen eben im Begriff bin, 
umsonst anbietet (verspricht, es soll mein sein), so 
habe ich, Solange er nicht widerruft (welches, wenn er 
darüber stirbt, unmôglich ist), ausschlieûlich ein Recht 
zur Acceptation des Angebotenen (ius m re iacente), 
d, i, ich allein kann es annehmen oder ausschlagen, 
wie es mir beliebt; und dieses Recht, ausschlieûlich 40 


a) Vgl. obon § 84. 
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zu wâhlen, er lange ich nicht vermittelst einos beson- 
deren rechtlichen Akts meiner Deklaration: ich wolle, 
dieses Recht solle mir zustehen, sondern ohne deiiselben 
(lege). — Ich kann also zwar mich dahin erklaren: ich 
wolle, die Sache solle mir nicht angehôren (weil 
diese Annahme mir Verdriefilichkeiten mit anderen 
zuziehen dürfte), aber ich kann nicht wollen, aus- 
schlielJlich die Wahl zu haben, ob sie mir ange- 
hôren solle oder nicht; denn dieses Recht (des 
10 Annehmens oder Ausschlagens) habe ich, ohne aile De- 
kiaration meiner Annahme, unmittelbar durclis An- 
gebot; denn wenn ich sogar die Wahl zu haben aus- 
schlagen kônnte, so würde ich wâhlen, nicht zu wah- 
len; welches ein Widerspruch ist. Dieses Recht zu 
walîlen geht nun im Augenblicke des ïodevS des Erb- 
lassers auf mich über, durch dessen Vermachtnis (iv- 
stitutio Iieredis) ich zwar noch nichts von der Habe und 
Gut des Erblassers, aber doch den blofi-rechtlichen 
(intelligibelen) Besitz dieser Habe oder eines TeiLs 
20 derselben erwerbe; deren Annahme ich mich nun zum 
Vorteil anderer begeben kann, mithin dieser Besitz 
keînen Augenblick unterbrochen ist, sondern die Suc- 
cession als eine stetige Reihenfolge vom Sterbenden 
zum eingesetzten Erben durch seine Acceptation über- 
geht und so der Satz: testamcnta sind tvris naturac, wider 
aile Zweilel befestigt wird. 

[3671 8. 

Von den Rechlcn des hiaats iu Ansohnng ewiger 
Siiftun^en für seine rnteriancn. 

30 Stiftung (sanciio testameniaria bcneficli perpeiui) ist 
die freiwillige, durch den Staat bestatigte, für gewisse 
aufeinanderfolgende Glieder desselben bis zu ihrem 
giinzlichen Aussterbeii errichtete wohltatige Anstalt. 
— Sie heiOt ewig, wenn die Verordnung zu Erhaltung 
derselben mit der Konstitution des Staats selbst ver- 
einigt ist (denn der Staat mufl für ewig angesehen wer- 
den); ihre Wohltatigkeit aber ist entwoMler für das 
Volk überhaupt oder für einen nach gewissen be- 
sonderen Grundsatzen vereinigten Teil desselben, einen 
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Stand, Oder für eine Familie und die ewige Fort- 
dauer ihrer Deszendenten abgezweckt. Ein Beispiel 
vom ersteren sind die Hospitaler, vora zweiten die 
Kirchen, vom dritten die Orden (geistliche und 
weltliche), vom vierten die Majorate. 

Von diesen Korporationen und ihrem Rechte zu 
succedieren sagt man nun, sie konnen nicht aufgehoben 
werden: weil es durch Vermâchtnis zum Eigentum 
des eingesetzten Erben geworden sei, und eine solche 
Verfassung (corpus mysiieum) aufzuheben soviel heiiJe 10 
als jemandem das Seine nehmen. 

A. 

Die wohltatige Anstalt für Arme, Invalide und 
Kranke, welche auf dem Staatsvermôgen fundiert wor- 
den (in Stiften und Hospitalern), ist allerdings unab- 
loslich. Wenn aber nicht der Buchstabe, sondern der 
Sinn des Willens des Testators den Vorzug haben soll, 
so konnen sich wohl ZeitumsUinde ereignen, welche die 
Aufhebung einer solchen Stiftung wenigstens ihrer 
Form nach anratig machen. — So hat man gefunden, 20 
daJQ der Arme und Kranke (den vom Narrenhospital 
aVtSgenommen) besser und wohlfeiler versorgt werde, 
wenn ihm die Beihilfe in einer gewissen (dem Bedürf- 
nisse der Zeit proportionierten) Geldsuinme, wofür er 
sich, wo er will, bei seinen Verwandten oder sonst 
Bekannten einmieten kann, gereicht wird, als wenn — 
wie im Hospital von Greenwich — prachtige und den- 
noch die Freiheit sehr beschrankende, mit einem kost- 
baren Personale versehene^) Anstalten dazu getroffen 
werden. — Da kann man nun nicht sagen, der Siaat 30 
nehme dem zum Genuû dieser Stiftung berechtigten 
Volke das Seine, sondern er befôrdert es vielmehr, 
indom er weisere Mittel zur Erhaltung desselben wahlt, 

B. [368] 

Die Geistlichkeit, welche sich fleischlich nicht fort- 
pflanzt (die katholische), besitzt mit Begünstigung des 
Staats Lândereien und daran haftende Untertanen, 


H) Kant: „ver8ehenen' 
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die einem geistlichen Staate (Kirche genannt) ange- 
hôren, welchem die Weltlichen durch Vermàchtnîs zum 
Heil ihrer Seelen sich als ihr Eigentnm hingegeben 
haben; iind so hat der Klerus aïs ein besonderer Stand 
ein Besitztum, das sich von einem Zeitalter zum an- 
deren gesetzmâûig vererben làût und durch pâpst- 
liche Bullen hinreichend dokumentiert ist. — Kann 
man nun wohl annehmen, daû dieses Verhaltnis der- 
selben®-) zu den Laien durcli die Machtvollkommenheit 
10 des weltlichen Staats geradezu den ersteren kônne 
genommen werden, und vvürde das nicht soviel sein, 
aïs jemandem mit Gewalt das Seine nehmen; wie es 
doch von Unglaubigen der franzôsischen Republik ver- 
sucht wird? 

Die Frage ist hier: ob die Kirche dem Staat oder 
der Staat der Kirche als das Seine angehôren kônne; 
denn zwei oberste Gewalten kônnen einander ohne 
Widerspruch nicht untergeordnet sein. — Dafî nur die 
erstere Verfassung (polUico-hicrarckica) Bestand an 
20 sich haben kônne, ist an sich klar; denn aile bürger- 
liche Verfassung ist von dieser Welt, weil sie eine 
irdische Gewalt (der Menschen) ist, die sich samt ihren 
Folgen in der Erfahrung dokumentieren laflt. Die 
Glaubigen, deren Reich im Himmel und in jener 
Welt ist, raüssen, insofern man ihnen eine sich auf 
dieses beziehende Verfassung (hierarclùco-poliiica) zu- 
gesteht, sich den Leiden dieser Zeit unter der Ober- 
gew’alt der Weltmenschen unterwerfen. — Also findet 
nur die erstere Verfassung statt. 

80 Religion (in der Erscheinung), als Glaube an die 
Satzungen der Kirche und die Macht der Priester als 
Aristokraten einer solchen Verfassung, oder auch, 
wenn diese monarchisch (papstlich) ist, kann von keiner 
staatsbürgerlichen Gewalt dem Volke weder aufge- 
drungen noch genommen werden, noch auch (wie es 
wohl in GroJQbritannien mit der irlândischen Nation 
gehalten wdrd) der Staatsbürger wegen einer von des 
Hofes seiner unterschiedenen Religion von denStaatvS- 
diensten und den Vorteiien, die ihm dadurch erwachscn, 
iO ausgeschiossen werden. 


a) ac. der Gristlichen. 
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Wenn nun gewisse andachtige und glâubige See^ 
len, um durch Gebete, Ablâsse und Bûfiungen, durch 
welche die dazu bestellten Diener derselben (die Geist- 
lichen) das Los in der anderen Welt ihnen vorteiL 
haft zu machen verheifien^): der Gnade teilhaftig zu 
werden, welche die Kirche den Glâubigen auch nach 
dieser ihrem Tode zu erzeigen verspricht, eine Stiî- 
timg auf ewige Zeiten errîchten, durch welche ge- 
wisse Lândereien dereelben nach ihrem Tode ein 
Eigen | tum der Kirche werden sollen, und der Staat 10 [8b9 
an die-sem oder jenem Teil oder gar ganz sich der 
Kirche lehnspflichtig macht: so ist eîne solche ver- 
meintlich auf ewige Zeiten gemachte Stiftung keines- 
wegs auf ewig begründet, sondern der Staat kann diese 
Last, die ihm von der Kirche aufgelegt worden, ab- 
werfen, wenn er will — Denn die Kirche selbst ist 
ein^) blofl auf Glauben errichtetes Institut und, wenn 
die Tâiischung aus dieser Meinung durch Volksauf- 
klarung verschwmnden ist, so fâllt auch die darauf 
gegründete furclitbare Gewalt des Klerus weg, und 20 
der Staat bemachtigt sich mit vollem Kechte des an- 
gemafiten Eigentums der Kirche, nâmlich des durch 
Vermachtnîsse an sie verschenkten Bodens; wiewohl 
die Lehnstrager des bis dahin bestandenen Instituts 
tur ihre Lebenszeit schadenfrei gehalten zu werden 
ans ihrem Eechte fordern kdnnen. 

Selbst Stiftungen zu ewigen Zeiten für Arme oder 
Schulanstalten, sobald sie einen gewissen, von dein 
Stifter nach seiner Idee bestimmten entworfenen^) Zu- 
schnitt haben, kônnen nicht auf ewige Zeiten fundiert 30 
und der Boden damit belastîgt werden; sondern der 
Sîaat mufi die Freiheit haben, sie nach dem Bedürf- 
nisse der Zeit einzurichten. — DaB es schwerer hait, 
diese Idee allerwarts auszuführen (z. B. die Pauper- 


a) Die Worte „durch bis „verheiüeii“, die im 

Original aus Versehon ar cine sp&tore Slelle (Zeile 12 ff.) 
gi'kommen sind, habc ich nach dem Vorschlage Natorps 
an diese ihnen zukommonde Stello gesetzt. 

b) Kant: ^als ein“, vgl S. 3»-). 

c) „entworfenen bestimniten^? [Natorp], 
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biirschen die Unzulànglichkeit des wohltatig errich- 
teten Schulfonds durch bettelhaftes Singen erganzen 
müssena)), darf niemanden wundern; denn der, welcher 
gutMtiger, aber doch zugleich etwas ehrbegieriger 
AVeise eine Stiftung macht, will, daû sie nicht ein 
anderer nach seinen Begriffen umândere, sondem Er 
darin unsterblich sei. Das ândert aber nicht die Be- 
schaffenheit der Sache selbst und das Eecht des Staats, 
ja die Pflicht desselben zum Umândern einer jeden 
10 Stiftung, wenn sie der Erhaltung und dem Fortschreiten 
desselben zum Besseren entgegen istb), kann daher 
niemals als auf ewig begründet betrachtet werden. 


C. 


Der Adel eines Landes, das selbst nicht unter einer 
aristokratischen, sondern monarchischen Verfassung 
steht, mag immer ein für ein gewisses Zeitalter erlauh- 
tes und den Umstanden nach notwendiges Institut sein; 
aber dafl dieser Stand auf ewig konne begründet wer- 
den, und ein Staatsoberhaiipt nicht selle die Befugnis 
370] 20 haben, diesen Standesvorzug ganzlich | aufzuheben, 
oder, wenn er es tut, man sagen konne, er nehnie 
seinem (adligen) Untertan das Seine, was ihm erblich 
zukommtÿ kann keineswegs behauptet werdon. Er ist 
eine temporâre, vom Staat autorisierte Zunftgenossen- 
schaft, die sich nach den Zeitumstânden bequemen 
rnuû und dem allgemeinen Menschenrechte, das so 
lange suspendiert war, nicht Abbruch tun darf. — 
Denn der Rang des Edelmanns ira Staate ist von der 
Konstitution selber nicht allein abhângig, sondern ist 
ao nur ein Akzidenz derselben, was nur durch ’ Inharenz 
in demselben existieren kann (ein Edelmann kann ja 
als ein solcher nur ira Staate, nicht im Stande der 
Natur gedacht werden). Wenn also der Staat seine 
Konstitution abândert, so kann der, welcher hiermit 
jenen Titel und Vorrang einbüfit, nicht sagen, es sei 
ihm das Seine genomraen; weil er es nur unter der 
Eedingung der Fortdauer dieser Staatsform das Seine 


a) Kant: „zu müssen"; korr. Hartenstoin. 

b) zn ergânzen: „und eine aolohe“ (Stiftung). 
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nennen konnfce, der Staat aber diese abzuandern (z. B. in 
deii Republikanisraus umzuformen) das Redit hat. — 
Die Orden und der Vorzug, gewisse Zeichen desselben®*) 
m tragen, geben also keîn ewiges Recht dieses 
Besitzes. 


D. 

Waa endlich die Majoratsstiftung betrifft, da 
ein Gntsbesitzer durch Erbeseinsetzung verordnet: daB 
in der Reihe der aufeinanderfolgenden Erben immer 
der Nâchste von der Familie der Gutsherr sein solle 10 
fnach der Analogie mit einer monarchisch-erblichen 
Verfassnng eines Staats, wo der Landesherr es ist)^ 
so kann eine solche Stiftung nicht allein mit Beistim- 
mung aller Agnaten jederzeit aufgehoben werden und 
darf nicht auf ewige Zeiten — gleich als ob das Erb- 
recht am Boden haftete — immerwâhrend fortdauern 
noch gesagt werden, es sei eine Verletzung der Stif- 
turig und des Willens des Urahnherrn derselben* des 
Stifters, sie eingehen zu lassen; sondern der Staat 
hat auch hier ein Recht, ja sogar die Pflicht, bei 
den allmahlich eintretenden Ursachen seiner eigenen 
Reform ein solches fôderatives System seiner Unter- 
tanen, gleich als Unterkônige (nach der Analogie von 
Dynasten und Satrapen), wenn es erloschen ist, nicht 
weiter aufkommen zu lassen. 

B esc hl U 6. 

Zuletzt hat der Herr Rezensent von den unter der 
Rubrik ôffentliches Recht aufgeführten Ideen, 

„von denen, wie er sagt, der Raum nicht erlaube, 
sich darüber zu âuflern“, noch folgendes angemerkt: 30 
♦,Un8ereB [ Wissens hat noch kein Philosoph den para^ [371] 
doxesten aller paradoxen Sâtze anerkannt, den Satz: 
daû die blofle Idee Jer Oberherrschaft mich nôtigen 
soll, jedem, der sich zu meinem Herrn aufwirft, als 
meinem Herrn zu gehorchen, ohne zu fragen, wer 
ihm das Recht gegeben, mir zu befehlen. ÎDafl man 


a) se, do€ Orddna. 
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Oberherrschaft und Oberhaupt anerkennen und man 
diesen oder jenen, dessen Dasein nicht einmal a priori 
gegeben ist^ a priori für seinen Herrn halten soU, das 
soll einerlei sein?“ — Nun, hierbei die Paradoxie 
eingeràumt, hoffe ich, es solle, nâher betrachtet, docli 
wenigstens der Hétérodoxie nicht überwiesen wer- 
den kônnen; vielmehr solle es dem einsichtsvollen 
und mit Besclieidenlieit tadelnden, gründlichen Rezen* 
senten (der jenes genommenen Anstoûes ungeachtet, 
10 „diese metaphysischen Anfangsgründe der Rechtslehre 
im ganzen als Gewinn für die Wissenschaft ansiehP*) 
nicht gereuen, sie wenigstens als einen der zweiten 
Prüfung nicht unwürdigen Versuch gegen anderer 
trotzige und seichte Absprechungen in Schutz genoin- 
men zu haben. 

Daû dem, welcher sich im Besitz der zuoberst ge* 
bietenden und gesetzgebenden Gewalt über ein Volk 
befindet, müsse gehorcht werden und zwar so juridisch- 
unbedingt, dafl auch nur nach dem Titel dieser seiner 
20 Erwerbung offentlich zu forschen, also ihn zu be* 
zweifeln, um sich bei etwaiger Ermangelung desselben 
ihm zu widersetzen, schon strafbar, daû es ein kate* 
gorischer Imperativ sei: Gehorchet der Obrigkeit 
(in allem, was nicht dem inneren Moralischen wider* 
streitet), die Gewalt über euch hat, ist der an* 
stôBige Satz, der in Abrede gezogen wird. — Nicht 
allein aber dieses Prinzip, welches ein Faktum (die Be* 
machtigung) als Bedingung dem Rechte zum Grunde 
legt, sondern daû seibst die bloûe Idee der Ober* 
BO herrschaft über ein Volk mich, der ich zu ihm gehôre, 
nôtige, ohne vorhergehende Forschung dem angemaÛ* 
ten Rechte zu gehorchen (Rechtslehre § 49), das 
scheint die Vernunft des Rez. zu empôren. 

Ein jedes Faktum (Tatsache) ist Gegenstand iii 
der Erscheinung (der Sinne); dagegen das, was nur 
durch reine Vernunft dargestellt werden kann, was zu 
den Ideen gezafalt werden mufl, denen adaquat kein 
Gegenstand in der Erfahrung gegeben werden kann, 
dergleichen eine volikommene rechtliche Ver- 
40 fassung unter Menschen ist, das ist das Ding an sich 
seibst. 

Wenn denn nun ein Volk, durch Gosetze unter 
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einer Obrigkeit vereinigt, da ist, so ist es‘^) der Idee der 
Einheit desselben überhaupt unter einem machtliaben- 
den obersten Willen gemâfi als Gegenstand der Er- 
fahrung gegeben; aber freilich nur in der Erscheinung; 
d. i. eine rechtliche lVerfassung im allgemeinon Sinne [372] 
des Worts ist da; und obgleich sie mit groJOen Mangeln 
und groben Fehlern behaitet sein und nach und nach 
wichtiger Verbesserungen bedürfen mag, so ist es 
doch schlechterdings unerlaubt und strâflich, ihr zii 
widerstehen: weil, wenn das Volk dieser, obgleich 10 
noch fehlerhaiten, Verfassung und der obersten Auto- 
ritat Gewalt entgegensetzen zu dürfen sich berechtigt 
hielte, es sich dûnken würde, ein Recht zu haben, Ge- 
walt an die Stelle der aile Rechte zuoberst vorschreiben- 
den Gesetzgebung zu setzen; welches einen sich selbst 
zerstôrenden obersten Willen abgeben würde. 

Die Idee einer Staatsverîassung überhaupt, welche 
zugleich absolûtes Gebot der nach Rechtsbegriffen 
urteilenden praktischen Vernunft für ein jedes Volk 
ist, ist heilig und unwiderstehlich; und wenngleich 20 
die Organisation des Staats durch sich selbst fehler- 
haft ware, so kann doch keine subalterne Gewalt in 
demselben dem gesetzgebenden Oberhaupte desselben 
tatlichen Widerstand entgegensetzen, sondern die ihm 
anhângenden Gebrechen müssen durch Reformen, die 
er an sich selbst verrichtet, allmahlich gehoben wer- 
den; weil sonst bei einer entgegengesetzten Maxime 
des Untertans (nach eigenmâchtiger Willkür zu ver- 
fahren) eine gute Verfassung selbst nur durch blinden 
Zufall zustande kommen kann. — Das Gebot: „Ge- 30 
horchet der Obrigkei^ die Gewalt über euch hat**, 
grübelt nicht nach, wie sie zu dieser Gewalt gekom- 
raen sei (um sie allenfalls zu untergraben); denn die, 
welche schon da ist, unter welcher ihr lebt, ist schon 
im Besitz der Gesetzgebung, über die ihr zwar ôffent- 
lich vernünfteln, euch aber selbst nicht zu wider- 
strebenden Gesetzgebern aufwerfen kônnt. 

Unbedingte Unterwerfung des Volkswillens (der 
an sich unvereinigt, mithin gesetzlos ist) unter einen 
souverânen (aile durch ein Gesetz vereinigenden) 40 


a) Zusatz Harteusteins. 
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Willen ist Tat, die nur durch Beniâchtigung der ober- 
sten Gewalt anheben kann und so zuerst ein offent- 
liches Recht begründet. • — Gegen diese Machtvoll- 
kommenheit noch einen Widerstand zu erlauben (der 
jene oberste Gewalt einschrânkte), lieiüt sich selbst 
widersprechen; denn alsdaim wâre jene (welcher wider- 
standen werden darf) nicht die gesetzliche oberste Ge- 
walt, die zuerst bestimmt, was offontlich recht sein 
soll oder nicht, — und dieses Prinzip liegt schon 
a priori in der Idee einer Staatsverfassung überhaupt, 
d. i. in einem Begriffe der praktischen Vernunft; dem 
zwar adaquat kein Beispiel in der Erfahrung unter- 
gelegt werden kann, dem aber auch als Norm keine 
widersprechen muû. 
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[ 375 ] 


Wenn es über irgend einen Gegenstaiid eine 
Philosophie (System der Vernunîterkenntnis aus Be- 
grilfen) gibt, so muiJ es fîir diese Philosophie auch 
ein System reiner, von aller Anachauungsbedinguûg 
unabhângiger Vernunftbegriffe, d. L eine Meta- 
physik geben. — Es fxagt sich nur: ob es tür jede 
praktische Philosophie als Pflichtenlehre, mithin 
auch für die Tugendlehre (Ethik) auch rneta- 
physischer Anfangsgründe bediirfe, um sie als lO 
wahre Wissenschaft (systematisch), aicht bloJÛ als Ag- 
gregat einzeln aufgeauchter Lehren (fragmentarisch) 
aufstellen zu konnen. — Von der reinen Rechtslehre 
wird niemand dies Bedürfnis bezw'eifeln; denn sie be- 
trifft nur das Fôrmliche der nach Freiheitsgesetzen 
im iiuûeren Verhàllnis einzuschrànkenden Willkür; ab- 
gesehen von allem Z week als der Materie derselben. 

Die Pflichtenlehre ist also hier eine bloÛe W iss en s- 
lehre (doctrim eoientiae}^) ^ 


♦) Ein der praktisohen Philosophie Kuudiger 
ust darum eben nicht ein praktischer PhilosopiL Der 
letztere ist derjenige, wolcher «ich dem Vernuuftendzweck 
zum ürundsatz soiner Handlungen macht, indem er 
damit zueleich das dazu nOtige Wissen verbindetj welches, 
da es ania Ton abgezweckt ist, nicht ebeu bis za den Bub« 
tilslen Füden der Metaphysik ausgesponnen werden darl^ 
wenn es nicht etwa eine Eechtspmcht betriâft, — als bei 
welcher anf der Wage der Gerechtigkeit das Mein und 
Dein, nach dem Prinzip der Gleichheit der Wirkung nnd 
Gegenwirkting, gonau bestimmt werden und darum der mathe- 
matischen Abgemessenheit analog sein muC, — sondern eine 
biche Tugendpflicht angebt. Denn da kommt es nicht bloS 
darauf an zu wlssen, was zu ton PÜicht lat (weLohes wegen 
der Zweeks, die nattlrlioherweise aile Menachen haben, 

11 » 
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In dieser Philosophie (der Tugendlehre) scheint 
es nun der Idee derselben gerade zuwider zn sein, 
[376] bis zu metaphysischen Anfangsgrünl den zu- 
rückzugehen, um den Pflichtbegriff, von allem Empiri- 
schen (jedem Gefûhl) gereinigt, doch zur Trieb- 
feder zu maohen. Denn was kann man sich fûr einen 
Begriîf von einer Kraft nnd herkulischer Stârke 
machen^), um die lastergebârenden Neigungen zn ûber- 
waltigen, wenn die Tugend ihre Waffen ans derRüst- 
10 kammer der Metaphysik entlehnen soll? welche eine 
Sache der Spekulation îst, die nur wenig Menschen 
zu handhaben wissen. Daher fallen auch aile Tugend- 
lehren in Hôrsàien, von Kanzeln und in Voîks- 
büchern, wenn sie mit metaphysischen Brocken aus- 
geschmückt werden, ins Lâcherliche. — Aber darum 
ist es doch nîcht unnütz, viel weniger lâcherlich, den 
ersten Gründen der Tugendlehre in einer Metaphysik 
nachzuspüren; denn irgend einer muC doch als Philo- 
Boph auf die ersten Gründe dieses Pflichtbegriffs hin- 
20 ausgehen: weil sonst weder Sicherheit nocn Lrautor- 
keit fûr die Tugendlehre überhaupt zu erwarten wâre. 
Sich desfalls auf ein gewisses Gefühl, welches man 
seiner davon erwarteten Wirkung halber moralisch 
nennt, zu verlassen, kann auch wohl dem Volksiehrer 
genûgen; indem dieser zum Probierstein einer Tugend- 
pflicht, ob sie es sei oder nicht, die Aufgabe zu be- 
herzigen verlangt: „wie, wenn nun ein jeder in jedem 
Fall deine Maxime zéa allgemeinen Gesetz macfate, 
würde eine solche wohl mit sich selbst zusammenstim- 
30 men kônnen?'* Aber wenn es blofî Gefûhl wâre, was 
auch diesen Satz zum Probierstein zu nehmen uns 
ZUT Pflicht raachte, so wâre diese doch alsdann nicht 


kicht angegebea werden kann), sondern Tornehmlich auf 
das innero Prinzip des Wilîens, n&mlich daÛ das BewuÛt- 
«ein dieser Pflicht zngleich Triebfeder der Handlungen 
Boi, nin von dem, der mit seinem Wissen dioses Weisheits- 
prinzip verknûpfl, zu gagonk): daC er ein praktischer 
rhiloioph sei. 


a) 2. Aufl.: „àer hohen Kraft and herknliachen Stàrka 
mnchen, die auBreiclien eollte“. 

b) 2. Aüfî.: „8agen zu kOnnen*' 
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durch die Vernunft diktiert, sondern nur instiûkt- 
maBig, mithîn blisdlîngs daf&r angenommen. 

Allein kein moralisches Prinzip gründet sich 
in der Tat^), wie man wohl wâhnt, auf irgend ein 
Gefühl, sondern ist^‘) wirklich nichts anderes als 
dunkel gedachte Metaphyaik, die jedem Men- 
schen in seiner Vernunltanlage beiwohnt; wie 
der Lehrer es leicht gewalir wird, der seinen 
Lehrling über den Fflichtimperativ und dessen 
Anwendung auf inoralische Beurteilung seiner lO 
Handlungeii sokratisch zu kàtechisieren versucht. 

— Der Vortrag desselben (die Technik) darf eben 
nicht allemal metaphysisch und die Sprache scho- 
lastisch^^) sein, wenn jener den Lehrling nicht etwa 
zum Philosophen bilden will. Aber der Gedanke 
muû bis auf die Eléments der Metaphysik zurück- 
gehen, ohne die keine Sîcherheit und Eeinigkeit, ja 
selbst nicht einmal bewegende Kraft in der Tugend- 
lehre zu erwarten ist. 

Geht man von diesem Grundsatze ab und fangt 20 
vom pathologischen oder dem rein-âsthetischen oder 
auüh dem moralischen Gefühl (dem subjektiv-prakti- 
fichen statt des objektiven), d. l von der Materie des 
Willens, dem Zweck, nicht von der Form desselben, 
d. i. dem Qesetz an, um vün| da aus die Pflichten [377] 
zu bestîmmen: so finden Ireilich keine metaphysi- 
schen Anfangsgründe der Tugendlehre statt; denn 
Gefühl, wodurch es auch immer erregt werden mag, 
ist jederzeit physiscL — Aber die Tugendlehre 
wird alsdann auch in ihrer Quelle, einerlei ob in 30 
Schulen oder in Horsaleti usw., verderbt. Denn es 
ist nicht gleichviel, durch welche Triebfedern als 
Mittel man zu einer guten Absicht (der Befolgùng 

aller Pflicht) hingeleitet werde. îls rnag also den 

orakel- oder auch geniemaÛig über Pflichtenlehre 
absprechenden vermeinten Weisheitslehrem Meta- 
physik noch 30 sehr anekeln: so ist es doch fur die, 

a) 2. Auü. : „Alleiu iu der Tat gründet bich kein inura- 
lisches Prinzip“ usw. 

b) 2. Aufl. : „ein solches Prinzip ist**, 

c) 2. Aufi. : „nicht notwendig scbûlastiseh“ 
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welche sich daza aufwerfen, unerlâOliche Pflicht, 
ôelbst in der Tugendlehre m jener ihren Grund- 
ôâtzen zurückzugehen und anf ihren Bânken vorerst 
eelbst die Schule m machen. 

« ♦ 

Man mufi sich hierbei billig wundern, wie es uach 
allen bisherigen Lauterungen des Pflichtprinzips, so- 
fern es ans reiner Vemunft abgeleitet wird, noch 
môglich war, es wiederum anf Glückseligkeits- 
lehre zurückzuführen; doch so, daJB eine gewisse mo- 
10 ralische Glückseligkeit, die nicht aiif empirischen 
Ursachen beruhte, m dem Ende ausgedacht worden, 
welche ein sich selbst widersprechendes Unding ist. 
— Der denkende Mensch nâinlich, wenn er über die 
Anreize zum Laster gesiegt hat nnd seine oft sauere 
rflicht getan z\\ haben sich bewuût ist, findei sich in 
einem Ziistande der Seelenruhe und Zufriedenheit, den 
nian gar wohl Glückseligkeit nennen kann; in welchem 
die Tugend ihr eigener Lohn ist. — Nun sagt der 
Eudamonist: diese Wonne, diese Glückseligkeit ist 
20 der eigentliche Bewegungsgrnnd, warum er tugend- 
haft liandelt. Nicht der Begriff der Pflicht bestimmo 
unmittolbar seinen Willen, sondern nur venait- 
te Ist der im Prospekt çesehenen Glückseligkeit werdo 
er bewogen, seine Pflicht zu tun. — Nun ist aber 
klar, daS, weil er sich diesen Tugendlohn nur von 
dem BewuCtseiii, seine Pflicht getan zn haben, ver- 
sprechen kann, das letztgenaunte doch vorangelien 
mûsse; d. i. er muû sien verbunden finden, seine 
Pflicht zu tun, ehe er noeb und ohne daû er darau 
80 denkt, daC Glückseligkeit die Folge der Pflichtbeob- 
achtung sein werde. Br dreht sich also®) mit seiner 
Àtiologie im Zirkel herum. Er kann namlich nur 
hoffen, glücklich (oder innerlich selig) zu sein, wenn 
er sich seiner Pflichtbeobachtung bewuût ist; or kann 
aber zur Beobachtung seiner Pflicht nur bewogen 
werden, wenn er voraussieht, daD er sich dadurch 


a) ZüBatz der 2. Anflage. 
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? lBcklichL machen werde. — Aber | es ist in dieser [378] 
'ernûnftelei auch ein Widerspruch. Denn einer- 
aeits soll er seine Pfliclit beobachten» obne erst zu 
fragen, welche Wirkung dieses auf seine Glückselig- 
keit haben werde, mithin ans einem moraliBcben 
Grunde; anderseits aber kann er doch nur etwas fiir 
seine Pflicht anerkennen, wenn er auf Glückselig- 
keii rechnen kann, die ihm dadurch erwachsen wird, 
mithin nach pathologischem Prinzip, welches ge- 
rade das Gegenteil des vorigen ist. 10 

Ich habe an einem anderen Orte (der Berlini- 
schen Monatsschrift)^) den Untérschied der Lust, 
welche pathologisch ist, von der moralischen, 
wie ich glaube, auf die einfachsten Ausdrücke zurück- 
geführt Die Lust namlich, welche vor der Befolgung 
des Gesetzes hergehen muû, damit diesem gemâC ge- 
handelt werde, ist pathologisch, und das Verhalten 
folgt der Naturordnung; diejenige aber, vor wel- 
cher das Gesetz hergehen muû, damit sie empfun- 
den werde, ist in der sittlichen Ordnung. — — 20 
Wenn dieser Unterschied nicht beobachtet wird, wenn 
Eudâmonie (das Glückseligkeitsprinzip) statt der 
Eleutheronomie (des FreiheitsprinKips der inneren 
Gesetzgebung) zum Grundsatze aufgestellt wird, so ist 
die Folge davon Euthanasie (der sauf te Tod) aller 
Moral. 

Die Ursache dieser Irrungen ist keine andere als 
folgende. Der kategorische Iraperativ, aus dem diese 
Gesetze diktatorisch hervorgehen, will denen, die bloû 
an physiologische Erklarungen gewohnt sind, nicht 30 
in den Kopf; unerachtet sie sich doch durch ihn un- 
widerstehlich gedrungen fühlen. Der Unmut aber, 
sich^) das nicht erklaren zu konnen, was über jenen 
Kreis ganzlich hinaus liegt (die Freiheit der Will- 
kur), so seelenerhebend auch eben dieser Vorzug des 


a) Gemeint ist, wie sich aus dem folgenden mit Sicher- 
heii ergibt, der Aufsatz : Von einem neuerdings erhohenen vor- 
nehnien Ton etc., der 1796 in der geuannteu Zeitschrift erschien 
Dio hier angezogeiio Stelle iindet sich Seite 11 Anm. unserer 
Ausgaba desselben (Philos. Bibl. Bd. 46 d). Schubert und 
Natorp denkeu irrigerweise an andere Kantische Schriften. 

b) 1. Aufl,; „Sich aber‘\ 
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Menschen ist, éiner solchen Idee fahîg xu sein, reizt 
durch di© stolzen Ansprüche der spekulativen Ver- 
nunft, die sonst ihr Vermôgen in anderen Feldern 
so stark fühlt, die fiir die Allgewalt der theoretischen 
Vernunft Verbündeten gleichsam znm allgemeinen 
Aufgebot»^), sich jener Idee zn widersetzen und so 
den moraliscben Freîheitsbegriff jetzt und vielleîcht 
noch lange, obzwar am Ende doch vergeblich, an- 
zufechten und womôglîch verdâchtig zu mâchent) 


a) 1. Aufl. : ,,wird durch die stoLEcn . . . fûhlt, gleichsam 
xum allgemeinen Aufgebot der fûr die Allgewalt der theo- 
retischen Vernunft Verbündeten gereizt“ usw. 

b) Hiernach folgt in der 2. Anfîage ein ahnlichos In- 
haitfiverzoichnis wie in der ersten am Sohlusse dee Ganzen 
s. unten). 



Einleitung [379] 

zur Tugendlehre. 

Ethik bedeutete in den alten Zeiten die Sitten* 
lehre (philosophia moraUs) überhaupt, welche man auch 
die Lehre von den Pflichten benannte. In der 
Folge hat man es ratsam gefuiiden, dieaen Namen 
anf einen Teil der Sittenlehre, nâmlich auf die Lehre 
von den Pflichten, die nîcht unter âüûeren Gesetïen 
Btehen, allein zu übertragen (dem man im Deutschen 
den Namen Tugendlehre angemessen gefunden hat): 10 
sodafi jetzt das System der allgemeinen Pflichten- 
lehre in das der Eechtslehre (ius)% welche âufle- 
rer Gesetze fâhig tst, und der Tugendlehre (ethica) 
eingeteilt wird, die deren nîcht fahig ist; wobei es 
denn auch sein Bewenden haben mag. 


L 

Erdrterung des Begrlflfs einer TugcBdlchre. 

Der Pflichtbegriff ist an sich schon der Be- 
grilî von einer Nôtigung (Zwang) der freien Will- 
kür durchs Gesetz; dieser Zwang mag nun ein 20 
âuBerer oder ein Selbstzwang sein. Der mora- 
lische Imperativ verkündigt durch seinen kategori- 
schen Ausspruch (das unbedingte Sollen) diesen Zwang, 
der also nicht auf vernûnftige Wesen überhaupt (deren 
es etwa auch heilige gebçn kônnte), sondern auf 
Menschen aïs vernûnftige Naturwesen geht, die 
dazu unheilig genug sind, dafl sie die Lust wohl 
anwandeln kann, das moralische Gesetz, ob sie gleich 
dessen Ansehen selbst anerkennen, doch zu über- 


a) 2. Aufl.: (hirisprudmtla). 
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treten und, selbst wenn sie es befolgen, es dennoch 
ungern (mit Widerstand ihrer Neigung) zu tun, aïs 
worin der Zwang eigentlich besteht*) — Da aber 
[380] der Mensch doch ein freies (raoralisches) | Wesen 
ist, so kann der Pflichtbegriff keinen anderea als 
den Selbstzwang (durch die Vorstellung des Ge- 
setzes allein) enthalten, wenn es auf die innere 
Willensbestimmung (die Triebfeder) angesehen^) ist, 
denn dadurch allein wird es môglich, jene Nôtigung 
10 (selbst wenn sie eine âuûere wâre) mit der Freiheit 
der Willkür zu vereinigen, wobei aber alsdann der 
Pflichtbegriff ein ethischer sein wird. 

Die Antriebe der Natur enthalten also Hinder- 
nisse der Pflichtvollziehung im Gemüt des Menschen 
und (zum Teil mâchtig) widerstrebende Krâfte, die 
also zu bekàmpfen und durch die Vernunft nîcht erst 
künftig, sondern gleich jetzt (zugleich mit dem Ge- 
danken) zu besiegen er sich vermogend urteilen mufi: 
nâmlich das zu kônnen, was das Gesetz unbedingt 
20 befiehit, dafi er tun soll. 

Nun ist das Vermôgen und der überlegte Vor- 
satz, einem starken, aber ungerechten Gegner Wider- 
stand zu tun, die Tapferkeit (fortUudo), und in An- 


*) Der Mensch aber findet sich doch als moralischos 
Wesôü Kugleich, wenn er sich objektiv, wozu er durch seine 
reine praktisohe Vernunft bestimmt ist, (nach der Mensch- 
heit in seiner eigenen Person) betrachtet, heilig genog, 
um das innere Gesetz ungern zu ûbertretenj denn es gibt 
keinen so Terruchton Menschen, der bei dieser Obertrefcung 
in sich nicht einen Widerstand fUhlte und eine Verab- 
•cheuung seiner selbst, bei der er sich selbst Zwang an- 
tun muC. — Das Phânomen nun*. dafi der Mensch auf 
diesem Scheidewege (wo die schône Fabel den Herkules 
zwischen Tugend und Wollust hinstellt) mehr Hang zeigt, 
der Neigung als dem Gesetz GehOr zu geben, zu erklàren 
ist onmôglich ; weil wir, was geschieht, nur erklaren kônnen, 
indem wir os von einer Drsache nach Gesetzen der Natur 
ableiten; wobei wir aber die Willkür nichfc als fret denken 
würden. — Dieser wechselseitig entgegengesetzte Selbstzwang 
aber und die Ünvermeidlichkeit dessel ben gibt doch die un- 
begreifliche Eigenschaft der Freiheit selbst zu erkennen. 


a) *= abgesehen. 
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aehiing dea Gegnera der sittlichen Gesinnung in uns 
Tugend (mrtm, fortitudo moralis). AIso ist die allge- 
meine Pflichtenlehre in dem Teil, der nicht die âuflere 
Freiheit, sondern die innere unter Gesetze bringt, eîne 
Tugendlehre. 

Die Rechtslehre hatte es bloC mit der for ma- 
le n Bedingung der àufieren Freiheit (durch die Zu- 
aammenstimmung mit sich selbst, wenn ihre Maxime 
zum allgemeinen Gesetz gemacht wurde), d. i. mit 
dem Recht zu tun. Die Ethik dagegen gibt noch eine lo 
Materie (einen Gegenstand der freien Willkür), einen 
Zweck der reinen Vernunft, der zugleich als objektiv- 
notwendiger Zweck, d. i, fiir den Menschen als Pflicht 
vorgestellt wird, an die Haud. — Denn da die sinn- 
lichen Neigungen zu Zwecken (als der Materie der 
Willkür) verleiten, die der Pflicht zuwider sein kôn- 
nen, so| kann die gesetzgebende Vernunft ihrem Ein- [381] 
fluû nicht anders wehren als wiederum durch einen 
entgegengesetzten moralischen Zweck, der also von 
der Neigung unabhângig a priori gegeben sein muû, 20 

Zweck ist ein Gegenstand der Willkür (eines 
vernünftigen Wosens), durch dessen Vorstellong dieso 
zu einer Handlung, diesen Gegenstand hervorzubrin- 
gen, bestimmt wird. — Nun kann ich zwar zu Hand- 
lungen, die aïs Mittel auf einen Zweck gerichtet sind, 
nie aber einen Zweck zu haben von anderen ge- 
zwungen werden, sondern ich kann nur selbst mir 
etwas zum Zweck machen. — Daû^) ich aber auch 
verbunden bin, mir irgend etwas, was in den Begriffen 
der praktischen Vernunft liegt, zum Zwecke zu machen, ?î0 
mithin aufler dem formalen Bestimmungsgrunde der 
Willkür (wie das Recht dergleichen enthâlt) noch 
einen materialen, einen Zweck zu haben, der dem 
Zweck auâ sinnlichen Antrieben entgegengesetzt wer- 
den kônne: dieses würde derBegriff von einem Zweck 
sein^), der an sich selbst Pflicht ist; die Lehre 
desselben aber würde®) nicht zu der des Rechts, son- 


a) 2. Aufl.: „W 0 na^‘. 

b) îî, AdA.: „so gibt dioees den Begrifï von oinem 
Z weck*‘. 

c) 2. An 11.: „ka7in‘* 
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dern zur Ethik gehôren, ais welche allein den Selbst- 
zwang nach moralischen Gesetzen in ihrem Begriffe 
mît sich fûhrt. 

Ann diesem Grunde kann die Ethik auch aJs das 
System der Zwecke der rein en praktischen Vernunft 
deîinîert werden. — Zweck und Pflicht^) unterschei- 
den die zwei Abteilungen der allgemeinen Sittenlehre. 
Daû die Ethik Pîlichten enthalte, zu deren Beob- 
achtung man von anderen nicht (physiach) gezwungen 
10 wëtden kann, îst blofi die Polge daraua, dafl aie eine 
Lehre der Zwecke ist, weil ein Zwang, dergleichen 
zu haben oder aich vorzusetzen*^), sich selbst wider- 
fipricht. 

DaJQ aber dié Ethik eine Tugendlehre (doctrma 
officiorum mrtntis) sei, folgt aus der obigen Erklâ- 
rung der Tugend, verglichen mit der Verpflichtung, 
deren Eîgentûmlichkeit soeben gezeigt worden. Es 
gibt nâmliôh kéine anderè Bestimmung der Willkür, 
die dutch ihren Begriff schon dazu geeignet wâre, 
20 von der Willkür anderer selbst physisch nicht ge- 
zwungen Werden zu kônnen, als nur die zu einem 
Zwecke. Ein anderer kann mîch zwar zwingen, 
etwas zu tun, Was nicht mein ZWeck (sondern nur 
Mittel zum Zweck eines anderen) ist, aber nicht dazu, 
daC ich es mir zum Zweck mâche, und doch kann 
ich keinen Zweck haben, ohne ihn mir zu machen. 
Das letztere ist®) ein Widerspruch mit sich selbst: 
ein AJct der Freiheit, der doch zugleich nicht frei 
ist.®) — Aber sich selbst einen Zweck zu setzen, 
30 der zugleich Pflicht ist, ist kein Wîderspruch: weil 
ich da mich sèlbst zwiûge, welches mit der Preâheit 
[382] gar wohl zusammen | besteht.”^) -- Wie ist abet* ein 


*) Je W'eniger det Measch physisch, je inehr er drigegeu 
moralise)! (dnrch die bloOe Yorstellurg der Pfiicht) kunn 
gezwungen werden, desto freier ist er. — Der, bo z. B. 
von genugBam fester Entschlieflung und starker Seele ist, 
eino Lufitbarkeit, die er sich vorgenommen bat, nicht auf- 
zugoben, man mag ihm noch bo viel Schaden vorstellen, 


a) 2. Aufl.: „Zwaxigspiiicht^. 

b) 1. And.; „weil dazo (sic zu haben) ein Zwang“ 
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golcher Zweck môglich? das ist jeta* die Frage. Denn 
die Môgliehkeit des Begriffs von einer Sache (dafl er 
sich nicM widerspricht) ist noch niciit hinreichend 
dazn, um die Môgliehkeit der Sache aelbst (die ob- 
jektive Realitat des Begriffs) anzunehmen. 

IL 

Erôrterang des Begriflh von einem Zweeke^ 
der zagleich Pflieht ist. 

Man kann sich das Verhaltnis des Zwecks zur 
Pflieht auf zweîerlei Art denken: ontweder von dem 10 
Zwecke ausgehend, die Maxime der pflichtmâûigen 
Haudlungen, oder umgekehrt, von dieser anhebend, 
den Zweck ausfindig zu macàen, der zugleich Pflieht 
ist — Die Rechtslehre geht auf dem erstenWege. 

Es wird jedermanns freier Willkûr überlassen, wel- 
chen Zweck er sich für seine Handlung setzen wolle. 

Die Maxime derselben aber ist a priori bestimmt: 
dafi namlich die Freiheit des Handelnden mit jedes 
anderen Freiheit nach einem allgemeinen Gesetz zu- 
aammen bestehen kônne. 20 

Die Ethik aber niramt einen entgegengesetzten 
Weg. Sie kann nicht von den Zweeken ausgehen, die 
der Mensch sich setzen mag, und danach über seine 
zu nehmenden Maximen, d. i. über seine Pflieht ver- 
fügen; denn das wàren empirische Gründe der Maxi- 
men, die keinen Pflichtbegriff abgeben, als welcher^) 
Xdas kategorische Sollen) in der reinen Vemunft allein 
seine Wurzel hat; wie denn auch, wenn die Maximen 
nach jenen Zweeken (welche aile selb^tsüchtig sind) 
genommen werden solîten, vom Pflichtbegriff eigent- ôo 


den er sich dadarch zuzieht, abpr aaf dio Vorstellung, dafi 
cr hierbei oine Amtspflicht rerabaftumo oder ^inen kranken 
Vater vornachlâssige, von seinem Yorsatze unbedenklicli, 
obzwar sehr ungern absteht, beweist eben damit «eine Frei- 
heit im hôchsten Grade, dafi er der Stimme der Pflieht nicht 
widerstehen kann. 


a) 2. Anfl.: „indem dieser" 
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lich gar nicht die Rede sein kdnnte. — Also wird 
in der Ethik der Pflichtbegrifî auf Zwecke leiten 
und die Maxim en in Ansehung der Zwecke, die wir 
nns eetzen sol le n, nach moralisohen Grundsàtzen be- 
gründen müssem 

|383] Dahingestellt, was denn das fiir ein Zweck sei, 
der an sich selbst Pflicht ist, und wie ein solcher 
moglich gei, ist hier nur noch zu zeigen nôtig, daû 
und warum eine Pflicht dieser Art den Namen einer 
10 Tugendpflicht führe. 

Aller Pflicht korrespondiert ein Recht, als Be- 
fugnis (facultas nioraîü gerieratim) betrachtet, aber 
nicht aller Pflicht^) korrespondieren Rechte eines 
anderen (facultas iuridica), jemand zu zwingen; son- 
dern diese heifien besonders Rechtspf lichten.b) 
— Ebenso korrespondiert aller ethischen Verbind- 
lichkeit der Tugendbegrifî, aber nicht aile ethi- 
schen Pflichten sind darum JPugendpflichten. Die- 
jenigen nâmlich sind es nicht, welche nicht sowohl 
20 eînen gewissen Zweck (Materie, Objekt der Willkhr), 
als bloiî das Fôrmliche der sittlichen Willensbe- 
etimmung (z. B. daB die pflichtmaûige Handlung auch 
aus Pflicht geschehen müsse) betreffen. Nur ein 
Zweck, der zugleich Pflicht ist, kann Tugend- 
pflicht genannt werdem Daher gibt es mehrere der 
letzteren (auch verschiedene Tugenden); dagegen von 
der ersteren nur eine, aber für aile Handlungen gültige 
tugendhafte^) Gasinnung gedacht wird. 

Die Tugendpflicht ist von der Rechtspflicht wesent- 
80 lich darin unterschieden, daÛ zu dieser ein auûerer 
Zwang moralisch moglich ist, jene aber auf dem 
freien Selbstzwanee allein beruht — Fur endliche 
heilige Wesen (die zur Verletzung der Pflicht gar 
nicht einmal versucht werden kônnen) gibt es keine 
Tugendlehre, sondern blofl Sittenlehre, welche letztere 
eine Autonomie der praktischen Vernunft ist, indessen 
daJQ die erstere zugleich eine Autokratie derselben, 


a) 2. Aufl. : „allen Pfliohten“. 

b) 2. Aufi.: „8ondern nur den befiondere eogenannten 
Rechtspflichten“. 

c) 2. Aufl,: „gültige Pflicht, nur eioe tugendhufte Q/‘ 
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d. i. ein, wenngleich nicht unmittelbar wahjrgeiiomme- 
nés, doch aufl dem sittliohen kategorischen Imperativ 
richtig geschlossenes Bewuûtsdn des Vermôgens 
enthalt, über seine dem Gresetz widerspenstigen Nei- 
gungen Meister zu werden: sodaû die menschliche 
Moralitat in ihrer hôchsten Stufe doch nichts mehr 
als Tngend sein kann; selbst wenn aie ganz rein 
(vom Einflnsse aller fremdartigen Triebfeder als der 
der Pflicht^) vôllig frei) wâre, da sie dann gemeinig- 
lich als ein Idéal (dem man stets sich annâhern mûsse) 10 
unter dem Namen des Weisen dichterisch personi- 
fiziert wird. 

Tugend ist aber auch nicht blofl als Fertig- 
keit nnd (wie die Preisschrift des Hofpred. Cochius®) 
sich ausdrückt) für eine lange, durch Obung erwor- 
bene Gewehnheit moralisch-guter Handlnngen zn er- 
klaren nnd za wûrdigen. Denn wenn diese nicht eine 
Wirknng ûberlegter, f ester nnd immer mehr gelàu- 
terter Grundsatze ist, eo ist sie, wie ein jeder andere 
1 Mechanismus ans technisch-praktischer Vernunft, we- 20 [384] 
der auf aile Fàlle gerüstet noch vor der Verândening, 
die neue Anlocknngen bewirken kônnen, hinreichend 
gesichert. 


ÀBmerkiuig. 

Der Tugend = + a ist die négative Untugead 
(moralische Schwàche) = 0 als logisches Gegen- 
teil (ooniradictorie oppositurn}, das I^ter aber = — a 
als Widerspiel (contrarie s. realiter oppositum) ent- 
gegengesetzt, nnd es ist eine nicht bloû nnnôtige, 
sondem anch anstofiige Frage: ob zu groÛen Ver- 30 
brechen nicht etwa mehr Starke der Seele als selbst 
zu groûen Tugenden gehôreî Denn unter Starke 
der Seele verstehen wir die Starke des Vorsatsses 
eines Menschen als mit Freiheit beçabten Wesens, mit- 
hin sofern er seiner selbst mâchtig (bei Sinnen) isit 


a) 2. Anfl. : „iin6r der Pflicht fremdartigen Triebfeder**. 

b) Leonhard Ooohiai (1717 — 1779), Hofprediger nnd 
Mitglied der Akademie der Wissenschaflen xu Berlin, gewann 
den von dieser ausgesetzten Preis doroh seine Untersuchung 
ifUber die Neigimgen*^ (gedrnokt 1769). 
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also im gesunden ZuBtande des Menschen.»-) Ürofie 
Verbrechea aber sind Paroxysmen, deren Anblick den 
an der Seele gesunden Menschen schaudern macht. 
Die Frage wûrde also etwa dahin auslaufen: ob ein 
Mensch im Anfall einer Raserei mehr physische Stârke 
haben kônne, als wenn er bei Sinnen ist? welches man 
einrâumen kann, ohne ihm darum mehr Seelenstârke 
beizulegen, wenn man unter Seele das Lebensprinzip 
des Menschen im freien Gebrauch seiner Krafte ver- 
10 steht. Denn weil jene Wofi in der Macht der die Ver- 
nunft schwâchenden Neigungen ihren Grund haben, 
welches keine Seelenstârke beweist, so würde diese 
Frage mit der ziemlich auf einerlei hinauslaufen: ob 
ein Mensch im Anfall einer Krankheit mehr Stârke 
als im gesunden Zustande beweisen kônne? welche 
geradezu verneinend beantwortet werden kann, weil 
^ der Mangel der Gesundheit, die im Gleichgewicht 
aller kôrperlichen Krafte des Menschen besteht, eine 
Schwâchung im System dieser Krafte ist, nach wel- 
20 chem man allein die absolute Gresundheit beurteilen 
kann. 


III. 

Von dem G^runde, sich einen Z week, der 
zugleieh Pfliclit ist, zu denkeii. 

Zweek ist ein Gegenstand der freien Willkür, 
dessen Vorstellung diese zu einer Handlung bestimmt, 
[385] wodurch jener hervorgebracht wird. \ Eine jede Hand- 
lung hat also ihren Zweek, und da niemand einen 
Zweek haben kann, ohne sich den Gegenstand seiner 
30 Willkür selbst zum Zweek zu machen, so ist es ein 
Akt der Freiheit des handelnden Subjekts, nicht eine 
’Wlrkung der Natur, irgend einen Zweek der Hand- 
lungen zu haben. Weil aber dieser Akt, der einen 
Zweek bestimmt, ein praktisches Prinzip ist, welches 
nicht die Mittel (mithin nicht bedingt), sondern den 
Zweek selbst (folglich unbedingt) gebietet, so ist es 
ein kategorischer Imperativ der reinen praktischen Ver- 


a) 2. Aufl. : „der Seele sich befindet'*. 
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nunft, mithin ein solcher, der einen Pflichtbegriff 
mit dem eines Zweckes überhaupt verbindet. 

Es muû nun einen solchen Zweck und einen ihm 
korrespondierenden kategorischen Imperativ geben. 

Denn da es freie Handlungen gibt, so muJÛ es auch 
Zwecke geben, auf welche als Objekt jene gerichtet 
sincl. Unter diesen Zwecken mufl es aber auch einige 
geben, die zugleich (d. i. ihrem Begriffe nach) Pflich- 
ten sînd. — Denn gabe es keine dergleichen, so 
würden, weil doch keine Handlung zwecklos sein kann, 10 
aile Zwecke für die praktische Vernunft immer nur als 
Mittel zu anderen Zwecken gelten, und ein kate- 
gorischer Imperativ ware unmôglicTi; welches aile 
Sittenlehre aufhebt. 

Hier ist also nicht von Zwecken, die der Mensch 
sich nach sinnlichen Antrieben seiner Natur macht, 
sondern von Gegenstanden der freien Willkür unter 
ihren Gesetzen die Rede, welche er sich zum Zweck 
machen solL Man kann jene die technische (sub- 
jektive), eigentlich pragmatische, die Regel der Klug- 20 
heit in der Wahl seiner Zwecke enthaltende, diese 
aber muû man die moralische (objektive) Zwecklehre 
nennen; welche Unterscheidung hier doch überflüssig 
ist, weil die Sittenlehre sich schon durch ihren Be- 
griff von der Naturlehre (hier der Anthropologie) 
deutlich absondert, als welche letztere auf empirischen 
Prinzipien beruht, dagegen die moralische Zwecklehre, 
die von Pflichten handelt, auf a priori in der reinen 
prakiischen Vernunft gegebenen Prinzipien beruht. 

IV, 30 

Welehes sind die Zwecke, die zugleich 
Pflicliten sînd J 

Sie sind: Eigene Vollkommenheit — fremde 
Glückseligkeit. 

Man kann diese nicht gegeneinander umtauschen 
und eigene Glückseligkeit einerseits mit frem- 
der Vollkommenheit anderseits zu Zwecken machen, 
die an sich selbst Pflichten derselben Person waren. 

Denn eigene Glückseligkeit ist ein Zweck, [386] 

Kant, Metaphysik der Sitten. 15 
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den zwar aile Menschen (vermôge des Antriebes ihrer 
Natur) habeiï, nie aber kann dieser Zweck als Pfliclit 
angesehen werden, ohne sich selbst zn widersprechen. 
Was ein jeder iinvermeidlich schon von selbst will, 
das gehôrt nicht un ter den Begriff von Pflicht; 
denn diese ist eine Nôtigung zu einem ungern ge- 
nommenen Zweck. Es widerspricht sich also zu sagen: 
man seî verpfiichtet, seine eigene Glückseligkeit 
mit allen Kraften zu befôrdern. 

10 Ebenso ist es ein Widerspruch, eînes anderen 
Vollkommenheit mir zum Zweck zu machen und 
mich zu deren Beforderung für verpfiichtet zu halten, 
Denn darin besteht eben die Vollkommenheit eines 
anderen Menschen als einer Person, dafi er selbst 
vermôgend ist, sich seinen Zweck nach seinen eigenen 
Begriffen von Pflicht zu setzen, und es widerspricht 
sich, zu fordern (mir zur Pflicht zu machen), dalî ich 
etwas tun soll, was kein anderer als er selbst tun 
kann. 

20 V. 

Erlîiuterung dieser zwei Begrlffe. 

A. 


Eigene Yollkommenheit. 

Das Wort Vollkommenheit ist mancher MiC- 
deutung ausgesetzt. Es wird bisweilen als ein zur 
Transzendenialphilosophie gehôrender Begriff der All- 
heit des Mannigfaltigen, was zusammengenommen ein 
Ding ausmacht, — dann aber auch, als zur Teleo- 
logie gehôrend, so verstanden, daB es die Zu- 
30 sammenstimmung der Beschaffenheiten eines Dinges 
zu einem Zweck e bedeutet, Man kbnnte die Voll- 
kommenheit in der ersteren Bedeutung die quanti- 
tative (materiale), in der zweiten die qualitative 
(formale) Vollkommenheit nennen. Jene kann nur eine 
sein (denn das Ail des einem Dinge Zugehôrigen ist 
Eins). Von dieser aber kann es in einem Dinge meh- 
rere geben; und von der letzteren wird hier auch 
eigentlich gehandelt. 

Wenn von der dem Menschen ûberhaupt (eigent- 
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lich der Menschheit) zugehôrîgen Vollkommenheit ge- 
sagt wird: dalî sie sich zum Zweck zu machen, an sich 
selbst Pflicht sev so muJQ sie in demjenigen gesetzt 
werden, was Wirkung von seiner Tat sein kann, 
nîcht was bloJQ Geschenk ist, das er der Natur ver- 
danken muÛ; denn sonst wâre sié nicht Pflicht. Sie 
kann | also nichts anderes sein als Kultur seines Ver- [387] 
môgens (oder der Naturanlage), in welchem der 
Verstand, als Vermôgen der Begriffe, mithin auch 
deren, die auf Pflicht gehen, das oherste ist, zugleich 10 
aber anch seines Willens (sittlicher Denkungsart), 
aller Pflicht überhaupt ein Genhge zu tun. 1. Es ist 
ihm Pflicht, sich aus der Rohigkeit seiner Natur, aus 
der Tierheit (quoad actum) immer mehr zur Mensch- 
heit, duTch die er a Hein fâhig ist, sich Zwecke zu 
setzen, emporzuarbeiten; seine ÎJnwissenheit durch Be- 
lehrung zu ergànzen und seine Irrtümer zu verbessern; 
und dieses ist ihm nicht bloÛ die technisch-praktische 
Yernunft zu seinen anderweîtigen Absichten (der 
Kunst) anratig, sondern die moralisch-praktische ge- 20 
bietet es ihm schlechthin und macht diesen Zweck 
ihm zur Pflicht, um der Menschheit, die in ihm wohnt, 
würdig zu sein. 2. Die Kultur seines Willens bis zur 
reinsten Tugendgesinnung, da nâmlich das Gesetz 
zugleich die Triebfeder seiner pflichtmâBigen Hand- 
lungen wird, zu erheben und ihm aus Pflicht zu ge- 
horchen, welches innere moralisch-praktische Voil- 
kommenheit ist; die, weil es^) ein Gefühl der Wirkung 
ist, welche der in ihm selbst gesetzgebende Wille auf 
das Vermôgen ausübt danach zu handeln, das mo- 30 
ralische Gefühl^) heiflt, gleichsam ein besonderer 
Sinn (sensuft moralis), ist®), der zwar freilich oft 
schwârmerisch, als ob er (gleich dem Genius des 
Sokrates) vor der Vernunft vorhergehe oder auch ihr 
Urteil gar entbehren kônne, miflbraucht wird, doch 
aber eine sittliche Vollkommenheit ist, jeden beson- 
deren Zweck, der zugleich Pflicht ist, sich zu dem 
seinigen^) zu machen. 

a) 2. Aafl,: „8ie“. 

b) 2. Anfl.: „der moralische Sinû“. 

c) „ist“ fehît in der 2. Auflage. 

d) 1. Aufî.: „zum Gegenstande**. 

15 ^ 
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B. 


Fremde OlüekseHg’keit. 

Glückseligkeit, d. i* Zufriedenheit mit seinem Zu- 
stande, sofern man der Fortdauer derselben gewiû 
ist, sich zu wünschen und zu suchen, ist der mensch- 
liehen Natur unvermeidlich; ebendarum aber auch nicht 
ein Zweck, der zugleich Pflicht ist. — Da einige noch 
einen Unterschied zwischen einer moralischen und phy- 
sischen Glückseligkeît machen (deren erstere in der 
Zufriedenheit mit seiiier Person und ihrem eigenen 
sittlichen Verhalten, aleo mit dem, was man tut, 
die andere mit dem, was die Natur beschert, mithin 
was man als fremde Gsbe genieût, beetehe): so muû 
man bomerken, daû, ohne den Miflbrauch des Worts 
hier zu rügen (das^) schon einen Widerspruch in sich 
[388] enthalt), die erstere Art zu empfinden allein zum| 
vorigen Titel, nâmlich dem der Vollkommenheit, ge- 
hôre, — Denn der, welcher sich im bloflen BewuDtsein 
seiner Rechtschaffenheit glûcklich fühlen soll, besitzt 
20 schon diejenîge Vollkommenheit, die im vorigen Titel 
fur denjenigen Zweck erklârt war, der zugleich 
Pflicht ist. 

Wenn es also auf Glückseligkeit ankonimt, wor- 
auf als meinen Zweck hinzuwirken es Pflicht sein 
soll, so mufi es die Glückseligkeit anderer Men- 
schen sein, deren (erlaubten) Zweck ich hiermit 
auch zu dem meinigen mâche. Waa diese zu ihrer 
Glückseligkeit zahlen môgen, bleibt ihnen selbst zu 
beurteilen überlassen; nur dafi mir auch zusteht, 
30 manches zu weigern, was sie dazu rechnen, was ich 
aber nicht dafür halte, wenn sie sonst kein Recht 
haben, es als das Ihrige von mir zu fordern. Jenem 
Zweck aber eine vorgebliclie Verbindlichkeit ent- 
gegenzusetzen, meine eigene (physische) Glückselig- 
keit auch besorgen zu müssen und so diesen meinen 
natürlichen und bloC subjektiven Zweck zur Pflicht 
(objektiven Zweck) machen, ist ein scheinbarer, mehr- 
mals gebrauchter Einwiirf gegen die obige Einteilung 
derPflichtenfNr.IV.) und bedarf einer Zxirechtweisung. 


a) 9. Aufi.! 
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Widerwârtigkeiten, Schmerz und Mangel sind 
groBe Versuchungen zu Übertretung seiner Pflicht. 
Wohlhabenheit, Stârke, Gesundheit und Wohlfahrt 
überhaupt, die jenem Einflusse entgegenstehen, konnen 
also auch, wie es scheint, als Zwecke angesehen wer- 
den, die zugleich Pflicht sind: nâmlich seine eigene 
Glückseligkeit zu befôrdern und sie^) nicht blofi auf 
fremde zu richten, — Aber alsdann ist diese nicht 
der Zweck, sondern die Sittlichkeit des Subjekts ist 
es, von welchem die Hindernisse wegzurâumen, es 10 
blojQ das erlaubte Mittel ist; da niemand anders ein 
Recht hat, von mir Aufopferung meiner nicht un- 
moralischen Zwecke zu fordern. Wohlhabenheit für 
sich selbst zu suchen, ist direkt nicht Pflicht; aber 
indirekt kann es eine solche wohl sein: namlich Armut, 
als eine groDe Versuchung zu Lastern, abzuwehren. 
Alsdann aber ist es nicht meine Glückseligkeit, son- 
dern meine Sittlichkeit, deren Integritat zu erhalten 
mein Zweck und zugleich meine Pflicht ist. 

VL 20 

Die Ethik gibt nicht Gesetze flir die Hand- 
lungen, (demi das tut das sondern nur 

fllr die Maximen der Handlungen. 

Der Pflichtbegriff steht unmittelbar in Beziehung 
auf ein Gesetz (wenn ich gleich noch von allem 
Zweck, als der Materie desselben, abstra [ hiere), wie [389] 
denn das formule Prinzip der Pflicht im kategorischen 
Imperativ: „Handle so, daO die Maxime deiner Hand- 
lung ein allgemeines Gesetz werden kônne'S es schon 
anzeigt; nur daB in der Ethik dieses als das Gesetz 30 
deines eigenen Willens gedacht wird, nicht des 
Willens überhaupt, der auch der Wille anderer sein 
kônnte; wo es alsdann eine Rechtspflicht abgeben 
würde, die nicht in das Feld der Ethik gehôrt. — Die 
Maximen werden hier als solche subjektive Grund- 
satze angesehen, die sich zu einer allgemeinen Gesetz^ 

a) SC. seine Zwecke? oder ,,sich“ [GOrlaud]? 

b) 2. Aufl.: „die Rechtslebre**. 
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gebung hloQ qualifizieren; welches nur ein néga- 
tives rrinzip (einem Gesetz überhaupt nicht zu wider- 
streiten) ist. — Wie kann es aber dann noch ein Gesetz 
für die Maxime der Handlungen geben? 

Der Begriff eines Zwecks, der zugleich Pîlicht 
ist, welcher der Ethik eigentümlich zugehôrt, ist es 
allein, der ein Gesetz für die Maximen der Handlungen 
begründet, indem der subjektive Zweck (den jedermann 
bat) dem objektiven (den sich jedermann dazu machen 
10 soll) untergeordnet wird. Der Imperativ: „Du sollst 
dir dieses oder jenes (z. B. die Glückseligkeit an- 
derer) zum Zweck machen" geht auf die Materie der 
Willkür (ein Objekt). Da nun keine freie Handlung 
môglich ist, ohne dafi der Handelnde hierbei zugleich 
einen Zweck (als Materie der Willkür) beabsichtigte, 
so muC, wenn es einen Zweck gibt, der zugleich Pflicht 
ist, die Maxime der Handlungen, als Mittel zu Zweeken, 
nui* die Bedingung der Qualifikation zu einer mog- 
lichen allgemeinen Gesetzgebung enthalten; w^ogegen 
20 der Zweck, der zugleich Pflicht ist, es zu einem Ge- 
setz machen kann, eine seiche Maxime zu haben, in- 
dessen dafl für die Maxime selbst die bloÛe Môglich- 
keit, zu einer allgemeinen Gesetzgebung zusammen- 
zuetimmen, schon genug ist. 

Denn Maximen der Handlungen kônnen willkür- 
lich sein und stehen nur unter der einschrankenden 
Bedingung der Habilitât zu einer allgemeinen Gesetz- 
gebung, als fermalem Prinzip der Handlungen. Ein 
Gesetz aber hebt das Willkürliche der Handlungen 
80 auf und ist darin von aller Anpreisung (da blofi die 
schicklichsten Mittel zu einem Zwecke zu wissen ver- 
langt werden) unterschieden. 

[390] VIL 

Die ethîschen Pflichten sind roii weiter, 
dagegen die Rechtspflichteii von enger Ver- 
Ibindliclikeit. 

Dieser Satz ist eine Folge aus dem vorigen; denn 
wenn das Gesetz nur die Maxime der Handlungen, nicht 
die Handlungen selbst gebieten kann, so isPs ein 
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Zeichen, dafi es der Befolgung (Observanz) einen Spiel- 
raum (latitudo) für dio freie Wilikür überlasse, d.i. nicht 
bestiiamt angeben kônne, wie und wieviel durch die 
Handlung zu dem Zweck, der zugleich Pflicht ist, 
gewirkt werden selle. — Es wird aber unter einer 
weiten Pflicht nicht eine Erlaubnis zu Ausnahraen von 
der Maxime der Handlungen, sondern nur die der Ein- 
schrânkung einer Pflichtmaxime durch die andere 
(z. B. die^) allgemeine Nâchstenlîebe durch die Eltern- 
liebe) verstanden, wodurch in der Tat das Feld für die 10 
Tugendpraxis erweitert wird. — Je weiter die Pflicht, 
je unvollkommener aise die Verbindlichkeit des Men- 
schen zur Handlung ist, je naher er gleichwohl die 
Maxime der Observanz derselben (in seiner Gesinnung) 
der engen Pflicht (des Rechts) bringt, desto voll- 
kommener ist seine ^gendhandlung. 

Die unvellkommenen Pflichten sind also allein 
Tugendpf lichten. Die Erîüllung derselben ist Ver- 
dienst (meriUim) = -f- ihre Übertretung aber ist 
nicht sofort Verschuldung (demeritum) — — a, son- 20 
dern bloÛ moralischer Unwert = 0, auûer wenn es 
dem Subjekt Grundsatz wâre, sich jenen Pflichten nicht 
zu fügen. Die Starke des Vorsatzes im ersteren heiût 
eigentlich allein Tu g end (virtus), die Schwache in der 
zweiten nicht sowohl Laster (viiiuin), als vielmehr blofi 
Untugend, Mangel an moralischer Starke (defectus 
moralis). (Wie das Wort Tugend von taugen, so 
stammt Untugend vont>): zu nichts taugen). Eine jede 
pflichtwidrige Handlung heiJDt Übertretung (pcc- 
catum). Die vorsatzliche®) aber, die zum Grundsatz ge- 30 
worden ist, macht eigentlich das aus, was man Laster 
(vitium) nennt. 

Obzwar die Angemessenheit der Handlungen zum 
Rechte (ein rechtlicher Mensch zu sein) nichts Ver- 
dienstliches ist, so ist doch die der Maxime solcher 
Handlungen als Pflichten, d. i. die Achtung fürs Recht, 
verdienstlich. Denn der Mensch macht sich da- 


a) „der“? 

b) 2. Anfl.: „von taugen herkômmt, so bedentet ün- 
tugend der Etymologie nach eoviel als“, 

c) 2. Aufl. : „vors&tzliche Übertretung**. 
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duTch das Recht der Menschheit oder auch der Men- 
schen zum Zweck, und erweitert dadurch seinei» 
Pflichtbegriff über den der Scbuldigkeit (offidum 
[391] déiti) : weil ein [ anderer aus seinem Recbte wohl Hand- 
lungen nach dem Gesetz, aber nicht, dafi die,ses aucb 
zugleicb die Triebfeder zu denselben entbalte, von mir 
fordern kann. Ebendieselbe Bewandtnis bat es aucb mit 
dem allgemeinen etbiscben Gebote: „Handle ptlicbt- 
màflig aus Pflicht." Diese Gesinnung in sich zu grün- 
10 den und zu beleben, ist sowie die vorige verdi enst- 
licb, weil sie über das Pflicbtgesetz der Handlungen 
hinausgeht und das Gesetz an sich zugleicb zur Trieb- 
feder macht. 

Aber ebendarum müssen auch diese Pflichten zur 
weiten Verbindlichkeit gezahlt werden, in Ansehung 
deren ein subjektives Prinzip ihrer etbiscben Beioh- 
nung, und zwar, um sie dem Begriffe einer engen Ver- 
bindlichkeit so nahe als moglich zu bringen“), der Erap- 
i'iinglichkeit derselben nach dem Tugendgesetze, statt- 
20 findet, namlich einer moralischen Lust, die über die 
bloûe Zufriedenheit mit sich selbst (die bloû negativ 
sein kann) hinausgeht, und von der man rühmt, dafl die 
Tugend in diesem Bewufitsein ihr eigener Lohn sei. 

Wenn dieses Verdienst ein Verdienst des Menschen 
lira andere Menschen ist, ihren natürlichen und von 
allen Menschen dafür anerkannten Zweck zu befôrdern 
(ihre Glückseligkeit zu der seinigen zu machen), so 
kônnte man dies das süûe Verdienst nennen, dessen 
Bewufitsein einen moralischen Genufi verschafft, in 
30 welchem Menschen durch Mitfreunde zu schwelgen 
geneigt sind; indessen dafi das sauere Verdienst, 
anderer Menschen wahres Wohl, auch wenn sie es für 
ein solches nicht erkennten (an Unerkenntlichen, Un- 
dankbaren) doch zu befôrdern, eine solche Rückwirkung 
gemeiniglich nicht bat, sondern nur Zufriedenheit 
mit sich selbst bewirkt, obzwar es in letzterem Falle 
noch grôfier sein würde. 


a) l.Aufl.: ,,briugeii, d. i.“. 
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VIII. 

Exposition der Tiigendpflichten ais weiter 
Pllichten. 

1. Eigene Vollkommenheit als Zweck, der 
zugleich Pflicht ist. 

a) Physische, d. i. Kultur aller Vermôgen 
überhaupt zu Befôrderung der durch die Vernunft vor- 
gelegten Zwecke. Dafi dieses Pfliclit, mithin an sich 
selbst Zweck sei und jener Bearbeitung auch ohne 
Rücksicht auf den Vorteil, den sie uns gewahrt, nicht 10 
ein bedingter (pragmatischer), sondern unbedingter 
(moralischer) Imperativ zum Grunde liege, ist hier ] aus [392] 
zu ersehen. Das Vermôgen, sich überhaupt irgend 
einen Zweck zu setzen, ist das Charakteristische der 
Menschheit (zum Unterschiede von der Tierheit). Mit 
dem Zwecke der Menschheit in unserer eigenen Person 
ist also auch der Vernunftwille, mithin die Pflicht 
verbunden, sich um die Menschheit durch Kultur über- 
haupt verdient zu machen, sich das Vermôgen zu Aus- 
führung allerlei môglicher Zwecke, sofern dieses in 20 
dem Menschen selbst anzutreffen ist, zu verschaffen 
oder es zu fôrdern, d. i. eine Pflicht zur Kultur der 
rohen Anlagen seiner Natur, als wodurch das ïier sich 
allererst zum Menschen erhebt: mithin Pflicht an sich 
selbst. 

Allein diese Pflicht ist bloC ethisch, d. i. von weiter 
Verbindlichkeit. Wie weit man in Bearbeitung (Er- 
weiterung oder Berichtigung seines Verstandesver- 
môgens, d. i. in Kenntnissen oder in Kunstfàhigkeit) 
gehen solle, schreibt kein Vernunftprinzip bestimmt 30 
vor; auch macht die Verschiedenheit der Lagen, worein 
Menschen kommen kônnen, die Wahl der Art der Be- 
schâftigung, dazu er sein Talent anbauen soll, sehr 
willkürlich. — Es ist also hier kein Gesetz der Vernunft 
für die Handlungen, sondern bloû für die Maxime der 
Handlungen, welche so lautet: „Baue deine Gemüts- und 
Leibeskrafte zur Tauglichkeit für aile Zwecke an, die 
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dir aufstoûen kônnen, ungewiû, welche davon einmal 
die deinigen werden kônnten/* 

b) Kultur der Moralitât in uns. Die grôfite 
moralische Vollkommenheit des Menschen ist: seine 
Pflicht zu tun und zwar aus Pflicht (daû das Gesetz 
nicht blofi die Regel, sondern auch die Triebfeder der 
Handlungen sei). — Nun scheint dieses zwar beim 
ersten Anblick eine enge Verbindlichkeit zu sein, und 
das Pflichtprinzip zu jeder Handlung nicht blofi die 
10 Legalitât, sondern auch die Moralitât, d. i. Ge- 
sinnung, mit der Pünktlichkeit und Strenge eines Ge- 
setzes zu gebieten; aber in der Tat gebietet das Gesetz 
auch hier nur, die Maxime der Handlung, nàmlich 
den Grund der Verpflichtung, nicht in den sinnlichen 
Antrieben (Vorteil oder Nachteil), sondern ganz und 
gar im Gesetz zu suchen, — mithin nicht die Hand- 
lung selbst Denn es ist dem Menschen nicht 

moglich, so in die Tiefe seines eigenen Herzens ein- 
zuschauen, daû er jemals von der Rcînigkeit seiner 
20 moralischen Absicht und der Lauterkeit seiner Ge- 
sinnung auch nur in einer Handlung vôllig gewiÛ sein 
kônnte; wenn er gleich über die Legalitât derselben gar 
nicht zweifelhaft ist. Vielmals wird Schwâche, welche 
das Wagstück eines Verbrechens abrât, von demselben 
Menschen für Tugend (die den Begriff von Stârke 
gibt) gehalten, und wie viele môgen ein langes schuld- 
[393] loses Leben geführt haben^ 1 die nur Glückliche sind, 
so vielen Versuchungen entgangen zu sein; wieviel 
reiner moralischer Gehalt bei jeder Tat in der Ge- 
80 sinnung gelegen habe, das bleibt ihnen selbst ver- 
borgen. 

Also ist auch diese Pflicht, den Wert seiner Hand- 
lungen nicht blofl nach der Legalitât, sondern auch der 
Moralitât (Gesinnung) zu schâtzen, nur von weiter 
Verbindlichkeit; das Gesetz gebietet nicht diese innere 
Handlung im menschlichen Gemüt selbst, sondern bloû 
die Maxime der Handlung, darauf nach allem Vermôgen 
auszugehen: daû zu allen pflichtmâÛigen Handlungen 
der Gedanke der Pflicht für sich selbst hinreichende 
40 Triebfeder sei. 
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2. Fremde Glûckseligkeit als Zweck, der 
zugleich Pflîcht ist. 

a) Physische Wohifahrt. Das Wohlwollen 
kann unbegrenzt sein; denn es darf hierbei nichts getan 
werden. Aber mit dem Wohltun, vornehmlich wenn 
es nicht aus Zuneigung (Liebe) zu anderen, sondern 
aus Pflicht, mit Aufopferung und Krànkung mancher 
Konkupiszenz, geschehen soll, geht es schwieriger zn. 

— Daû diese Wohltatigkeit Pflicht sei, ergibt sich 
daraus: daû weil unsere Selbstliebe von dem Bedûrfnis, 10 
von anderen auch geliebt (in Notfâllen geholfen) zu 
werden^), nicht getrennt werden kann, wir also uns zum 
Zweck für andere machen, und diese Maxime niemals 
anders als blofl durch ihre Qualifikation zu einem allge- 
meinen Gesetz, folglich durch einen Willen, andere 
auch für uns zu Zwecken zu machen, verbinden kann, 
fremde Glûckseligkeit ein Zweck sei, der zugleich 
Pflicht ist. 

Allein ich soi! mit einem Teil meiner Wohifahrt 
ein Opfer an andere ohne Hoffnung der Wiederver- 20 
geltung machen, weil es Pflicht ist, und nun ist un- 
môglich, bestimmte Grenzen anzugeben, wieweit das 
gehen kônne. Es kommt sehr darauf an, was für jeden 
nach seiner -Empfindungsart wahres Bedûrfnis sein 
werde, welches zu bestimmen jedem selbst überlassen 
bleiben mufi. Denn mit Aufopferung seiner eigenen 
Glûckseligkeit, seiner wahren Bedürfnisse, anderer ihre 
zu befordern, würde eine an sich selbst widerstreitende 
Maxime sein, wenn man sie zum allgemeinen Gesetz 
machte. — Also ist diese Pflicht nur eine weite; sie 30 
hat einen Spieiraum, mehr oder weniger hierin zu tun, 
ohne daû sich die Grenzen davon bestimmt angeben 
iassen. — Das Gesetz gilt nur für die Maximen, nicht 
für bestimmte Handlungen. 

b) Moralischea Wohlsein nrïdeTeT(sahihrilas^)mo- [394] 
ralis) gehôrt auch zu der Glûckseligkeit anderer, die zu 
befordern für uns Pflicht, aber nur négative Pflicht ist. 

Der Schmerz, den ein Mensch von Gewissensbissen 

a) 2. Auû.: „geliobt zu werden (in Notfàllon von ihnen 
Hilfe zu erhaltony*. 

b) 2. Aufl.: 
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fühlt, obzwar sein Ursprung raoralisch isi^ ist dock der 
Wirkung nach physisch^ wi© der Gram, die Furcht und 
jeder andere krankhafte Zustand. Zu verhüten, dafi 
jenen dieser innere Vorwurf nicht verdienterweise 
treffe, ist nun zwar eben nicht meine Pflicht, sondera 
seine Sache; wohl aber, nichts zu tun, was nach der 
Natur des Menschen Verleitung sein kbnnte zu dem, 
worüber ihn sein Gewissen nachher peinigen kann, 
welches man Skandal nennt.^) — Aber es sind keine 
10 bestimmten Grenzen, innerhalb welcher sich diese Sorg- 
falt für die moralische Zufriedenheit anderer halten 
liefie; daher ruht auf ihr mir eine weite Verbind- 
lichkeit. 

IX. 

Was ist Tugendpflicht? 

Tu g end ist die Stârke der Maxime des Menschen 
in Beîolgung seiner Pflicht. — Aile Starko wird nur 
durch Hindernisse erkannt, die sie überwaltigen kann; 
bei der Tugend aber sind diese die Naturneigungen, 
20 welche mit dem sittlichen Vorsatz in Streit kommen 
konnen, und da der Mensch es selbst ist, der seinen 
Maximen diese Hindernisse in den Weg legt, so ist die 
Tugend nicht bloÛ ein Selbstzwang (denn da konnto 
eine Naturneigung die andere zu bezwingen trachten), 
sondern auch ein Zwang nach einem Prinzip der inneren 
Freiheit, mithin durch die blofie Vorstellung seiner 
Pflicht nach dem formalen Gesetz derselben. 

Aile Pflichten enthalten einen Begriîf der Nôti- 
gung durch das Gesetz; die ethischen^) eine solche, 
30 wozu nur eine innere, die Rechtspf lichten dagegen 
eine solche Nôtigung, wozu auch eine auBere Gesetz- 
gebung môglich ist; beide also eines Zwanges^), er nmg 
nun Selbstzwang oder Zwang durch einen anderen sein; 
da dann das moralische Vermôgen des ersteren Tugend 
und die aus einer solchen Gesinnung (der Achtung fürs 
Gesetz) entspringende Handlung Tugendhandlung 


a) 2. Aufl. ; ,,das heiCt, ihra kein Skandal gebüii“. 

b) 2. Aufl.: „und zvvar enthalten die ethischon“, 

c) 2. Aufl.: ,,ist. In beidon liogt also der Begrifl' des 

Zwaiiges” 
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(ethisch) genannt werden kann, obgleich das Gesetz eine 
Eechtspflicht aussagt. Denn es ist die Tugendlehre, 
welche gebietet, das Recht der Menschen heilig zu 
halten. 

Aber was zu tun Tugend ist, das ist darum noch 
nicht sofort eigentliche Tugendpflicht, Jenes kann 
bloÛ das Formale der Maximen betreffen, diese aber 
geht auf die Materie derselben, nàmlich auf einenj [395] 
Z week, der zugleich aïs Pflicht gedacht wird. — Da 
aber die ethische Verbindlichkeit zu Zweeken, deren es îO 
mehrere geben kann, nur eine weite ist, weil sie da 
bloû ein Gesetz für die Maxime der Ilandlungen ent- 
hait und der Zweek die Materie (Objekt) der Willkür 
ist: so gibt es viele nach Verschiedenheit des gesetz- 
lichen Zweeks verschiedene Pflichten, welche Tugend- 
pflicht en (officia honestatis) genannt werden; eben- 
darum, weil sie bloû dem freien Selbstzwange, nicht 
dem anderer^) Menschen unterworfen sind und die den 
Zweek bestimmen, der zugleich Pflicht ist. 

. Die Tugend, als die in der festeo Gesinnung ge- 20 
gründete Übereinstimmung des Willens mit jeder 
Pflicht, ist wie ailes Formale bloû eine und dieselbe. 

Aber in Ansehung des Zweeks der Handlungen, der 
zugleich Pflicht ist, d. i. desjenigen (des Materiale), 
man sich zum Zweek e machen soll, kann es mehi* 
Tugenden geben, und die Verbindlichkeit zu der Maxime 
desselben heiût Tugendpflicht, deren es also viele 
gibt.b) 

Das oberste Prinzip der Tugendlehre ist: Handle 
nach einer Maxime der Zwecke, die zu haben für 30 
jedermann ein allgemeines Gesetz sein kann. — Nach 
diesem Prinzip ist der Mensch sowohl sich ^elbst als 
anderen Zweek, und es ist nicht genug, daû er weder 
sich selbst noch andere bloû als Mittel zu brauchen be- 
fugt ist (dabei er doch gegen sie auch indifferent sein 
kann), ^ondern den Menschen überhaupt sich zum Zwecke 
zu machen, ist an sich selbst des Menschen Pflicht. 


a) 2. Aufl. : „dem Zwange anderer’*. 

b) 2. Aufl.: „und da die Verbindlichkeit zu der Maxime 
doa^clben Tugendpflicht lieiGt, 80 folgt, daû es auch der 
l''ngcndpflichten mehrere gebe**. 
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Dieser Grundsatz der Tugendlehre verstattet, aïs 
ein kategorischer Iraperativ, keinen Beweis, aber wohl 
eine Deduktion aus der reinen praktischen Vernunft. — 
Was im Verhâltnis der Menschen zu sich selbst und an> 
deren Zweck sein kann, das ist Zweck vor der reinen 
praktischen Vernunft, denn sie ist ein Vermogen der 
Zwecke überhaupt; in Ansehung derselben indifferent 
sein**^), d. i. keîn Interesse daran zu nehmen, ist also 
ein Widerspruch; weil sie alsdann auch nicht die Maxi- 
10 men zu Handlungen (als welche letztere jederzeit einen 
Zweck enthalten) bestimmen, mithin keine praktische 
Vernunft sein würde. Die reine Vernunft aber kann 
a 'priori keine Zwecke gebieten, als nur sofern sie seiche 
zügleich aïs Pflicht ankündigt; welche Pflicht alsdann 
Tugendpflicht heifii 


[396] X. 

Das oberste Prinzip der Rechtslebre war 
analytisdli; das der Tugendlehre ist 
synthetîsch* 

20 Dafi der âuûere Zwang, sofern dieser ein dem 
Hindernisse der nach allgemeinen Gesetzen zusammen- 
stimmenden âufieren Freiheit entgegengesetzter Wider- 
stand (ein Hindernis des Hindernisses derselben) ist, 
mit Zweeken überhaupt zusammen bestehen kônne, ist 
nach dem Satz des Widerspruchs klar, und ich darf 
nicht über den Begriff der Freiheit hinausgehen, um 
ihn einzusehen; der Zweck, den ein jeder hat, mag 
sein, welcher er wolle. — Also ist das oberste Rechts- 
prinzip ein analytischer Satz. 

30 Dagegen geht das Prinzip der Tugendlehre über 
den Begriff der auCeren Freiheit hinaus und verknüpft 
nach allgemeinen Gesetzen mit demselben noch einen 
Zweck, den es zur Pflicht macht. Diesee Prinzip ist 
also synthetisch. — Die Moglichkeit desselben ist in 
der Deduktion (§ IX) enthalten. 

Diese Erweiterung des Pflichtbegriffs über den der 
àuûeren Freiheit und der Einschrànkung derselben 


o) 2. Aufl.: ,,7u scin“. 
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durch das bloûe Fônnliche ihrer durchgângigen Zu- 
sammenstimmung, wo die innere Freiheit statt des 
Zwanges von aufien, das Vermôgen des Selbstzwanges 
und zwar nicht vermittelst anderer Neigungen, sondern 
durch reine praktische Vernunft (welche aile diese 
Vermittlung verschmâht), aufgestellt wird, besteht 
darin und erbebt sich dadurch über die Rechtspflicht, 
daû durch «ie Zwecke aufgestellt werden, von denen 
überhaupt das Recht abstrahiert. — Im moralischen 
Imperativ und der notwendigen Voraussetzung der Frei- 10 
heit zum Behuf desselben machen das Geaetz, das 
Vermôgen (es zu erfüllen) und der die Maxime be- 
stimmende Wille aile Elemente aus, welche den Begriff 
der Rechtspflicht bilden. Aber in demjenigen, welcher 
die Tugendpflicht gebietet, kommt noch über den 
Begriff eines Selbstzwanges der eines Zwecke s dazu, 
nicht den wir haben, sondern haben sollen, den also 
die reine praktische Vernunft in sich hat, deren hôch- 
ster, unbedingter Zweck (der aber doch immer noch 
Pflicht ist) darin gesetzt wird: dafi die Tugend ihr 2ü 
eigener Zweck und bei dem Verdienst, das sie um den 
Menschen hat, auch ihr eigener Lohn sei. Wobei sie 
als Idéal so glânzt, daû sie nach menschlichem Augen- 
maû die Heiligkeit selbst, die zur Obertretung nie[ [397j 
versucht wird, zu verdunkeln scheint*); welches gleich- 
wohl eine Tâuschung ist, da, weil wir kein MaÛ für 
den Grad einer Starke als die Grôfle der Hindernisse 
haben, die da haben überwunden werden kônnen (welche 
in uns die Neigungen sind), wir die subjektiven Be- 
dingungen der Schâtzung einer Grôfle für die objek- 30 
tiven der Grôfle an sich selbst zu halten verleitet 
werden. Aber mit menschlichen Zwecken, die ins- 
gesamt ihre zu bekampfenden Hindernisse haben, ver- 
glichen, hat es seine Richtigkeit, daû der Wert der 


♦) Der Mensch mit semen Mângeln 

Ist besser als das Heer von willenlosen Engeln. 

Haller.a) 

a) Die 2. Auflage setzt den Versen Hallers die Worte 
vor: „So daÜ man zwei bekannte Verse von Haller also 
variieren künnte:“. In der Tat hat Kant nur nach dem 
Gedachtnis zitiert 
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Tugend selbst, als ihres eigenen Zwecks, den Wert 
ailes Nutzens und aller empirischen Zwecke und Vor- 
teile weit überwiege, die sie zu ihrer Folge immerhin 
haben mag. 

Man kann auch gar wohl sagen: der Mensch sei 
zur Tugend (als einer moralischen Starke) verbunden. 
Denn obgleich das Vermôgen (facuUas) der Überwin- 
dung aller sinnlich entgegenwirkenden Antriebe sei- 
ner Freiheit halber schlechthin vorausgesetzt wer- 
10 den kann und niuû> so ist doch dieses Vermôgen als 
Starke (robur) etwas, was erworben werden muÛ, da- 
durch dafi die moralische Triebfeder (die Vorstellung 
des Gesetzes) durch Betrachtung (contempîatione) der 
Würde des reinen Vernunftgesetzes in uns, zugleich 
aber auch durch Übung (exercUio) erhoben wird. 


[398] XL 

Das Schéma der Tugendpflichten kann obigen 
Grundsatzen gemâÛ auf îolgende Art verzeichnet 
werden: 

Das Materiale der Tugendpflicht. 


ü 


p4 

•T3 

a 

<D 

60 


30 


1 , 2 . 

Eigener Z\v eck. dor Zwock anderer, 
mir zugleich Pflichfc ist. dossen Befôrderung 
mir zugleich Pflicht ist. 
(Meine eigeue Yoll- (Die Grlüokseligkeit 
kommenheit). aiiueier). 

3. 4. 

Das Gesetz^ welche» Der Z week, der zu- 
zugleich Triebfeder ist. gleich Triebfeder ist. 
Worauf die M oralitât Worauf die Legalitàt 
aller freien Willensbestiiniuung beruht. 


Das Formale der Tugendpflicht, 


ÂuDere Tugendpflicht. 
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XII. [3991 

ABthetische Vorbegrlffe der Eiupfiiugliehkeit 
des Gemiits für Pfllclitbegrilfe iiberliaupt* 

Es sind solche moralische Beschaffeiiheiten, die, 
wenn man sie nicht besitzt, es auch keine Pflicht geben 
kaniî, sich in ihren Besitz zu setzen, — Sie sind das 
moralische Gefülil, das Gewissen, die Liebe des 
Nachsten und die A c ht un g für sich selbst (Selbsl- 
schatzung), welche zu haben es keine Verbindlichkelt 
gibt: weil sie als subjektive Bedingungen der Emp- 10 
ianglichkeit für den Pflichtbegriff, nicht als objektive 
Bedingungen der Moralitât zum Grunde liegen. Sie sind 
insgesamt asthetisch und vorhergehende, aber natür- 
liche Gemütsanlagen (pracdisposltio), durch Pflichtbe- 
griffe affiziert zu werden; welche Anlagen zu haben 
nicht als Pflicht angesehen werden kann, sondern die 
jeder Mensch hat, und kraft deren er verpflichtet wer- 
den kann. — Das BewuÛtsein derselben ist nicht emjdri- 
schen Ursprungs; sondern kann nur auf das eines 
moralischen Gesetzes, als Wirkunp’ desselben aufs Ge- 20 
inüt, folgen. 


a. 

l)a^ moralische (îîefilliJ. 

Dieses ist die Empfanglichkeit für Lust oder IJn- 
lust bloû aus dem BewuDtsein der übereinstimmung 
oder des Widerstreits unserer Handlung mit dem 
Fflichtgesetze. Aile Bestimmung der Willkür aber geht 
von der Vorstellung der moglichen Handlung durch 
das Gefühl der Lust oder Unlust, an ihr oder ihrer 
Wirkung ein Interesse zu nehmen, zur Tat; wo der 80 
àsthetische Zustand (der Affizierung des innereu 
Sinnes) nun entweder ein pathologisch es oder mo- 
ralisches Gefühl ist. — Das erstero ist dasjenige 
Gefühl, welches vor der Vorstellung des Gesetzes 
vorhergeht, das letztere das, was nur auf diese folgen 
kann. 

Nun kann es keine Pflicht geben, ein moralisches 
Gefühl zu haben oder sich ein solches zu erwerben; 

Kunt, Mt>trtpUy‘<ik der 16 
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denn ailes BewuÛtsein der Verbindlichkeit legt dieses 
Gefühl zum Grunde, um sich der Notigung, die ira 
Pflichtbegriffe liegt, bewiiDt zu werden; sondern ein 
jeder Mensch (als ein moralisclies Wesen) hat es ur- 
sprünglich in sich; die Verbindlichkeit aber kann nur 
darauf gehen, eszukultivieren und selbst durch die 
[400] Bewunderung | seines nnerforschlichen Ursprungs zu 
verstarken: welches dadurch geschieht, daÛ gezeigt 
wird, wie es, abgesondert van allem pathologischen 
^0 Reize und in seiner Reinigkeit, durch blolîe Vernunft^ 
vorstellung eben am starksten erregt wird. 

Dieses Gefühl einen moralischen Sinn zu nennen, 
ist nicht schicklich; denn iinter dem Wort Sinn wird 
gemeiniglich ein theeretisches, auf einen Gegensüind 
bezogenes Wahrnehmungsvermôgen verstanden: dabin- 
gegen das moralische Gefühl (wie Lust und Unlust über- 
haupt) etwas bloB S^ibjektives ist, was kein Erkenntnis 
abgibt. — Ohne ailes moralische Gcdühl ist kein 
Mensch; denn bei vôlliger Unempfanglichkeit fur diese 
20 Empfindung ware er sittlîch tôt, und wenn (um in der 
Sprache der Arzte zu reden) die sittliche Lebenskraft 
keinen Reiz melir auf dieses Gefühl bewirken konnte, 
so würde sich die Menschheit (gleichsam nach chemi- 
schen Gesetzen) in die bloBe Tierheit auflôsen und mit 
der Masse anderer Naturwesen unwiederbringlich ver- 
mischt werden. --- Wir haben al^er für das (sittlich-) 
Gute und Bose ebensowenig einen besonderen Sinn, 
als wir einen solchen für die Wahrheit h^ben, ob man 
sich gleich oft so ausdrückt, sondern Empfànglich- 
30 keit der freien Willkür für die Bewegung dersell>en 
durch praktische reine Vernunft (und ihr Gesetz), ’ind 
das ist es, was wir das moralische Gefühl nennen. 


b. 

Yom Gewissen. 

Ebenso ist das Gewissen nicht etwas Erwerbliches, 
und es gibt keine Pflicht, sich aines anzuschaffen; 
sondern jeder Mensch, als sittliches Wesen, hat ein 
seiches ursprünglich in sich. Zum Gewissen verbunden 
zu sein, würde soviel sagen aïs: die Pflicht auf sich 
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haben, Pflicliten anzuerkennen. Dean Gewissen ist die 
dem Menschen in jedem Pail eines Gesetzes seine 
Pflicht zum Lossprechen oder Verurteilen vorhaltende 
praktische Veniunft. Seine Beziehnng aise ist nicht 
die auf ein Objekt, sondern bloû aufs Subjekt (das mo- 
ralische Geîülil durcli ihren Akt zu affizieren), aise eine 
imausbleibliche Tatsacbe, nicht eine Obliegenheit und 
Pflicht. Wenn man daher sagt: dieser Mensch hat 
kein Gewissen, so meint man damit: er kehrt sich nicht 
an den Aiisspruch desselben. Denn hatte er wirkiich 10 
keines, so würde er sich auch niclits als pflichtmaCig 
zurechnen | oder als pflichtwidrig vorwerfen, rnithin [401] 
auch selbst die Pflicht, ein Gewissen zu baben, sich gax 
nicht denken kbnnen. 

Die niancherlei Einteilungen des GewLs.sens gehe 
ich noch hier vorbel und bemerke nur, was aus dem 
eben Aiigeführten folgt: daC namlich ein irrendes 
Gewissen ein Unding sei. Denn in dem objektiven 
Urteile, oh etwas Pflicht sei oder nicht, kann man w'oh] 
bisweileri irren; aber im subjektiven, ob ieii es mit 
meiner praktlschen (hier richtenden) Vernunft zum 
Belmf jenes Urteils verglicheri liabe, kann ich nicht 
irren, weil ich alsdann praktisch gar nicht geurieüt 
liaben würde; in welchem Fail weder Irrtum noch Wahr- 
heit stattliat. Gewissen losigkeit ist nicht Mangel 
lies Gewissens, sondern Hang, sich aji dessen ürteil 
nicht zu kcdiren. Wenn aber jemand sich bewiiût ist, 
nach Gewissen geliandelt zu liaben, so kann von ihm, 
was Schuld oder Unschuld betrifft, iiichts mehr vcr- 
iangt w^erden. lit iiegt ihm nur ob, seinen Verstand 30 
über das, w^as Pflicht ist oder nicht, aufzuklaren; wenn 
03 aber ziir Tat kommt oder gekommen ist, so spricht 
das Gewissen umvillkürlich imd unvermeidlich. Nach 
Gewissen zu handeln, kann also selbst nicht Pflicht sein, 
weil es sonst noch ein zweites- Gewissen geben inüfjîe, 
am sich des Akts des ersteren bewuBt zu werden. 

Die Pflicht ist hier nur, sein Gewissen zu kulti- 
vieren, die Aufmerksumkeit auf die Stimme des innereu 
Richters zu seharfen und aile Mittel anzuw^mdeu (mit- 
hin Tiiu* indirekte Pflicht), um ilim Gehor zu versehaffen. 40 
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C. 

Tou der Menscheuliebe* 

Liebe ist eine Sache der Empfindung, nicht 
des Wollens, und ich kann nicht lieben, weil ich will, 
noch weniger aber, weil ich soll (zur Liebe genôtigt 
werden); mitliin ist eine Pflicht zu lieben ein Unding. 
Wohlwollen (amor benevolentiae) aber kann, als eiii 
Tun, einem Pflichtgesetz unterworîen sein. Man nennt 
aber oftmals ein uneigennütziges Wohlwollen gegeii 
10 Meiischen auch (obzwar sehr uneigentlich) Liebe; ja, 
wo es nicht um des anderen Glückseligkeit, sondeni 
die ganzliche und freie Ergebung aller seiner Zwecke 
in die Zwecke eines anderen (seibst eines übermensch- 
lichen) Wesens zu tun ist, spricht man von Liebe, die 
zugleich für uns Pflicht sei. Aber allô Pflicht ist Nôti- 
gung, ein Zwang, wenn er auch ein Selbstzwang nach 
einem Gesetz sein sollte. Was man aber aus Zwang tut, 
das geschieht nicht aus Liebe. 

[402 1 Anderen Menschen nach unserem Vermogen w^ohl- 
20 zutun, ist Pflicht, man mag sie lieben oder nicht, und 
diese Pflicht verliert nichts an ihrem Gewicht, wenn 
man gleich die traurige Bemerkung machen müflte, 
daû unsere Gattung, leider! dazu nicht geeignet ist, 
daC, wenn man sie nâher kennt, sie sonderlich liebens- 
würdig befimden werden dürfte. — Menschenhaû 
aber ist jederzeit hâûlich, wenn er auch ohne tâtige 
Anfeindung bloB in der ganzlichen Abkehrung von 
Menschen (der separatistischen Misanthropie) bestande. 
Denn das Wohlwollen bleibt immer Pflicht, seibst 
80 gegen den Menschenhasser, den man freilich nicht 
lieben, aber ihm doch Gutes erweisen kann. 

Das Laster aber am Menschen zu hassen ist weder 
Pflicht noch pflichtwidrig, sondern ein bloBes Gefühl 
• des Abscheues vor demselben, ohne dafi der Willo 
darauf oder umgekehrt dieses Gefühl auf den Willen 
einigen Einflufi hâtte. Wohltun ist Pflicht. \\\>v 
diese oft ausübt und es gelingt ihm mit seiner wohl- 
tatigen Absicht^), kommt endlich wohl gar dahin, den, 


a) 2. Aufl.: „und die Absicht seines Wohltuns gelingea 
gieht*‘. 
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welchem er wolil getao hat, wirkiich zu lieben. Wenn 
es also heiût: Du sollst deinen Mchsten lieben a!s 
dich selbst, so heifit das nicht: du sollst unmittelbar (zu- 
erst) lieben und vermittelst dieser Liebe (nachher) 
wohltun, sondern: tue deinem Nebenmensohen wohl, 
und disses Wohltun wird Menschenliebe (als Fertig- 
keit der Neigung zum Wohltun überhaupt) in dir be- 
wirken! 

Die Liebe des Wohlgefallens (amor complacentiae) 
wiirde also allein direkt sein. Zu dieser aber (als einer lO 
unmittelbar mit der Vorstellnng der Existenz eines 
Gegenstandes verbundenen Lust) eine Pfljcht zu haben, 
d. i. zur Lust wovan genôtigt werden zu müssen, ist 
ein Widerspruch. 

d. 

Ton der Àehtaugr. 

Achtung (rem-entia) ist ebensowohl etwas blofl 
Subjoktives; ein Gefühl eigener Art, nicht ein Urteil 
über einen Gegenstand, den zu bewirken oder zu be- 
fôrdern, es eine Pflicht gâbe. Denn sie kônnte, als 20 
Pflicht betrachtet, nur durch die Achtung, die wir 
vor ihr haben, vorgestellt werden. Zu dieser also eine 
Pfljcht zu haben wiirde soviel sagen, aïs zur Pflicht ver- 
pl'lichtet werden, — Wenn es demnach heifit: der 
Mensch hat eine Pflicht der Selbstschatzung, so 
ist das unrichtig gesagt und müfite vielmehr heifien: 
das Gesetz in ihm zwingt ihm un| vermeidlich Ach- [403] 
tung für sein eigenes Wesen ab, und dieses Gefühl 
(welches von eigener Art ist) ist ein Grund gewisser 
Pflichten, d. i. gewisser Handlungen, die mit der Pflicht su 
gcgen sich selbst zusammen bestehen kônnen, nicht®^): 
er habe eine Pflicht der Achtung gegen sich; denn 
er muO Achtung vor dem Gesetz in sich selbst haben, 
um sich nur eine Pflicht überhaupt denken zu 
kônnen. 


a) 2. Aufl.: „niebt aber kaun n»»n sagen". 
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XIII. 

Allgemeine Orundslltze der Metapliysik der 
Sitten In Behandlnug einer rein en Tngend* 

lehre. 

Erstlich: ftir eine Fflicht kann auch nur ein 
einziger Grund der Verpflichtung gefunden werden, 
tind werden zwei oder mehrere Beweirfe darüber ge- 
führt, so ist es ein siclieres Kennzeicheii, daB man ent- 
weder noch gar keinen güîtigen Beweis iiabe, oder 
10 es auch mehi*ere und verschiedene Pflichten sind, die 
man für eine gelialten hat. 

* Denn aile moralischen Beweise kônnen als pliile- 
fiophische nur vermittelst einer Vernunfterkenntnis au s 
Begriffen, nicht, wie die Mathematik sie gibt, durch 
die Konstruktion der Begriffe geführt werden; die 
letzteren verstatten Mehrheit der Beweif^e eines und 
desselben Satzes: weil in der Ansohauung a priori es 
mehrere Bestimmungen der Beschaflenheit eines Ob- 
jekts geben kann, die aile auf ebendenselben Grund zu- 
20 rückführen. — Wenn z. B. für die Pflicht der Wahr- 
haftigkeit ein Beweîs ex'stlich aus dein Schaden, den 
die Lüge anderen Meiischeu verursacht, daim aber auch 
aus der Nichtswürdigkeit eines Lügners und der 
Verletzung der Achtung gegen sich selbst geführt wer- 
den wiib so ist im ersteren eine Pflicht des Wohlwollens, 
niclît eine der Wahrhaftigkeit, mithin nicht diese, von 
der man den Beweis verlangte, sondern eine andere 
Pflicht bewiesen worden. — Was aber die Mehrheit der 
Beweise für einen und deuselben Satz betrifft, womit 
30 man sich trdstet®), daû die Menge der Gründe den 
Mangel am Gewicht eines jeden einzein genommeti 
erganzen werde, so ist dieses ein sehr unphilosophischer 
Behelf: weil er Hinterlist und Unredlichkeit verrat; - 
denn verschiedSne unziireichende Gründe, nebenein- 
ander gestellt, erganzen nicht der eine den Mangel 
des anderen zur GewiDhoit, ja nicht einmal zur Wahr- 


a) 2. Auik: j.Wenn man sieh aber bei der Mehrheit . . . 
dirait lrOslet‘‘. 
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scheinlichkeit. Sie müssen als Grand und Folge in 
einer Eeih"© bis zum zureichenden Grande fart- 
schreitenl und kônnen auch nur auf solche Art be- [404] 
weisend sein. — Und gleichwohl ist dies der gewohn- 
liche Handgriff der Überredungskunst. 

Zweitens. Der Unterschied der Tugend vom 
Laster kann nie in Graden der Befolgung gewisser 
Maximen, sondern muû allein in der spezifischen Qua- 
lité t derselben (dem Verhàltnis zum Gesetz) gesucht 
werden; mit anderen Worten, der belobte Grundsatz lu 
(des Aristoteles), die Tugend in dem Mittleren 
25 wischen zwei Lastern zu setzen, ist falsch.*) Es sel 
Z. B. gute Wirtschaft als das Mittlere zwischen zwei 
Lastern, Verschwendung und Geîz, gegeben: so kann 
sio als Tugend nicht®') durch die allmahliche Verminde- 
rung des ersten beider genannten Laster (Ersparung) 
noch durch die Vermehrung der Ausgaben des dem 
letzteren Ergebenen als entspringond vorgestellt wer- 
den, indemb) sie sich gleichsam nach entgegengesetzten 
Richtungen in der guten Wirtschaft begegneten; son- 20 


*) Die gewôhnlicheüjderSprache nachethisch-klassischen 
Formeln : medio tutüsimus ibis; omnenimimnvertiturin vitium; 
est modus in rebus etc. ; medium tenuere beoM ; insayii sapiens 
nomm haheat etc. «) enthalten eino schale Weisheit, die gar keino 
bestimmten Frinzipien hat; deon dieees Mittlere zwischen 
zwei àuCeren Enden, wer will mir es angeben? Der Geiz 
(als Laster) ist von der Sparsamkeit (als Tugend) nicht darin 
unterachieden , daû diese zu woit getriebon wird, sondern 
hat ein ganz anderes Frinzip (Maxime), namiich don 
Zweck der Haushaltung nicht in den GenuB seines Ver- 
môgens, sondern mit Entsagung auf denselben blofi in den 
Besitz desselben zu setzen; sowie das Laster der Ver- 
schwendung nicht im ObormaÛe des Genusses seines Ver- 
môgens, sondern in der scblechten Maxime zu suchen ist, 
die den Gebrauch, ohne auf die Erhaltung desselben zu 
sehen, zum alleinigen Zweck macht. 


a) 2. Aufl. : „kann ihr Ursprung als einer Tugend weder“. 

b) 2. Aufl.: „Ergebenen erklart; auoh kônnen diese 
Laster nicht so angesehen werden, als ob^*. 

c) 2. Aufl.: „beati; virtus est medium vitiorum et utrin- 
que recUictum^', Die Verse finden sich bei Ovid Met. II, 137, 
Seneka, Hor. Serm. I 1, 106, Hor. Ep. I 6, 15. 
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dern eine jede derselben hat ihre eigene Maxime, die 
der anderen notwendig wid^spricht. 

EbenBOwenig und aus”) demselben Grutide kaim 
kein Laster überhaupt durch eine grôiîere Ausübung 
gewisser Absichtenb), als es zweckmâfiig ist pro- 
digalUas est excessus in consumendis opibtM)^ oder durch die 
kleinere Bewirkung derselben, als sich schickt, (e, g, 
avaritia est defectiis etc.) erklârt werden. Denn da hier- 
durch der Grad gar nicht bestimmt wird, auî diesen 
10 aber, ob das Betragen pflichtmâûig sei oder nicht, 
ailes ankommt; so kann es nicht zur Erklàrung dienen. 

Drittens: die ethischen Pflichten müssen nicht 
nach den dem Menschen beigelegten Vermôgen, dem 
Gesetz Geniige zu leisten, sondern umgekehrt; das 
fiittliche Vermôgen mufi nach dem Gesetz geschàtzt 
werden, welches kategorisch gebietet; also nicht nach 
[405] der empirischen Kenntnis, die wir | vom®) Menschen 
hâben, wie sie sind, sondern nach der rationalen, wie 
sie der Idee der Alenschheit gemàû sein sollen. Dieee 
drei Maximen der wissenschaftlichen Behandlung einer 
Tugendlehre sind den altereii Apophthegmen en^egen- 
gesetzt: 

1. Es ist nur eine Tugend und nur ein Laster. 

2. Tugend ist die Beobachtung der Mittelstralie 
/wischen entgegengesetzten Lastern.^) 

3. Tugend muû (gleich der Klugheit) der Erlab- 
rung abgelernt werden. 

XIV.®) 

Von der Tugend ttfoerhaupt. 

30 Tugend bedeutet eine moralische Starke des Wil- 
lens. Aber dies erschopft noch nicht den Begriff; 


a) 9. Aufl. : „ Aus**. 

b) 2. Aufl.: „Handlung 0 n“. 

c) „von den**? 

d) 1. Aufl.: „MeiDUDgen‘*; oder „Neigungen*‘? [NatorpJ. 

e) Die Zabi XIV fohlt in der ersten Auflage, weshalb 
in ihr die Zahlen der folgenden Absohnitte der Einleitung 
um je eine Einheit niedriger «tehen. 
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denn eine solche Starke kannte auch einem heiligen 
(übermenschlichen) Wesen zukommen, in welchem kein 
hindarnder Antrieb dem Gesetze seines Willens ent- 
gegenwirkt; das also ailes dem Gesetz gemâfl gerne 
tut. Tugend ist also die rnoralische Starke des Willens 
eines Menschen in Befolgung seiner Pflicht: welcïe 
eîne rnoralische Nôtigung dnrch seine eigene gesetz- 
gebende Vernunft ist, insofern diese sicli zu einer das 
Gesetz ausführenden Gewalt selbst konstiti^iert. — 

Sie ist nicht selbst oder sie zu besitzen ist nicht Pflicht, 10 
(denn sonst würde es eine Verpflichtung zur Pflicht 
geben müssen); sondern sie gebietet und begleitet ihr 
Gebot duTch einen sittlichen (nach Gesetzen der innerèn 
iYeiheit môglichen) Zwang; wozu aber, weil er un- 
widerstehlich sein soll, Starke erforderlich ist, deren 
Grad wir nur durch die Grôûe der Hîndernisse, die der 
Mensch durch seine Neigungen sich selber schafft, 
schâtzen kônnen. Die Laster, als die Brut gesetzwidri- 
ger Gesinnungen, sind die Ungeheuer, die er nun zu be- 
kampfen hat; weshalb diese sittliche Starke auch, als 20 
Tapferkeit (fortiludo moralis), die grôfite und einzige 
wahre Kriegsehre des Menschen ausmacht; auch wird 
sie die eigentliche, nâmKch praktische Weisheit ge- 
nannt: weil sie den Endzweck des Daseins des Men- 
schen auf Erden zu dem ihrigen macht. — In ihrem 
Besitz ist der Mensch allein frei, gesund, reich, ein 
Konig usw. und kann weder durch Zufall noch Schick- 
sal einbüfien: weil er sich selbst besitiit und derïugend- 
hafte seine Tugend nicht verlieren kann. 

Aile Hochpreisungen, die das Idéal der Mensch- 30 
heit in ihrer moralischen Vollkommenheit betreffen, 
kônnen durch die BeLspiele des Widerspiels dessen, 
was die Menschen jetzt sind, gewesen sind oder ver- 
mutlich künftig | sein werden, an ihrer pi-aktischen 1406] 
Realitat nichts verlieren, und die Anthropologie, 
welche ans bloflen Erfahrungserkenntnissen hervor- 
geht, kann der Anthroponomie, welche von der 
unbedingt gesetzgebenden Vernunft aufgestellt wird, 
keînen Abbruch tun, und, wiewohl Tugend (in Beziehung 
auf Menschen, nicht aufs Gesetz) auch hin und wieder 40 
verdienstlich heiCen und einer Belohnung würdig sein 
kann, so mufl sie doch für sich selbst, sowie sie ihr 
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eigener Zweck ist, auch als ihr eigener Lohn betrachtet 
werden. 

Die Tugend, in ihrer ganzen Vollkommenheit be- 
trachtet, wird also vorgestellt, nicht wie der Mensch 
die Tugend, sondern als ob die Tugend den Mensclien 
besitze: weil es im ersteren Falle so aussehen würde, 
als ob er noch die Wahl gehabt hatte, (wozu er alsdann 
noch einer anderen Tugend bedürfen würde, um die 
Tugend vor jeder anderen angebotenen^) Ware zu er- 
10 lesen). — Eine Mehrheit der Tugenden sich zu denken 
(wie es denn unvermeidlich ist), ist nichts anderes, 
als sich verschiedene moralische Gegenstande denken, 
auf die der Wille aus dem einigen Prinzip der Tugend 
geleitet wird; ebenso ist es mit den entgegenstehen- 
den Lastern bewandt. Der Ausdruck, der beide ver- 
persônlicht, ist eine âsthetische Maschinerie, die aber 
doch auf einen moralischen Sinn hinweist. — Daher 
ist eine Âsthetik der Sitten zwar nicht ein Teil, aber 
doch eine subjektive Darstellung der Metaphysik (h^> 
20 selben; wo die Gefühle, weîche die notigende Krait 
des moralischen Gesetzes begleiten, jener ihre Wirk- 
sainkeit empfindbar machen (z. B, Èkel, Grauen usw., 
welche den moralischen Widerwillen versinnlichen), um 
der blofl-sinnlichen Anreizung den Vorrang abzu- 
gewinnen. 

XV, 

Vom Prinzip der Absonderung der Tagend- 
lehre ron der Rechtslehre. 

Diese Absonderung, auf welcher auch die Oberein- 
30 teilung der Sittenlehre überhaupt beruht, gründet 
sich daraul: daB der Begriff der Freiheit, der jenen 
beiden gemein ist, die Einteilung in die Pflichten der 
âufieren und inneren Freiheit notwendig macht; 
von denen die letzteren allein ethisch sind. — Daher 
mufi diese und zwar als Bedingung aller Tugend- 
p flic ht (sowie oben die Lehre vom Gewissen als 
[407] Bedingung aller Pflicht überhaupt) als vorbereitender 
Teil (discursus praeliminaris) vorangeschickt werden. 


a) 2. And.: „ihm angobotene* 
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Anmerkung. 

Von der Tagendlehre ûach doni Prinzip der intieron 
Freîlieit. 

Fertigkeit (hahUus) ist eine Leichtigkeit zu 
handeln und eine subjektive Vollkommenheit der 
Willkür. — Nicht jede solche Leichtigkeit aber 
ist eine îreie Fertigkeit (habitus liber tatis ) ; denn 
wenn sie Angewohnheit (assucltfdo), d. i. durch 
ôfters wiederholte Handlung zur Notwendigkeit 
gewordeneGIeichformigkeit derselbeu ist, so ist sie 10 
keine ans der Freiheit hervorgehende, mithin auch 
nicht moralische Fertigkeit. Die Tugend kann 
man also nicht durch die Fertigkeit in freien 
gesetzmâJQigen Handlungen definieren; wohl 
aber, wenn hinzugesetzt würde, „sich durch die 
Vorstellung des Gesetzes im Handeln zu bestim- 
men^^; und da ist diese Fertigkeit eine Beschaffen- 
heit nicht der Willkür, sondern des Willens, 
der ein mit der Regel, die er annimmt, zugleich 
allgemein-gesetzgebendesBegehrungsvermôgen ist, 20 
und eine solche allein kann zur Tugend gezahlt 
werden. 

Zur inneren Freiheit aber werden zwei Stücke 
erfordert: seiner selbst in einem gegebenen Fall 
Meister (animus sui compos) und über sich selbst 
Herr zu sein (imperium in semcHpsum), d, i. seine 
Affekten zu zahmen und seine Leidenschaften zu 
beherrschen. — Die Gemütsart (indoles) in 
diesen beiden Zustanden ist edel (erecta), im ent- 
gegengesetzten Fall aber unedel (indoles dbiecia, 30 
serva). 


XVI. 

Zur Tugeud wird zuerst erfordert die Herr- 
schaft ttber^slch selbst. 

Affekten und Leidenschaften sind wesentlich 
voneinander unterschieden; die ersteren gehôren zum 
Gefühl, sofern es, vor der Überlegung vorhergehend, 
diese selbst unmoglich oder schwerer macht. Daller 
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heiüt der Affekt jàh oder jach (animxis praeceps), un J 
408] die Vernunft sagt duïch den 1 Tugendbegriff, man solle 
sich fassen; docli ist diese Schwâche im Gebrauch 
seines Verstandes, verbunden mit der Starke der Ge- 
mûtsbewegung, nur eine TJntugend und gleichsam 
etwas Kindisches und Schwaches, was mit dem besten 
Willen gar wohl zusammen bestehen kann und das 
einzige Gute noch an sich liât, daû dieser Sturm bald 
auîhôrt. Ein Hang zum Affekt (z, B. Zorn) ver- 
‘0 sohwistert sich daher nicht so sehr mit dem Laster als 
die Leîdenschaft Leidenschaft dagegen ist die 
zur bleibenden Neigung gewordene sinnliche Begierde 
(Z.B. der HaÛ im Gegensatz des Zorns). Die Ruhe, 
mit der ihr nachgehiangen wird, laBt Überlegung zu 
und verstattet dem Gemüt, sich darüber Grundsatze zu 
machen und so, wenn die Neigung auf das Gesetz- 
widrige fàllt, ttber sie zu brüten, sie tief zu wurzelir'^)» 
und das Bôse dadurch (als vorsatzlich) in seine Maxime 
aufzunehmeii; welches alsdann ein qualifiziertes 
-0 Base, d. i. ein wahres Laster ist. 

Die Tugend also, sofern sie auf innerer Freiheil 
gegründet ist, enthalt für die Menschen auch ein be* 
jahendes Gebot, nâmlich aile seine Vermôgen und Nei- 
gungen unter seine (der Vernunft) Gewalt zu bringen» 
mithin das Gebot^) der Herrschaft über sich selbst, wel- 
ches^) über das Verbot, niimlich von seinen Gefühlen 
und Neigungen sich nicht beherrschen zu lassen, (die^"^) 
Pflicht der Apathie) hinzukommt; weil, ohne daÛ die 
Vernunft die Zügel der Regieriing in ihre Hânde nimmt, 
30 jene über den Menschen don Meister spielen. 

XVII. 

Zur Tugend wird Apathie (als Starte be- 
trachtet) iiotwendlg Torausgcsetzt. 

Dieses Voit ist, gleich als ob es Fühllosigkeit, mit- 
hin siibjektive Gleichgültigkeit in Ansehung der Gegeii- 


a) 2. Aufl.: „eiüwurzeln zu Ias«on“. 
l») „das Gebot'* Zusatz der 2. Aufl. 

() Kant: „weIcho“; korr. Natorp. 

d) Kant: „der“; korr. Hartencfein, Schubert. 
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stànde der Willkür bedeutete, in ûbeln Ruf gekommea; 
man nahm es für Schwache. Dieser ■ Mifideutung kanu 
dadurch vorgebeugt werden, daC man diejenige Affekt- 
losigkeit, welche von der Indifferenii zu unterscheiden 
ist, die moralische Apathie nennt: da die Geiuhle 
ans sinnlichen Eindrücken ihren Einflufi auf das mo- 
ralische^) nur dadurch verlieren, daÛ die Achtung fürs 
Gesetz über sie insgesamt mâchtiger wird. — Es ist 
nür die sclieinbare Starke eines Fieberkranken, die 
deii lebhaiten Anteil selbst am Guten bis zum Affekt 10 
steîlgen oder vielmehr darin ausarten laÛt. Man 1 409] 
nennt den Affekt dieser Art Bnthusiasmus, urid 
dahin ist auch die Mafiigung zu deuten, die man selbst 
tur Tugendausübungen zu empfehlen pflegt, (huam 
sapiens nomen ferait), aeqmis iniqiù, ultra, quam salis est, 
vlriutem si pelât ipsum. ' okat .). Denn sonst ist es un- 
gereimt zu wahnen, mankônne auch wohl allzu weise, 
allzu tugendhaft sein. Der Affekt gehôrt immer zur 
Sinnlichkeit, er mag durch einen Gegenstand erregt 
werden, welcher es wolle.^) Die wahre Starke der Tugeud 20 
ivSt das Gemüt in Ruhe mit einer überlegten und 
festen Entschlieüung, ihr Gesetz in Ausübung zu brin- 
gen. Das ist der Ziistand der Gesundheit im morali- 
scheii Leben; dagegen der Affekt, selbst wenn er 
durch die Vorstellung des Guten aufgeregt wird, 
eine augenhlicklich glanzende Erscheinung ist, welche 
Mattigkeit hinterlaDt. — Phantastisch-tugendhaft aber 
kann doch der genannt werden, der keine in Aftsehung 
der Moraiitat gleichgültigen Dinge (adiaphora) ein- 
raumt und sich aile seine Schritte und Tritte mit 30 
Pflichten als mit Fufiangein bestreut und es nioht 
gleichgültig findet, ob ich mich*^) mit Fleisch oder Fisch, 
initBier oder Wein, wenn mir<^) beides bekômmt, nâhre: 
eine Mikrologie, welche, wenn man sie in die Lehre 
der Tugend aufnâhme, die Herrschaft derselbea zur 
Tyrannei machen würde. 


a) SC. Gefûhl. 

b) 1. Aufl.: 

c) 2. Aufl.: „durch was für einen GegeDtriand er auch 
erregt werden môge**. 

d) 2. Aufl.: „iDaM sich . . . eindm“. 
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Anmerkung. 

Die Tugend ist immer im Fortschreiten 
und hebt doch auch immer von vorne an. — Das 
erste folgt darans, weil sie, objektiv betrachtet, 
eîn Idéal und unerreichbar, gleichwohl aber sich 
ihm bestândig zu nahern dennoch Pflîcht ist. Das 
zweite gründet sich, subjektiv, auf der mit Nei- 
gungen affizierten Natiir desMenschen, unterderen 
Einflufi die Tiigend, mit ihren einmaî für allemal 
10 genommenen Majcimen, niemals sich in Ruhe und 
Stillstand setzen kann, sondern, wenn sie nicht 
iin Steigen ist, unvermeidlich sinkt: weil sittliche 
Maximen nicht so, wie technische, auf Gewohn- 
heit gegründet werden kônnen (denn dieses ge- 
hort zur physischcn Beschaîfenheit seiner Willens- 
bestimmung), sondern, selbst wenn ihre Ausübung 
zur Gewohnheit würdo, das Subjekt damit die Fr ei- 
heit in Nehmung^'^) seiner Maximen einbü/ien 
würde, welche doch der Charakter einer Handlung 
-0 ans Pi'licht ist. 

[410] XVIII. 

Vorliegriffe zur Eiiiteilung der Tugendlehre. 

Dieses Prinzip der Einieilung mul3 erstlich, was 
das For ma le betrifft, aile Bedingungen enthalten, 
welche dazu dienen, einen Teil der allgemeinen Sitten- 
lelire von der Rechtslehre und zwar der spezifischen 
Form nach zu unterscheiden, und das geschieht da- 
durch: daû 1. Tugendpflichten solche sind, für welche 
keine auDere Gesetzgebung stattîindet; 2. dafi, da doch 
30 aller Pflicht ein Gesetz zum Grande liegen muû, dieses 
in der Ethik ein Pflichtgesetz, nicht für die Handlungen, 
sondern blofl füi' die Maximen der Handlungen ge- 
geben, sein kann; 3. daû (was wiederum aus diesein 
folgt) die ethische Pflicht als weite, nicht als enge 
Pflicht gedacht werden raüsse. 

Zweitens: was das Materiale anlangt, muû sie 
nicht bloû als Pflichtîchre überhaupt, sondern auch als 


2. Anfl.; ,,iD der Wabî‘^ 
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Zwecklehre aufgestellt werden: sodaû der Mensch 
Bowohl sich selbst als auch jeden anderen Menschen 
sich als sein en Zweck zii denken verbunden ist; die^) 
man Pfllchten der Selbstliebe iind Nâchstenliebe zu 
nennen pflegt, welche Ausdrücke hier in uneigentlicher 
Bedeutung genommen werden; weil es zum Lieben 
direkt keine Pflicht geben kann, wohl aber zu Hand- 
Inngen, durch die der Mensch sich und andere zum 
Zweck macht. 

Drittens: was die Unterscheidung des Materialen 10 
vom Pormalen (der Gesetzmafligkeit von der Zweck- 
mafligkeit) im Prinzip der Pflicht betrifft, so ist 
zu merken: dafi nicht jede Tugendverpf lichtung 
(uhligatio ellvca) eine Tugendpflicht (officmm. efhicum s. 
virtutls) sei; mit anderen Worten; daB die Achtung 
vor dem Gesetze überhaupt noch nicht einen Zw^eck als 
Pflicht begründe; denn der letztere allein ist Tiigend- 
pliicht. — Daher gibt es nur eine Tugendverpflich- 
tiiiig, aber viel Tugendpflichten: weil es zwar viel 
Objekte gibt, die für uns Zwecke sind, welche zu haben 20 
ziigleich Pflicht ist, aber nur eine tugendhafte Gesin- 
nung, als subjektiver Bestirnmungsgrund, seine Pflicht 
zu erfüllen, welche sich auch über Rechtspflichten er- 
streckt, die aber darum nicht dcn Namen der Tugend- 
pflichten führen konnen. — Daher wird aile Eintei- 
lung der Ethik nur auf TiigendpHichten gehen. Die 
Vvissenschaft von der Art, auch ohne Rücksicht auf 
mogliche auBere Gesetzgebung verbindlich zu sein, 
ist die Ethik selbst, ihrem formalen Prinzip nach be- 
trachtet. 30 

Anmerkung. ['^111 

Wie komme ich aber dazu, wird man fragen, 
die Einteilung der Ethik in Elementarlehro und 
Methodenlehre einzuführen: da ich ihrer doch 
in der Rechtslehre überhoben sein konnie? — Die 
Ursache ist: weil jene es mit weiten, diese aber 
mit lauter engen Pflichten zu tun hat; weshalb 
dio letztere, Avelche ihrer Natur nach strenge 
(prazis) bestimmend sein muB, ebçnsowenig wie 


a) 2. Aufl.: 
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die reine Mathematik, einer allgemeinen Vorschrift 
(Méthode), wie im Urteilen verfahren werden eoll, 
bedarf, sondern sie durch die Tat wâhr macht, — 
Die Ethik hingegen führt wegen des Spielraums, 
den sie ihren unvollkommenen Pflichten verstattet, 
unvermeidlîch zu Fragen*^), welche die Urteilskraft 
auffordern ausznmachen, wie eine Maxime in be- 
sonderen Fâllen anzuwenden sei, und zwar so, daÛ 
diese wiederum eine (untergeordnete) Maxime an 
10 die Hand gebe, (wo immer wiederum nach einem 
Prinzip der Anwendung dieser auf vorkommende 
Fâlle gefragt werden kann); nnd so gérât sie in 
eine Kasuistik, von ^velcîier die Rechtslehre 
nichts weiû. 

Die Kasuistik ist aîso weder eine Wissen- 
schaft noch ein Teil derselben; denn das wiiro 
Dogmatik und ist nicht sowohl Lehi’e, wie etwas 
gefunden, sondern Übxmg, wie die Wahrheit 
solle gesucht werden. Sie ist also^>) fragmen- 
20 tarisch, nicht systematisch (wie die erstere^) sein 
miiûte) in sie verwebt, nur gleich den Scholien 
zum System hinzugetan. 

Dagegen: nicht sowohl die Urteilskraft, als 
vielraehr die Vernunft, und zwar in der Théorie 
seiner Pflichten sowohl als in der Praxis zuüben, 
das gehôrt besonders zur Ethik, als Methoden- 
lehre der moralisch-praktischen Vernunft Wo- 
von die erstere Obung darin beeteht, dem Lehr- 
ling dasjenige von Pflichtbegriffen abzufragen, 
*0 was er schon weiû, und die erotematische Mé- 
thode genannt werden kann, und dies zwar ent- 
weder^), weil man es ihm schon gesagt hat bloÛ aus 
seinem Gedâchtnis, welche die eigentliche kate- 


a) 1. Aufl. : ,,dahin; zu Fragon*^ 

b) „Sie ist al8o‘^ Zusatz der 2. Au fl. 

c) 2. Aufl.: „die Ethik'^ 

d) 2. Aufi. (mit Benutzung von § 60 ff.) : „Die MetJl 0 ^le 
der ersten Obung (in der Théorie der Pflichten) heiût Di- 
daktik, und hier ist die Lehrart entweder akroamatisch 
oder erotematisch; die letzte ist dio Kiinst, dem Lehr- 
ling dasjenige von Pflichtbegriffen abzufragen^ woi er schon 
weiO, und diea zwar entweder“ usw. 
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chetische, oder weil man vorausaetz^ daiJ es 
schon in seiner Vernunft natürlicherweise ent- 
halten sei und es nnr daraus entwickelt zu werden 
branche, die dialogische (Sokratische) Méthode 
heiût. 

Der Katechetik als theoretischer Übunga) ent- 
spricht als Gegenstück im Praktischen die Aske- 
tik, welche derjenige Teil der Methoden [ lehre [412] 
ist, in welchem nicht bloû der Tugendbegriff, son- 
dern auch, wie das Tugendvermôgen sowohl als 10 
der Wille dazu in Ausübung gesetzt und kultiviert 
werden kônne, gelehrt wird. 

Nach diesen Grundsâtzen werden wir also das 
System in zweien Teilen: der ethischen Ele- 
mentarlehre und der ethischen Methoden- 
lehre aufstellen. Jeder Teil wird in seine Haupt- 
stûcke, und diese^) im ersten Teile nach Ver- 
schiedenheit der Subjekte, gegen welche^) dem 
Menschen eine Verbindlichkeit obliegt, im zweiten 
nach Verschiedenheit der Zwecke, welche zu 20 
haben ihm die Vernunft auferlegt, und der Emp- 
fânglichkeit für dieselben^^) in verschiedene Kapitel 
zerfâllt werden. 


XIX. 

Die Einteilung, welche die praktische Vernunft zu 
Gründung eines Systems ihrer Begriffe in einer Ethik 
entwirft (die architektonische), kann nun nach zweierlei 
Prinzipien, einzeln oder zusammen verbunden, gemacht 
werden: das eine, welches das subjektive Verhâlt- 
nis der Verpflichteten zu dem Verpflichtenden der 30 
Materie nach, das andere, welches das objektive 
Verhaltnis der ethischen Gesetze zu den Pflichten ûber- 
haupt in einem System der Form nach vorstellt. — 
Die erste Einteilung ist die der Wesen, in Beziehung 
auf welche eine ethische Verbindlichkeit gedacht wer- 


a) 2. Aufl. : „Der Didaktik ab der Méthode theoretischer 
Übung“. 

b) 1. Aufl.: „we]ch 0 “ statt „und diese". 

c) 1. Aufl.: „wogegen“. 

d) SC. die Zwecke; Kant: „die8elbe“ (Plural!). 

Kant, Metaphysik der Sitten. 17 
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den kann; die zweite wâre die der Begriffe der 
reinen ethisch-praktischen Vernunft, welche zu jener 
ihren Pfliehten gehôren, die also zur Bthik, nur sofern 
sie Wissenschaft sein soll, also zn der methodi- 
fichen Zusammensetzung aller Satze, welche nach der 
ersteren aufgefunden worden, erforderlich sind. 


£rste Elnteilaug der Ëthik naeh dem Untersehiede der 
Subjekte nnd ilirer Oesetze. 

Sie entliàlt: 

10 Pf lichten 

des Menschen gegen des Menschen gegen 

den Menschen nicht menschliche Wosen 

gegen sich gegen andere nntermensch- übermensch- 
selbet Menschen liche Wesen. lîche Wesen. 

Zweite Ëinteilnng der Ëthik nach Prinzipien eines 
Systems der reinen praktisehen Vernunft* 

Ethische 

Elem entarlehre Methodenlehre 

Dogmatik Kasuiatik Didaktik») Askefcik. 

20 I)ie letztere Einteilung mu6 also, weil sie die Porm 
der ‘Wissenschaft betrifft, vor der ersteren als GrundriÔ 
des Ganzen vorhergehen. 

a) 1. Auû. : „Katechetik**. Vgl. jedoch die Üborschrift 
ûber § 49 und die Tafel am Scblasse, 
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Uâr 

ethiscben Elementarlehre 

Enter Tell* 

Ton den Pflichten gegen sieh selbst tlberhaapt. 

Einlditung. 

§ 1 . 

Dcr Begriff einer Fflieht gegen sieh selbst euth&lt 
(dent ersten Anseheine naeh) einen Widersprach. 

Wenn das verpflichtende Ich mit dem ver- 
pflichteten in einerlei Sinn genammen wird, so ist 10 
Pflicht gegen sieh selbst ein sieh widersprechender Be- 
gi'iff. Denn in dem Begriffe der Pflicht ist der einer 
passiven Nôtigung enthalten (ich werde verbunden). 
Darin aber, daû es eine Pflicht gegen mich selbst ist, 
stelle ich mich als verbindend, mithin in einer akti- 
ven Nôtigung vor (Ich, ebendasselbe Subjekt, bin der 
Verbindende); und der Satz, der eine Pflicht gegen sieh 
selbst ausspricht (ich soll mich selbst verbinden), 
wûrde eine Verbindlichkeit, verbunden m sein (passive 
Obligation, die dooh zugleich in demselben Sinne 20 
des Verhàltnisses eine aktive wâre), mithin einen 
Widerspruch enthalten. — Man kann diesen Wider- 
spruch auch dadurch ins Licht stellei^ daO man zeigt, 
der Verbindende (auctor ohUgationis) kônne den Verbun- 
denen (êMeetum oUigationis) jederzeit von der Verbind- 
lichkeit (terminus ohligationis) lossprechen; mithin, wenn 
beide einunddasselbe Subjekt sind, er sei an eine Pflicht, 
die er sieh auferlegt, gar nicht gebunden; welchee 
einen Widerspruch enthalt. 
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§ 2 . 

Es gibt doch Pfiiehten des Menschou gegen sich selbst, 

Denn setzet: es gebe keine solche Pflichten, so 
würde es überall gar keine, auch keine aufieren Pflich- 
ten geben. — Denn ich kann mich gegen andere nicht 
für verbunden erkenneü, als nur sofern ich zugleich 
mich selbst verbinde: weil das Gesetz, kraft dessen ich 
[418] mich für verbunden achte, in allen 1 Fâllen aus meiner 
eigenen praktischen Vernunft hervorgeht, durch welche 
10 ich genôtigt werde, indem ich zugleich der Nôtigendo 
in Ansehung meiner selbst bin.*) 

§3. 

Àufschlufi dlèser seheinbarou Antinomie. 

Der Mensch betrachtet sich in dem Bewuûtsein 
einer Pflicht gegen sich selbst, als Subjekt derselben, 
in zwiefacher Q^alitât: erstlich als Sinnenwesen, 
d, i. aïs Mensch (zu einer der Tierarten gehôrig); dann 
aber auch als Vernunftwesen (nicht bloÛ ver- 
nünftiges Wesen, weil die Vernunft nach ihrem thecreti- 
20 schen Vermogen wohl auch die Qualitat eines leben- 
den kôrperlichen Wesens sein kônnte), welches kein 
Sinn erreicht und das sich nur in raoralisch-praktischen 
Verhaltnissen, wo die unbegreifliche Eigenschaft der 
Freiheit sich durch den EinfluÛ der Vernunft auf den 
innerlich gesetzgebenden Willen offenbar macht, er- 
kennen lâDt. 

Der Mensch nu^ als vernünf tiges Natur wesen 
(homo fhmno7mmn)y ist durch seine Vernunft als Ur- 


*) So sagt man, wenn es z. B. einen Pniikt meiner 
Ehrenrettung oder der Selbsterhaltung hetrifft: „Ich bin mir 
das selbst schuldig”, Selbst wenn es Pflichten von minderer 
Bedeutung»), die nàmlich nicht das Notwendige, sondern nur 
das Verdienstliche meiner Pflichtbefelgung betrefi'on, sprecho 
ich 80, Z. B.: „Ich bin es mir selbst schuldig, meine Ge- 
Bchicklichheit für den ümgang mit Menscben usw. zu or- 
weitorn (mich zu kultivieren).“ 
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sache bestimmbar zu Handlungen in der Sinnenwelt, 
und hierbei kommt der Begriff einer Verbindlichkeit 
noch nicht in Betrachtung. Ebenderselbe aber seiner 
Persônlichkeit nach, d. i. als ein mit innerer Frei- 
heit begabtes Wesen {homo noumenon) gedacht, ist ein 
der Verpflichtung fahiges Wesen, und zwar gegen sich 
selbst (die Menschheit in seiner Person) betrachtet^): 
sodafi der Mensch (in zweierlei Bedeutung betrachtet), 
ohne in Widerspruch mit sich zu geraten, (weil der 
Begriff vomb) Menschen nicht in einem und demselben 10 
Sinn gedacht wird) eine Pflicht gegen sich selbst an- 
erkennen kann. 


§ 4. 


Yem Prinzip der Pinteilang der Pflichten gegen 
sich selbst. 

Die Einteilung kann nur in Ansehung des Objekts 
der Pflicht, nicht in Ansehung des sich verpflichtenden 
Subjekts gemacht werden. Das [ verpflichtete sowohl [419] 
als das verpflichtende Subjekt ist immer nur der 
Mensch, und wenn es uns in theoretischer Rücksicht 20 
gleich erlaubt ist, im Menschen Seele und Kôrper als 
Naturbeschaffenheiten des Menschen voneinander zu 
unterscheiden, so ist es doch nicht erlaubt, sie als ver- 
schiedene den Menschen verpflichtende Substanzen zu 
denken, um zur Einteilung in Pflichten gegen den 
Kôrper und gegen die Seele berechtigt zu sein. — 

Wir sind weder durch Erfahrung noch durch Schlüsse 
der Vernunît hinreichend darüber belehrt, ob der 
Mensch eine Seele (als in ihm wohnende, vom Kôrper 
unterschiedene und von diesem unabhangig zu denken 30 
vermôgende, d. i. geistige Substanz) enthalte, oder ob 
nicht vielmehr das Leben eine Eigenschaft der Materie 
sein môge, und wenn es sich auch auf die erstere Art 
verhielte, so würde doch keine Pflicht des Menschen 


a) 2. Aufl.: „dor Vorpfliclitang Oihiges Wesen und in- 
sonderhoit der Verpflichtung gegeia sich selbst (, . .) fahiges 
Wesen^h 

h) Isanl: „von^^j korr. Natorp. 
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gegen einen K or per (sis verpflichtendee Subjekt), ob 
er gleich der menschliche ist, denkbar sein. 

L Es wird daher nur eine objektive Einteilung 
der Pflichten gegen sich selbst in das Formale und 
Materiale derselben stattfinden; wovon die einen ein- 
schrànkend (negativePflichten), die anderen erwei- 
ternd (positivePflichten gegen sich selbst)^) sind: jene^ 
welche dem Menschen in Ansehung des Zwecks seiner 
Natur verbieten, demselben zuwider zu handeln, mit^ 
10 hin blofi auf die moralische Selbsterhaltung, diese, 
welche gebieten, sich einen gewissen Gegenstand 
der Willkûr zum Zweck zu machen, und auf die V er- 
vollkommnung seiner selbst gehen: von welchen 
beide zur Tugend, entweder als Unterlassungspflîchten 
(sustine et obstine) oder als Begehungspflichten (virihus 
concessis utere), beide aber als Tugendpflichten gehôren. 
Die ersteren gehôren^) zur moralischen Gesundheit 
(ad esse) des Menschen, sowohl als Gegenstandes seiner 
auûeren als seines inneren Sinnes^ zu Erhaltung sei* 
20 ner Natur in ihrer Vollkommenheit (alsRezeptivitât); 
die anderen zur moralischen Wohlhabenheit (ad 
melius esse; opuîentia moralis)^ welcho in dem Besitz 
eines zu allen Zwecken hinreichenden Vermôgens 
besteht, sofern dieses erwerblich ist, und zur Kultur 
(aïs tatiger Vollkommenheit) seiner selbst gehôrt. — 
Der erste Grundsatz der Pflicht gegen sich selbst liegx 
in dem Spruch: Lebe der Natur gemafl ( natur ae conr 
venienter vive)^ d, i. erhalte dich in der Vollkommen- 
heit deiner Natur; der zweite in dem Satz: Mâche dich 
30 vollkommener, als die blofie Natur dich schuf (perfice 
te ut finem; perfice te ut medium). 

Es gibt aber®) 2. eine subjektive Einteilung der 
[420] Pflichten des Menschen 1 gegen sich selbst, d. i. eine 
solche, nach der das Subjekt der Pflicht (der Mensch) 
sich selbst entweder als animalisches (physisches) 


a) 2. Aufl.: „die einen einechrânkende (oder néga- 
tive Pflichten), die andern erweitcrnde (positivo) Pflichten 
gegen sich selbst* ^ 

bl 1. Aufl.: „die erstere gehôrt**. 

C) 1. Aufl.: „Ea wird** (zu ergânzen etwa „8taUfinden'*. 
Tgl. oben Zeile 5). 
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nnd zugleich moralisches, oder bloss als moraliBches 
Wesen betrachtet. 

Da sind nun die Antriebe der Natur, was die 
Tierheit des Menschen betrifft: a) der^), durch welchen 
die Natur die^) Erhaltung seiner selbst, b) die®) Er- 
haltung der Art, c) die Erhaltung seines Vermôgena 
zum«i) angenehmen, aber doch but tierischen Lebens- 
genuJÛ beabsichtigt. — Die Laster, welche hier der 
Pflicht des Menschen gegen sich selbst widerstreiten, 
sind: der Seibstmord, der unnatürliche Gebrauch, 10 
den jemand von der Geschlechtsneigung macht, 
und der das Vermôgen zum zweckmàûigen Gebrauch 
seiner Kràfte schwàchende unmàflige Genufl der 
NahrungsmitteL 

Was aber die Pflicht des Menschen gegen sich 
selbst blolî als moralisches Wesen (ohne auf seine 
Tierheit zu sehen) betrifft, so besteht sie im For- 
mai en der Übereinstimmung der Maximen seines 
Willens mit der Wûrde der Menschheit in seiner 
Person; also im Verbot, dafi er sich selbst des Vor- 20 
zugs eines moralischen Wesens, nâmlich nach Prin- 
zipien zu handeln, d, i. der inneren Freiheit, nicht be- 
raube und dadurch zum Spiel bloûer Neigungen, also 
zur Sache mâche. — Die Laster, welche dieser Pflicht 
entgegenstehen, sind: die Luge, der Geiz und die 
falsche Demut (Kriecherei). Diese nehmen sich Grund- 
satze, welche ihrem Charakter als moralischer 
Wesen®), d. i. der inneren Freiheit, der angeborenen 
Würde des Menschen geradezu (schon der Form 
nach) widersprechen, welches soviel sagt: sie 80 
machen es sich zum Grundsatz, keinen Grundsatz und 
so auch keinen Charakter zu haben, d. i. sich wegzu- 
werfen und sich zum Gegenstande der Verachtung zu 


a) 2. Aufl.: „dreifach, nümlich a) der Trieb*‘. 

b) 2. Aufl. : 

c) 2. Aufl. : „der, durch welchen aie die*‘. 

d) 2. Aufl. : „der Trieb, woduroh sie die Erhaltung seines 
VermOgens sum aweckmâfligen Gebrauche seiner Kriifte 
und Eum*‘. 

e) 2. Aufl.: „welche dem Charakter des Menschen àU 
eines moralischen Wesens*'. 
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machen. — Die Tugend, welche allen diesen Lastern 
entgegensteht, kônnte die Ehrliebe (honestas interna, 
i'ustum sui aestimium), eine von der Bhrbegierde^) (am- 
hitio) (weîche auch sehr niedertràchtig sein kann) 
himmelweit unterschiedene Denkungsart, genannt wer- 
den, wird aber unter dieser Betiteluag in der Folge be- 
sondera vorkommen. 


a) 2. Aafl.; ,,Ehrsaolifc*'. 
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Der Tugendlehre 

Erster Teil. 

Ethische Elementariehre. 

Erstes Buch. 

Von den Yollkoinmenen Pflîchten gegen slch 
selbst. 

Erstes Hauptstück. 

l)ie niicht des Meuschon gregeii sich selbst als eiu 
auinialiscbfs^^) Wesen. 

§ 5. 10 

Die wenngleiclî iiicht vornehmste, doch ers te 
Pflicht des Mensclien gegen sich selbst, in der Qualitat 
seiner Tierheit, ist die Selbsterhaltung in seiner 
animalischen Natur. 

Das Widerspiel derselben ist die willkürliche oder 
vorsatzliche Zerstorung seiner animalischen Natnr^), 
welche^) entweder als total oder partial gedacht werden 
kann. — Die totale heii3t die Selbstentleibung 
(autochiria, suicidium), die partiale lâût sich wiederum 
einteilen in die materiale, da man sich selbst ge- 20 
wisser integrierenden Teile als Organe beraubt, 
Entgliederung oder Verstümmelung, und in die 
for male, da man sich (auf iminer oder auf einigeZeit) 
des Vermogens des physischen (und hiermit indirekt 

a) 1. Aufl.: „einem animalischen'*. 

b) 1. Auil.: „der willkürliche physische Tod, wolcber 
\vïederiim'‘. 



268 Tugondl Ethische Elementarl. I, Buch. 1. Hauptst* 


auch des moralischen) Gebrauchs seiner Krâfte be- 
raubt: Selbstbetàubung.*^) 

Pa in diesem Hauptstücke nur von negativen 
Pflichten, folglich nur von Unterlassungen die Rede 
ist, so werden die Pflichtartikel wider die La s ter 
gerichtet sein müssen, welche der Pflicht gegen sich 
selbst entgegengesetzt sind. 


[422] Des ersten Haiiptstiieks 

erster Artikel. 

10 Von der Selbstentleibung. 

§ 6 . 

Die willkürliche Entleibung seiner selbst kann 
nur dann allererst Selbstmord (homiddium dolosum) 
genannt werden, wenn bewiesen werden kann, dafi sie 
ûberhaupt ein Verbrechen ist, welches entweder ant») 
unserer eigenen Person oder auch durch dieser®) ihre 
Selbstentleibung an anderen begangen wird, (z. B. wenn 
eine schwangere Person sich selbst umbringt). 

a) Die Selbstentleibung ist ein Verbrechen (Mord). 

20 Dieses kann nun zwar auch als Übertretung seiner 
PIlicht gegen andere Menschen (Eheleute'^), Eltern 
gegen Kinder, des Untertans gegen seine Obrigkeit 
o^er seine Mitbürger, endlich auch gegen Gott, dessen 


a) Statt der Worte: „Dio totale — Selbstbetftubung** 
steht in der L Auflage folgendesi ,,Der physische, die Ent- 
leibung (autochiria) kann aîso auch total (suicidium) oder 
partial, Entgliederung (Verstümmelung), sein, welche 
wiederum in die materiale, da man sich selbst gewisser 
integrierender Teile als Organe ber au ht, d. i. sich ver- 
stûmmelt, und die formale, da man sich (auf immer oder 
auf einige Zeit) des Vermôgens des physischen (und 
hiermit indirekt auch des moralischen) Gebrauchs seiner 
Kràfte beraubt^*, 

b) 2. Aufl. : „bloÛ an‘*. 

c) 1 . Aufl. : „die8e*‘ ; korr. Natorp. Die 2. Auflage bat 
•tatt dessen: „durch dieses zugleich anderen“. 

d) 2, Aufl,: „aÎ8 eines der Ehegatten gegen don anderen*'. 
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tins anvertrauten Posten in der Welt der Mensch ver- 
laût, ohne davon abgerufen zu sein) betrachtet werden; 

— aber hier ist nur die Rede von Verletzung einer 
Pflicht gegen sich selbst, ob nàmlich, wenn ich^) auch 
aile jene Eücksichten beiseite setzte, der Mensch doch 
ZUT Erhalirung seines Lebens blofl durch seine Qualitàt 
als Person verbunden sei und hierin eine (und zwar 
strenge) Pflicht gegen sich selbst anerkennen mûsse. 

Dab der Mensch sich selbst beleidigen kônne, 
scheint ungereimt zu sein (volenti non fit iniuria). Daher 10 
sah es der Stoiker für einen Vorzug seiner (des Weisen) 
Personlichkeit an, beliebig aus dem Leben (als aus 
einem Zimmer, das rauchtX ungedrângt durch gegen- 
wàrtige oder besorgliche Übel, mit ruhiger Seele hin- 
auszugehen; weil er in demselben zu nichts mehr nutzen 
kônne. — Aber eben dieser Mut, diese Seelenstarke, 
den Tod nicht zu fûrchten und etwas zu kennen, was 
der Mensch noch hôher schàtzen kann als sein Leben, 
batte ihm ein um noch sovie! grôiîerer Bewegungsgrund 
sein müssen, sich, ein Wesen von so groûer, über die 20 
stârksten sinnlichen Triebfedern gewaJthabenden Ober- 
macht, nicht zu zerstôren, mithin sich des Lebens nicht 
zu berauben. 

Der Persônlichkeit kann sich der Mensch nicht 
entauflern, solange von Pflichten die Rede ist, folglich 
Solange er lebt; und es ist ein Widerspruch, daÛ er 
die Befugnis haben solle, sich aller Verbindlichkeit zu 
entziehen, d. i. frei so zu handeln, als ob es zu dieser 
Handlung gar keiner Befugnis bedürfte. | Das Subjekt [423] 
der Sittlichkeit in seiner eigenen Person zernichten, ist 30 
ebensoviel als die Sittlichkeit selbst ihrer Existenz 
nach, soviel an ihm ist, aus der Welt vertilgen, welche 
doch Zweck an sich selbst ist; mithin über sich als 
bloûes Mittel zu ihmb) beliebigen Zweck zu disponieren, 
heiût die Menschheit in seiner Person (ho7no noumenon) 
abwürdigen, der doch der Mensch (homo phaenomenon) 
zur Erhaltung anvertrauet war. 


a) 2. Aufl.: „i8t nur davon die Rede, ob die vorsfttzliche 
Selbetentleibung eine Verletzung der Pflicht gegen sich selbst 
sei, und ob, wenn inan*‘. 

b) 2. Aufl. : „einem‘v 
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Sich eines integrierenden Teils als Organs zu be^ 
rauben (verstümmeln), z. B. einen Zahn zu verschenken 
oder zu verkaufen, um ihn in die Kinnlade eines an- 
deren zu pflanzen, oder die Kastration mit sich vor- 
nehmen zu lassen, um als Sânger bequemer leben zu 
kônnen u. dgL, gehôrt zum partialen Selbstmorde; 
aber nicht, ein abgestorbenes oder die Absterbung 
drohendes und hiermit dem Leben nachteiliges Organ 
durch Amputation abnehmen zu lassen. Auch kaim es 
10 nicht zum Verbrechen an seiner eîgenen Person ge- 
rechnet werden, sich etwas, das zwar ein Teil, aber 
kein Organ des Kôrpers ist, z. B. die Haare, abzuschnei- 
den^); wiewohl der letztere Fall nicht ganz schuldfrei 
ist, wenn er zum auûeren Erwerb beabsichtigt wird. 

Kasuistischc Fragen. 

Ist es Selbstmord, sich (wie Curtius) in den ge- 
wissen Tod zu stürzen, um das Vaterland zu retten? 
— oder ist das vorsàtzliche Martyrertum^), sich für 
das Heil des Menschengeschlechts überhaupt zum Opfer 
20 hinzugeben, auch wie jenes für Heldentat anzusehen? 

Ist es erlaubt, dem ungerechten Todesurteile seines 
Oberen durch Selbsttôtung zuvorzukommen? — selbst 
wenn dieser es (wieNero am®)Seneca) erlaubte zu tun? 

Kann man es einem groüen, unlangst verstorbenen 
Monarchen^i) zum verbrecherischen Vorhaben anrechnen, 
daû er ein behend wirkendes Gift bei sich führte, ver- 
mutlich damit, wenn er in dem Kriege, den er per- 
sônlich führte, gefangen würde, er nicht etwa genôtigt 
sei, Bedingungen der Auslosung einzugehen, die seinem 
30 Staate nachteilig sein konnten; denn diese Absicht 
kann man ihm unterlegen, ohne daXÎ man nôtig hat, 
hierunter einen bloDen Stolz zu vermuten? 

Ein Mann empfand schon die Wasserscheu als 


a) Statt der Worte: „durch Amputation — abzu8chneiden“ 
hat die 1. Auflage: „durch Amputation, oder, was zwar ein 
Teil, aber kein Organ des Kürpers ist, z. B. die Haare, sich 
abnehmen zu lassen, kann zum Verbrechen an seirier eigenen 
Person nicht gorechnet werden‘'. 

b) 1. Aufl.: „Mârtertum“, 

c) „dem“? [Gdrland]. d) Gemeint ist Friedrich d. Grofie. 
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Wirkung vop dem Biû eines tollen Hundes, und, nach- 
dem er sich darüter &o erklârt batte: er habo noch nie 
erfahren, daÛ jemand darana) geheilt worden sei, 
brachte er sich selbst um, damit, wie er in einer hinter- 
lassenen Schrift sagte, er | nicht in seiner Hundewut [424] 
(zu welcher er schon den Anfall fühlte) andere Men- 
schen anch unglücklich machte; es fragt sich, ob er 
damit unrecht tat. 

Wer sich die Pocken einimpfen zu lassen be- 
schlieBt, wagt sein Leben aufs Ungewisse, ob er es lO 
zwar tut, um sein Leben zu erhalten, und ist sofern 
in einem weit bedenklicheren Fall des Pflichtgesetzes 
als der Seefahrer, welcher doch wenigstens den Sturm 
nicht macht, dem er sich anvertraut, statt dessen jener 
die Krankheit, die ihn in Todesgefahr bringt, sich selbst 
zuzieht. Ist also die Pockeninokulation erlaubt? 

Zweiter ArtikeL 

Von der wohllûstigen Sclhsfach8ndung, 

§ 7 . 

Sowie die Liebe zum Leben von der Natur zur Er- 20 
haltung der Person, so ist die Liebe zum Geschlecht 
von ihr zur Erhaltung der Art bestimmt; d. i. eine jede 
von beiden ist Naturzweck, unter welchem man die- 
jenige Verknüpfung der Ursache mit einer Wirkung 
versteht, in welcher jene^>), auch ohne ihr dazu einen 
Verstand beizulegen, doch nach der Analogie mit einem 
solchen, also gleichsam absichtlich Menschen hervor- 
bringend®), gedacht wird. Es fragt sich nun, ob der 
Gebrauch des letzteren Vermôgens^) in Ansehung der 
Person selbst, die es ausübt, unter einem einschranken- 30 
den Pflichtgesetz stehe, oder ob diese, auch ohne jenen 
Zweck zu beabsichtigen, den Gebrauch ihrer Ge- 


a) ,,davoii“? 

b) 2. Aufl.: ,dene Ursache**. 

c) l.Aufl.; jjgleichsam als br&chte aie absichtlich die 
Wirkung hervor“. 

d) i. Aufl.: „de8 VermOgens zur Erhaltung der Art oder 
zur Fortpfîanzung des Geschlechts'*. 
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iKîhlechtseigenschaften der bloflen tierischen Lust zu 
widmen befugt aei, ohne damit einer Pflicht gegen sich 
selbst zuwider zu handeln. — In der Rechtslehre vvird 
bewiesen, daJQ der Mensch ôich einer anderen Person 
dieser Lust zu Gefallen, ohne besondere Einschrânkung 
durch einen rechtlichen Vertrag, nicht bedienen kônne; 
wo dann zwei Personen wechselseitig einander ver- 
pflichten. Hier aber ist die Frage: ob in Ansehung 
dieses Genusses ein© Pflicht des Menschen gegen sich 
10 seibst obwalte, deren Obertretung eine Schandung 
(nicht bloJQ Abwûrdigung) der Menschheit in seiner 
eigenen Person sei. Der Trieb zu jenem wird 
Fleischeslust (auch Wohllust schlechthin) genannt. 
Das Laster, welches dadurch erzeugt wird, heilît Un- 
keuschheit, die Tugend aber in Ansehung dieser 
sinnlichen Antriebe wird Keuschheit genannt, die 
nun hier als Pflicht des Menschen gegen sich seibst 
vorgestellt werden soll. Unnatürlich heiflt eine Wohl- 
[426] lust, wenn der Mensch dazu nicht durch den wirk llichen 
20 Gegenstand, sondern durch die Einbildung von dem- 
selben, also zweckwidrig ihn sich seibst schaffend, 
gereizt wird. Denn sie bewirkt alsdann eine Begierde 
wider den Zweck der Natur und zwar einen noch 
wichtigeren, als seibst der der Liebe zum Leben ist, 
weil dieser nur auf Erhaltung des Individuuras, jener 
aber auf die der ganzen Spezies abzielt. — 

DalJ ein solcher naturwidriger Gebrauch (also 
Miûbrauch) seiner Geschlechtseigenschaît eine und 
zwar der Sittlichkeit im hochsten Grad widerstreitende 
30 Verletzung der Pflicht wider sich seibst sei, fâllt 
jedem zugleich mit dem Gedanken von demselben sofort 
auf, erregt eine Abkehrung von diesem Gedanken in 
dem Mafie, daû seibst die Nennung eines solchen 
Lasters bei seinem eigenen Namen für unsittlich ge- 
halten wird, welches bei dem des Selbstmords nicht 
geschieht, den man mit allen seinen Greueln (in einer 
species facti) der Welt vor Augen zu legen im mindesten 
kein Bedenken trâgt; gleich als ob der Mensch über- 
haupt sich beschamt fühle, einer solchen ihn seibst 
40 unter das Vieh herabwürdigenden Behandlung seiner 
eigenen Person fâhig zu sein: sodaû seibst die erlaubte 
(an sich freilîch blofl tierische) korperliche Gemein- 
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schaft beider Geschlechter in der Ehe im geBitteten 
Umgange viel Feinheit veranlaBt und erfordert, um 
einen S^chleier darüber zu werfen, wenn davon ge- 
sprochen werden solL 

Der Vernunftl:}eweis aber der Unzulassigkeit jenes 
nnnatürlichen und selbst auch des blôfi iinzweck- 
mâûigen Gebrauchs seiner Geschlechtseigenschaften als 
Verletzung (und zwar, was den ersteren betrifft, im 
hôchsten Grade) der Pflicht gegen sich selbst ist nicht 
so leicht geführi — Der Beweisgrund liegt freilich 10 
darin, daû der Mensch seine Persônlichkeit dadurch 
(wegwerfend) aufgibt, indem er sich bloi3 zum Mittel 
der BefriedigUTîg tierischer Triebe braucht. Aber dtr 
hohe Grad der Verletzung der Menschheit in seiner 
eigenen Person durch ein seiches Laster in seiner 
Unnatürlichkeit, da es der Form (der Gesinnung) nach 
selbst das des Selbstmordes noch zu übergehen scheint, 
ist dabei nicht erklart. Es sei denn daB, da die trotzige 
Wegwerfung seiner selbst im letzteren als einer Lebens- 
last wenigstens nicht eino weichliche lîingebung an 20 
tierische Ileize ist, sondern Mut erfordert, wo immer 
noch Achtung für die Menschheit in seiner eigenen 
Person Platz findet; jene hingegeii, welche sich ganz- 
iich der tierischen Neigung überlafit, den Menschen 
zur genieJQbaren, aber hierin doch zugleich natur- 
widrigen Sache, d. i. zum ekelhaften Gegenstande 
inacht und so aller Achtung für sich selbst beraubt. 

Kasaistisclie Fragen. [4 2 

Der Zweck der Natur ist in der Beiwohnung der 
Geschîechter die Fortpflanzung, d. i. die Erhaltung der ‘^0 
Axi; jenem Zwecke darf also wenigstens nicht zu- 
wider gehandelt werden. Ist es aber erlaubt, auch 
ohne auf dieson Rûcksicht zu nehmen, sich 
(selbst wenn e-a in der Ehe geschahe) jenes Gebrauchs 
anzumalîen? 

Ist es Z. B. zur Zeit der Schwangerschaft, — ist 
es bei der Sterilitat des Weibes (Alters oder Krank- 
hoit wegen), oder wenn dieses keinen Anreiz dazu bei 
sich findet, nicht dem Naturzwecko und hiermit auch 
der Pflicht gegen sich selbst an eiuem oder dem an- 4^) 

Kftnt, Metapbjsik der Sltten 18 
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deren Teil, ebenso wie bei der unnatürlichen Wolillust, 
zuwider, von seinen Geschlechtseigenschaften Gebrauch 
z\i machen? oder gibt es hier ein Eidaubnisgesetz der 
moralisch-praktisclien Vernunft, welches in der Kolli- 
sion ihrer Bestimmungsgründe etwas an sich zwar 
Unerlaubtes, doch zur Verhütung einer noch grôfieren 
Übertretung (gleichsam nachsiclitlich) erlaubt macht? 
— Von wo an kann man die Einschrankung einer weiten 
Verbindlichkeit zum Piirismus (einer Pedanterei in 
10 Ansehung der Pflichtbeobachtung, was die Weite der- 
selben betrifft) zahlen und den tierischen Neigungen, 
mit Gefahr der Verlassung des Vernunftgesetzes, einen 
Spielraum verstatten? 

Die Geschlechtsneigiing vvird auch Liebe (in der 
engsten Bedeutung des Wortcs) genannt und ist in 
der Tat die grôfite Sinnenlust, die an einem Gegen- 
stande moglich ist; — nicht bloO sinnliche Lust, 
wie an Gegenstanden, die in der bloBen Reflexion über 
sie gefallen (da die Empfanglichkeit für sie Geschmack 
20 heifit), sondern die Lust ans dem Genusse einer an- 
deren Person, die also zum Begehrungsvermogen 
und zwar der hôchsten Stufe desselben, der Leiden- 
schaft, gehort. Sie kann aber weder zur Liebe des 
Wohlgefallens, noch der des Wohlwoliens gezahlt wer- 
den (denn beide halten eher vom fleischlichen Genufi 
ab), sondern ist eine Lust von besonderer Art (sui 
generis), und das Brünstigsein hat mit der raoralischen 
Liebe eigentlich nichts gemein, wiewohl sie mit der 
letzteren, wenn die praktische Vernunft mit ihren ein- 
SO schrankenden Bedingungen hinzukommt, in enge Ver- 
bindung treten kann. 

[427] Dritter Artikel. 

Von der SelbstbetSubuiis; durch UnmaCigkeît 
im Oebrauch der Oeniefl- oder aueh Naliruiigs- 
iiiittel. 

§ 8 . 

Das Laster in dieser Art der Unmaûigkeit wird 
hier nicht aus dem Schaden oder den korperlichon 
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Schmerzen, selbst Kraukheiten'*^), die der Mensch sich 
dadurch zuzieht, beurteilt; denn da wâre es ein Prinzip 
des Wohlbefindens und der Behaglichkeit (folglich 
der Glückseligkeit), wodurch ihm entgegengearbeitefc 
werden sollte, welches aber nie eine Pl'licht, sondern 
nur eine Kluglieitsregel begründen kann; wenigstens 
ware es kein Prinzip einer direkten Pflicht. 

Die tierische Unmafiigkeit im GenuB der Nahrung 
ist der MiBbrauch der GenieBmittel, wodurch das 
Vermôgen des intellektuellen Gebrauchs derselben ge- 10 
hemmt oder erschdpft wird. Versoffenheit und Ge- 
IraBigkeit sind die Laster, die unter diese Rubrik 
gehôren. Im Zustande der Trunkenheit ist der Mensch 
nur wie ein Tier, nicht als Mensch zu behandeln; durch 
die Überladung mit Speisen und in einem solchen Zu- 
stande ist er für Handlungen, wozu Gewandtheit und 
Überlegung im Gebrauch .seiner Kraf te erfordert wird, 
auf eine gewisse Zeit gelahmt. — DaB sich in einen 
solchen Zustand zu versetzen, Verletzung einer Pîlicht 
wider sich selbst sei, fallt von selbst in die Augen. 20 
Die erste dieser Erniedrigungen, selbst unter die 
tierische Natur, wird gewôhnlich durch gegorene Ge- 
tranke, aber auch durch andere betaubende Mittel, aïs 
den Mohnsalt und andere Produkte des Gewachsreichs, 
bewirkt, und wird dadurch verführerisch, daB dadurchi») 
auf eine Weile eine getraumte Glückseligkeit und 
Sorgenfreilieit, ja wohl auch eingebildete Starke hervor- 
gebracht; schadlich aber dadurch, daJS nachher®) 
Niedergeschlagenheit und Schwache und, was das 
Schlimmste ist, Notwendigkeit, diese<^^) Betiiubungsmittel 30 
zu wiederholen, ja wohl gar damit zu steigern, einge- 
führt wird. Die GefraBigkeit ist insofern noch unter 
jener tierischen Sinnenbelustigung, daB sie bloB den 
Sinn als passive Beschaffenheit und nicht einmal die 
Einbildungskraft, wobeP) doch noch ein tatiges Spiel 


a) 1. Aufi.: „solcheu Kraiikheiten^‘. 

b) 2. Aufl. : ;,dabei*‘, 

c) ,,schîi.llich aber dadurch, daÜ iiach}ier*‘ ZusatK der 
2. Aufl, 

d) 1. Aufl.: ,,diesrs“. 

e) l.Aufl. : „welcbc“. 


18 ♦ 
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der Vorstellungen stattfindet®), wie im vorerwahntea 
Genufl der Fall ist, besehâftigt; mithin sich dem des 
Viehes^^) nocli mehr nâhert. 


Kasuistisclie Frajaren. 

Kann man dem Wein, wenngleich nicht als Pane- 
gjTist, doch wenigstens als Apologet, einen Gebraucb 
verstatten, der bivS nahe an die Berauschung reiclit; 
weil er doch die Gesellschaft zur Gesprachigkeit be- 
lebt und damit Offenherzigkoit verbindetî — Oder kana 
10 man ihrn wohl gar das Verdienst zugestehen, das zu 
befôrdern, was Horaz^‘) vom Oato rühmt: virtus eina 
incaluit mcro? — Wer kann aber das MaD für einen 
bestimmen, der in den Zustand, wo er zum Messe a 
keine klaren Augen mehr hat, überzugehen eben in Be- 
reitschaft ist?<^) Der Gebrauch des Opium und Brannt- 
weins sind als GenieÛmittel der Niedertrachtigkeit 
nâher, weil sie bei dem getraumten Wohlbefinden 
stumm, zurückhaltend und unmitteilsam®) machen; da- 
her sie auch niir als Ai’zneimittel erlaubt sind. — Der 
20 Mohammedanismus, welcher den Wein ganz verbietet, 
hat also sehr schlecht gewahit, dafür das Opium zu 
erlauben. 

Der Schmaus, als fôrmliche Einladung zur ün- 
maûigkeit in beiderlei Art des Genusses, hat doch 
auûer dem bloB physischen Wohlleben noch etwas 
zum sittlichen Z week Abzielendes an sich, nâmlich 
viel Menschen und lange zu wechselseitiger Mitteilung 
zusammenzuhalten; gleichwohl aber, da eben dieMengti 
(wenn sie, wie Chesterfield^) sagt, über die Zahl der 
30 Musen geht) nur eine kleine Mitteilung (mit den nâch- 
sten Beisitzern) erlaubt, mithin die Veranstaltung jenem 

a) ,,stattfindet“ Zusatz der 2. Auflage. 

b) 2. Aujfl.: „dem viehischen Genusse^. 

c) 1. Aufl.; „Seneca“. Die Stelle findet sich jedoi h bei 
Horaz, Od. III 21, 11 f. Ygl. Anthropologie (Bd. 44) 8. IV^). 

d) Der Satz: „Wer kann ... in Bereitschaft ist?*' tteljt 
io d«r 1. Aufi. nach dem zunachstfolgenden Satze. 

e) Kant: „uûmittelbBr*‘; korr. Vorliinder. 

f) Der Ausspruch findet sich in Wahrheit bei OelUun, 
Nochi Aitieae Xilf, 11. Vgl. Aîhtkïvpologie S. 319. 
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Zweck widèrsprich^ so bleibt sie immer Verleitung 
zum Unsittlichen, namlich der Unmâfiigkeit, der®-) Über- 
tretung der Pflicht gegen sich selbst; auch ohne auf 
die physischen Nàchteile der Überladung, die vielleicht 
vom Arzt gehoben werden kônnen, zu sehen. Wie weit 
geht die sittliche Befugnis, diesen Binladungen zur 
Unmâfiigkeit Gehôr zn gebenî 

Zweites Hauptstück. . 

l>ie Pflicht des Mensclien gegeii sich selbst, blofi al s 

moralisches Wesen betrachtet'^)* 10 

Sic ist den Lastern der Lüge, des Geizes und 
der falschen De mut (Kriecherei) entgegengesetzt. 

I. [42 

Von der Ltlgc. 

§ 9 . 

Die grôfito Verletzung der Pflicbt des Menschen 
gegen sicii selbst, bloÛ als moralisches Wesen be- 
trachtet (die Menschheit in seiner Person), ist 
das Widerspiel der Wahrhaftigkeit: die^O Lüge (aliud 
ifnf^ua prompf/uîn, aliud peclore indusum ijercrc).^^) Dafieilie 20 
jede vorsatzliche Unwahrheit in Àufierung seiner Ge- 
danken diesen liarten Namen (den sie in der Rechts- 
lehre nur dann führt, wenn sie anderer Rocht verletzt) 
in der Ethik, die aus der Unscliadlichkeit keine Be- 
fugnis herniinmt, nicht ablehnen konne, ist îür sich 
selbst klar. Denn Ehrlosigkeit (ein Gegenstand der 
moralischen Verachtung zu sein), welche sie begleitet, 
die begleitet auch den Lügner wie sein Schatten. - - 
Die Lüge kann eine aufiere (mcndacium externum) oder 
auch eine innere sein. Durch jeno macht sich der 30 
Mens che) in anderer, durch diese aber, was noch mehr 

a) 2. Aufl. : ,,uiid zùr“. 

b) 1. Aufl. : „blotJ als oinoin moralischen Wc8«m“, vgl. 260 

c) 2, Aufl.! „oder die‘^ 

d) Nach Saliust Catil. 10. Ebenso in Kants Erklarung 
gegen Fichte vom 7. Aiig. 1799 [Schôndôrfier]. 

e) 1. Aufb: „er sich“. 
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ist, in seinen eigonen Augen zum Gegenstande der 
Verachtung uiid verletzt die Würde der Menscliheit in 
seiner eigenen Person; wobei der Scbade, der andereii 
Menschen daraus entspringen kann, niclit das Eigen- 
tümliche des Lasters betrifft, (denn da bestânde es 
blol3 in der Verletzung der Pflicht gegen andere) und 
also hier nicht in Anschlag kornmt, ja anch nicht der 
Schade, den er sicli selbst zuzieht*'^); demi alsdann würde 
es bloO als Klugheitsiehler der pragmatischen, nicht 
10 der moralischen Maxime widerstreiten und gar nicht 
als Pflichtverletzung aiigesehen werden kônnen. - 
Die Lüge ist WGgweri’ung und gleichsam Yernichtung 
seiner Menschenwürde. Ein Mensch, der selbst nicht 
giaiibt, was er einem anderen (wemi es aucli eine bloB 
idealLscIie Person ware) sagt, hai einen noch geringereu 
Wert, als wenn er blofi Sache ware; denn von dieser 
ihrer Eigenschaît, etwas zu nutzen, kann ein anclerer 
doch irgend einen Gebrauch machen, weil sie 
Wirkliches und Gegebenes ist; aber die Milteiiung sci- 
20 nor Gedanken an jemanden durch AVorte, die doch d.is 
Gegenteil von dem (absichtlicli) enthalten, was der 
Sprechende dabei denkt, ist ein der natürlichen Zweck- 
mâÛigkeit seines Vermëgens der Milteiiung seiner 
danken genido enlgogengesetzter Zweck, mitliin Ver- 
zichttuung auf seine Persônliclikcit und eine blt)fJ 
tauschende Erscheinung vom Menschen, nicht der 
Mensch selbstd>) — Die Wahrhaftigkeit in Erklii- 
rungen wird auch Ehrlichkeit und, wenn diese zu- 
gleich Yersprechen sind, Redlichkeit, überhaupt aber 
80 Aufrichtigkeit genamit. 

[430] Die Lüge (in der ethischen Bedoiitung des Worts), 
als vorsatzliche ünvvahrheit überhaupt, bedarf es ejic-î 


a) Die Worte: „\vobei - zuziehL‘‘ eind in dor 2. Aiük 
etwas anders gefagt, nilmlich 8o: „HierbGi kommt woder 
dor Schade, dor anderen Menschen daraus entspringen kann, 
da er nicht daa Eigentüniliche des Lasters trifft (das alsdann 
blofi in dor A^'crletziing der P/licht gegen andere hestandc), 
in Anschlag, noch auch dor Schado*‘. 

b) 2. Auf].: „Persônlichkeit, wobei der Lügner sich aia 
eine blofî tauschende Erscheinung vom Menschen, nicht aïs 
wnhren Monsclîon zoigt‘*. 
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nicht, anderen schadlich zu sein, nm für verwerîlich 
erkiârt zn werden; denn da wâre sie Verletzung der 
Rechte anderer. Es kann auch blofi Leichtsinn oder 
gar Gutmütigkeit die Ursache davon sein, ja selbst 
ein wirklich guter Zweck dadurch beabsichtigt wer- 
den: so ist doch die^) Art ihm nacîizugehen durch die 
blofie Form ein Verbrechen des Menschen an seiner 
eigenen Person nnd eine Nichtswürdigkeit, die den 
Menschen in seinen eigenen Augen veràchtlich machen 
mui3. 10 

Die Wirklichkeit mancher inneren Liige, welche 
die Menschen sich zuschulden kommen lassen, zu be- 
weisen ist leicht, aber ihre Môglichkeit zu erklaren 
scheint doch schwerer zu sein: weil eine zweite Person 
dazii erforderlich ist, die man zu hintergehen die Ab- 
sicht hat, sich selbst aber vorsatzlich zu betrügen 
einen Widerspruch in sich zu enthalten scheint. 

Der Mensch als moralisches Wesen f/iomo noummon) 
kann sich selbst als physisches Wesen (homo 'phacno- 
menoyi), nicht als bloOes Mittel (Sprachmaschine) brau- 20 
chen, das an den inneren Zweck (der Gedankenmit- 
teilung) nicht gebunclen ware, sondern ist an die Be- 
dingung der tlbereinstimmung mit der Erklarimg (drcla- 
ratio) des ersteren gebunden und gegen sich selbst zur 
Wahr hafti gkeit verpflichtet. — Wenn er z. B. den 
Glauben an einen künl'tigen Weltrichter lügt, indem er 
wirklich keinen solchen in sich findet, aber indeui 
er sich überredet, es konne doch nicht schaden, wohi 
aber nutzen, einen solchen in Gedanken einem Herzens- 
kündiger zu bekennen, um auf allen Fall seine Gunst a ? 
zu erheucheln. Oder, wenn er zwar desfalls nicht im 
Zweifel ist, aber sich doch mit iimerer Verehrung seines 
Gesclzes schmeichelt, da er doch keine andere Trieb- 
feder als die der Purcht vor Strafe bei sich fiililt. 

Unredlichkeit^) ist bloB Ermangelung an Ge- 
wissenhattigkeit, d. i. an Lauterkeit des Bekennt- 
nisses vor seinem inneren Richter, der als eine an- 
dere Person gedacht wird, wenn diese in ihrer hochsten 


a) 2. AuÜ.; ,,dcnnooh isV\ 

b) 2. A VI IL; ,,Unlauterkeit‘‘. 
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Strenge betrachtet wird, wo ein Wunsch^) aus Selbst- 
liebe für die Tat genommen wird, weil er einen an sich 
guten Zweck vor sich bat, und die innero Lüge, ob sie 
zwax der PIlicht des Menschen gegen sich selbst zn- 
wider ist, erhalt hier den Namen einer Schwachheit, 
sowie der Wunsch eines Liebhabers, lauter gnte Eigen- 
schaften an seiner Geliebten zu finden, ihm ihre augen- 
scheinlichen Fehler unsichtbar macht. — Indessen ver- 
dient diese ünlauterkeit in Erklarungen, die man gegen 
10 sich selbst verübt, doch die ernstlichste Rüge: weil 
von einer solchen faulen Stelle (der Palschheit, welche 
[431] in der mensch | lichen Natur gewnrzelt zu sein scheint) 
aus das Übel der Unwahrhaftigkeit sich auch in Be- 
ziehung auf andere Menschen verbreitet, nachdem ein- 
mal der oberste Grundsatz der Wahrhaftigkeit ver- 
letzt worden. — 


Anmerkung. 

Es ist merkwürdig, daû die Bibel das erste 
Verbrechen, wodurch das Bôse in die Welt ge- 
20 kommen ist, nicht vom Brudermorde (Kains), 
sondern von der ersten Lüge datiert (weil gegen 
jenen sich doch die Natur empôrt), und als den 
Urheber ailes Bosen den Lügner von Anîang und 
den Vater der Lügen nennt; wiewohl die Vernunft 
von diesem Hange der Menschen zur Gleisnerei 
(e6p7'it fourbe), der doch vorhergegangen sein mufi, 
keinen Grund weiter angeben kanii: weil ein Akt 
der Ihreiheit nicht (gleich einer physischen Wir- 
kung), nach dem Naturgesetz des Zusammenhanges 
30 der Wirkung und ihrer Ursache, welche insgesarat 
Erscheinungen sind, deduziert und erkUlrt wer- 
den kann. 

Kasulstische Fragen. 

Kann eine ünwahrheit aus blofler Hôflichkeit 
(Z.B. das ganz gehorsamster Diener am Ende 
eines Briefee) für Lüge gehalten werdenî Niemand 


a) 1. Âaâ.: „gedacht wird, b. B. nach der grôÜten 
Btreiige betrachtet, ist ea sohon Ünlaulerkeit, wenn ein 
W uüfich“. 
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wird ja dadurch betrogen. — Ein Autor fragt einen 
seiner Leser: Wie gefallt Ilinen mein Werk? Die Ant- 
wort kônnte nun zwar illusorisch gegebeii werden, da 
man über die Verfanglichkeit einer solchen Frage 
epôttelte; aber wer hat den Witz immer bei der Hand? 
Das geringste Zogern mit .der Antwort ist schon Krâii- 
kung des Verf assers; darf er diesem also zum Munde 
redenî 

In wirklichen Geschaften, wo es aufs Mein und 
Dein ankommt, wenn ich da eine Unwalirheit sage, 10 
mufi ich aile die Folgena) verantworten, die daraus 
entspringen môchten? Z. B. ein Hausherr hat befohlen: 
daCj wenn ein gewisser Mensch nach ihm fragen würde, 
er ihn verleugnen selle. Der Dienstbote tut dieses; 
veranlafit aber dadurch, dafi jener entwischt und ein 
groûes Verbrechen ausübt, welches sonst durch die 
gegen ihn ausgeschickte Wache ware verhindert wor- 
den. Auf wen fâllt hier die Schuld (nach ethischen 
Grundsatzen)? Allerdings auch auf den letzieren, wel- 
cher hier eine Pflicht gegen sich selbst durch eine 20 
Lüge verletzte; deren Folgen ihm nun durch sein eigen 
Gewissen zugerechnet werden. 


IL 

Vom Oeize. 

§ 10 . 

Ich verstehe hier unter diesem Namen nicht den 
habsûchtigen Geiz (der Erweiterungi>) seines Er- 
werbs der Mittel zum Wohlleben über die Schi*anken 
des wahren Bedürfnisses): denn dieser kann auch als 
bloiîe Verletzung seiner Pflicht (der Wohltatigkoit) 
gegen andere betrachtetwerden; auch nicht*^) den kar- 
gen Geiz, welcher, wenn er schimpflich ist, Knicke- 
rei oder Knauserei genannt wird, aber doch bloil Ver- 


a) 2, Auâ.: „MuÛ ich, wenu ioh in , . . oiuo Uiiwaiir- 
hüit sage, aile die Folgen*^ 

b) 2. Aufl.: „deü Hang zur Erweiterung^k 

c) 2. Aufl.: „8ondern*‘. 
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nachlassigung seiner Lîebespflichten gegen andere sedn 
kann; sondern die Verengung seines eigonen Ge- 
nusses der Mittel zum Wohlleben unter das MaiJ des 
eigenen wahren Bedürfnisses; dieser Geiz ist es eigent- 
lich, der hier gemeint ist, welclier der Pflicht gegen 
sich selbst widerstreitet.^) 

An der Rüge dieses Lasters kann man ein Beispiel 
von der Unrichtigkeit aller Erklârung der Tugenden 
sowohl als Laster durch den bloDen Grad deutlich 
10 rnachen und zugleich die Unbrauchbarkeit des Aristo- 
telischen Grimdsatzes dartun: daB die Tugend in 
der MittelstraBe zwischen zwei Lastern bestehe. 

Wenn ich nàmlich zrwischen Verschwendung und 
Geiz die gu te Wirtschaft als das Mittlero ansebe, 
und dieses das Mittlere des Grades sein soll: so würde 
ein Laster in das (contrarie) entgegengesetzte Laster 
nicht anders übergeben als durch die Tugend, und 
so würde diese nichts anderes als ein vermindertes 
oder vielmehr verschwiudendes Laster sein, und die 
20 Folge ware in dem gegenwartigen Fall: dafl von den 
Mittein des Wohllebens gar keinen Gebrauch zu macben, 
die echte Tugendpflicht sei. 

Nicht das Ma B der Ausübung sittücher Maximen, 
sondern das objektive Prinzip derselben muû als 
verschieden erkannt und vorgetragen werden, wenn ein 
Laster von der Tugend unterschieden werden soll. — 
Die Maxime des habsüchtigen Geizes (als Ver- 
schwenders) ist: aile Mittel des Wohllebens in der Ab- 
sichtaufdenGenuû anzuschaifen und zu erhaltend^) 
30 — Die dos kargen Geizes ist hingegen der Erwerb 
sowohl als die Erhaltung aller Mittel des Wohllebens, 


n) Statt der Worte: „abor doch blofl — wider8treitet“, 
bat die 2. Aufi.: „UDd zwar nicht, insoforn er in Vernach- 
lâseigung seiner Licbespflichten gegen andere bestebtj son- 
dern insoforn als die Verengung seines eigonen Genusses 
der Mittel zum Wohlleben unter das Mab des wahron Be- 
dürihissos der Pflicht gegen sich selbst widerstroitot**. 

b) 2. Aufi.: „Die Maxime der verschwenderischen Hab- 
sucbt ist: aile Mittel des Wohllebens lediglich in der Ab- 
sicht auf don GenuO anzuscbafTen^'. 



2. HauptBtûck. IL Vom Goize. § 10* 283 

aber ohne Absicht auf den Genuû (d. i. ohne daû 
dieser, sondern nur der Besitz der Zweck sei).®-) 

Also ist das eigentûmliche Merkmal des letzteren 
Lasters der Grundsatz des Besitzes der Mittel zu allerlei 
Zwecken, doch mit dem Vorbehalt, | keines derselben [433] 
für sich brauchen zu wollen j^nd sich so des angeneh- 
men Lebensgenusses zu berauben; welches der Pfliclit 
gegen sich selbst in Ansehung des Zwecks gerade 
entgegengesetzt ist.*) Verschwendung und Kargheit 


*) Der Satz: man soll keiner Sache zu viol oder zu wonig 
tun, sagt soviel als nichts; deim er ist tautologisch. Waa 
heifit zu viel tun? Autw. Mehr als gut ist. Was heiüt 
zu wenig tun? Antw. Weniger tun, als gat ist. Was hciÛt: 
ich soit (etwua tun oder unterlassen)? Antw. Es ist nie ht 
gut (wider die Pfliclit), mehr odor aucli weniger zn tun, als 
gut ist. Wenn das die Woisheit ist, die zu erforschen wir zu 
den Alten (dem Aristoteles) gleich als solchen, die der Quelle 
naher waren, zurückkoliren sollen: virtxis consistit in medio; 
medium tenuex'e heati; est modns in rehus, sunt certi derdque 
fines, quos ultra citraque nequit consistere rectum^), so liaben 
wir schloclit gewühlt, uns an ihr Orakel zu wonden. — Es gibt 
zwischeii Walirhaftigkeit und Luge (als contradictorie oppo- 
sitis) kein Mittlores; aber wohl zwischen Offenherzigkeit 
undZurückhaltung (als contrarie oppositis), da an dem, wclcVier 
seine Meinung erklart, ailes, was er sagt, wahr ist, er aber 
nicht die ganzo Wahrheit sagt. Nun ist doch gariz 
n.atürlich von dem Tugendlehrer zu fordern, dafi or mir 
dieses Mittloro aiiweise. Das kann er aber nicht j denn beide 
Tugendpflicliten haben einen Spielraum der Anwondung 
(latitudincm)j und was zu tun sci, kann nur von der ürteils- 
kraft nach Regeln der Klugheit (den pragmatiseben), nicht 
denen der Sittlichkeit (don moralischen), d. i. nicht als enge 
(officium strictum), sondern nur als weite Pflicht (officium 
latum) entschieden werden. Daherkaunc) der, welchordie 
Orundsîltze der Tugend befolgt, zwar in der Ausûbung im 
Mehr odor Weniger, als die Klugheit vorschreibt, einen 
F eh 1er (peccatum) bogehon, aber nicht darin, dal> or diesen 


a) Statt der Worte: „aber ohne — soi‘‘ hat die 2.Aufl.: 
j.wübei man sich bloÛ den Besitz zum Zwocke macht und 
sich des Genusses entauGerPh 

b) Die lateinischen Sprûcho fehlen in der 2. Auüago; 
vgl. indossen Einleitung XIII (oben S. 247). 

c) „kann‘- Zusatz (in der 2, Aufl. hinler ,,begehen‘^). 
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sind also uicht durch den Grad, sondern spezifisch 
durch die entgegeiigesotzten Maximen voneinander 
unterschîeden. 


Kasuistische Fragen. 

Da hier nur von Pflichten gegeü sich selbst die 
Rede ist, nnd Habsucht (Unersattlichkeit im Erwerb)^ 
Tim zu verschwenden, ebensowohl als Knauserei (Pein* 
lichkeit im Vertun) Selbstsucht (Boli'psismus) zum 
{434] Grunde | haben, nnd beide, die Verschwendung sowohl 
ïO aïs die Kargheit, blofi darum verwerflich zu sein schei- 
nen, weil sie auf Armut hinauslaufen, bei dem einen 
auf nicht erwartete, bei dem anderen auf willkürliche^) 
(armselig leben zu wollen), — so ist die Frage: ob sie, 
die eine sowohl als die andere, überhaupt Laster und 
nicht vielmehr beide bloüe Unklugheit genannt werden 
sollen, mithin nicht ganz und gar auBorhalb den Gren- 
zen der Pîlicht gegen sich selbst liegen môgen. Die 
Kargheit aber ist nicht blofi mifiverstandene Spar- 
samkeit, sondern sklavische Unterwerfung seiner selbst 
20 unter die Glücksgüter, ihrer nicht Herr zu sein, welches 
Verletzung der Pflicht gegen sich selbst ist. Sie ist 
der Liberalitat (Uher allias moralis) der Denkungsart 
überhaupt (nicht dor Freigebigkeit (Uheralifas mwtîwsa), 


Gruadsützen mit Strongo anhânglich ist, eiii Laster 
(vitium) ausûbt; und Horazens Vers: insani sapiens nomen 
ferait )f acquits inigui, ultra quam salis est virtutem si 
petat ipsam, ist nach dem Bachstabeu genommon grand- 
falsch. Sapiens bedeutot hier wohl nur einen gescheuten 
Mann (prudens)^ der sich nicht phantastisch eine Tugend- 
vollkommenheit denkt, die als Idoal zwar die Annkheruiig 
xa diesem Zwecke, abcr nicht die Vollendung fordert, ale 
welche Forderung die menechiichen Krâfto ùbersteigt und 
ünsinn (Phantasterei) iii ihr Prinzip hineinbringt. Donn 
gar xu togendhaft, d. i. seiner Pflicht gar zu anhftngîich 
zu sein, würde ohngefïlhr soviol sagen als: einen Zirkel gar 
zu rund oder eine gerado Linie gar zu gerade machen. 


a) Hinter „willkarlich^‘ hat die 2. Auflage noch: („aul 
den V ersatz” . . .). 

b) Statt ferai hat die 1. Auflage das umichtigo habeat; 
vgl. S. 253. 
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welche nur eine Auwendung derselben auf einen be- 
fionderen Fall iat), d. i. dem Prinzip der Unabhàngig- 
keit von allem anderen aufler von dem Gesetz entgegen- 
gesetzt und Defraudation, die das Subjekt an sich 
selbst begeht. Aber was ist das für ein Gesetz^ dessen 
innerer Gesetzgeber selbst nicht weiû, wo es anzu- 
wenden ist? Soll ich meinem Munde abbrechen oder 
nur dem auI3eren Aufwande? im Alter oder schon in 
der Jugend? oder ist Sparsamkeit ûberhaupt eine 
Tugendî 10 


IIL 

Von der Krleeherel. 

§ 11 . 

Der Mensch im System der Natur (homo phamo- 
menoti, animal rationale) ist ein Wesen von geringer 
Bedeutung und hat mit den übrigen Tieren, als Er- 
zeugnissen des Bodens, einen gemeinen Wert (pretium 
mlgare). Selbst daÛ er vor diesen den Verstand voraua 
hat und sich selbst Zwecke setzen kann, das gibt ihm 
doch nur einen auûeren Wert seiner Brauchbarkeit 20 
(pretium usus), namlich eines Menschen vor dem an- 
deren, d. i. einen Preis als einer Ware in dem Verkehr 
mit diesen Tieren als Sachen, wo er doch noch einen 
niedrigeren Wert hat als das allgemeine Tauschmittel, 
das Geld, dessen Wert daher ausgezeichnet (pretium 
eminens) genannt wird. 

Allein der Mensch als Person betrachtet, d. i. ala 
Subjekt einer moralisch-praktischen Vernunft, ist über 
allen Preis erhaben; denn als ein solcher (homo noume- 
non) ist er nicht bloü als Mittel zu anderer ihren, [ ja 30 [435] 
selbst seinen eigenen Zwecken, sondern als Zweck an 
sich selbst zu schâtzen, d. l er besitzt eine Würdo 
(einen absoluten inneren Wert), wodurch er allen an- 
deren vernünftigen Weltwesen Achtung für ihn ab- 
notigt, sich mit jedem anderen dieser Art measen und 
auf den Pufi der Gleichheit schâtzen kann. 

Die Menschheit in seiner Person ist das Objekt 
der Achtung, die er von jedem anderen Menschen 
fordern kann; deren er aber auch sich nicht verlustig 
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machen muJQ. Er kann nnd soll sich also nach einem 
kleinen sowohl als grofien Maûstabe schatzen, nach- 
, dem er sich als Sinnenwesen (seiner tierischen Natur 
nach) oder als intelligibeles Wesen (seiner moralischeu 
Anlagë nach) betrachtet. Da er sich aber nicht blolî 
als Person überhaupt, sondern auch als Mensch^ d. i. als 
eine Person, die Pflichten auf sich hat, die ihm seine 
eigene Vernunft auferlegt, betrachten muÛ, so kann 
seine Geringfügigkeit®^) als Tiermensch dem BewuÛt- 
10 sein seiner Würde als Vernunf tmensch nicht Ab- 
bruch tun, und er soll die moralische Selbstschâtzung 
in Betracht der letzteren nicht verleugnen, d. i. er 
soll sich um seinen Zweck, der an sich selbst Pflicht 
ist, nicht kriechend, nicht knechtisch (aniwo servili), 
gleich als sich nm Gunst bewerbend, bewerben, nicht 
seine Würde verleugnen, sondern immer mit dem Be- 
wufitsein der Erhabenheit seiner moralischen Anlage 
(welches im Begriff der Tugend schon enthalten ist) b); 
und diese Selbstschâtzung ist Pflicht des Menschen 
20 gegen sich selbst. 

Das BewuÛtsein und Gefühl der Geringfügigkeit*^) 
seines moralischen Werts in Vergleichung mit dem 
Gesetz ist die Demut^) (humilitas moralis). Die Über- 
redung von einer GrôBe dieses seines Werts, aber nur 
aus Mangel der Vergleichung mit dem Gesetz, kann 
der Tugendstolz (arrogantia moralis) genannt werden. 
— Die Entsagung ailes Anspruchs auf irgend einen 
moralischen Wert seiner selbst in der Überredung, 
sich ebendadurch einen geborgten zu erwerben, ist die 
30 sittlich-falsche Kriecherei (humilitas spuria).^) 

Demut^) in Vergleichung mit anderen Men- 
schen (ja überhaupt mit irgend einem endlichen Wesen, 


a) 1. Aufl. : ,,Geringfahigkeit‘* (Druckfehler oder sprach- 
liche Eisjonart Kants?); vgl. unten Zeile 21. 

b) 2. Aufl.: „imm 0 r das BewuCtsein . . . Anlage in sich 
aufrecht erhalteii“. 

c) 8. oben Zeile 9. 

d) 2. Aufl.: ,, moralische DemuP*. 

e) 2 Aufl.: „i8t die fais ch e moralische De mut (humi- 
litas moralis spuria) oder geistlicho Kriecheroi'*, 

D Hinter ,Demut* hat die 2. Aufl. noch: „als Geriiig- 
schützung seiner selbst^. 
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und wenn es auch ein Seraph ware) ist gar .keinePflicht; 
vielmehr ist die Bestrebung, in solcher Demut^) an- 
deren gleichzukommen oder sie zu übertreffen, mit der 
Überredung, sich dadurcb auch einen inneren grôfieren 
Wert zu verschaffen, Hochmut (amhitio), welcher der 
Pi'licht gegen andere gerade zuwider ist. Aber die 
bloB als Mittel zu Erwerbung der Gunst eines anderen ) [436] 
(wer es auch sei) ausgesonnene Herabsetzung seines 
eigenen moralischen Werts (Heuchelei und Schmei- 
chelei)*) ist falsche (erlogene) Demut und, als Ab- 10 
würdigung seiner Personlichkeit, der Pflicht gegen sicli 
selbst entgegen. 

Ans unserer aufrichtigen und genauen Verglei- 
chung mit dem moralischen Gesetz (dessen Heiligkeit 
und Strenge) muB unvermeidlich wahre Demut folgen: 
aber daraus, daB wir einer solchen inneren Gesetz- 
gebung fahig sind, daB der (physische) Mensch den 
(moralischen) Menschen in seiner eigenen Person zu 
verehren sich gedrungen fûhlt, zugleich Erhebung 
und die hôchste Selbstschiitzung als Gefühl seines 20 
inneren Werts (valor), nach welchem er fûr keinen Preis 
('prciium) feil ist, und eine unverlierbare Würde (digni- 
tas interna) besitzt, die ihm Achtung (rever eniia) gegen 
sich selbst einfloBt. 


§ 12 . 

Mehr oder weniger kann man diese Pflicht in Be- 
ziehung auf die Würde der Menschheit in uns, mithin 
auch gegen uns selbst in folgenden Beispielenb) kennbar 
machen. 

Werdet nicht der Menschen Knechte. — LaBt 30 
euer Kecht nicht ungeahndet von anderen mit FüBen 


*) Heu c hein (eigentlich hàachlen) soheint vom âch- 
y:cndeîi , die Spraeho unterbrechenden Hauch (StoCseufzer) 
abi^elcitet zu sei:’ ; dagegen Schm eicheln vom Schmiogen, 
W(‘lche8 ala Habitus Schmiegeln und endlich von den 
Hoch.tentacheii Schm eicheln genannt worden ist, abzu- 
stamrneu. 


a) 1, Aufi.: „in diesom Verhàltnisse”. 

b) 2. Aufl.: „durch folgende Vorschriften**. 
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treten. — Macht keine Schulden, îûr die ihr niebt 
voile Sicherheit leistet. — Nehmt nichfc Wohitaten an, 
die ihr entbehren kônnt, und seid nicht Schmarotzer 
oder Schmeichler oder gar (was freilich nur im Gra l 
von dem vorigen unterschieden ist) Bettler. Daher 
seid wirtschaftlich, damit ihr nicht bettelarm werdet. 
— Das Klagen nnd Winseln, selbst das blofle Schreiea 
bei einem kôrperlichen Schmerz ist euer schon unwert, 
am meisten, wenn ihr euch bewuJQt seid, ihn selbst 
10 verschuldet zu haben: daher die Veredlung (Abwen- 
dung der Schmach) des Todes eines Delînquenten durch 
die Standhaftigkeit, mit der er stîrbt. — Das Hinknien 
oder Hinwerfen zur Erde, selbst um die Verehrung 
himmlischer Gegenstande sich dadurch zu versinn- 
lichen, ist der Menschenwürde zuwider, sowie die 
Anrufung derselben in gegenwartigen Bildern; denn 
ihr demütigt euch alsdann nicht unter einem Idéal, 
[437] das euch eure | eigene Vernunft vorstellt, sondern 
unter einem Idol, was euer eigenes Gemachsel fet. 

•20 Kasulstisehe Frageu. 

Ist nicht in dem Menschen das Gefühl der Br- 
habenheit seiner Bestimmimg, d. i. die Gemütser- 
hebung (elaüo an’mi) als Schatzung seiner selbst, mit 
dem Eigendünkel (arrogantia)y welcher der wahrea 
Dem ut (huniilitas rmralis) gerade entgegengesetzt ist, 
zu nahe verwandt, als daJ3 zu jener aufzumuntern 
es ratsam wâre, selbst in Vergleichung mit anderen 
Menschen, nicht bloÛ mit dem Gesetz? oder würde 
diese Art von Selbstverleugnung nicht vielmehr den 
30 Ausspruch anderer bis zur Geringschatzung unserer 
Person steigern und so der Pflicht (der Achtung) gegen 
uns selbst zuwider sein? Das Bücken und Schmiegen 
vor einem Menschen scheint in jedem Fall eines Men- 
schen unwûrdig zu sein. 

Die vorzügliche Achtungsbezeigung in Worten und 
Manieren, seltet gegen einen nicht Gebietenden in der 
bürger lichen Verfa^ung — die Reverenzen, Verbeu- 
gungen (Komplimente), hôlische — den Unterschied 
der Stànde mit sorgfâltiger Pünktlichkeit bezeichnende 
40 Phrasen, — welche von der Hoflîchkeit (die auch sich 
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gleioh Achtenden notwendig ist) ganz untetschieden 
ôind, — das Du, Er, Ihr und Sie oder Ew. Wohledlen, 
Hochedlen, Hochedelgeborenen, Wohigeborenen, {6he, 
ûim satia est!) in der Anrede — ^ als in welcher Pedan- 
terei die Deutschen unter allen Vôlkern der Erde (die 
indischen Kasten vielleicht ausgenommen) es am weite- 
sten gebracht haben, sind das nicht Beweise eines 
ausgebreiteten Hanges zur Kriecherei unter Menschen? 
(Rae nugae in séria ducunt). Wer sich aber zum Wurm 
macht, kann nachher nicht klagen, wenn er mit Fûfien 10 
getreten wird. 


Des zwelten HauptstUeks 
Erster Abschnitt. 

Von der Pflicht des Menschen gegen sich selbst, 
als den angeborenen») Richter ttber sich selbst« 

§ 13. 

Ein jeder Pflichtbegriff enthalt objektive Nôti- 
gung durchs Gesetz (als moralischen, unsere Freiheit 
einschrànkenden Imperativ) und gehort | dem prakti- [438] 
schen Verstande zu, der die Regel gibt; die innere 20 
Zurechnung aber einer ïat, als eines unter dem 
Gesetz stehenden Falles (in meritum aut deitieritum), ge- 
hôrt zur Urteilskraft (iudiciu7n)y welche als das sub- 
jektive Prinzip der Zurechnung der Handlung, ob sie 
als Tat (unter einem Gesetz stehende Handlung) ge-' 
schehen sei oder nicht, rechtskraîtig urteilt; worauf 
denn der Schlufl der Vernunft (die Sentenz), d. i. die 
Verknüpfung der rechtlichen Wirkung mit der Hand- 
lung (die Verurteilung oder Lossprechung) folgt: v;el- 
ches ailes vor Gericht (coram iudicio), als einer dem 30 
Gesetz Effekt verschaffenden moralischen Person, Ge- 
richtshof (forum) genannt, geschieht. — Das Bewuflt- 
sein eines inneren Gerichtshof es ira Menschen 
{„vor welchem sich seine Gedanken einander ver- 
klagen oder entschuldigen'*) ist das Gewissen, 

a) 2. Aufl.: ,,geborenen“. 

Kant, Metaphysik der Sitten. 19 
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Jeder Mensch hat G^wissen^) und findet sich durch 
einen inneren Eichter beobachtet, bedroht und über- 
haupt im Respekt (mit Furcht verbundener Achtung) 
gehalten, und diese über die Gesetîse in ihm wachende 
Gewalt ist nicht etwas, was er sich selbst (wilikürlich) 
macht, sondern es ist seinem Wesen einverleibt. Es 
folgt iW wie sein Schatten, wenn er zu entfliehen 
gedenkt Er kann sich zwar durch Lüste und Zer- 
streuungen betauben oder in Schlaf bringen, aber 
10 nicht vermeiden, dann und wann zu sich selbst zu 
kommen oder zu erwachen, wo er alsbald die furcht- 
bare Stimme desselben vernimmt. Er kann es in seiner 
àufiersten Verworfenheit allenfalls dahin bringen, sich 
daran gar nicht mehr zu kehren, aber sie zu h or en, 
kann er doch nicht vermeiden. 

Diese ursprüngliche intellektuelle und (weil sie 
Pflichtvorstellung ist) moralische Anlage, Gewissen 
genannt, hat nun das Besondere in sich, daû, obzwar 
dieses sein Geschâfte ein Geschaft des Menschen mit 
20 sich selbst ist, dieser sich doch durch seine Vernunft 
genôtigt sicht, es als auf das Geheifl einer anderen 
Perso n zu treiben. Denn der îîandel ist hier die Füh- 
rung einer Rechtssache (causa) vor Gericht. DaÛ 
aber der durch sein Gewissen Angeklagte mit dem 
Richter als eine und dieselbe Person vorgestellt 
werde, ist eine ungereimte Vorstellungsart von einem 
Gerichtshofe; denn da würde ja der Ankiâger jeder- 
zeit verlieren. — Also wird sich das Gewissen des 
Menschen bei allen Pflichten einen anderen (als den 
30 Menschen überhaupt), d. i. aïs sich selbst*^) zum Richter 
seiner Handlungen denken raüssen, wenn es nicht mift 
sich selbst im Widerspruch stehen soll. Diese andere 
[439] mag nun eine wirk | liclie oder bloû idealLsche Person 
sein, welche die Vernunft sich selbst schafft.*) 

Die zwiefacho P<^rson]ichkoit, in welcher der Mensch, 
der sich im Gewissen anklagt und richtet, sich selbst denken 
muB: dieses doppelto Selbst, einerseit^ vor den Schranken 
eines Gerichtshofes, der doch ihm selbst anvertraut ist, 
zitternd stehen zu müssen, anderseits aber das Richierarat 


a) „ein Gewissen“? [Vorlander]. 

b) 2. Aufî.: „eiDen anderen als sich 8elb8V‘, 



Püicîit geg«n sich als Richter seiner selbst. § 13. 291 


Eine solche idealische Person (der autoriGÎerte Ge- 
wissensrichter) muB ein Herzenskündiger sein; denn 
der Gerichtshof ist ira Inneren des Menschen auf- 
gesclilagen; — zugleich muÜ er aber auch allver- 
pflichtend, d. i. eine solche Person sein oder als 
eine solche gedaclit werden, in Verhaltnis auf welche 
aile Pflichten überhaupt auch ak ihre Gebote anzu- 
sehen sind: weil das Gewissen ûber aile freien Hand- 

lungen der innere Richter ist. Da nun ein solches 

moralisches Wesen zv.gleich aile Gewalt (ira Himrael 10 
und auf Erden) haben muû, weil es sonst nicht (was 
doch zum Richteramt notwendig gehôrt) seinen Ge- 
setzen den ihnen angeraessenen Effekt verschaffen 
kônnte, ein solches über ailes raachthabende moralische 
Wesen aber Gott heii3t: so wird das Gewissen als sub- 
jektives Prinzip einer vor Gott seiner Taten wegen zu 
leistenden Vcrantwortung gedacht werden müssen; ja 
es wird der letztere Begriff (wenngleich nur auf dunkle 
Art) in jenera moralîschen Selbstbewuûtsein jederzeit 
enthalten sein. 20 

Dieses will nun nicht soviel sagen als: der Mensch 
durch die Idee, zu welcher ihn sein Gewissen unver- 


;uis aijp^eborener Autoritat selbst in Handen zu haben, bedarf 
einer Erliluterung, darnit nicht die Vornunft mit sich selbst 
gar in Widersprnch gerate. — Icb, der KlîJgcr und doch 
auch Angeklagter, bin cbenderselbe Mensch (numéro idem); 
aber als Subjekt der moralischen, von dem Begriffo der 
Freiheit ausgehenden Gesetzgebung, wo der Mensch einem 
Gesetz untertan ist, das er sich selbst gibt (homo noumeyion), 
ist er als ein anderer als der mit Vernunft begabto Sinnen- 
mensch (specie diversvs)^ aber nur in praktiscber Rüoksicht, 
zu botrachlen — denn über das Kausalverhiiltnis des In- 
telligibilen zum Sensibilen gibt es keine Théorie — , und diese 
spezifiacbe Verschiedenheit ist die der Fakultaten des Men- 
schen (der oberen und unteren), die ihn cliarakterisieren. Der 
erstere ist der Anklâger, dem entgegen ein rechtlicher Bei- 
staiid des Verklagten (Sachwaiter desselben) bewilügt ist. 
ISach SchüeCung der Akten tut der innere Richter als 
mac h tliabende Person don Ausspruch über Glückseligkeit 
oder Eleiid, als moralische Folgen der ïat; in welcher 
QuHÜtÜt wir dieser ihre Macbt (als Woltherrschers) durch 
uiisere Vornunft nicht weiter verfolgon, sondern nur das 
unbedingto ixibeo oder veto verohren kOnnen. 


19 * 
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meidlich leitet, soi berechtigt, noch weniger aber: er 
sei durch dasselbe vorbunden, ein solches hochstes 
Wesen auüer sich als wirklich anzunehmen; denn 
sie wird ihm nicht objektiv durch theoretische, son- 
der n blofi subjektîv durch praktisch^, sich selbst 
[440] verpflich [ tende Vernunft, ihr angemessen zu handeln, 
gegeben; und der Mensch erhâlt vermittelst dieser nur 
nachder Analogie mit einem Gesetzgeber aller ver- 
nûnftigen Weltwesen eine bloûe Leitung, die Gewissen- 
haftigkeit (welche auch religio genannt wird) als Ver- 
antwortlichkeit vor einem von uns selbst unterschie- 
denen, aber uns doch innigst gegenwârtigen heiligen 
Wesen (der moralisch-gesetzgebenden Vernunft) sich 
vorzustellen, und dessen Wilîen den Regeln^) der Ge- 
rechtigkeit zu unterwerfen. Der Begriff von dei' 
Religion überhaupt ist hier dem Menschen bloû „ein 
Prinzip der Beurteilung aller seiner Pflichten als gôtt- 
licher Gebote''. 

1. In eiiier Gowissenssache (causa conscicntiam ia)f- 
20 gens) denkt sich der Mensch ein warnendos Gewissen 

(praemonens) vor der Entschliefiimg; wobei die âuBerste 
Bedenklichkeit (scmpulositas), wenn es einen Pflicht- 
begriff (etwas an sich Moralisches) betrifft, in Fallen, 
darüber das Gewissen der alîeiiiige Richter ist (casil)us 
conscientiae), nicht für Kleinigkeitskrâmerei (Mikro- 
logie) und eine walire Übertretung nicht für Bagatelle 
(peccatillum) beurteilt und (nach dem Grundsatz: 
nima non curât praetor) einem willkürlich sprechenden 
Gewissensrat überlassen werden kann. Daher ein wei- 
BO tes Gewissen jemandem zuzuschreiben soviel heiflt 
als: ihn gewissenlos nennen. — 

2. Wenn die Tat beschlossen ist, tritt im Gewissen 
zuerst der A nk la g or, aber zugleich mit ihm auch 
ein Anwalt (Advokat) auf; wobei der Streit nicht gût- 
lich (per amicahilem compositionem) abgemacht, sondern 
nach der Strenge des Rechts entschieden werden muû; 
und hierauf folgt 

3. der rechtskraftige Spruch des Gewissens über 
den Menschen, ihn loszusprechen oder zu verdam- 

40 men, der den Beschlufl macht; wobei zu merken ist, 


a) 2. Aufl.: „Willen sich als Regeb 



Ton d. ersten Gebot aller Pflicht^n geg, sioh selbst § J 4. 293 

dafl dor erstere®^) nie eine Belohnung (•praemium) 
als Gewinn von etwas, was vorher nicht sein war, 
beschliefien kann, soiidern nur ein Frohsein, der Ge- 
fahr, strafbar befunden zu wer3en, entgangen zn sein, 
enthalte, nnd daher die Seligkeit in dem trostreichen 
Zuspruch seines Gewissens nicht positiv (als Freude), 
sondern nur negativ (Beruhigung nach vorhergegan- 
gener Bangigkeit) ist; wasb) der Tugend, als einem 
Kampf gegen die Einflüsse des bosen Prinzips im 
Menschen, allein beigelegt werden kann. lo 


Zweiter Abschnitt, [441 

Von dem ersten Gfebot aller Pfllchteu gegen 
sich selbst. 

I>ieses ist: Erkenne (erforsche, ergründe) die h 
selbst, nicht nach deiner physischen Vollkommenheit 
(der Tauglichkeit oder Untauglichkeit zu allerlei dir 
beliebigen oder auch gebotenen Zweeken), sondern nach 
der moralischen, in Beziehung auf deino Pflicht — 
dein Herz, - - ob es gut oder bôso sei, ob die Quelle 20 
deiner Handlungen lauter oder unlautcr, iind was ent- 
weder als ursprünglich zur Substanz des Menschen 
gehôrend, oder als abgeleitet (erworben oder zugezo- 
gen) ihm selbst zugerechnet werden kann und zum 
moralischen Zustande gehôren mag. 

Die moralische Selbsterkenntnis®), die in die schwe- 
rer zu ergründenden Tiefen oder den Abgrund des 
Herzens zu dringen verlangt^), ist aller menschlichen 
Weisheit Anfang. Denn die letztere, welche in der 
Zusammenstimmung des Willens eines Wesens zum "O 
Endzweck besteht, bedarf beim Menschen zu allererst 
der Wegriiumung der inneren Hindernisse (eines bosen 


îi) 2. Auf!.: „der erste Spruch". 

b) 2. Anfl. : „eine Seliçrkeit, die“. 

c) 2. Aufl,: „Diese Selbstprüfun; 2 f‘‘. 

d) Hier foM in der 2* Auflage der Zusatz: ,.und die 
dadnreb zu erhaltende Sclb«terkenntniR'^ 
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in ihm genistelten Willens), und dann der Entwicklung 
der nie verlierbaren ursprtinglichen Anlage eines guten 
Willens in ihm zu entwickeln.») Nur die Hollenîahrt 
der Selbsterkenntnis lîahnt den Weg zur VergoliÆ- 
rung.'') 


§ 15 . 

Diese moralische Solbsterkennlnis wird erstlicli 
die schwârmerische Verachtung seiner selbst als 
Mensch (seiner ganzenGattung) übe: haupt'O verbannen; 
10 denn sie widerspricht sich .selbst, — Es kann ja nur 
durch die herrliche in uns befindliche Anlage zum 
Guten, welche don Menschen achtungswürdig macht, 
geschehen, dafi er den Menschen, der dieser zuwidcr 
handelt (sich selbst, aber nicht die Menschheit in sich), 
verachtungswürdig findet.^') — Dann aber widersteht 
sie auch der eigenliebigen Solb.stechatzung, blofie 
Wiinsche, wenn sie mit noch so groBer Sehnsucht ge- 
schâhen, da sie an sich doch tatieer sind und bleiben, 
für Beweise eines guten Herzens zu halten. (Gebet 
20 ist auch nur ein innerlich vor einem Herzenskündiger 
deklarierter Wunsch.) Unparteilichkeit in Beurteilung 
unserer selbst in Vergleichung mit dem Gesetz und 
Auirichtigkeit im Selbstgestandnisse seines inneren mo- 
[442 J ralischen Werts oder Un\vert.s sind Pîlich | ten gegeu 
sich selbst, die aus jenem ersten Gebot der Selbst- 
erkenntnis unmittelbar folgeii. 


a) „zu entwickeln" ist wohl am bestcn zu streichen 
oder in ein „zu befôrdcni" zu vorwandeln.' Die 2. Auflage 
findert: „der Bestrebung. die . . . Anlage . . zu cntwickeln". 

b) Ein Zitat ans tfamann, vgl. Streiû der Fakiiitatm 
(Bd. 46 d) S, 100. 

c) 2. Aiifl.: „als oines Menschen oder des ganzeuMt st- 
echengescblechts übprhauj)t“. 

d) Statt doRseu liât die 2. Auflage: ,, handelt, und iii 
einem solchcn Falle aucli sich selbst der Verachtung wiirdig 
findet: einer Verachtung, die denn iramer nur diesen oder 
jenenMcnsohen, nicht die MeiiRchheitüherhaupt treffen kann“. 



Vüii d. Ampiûbolie i moral. Reflexionsbegriffe. § 16. 295 


Epiôodisoher Abschnitt. 

VoM dcr Amphlbolie der moralisehen Re- 
flexIons-Begriffe: das, was Tfliclit des Men- 
sehen gegen sich selbst ist, für Pflicht gegen 
andere zu halten»). 

§ 16. 

Nach der bloÛen Vernunft zu ui-teilen, hat der 
Mensch sonst keine Pflicht als bloJQ gegen den Men- 
schen (sich selbst oder einen anderen); denn seino 
Pflicht gegen irgend ein Subjekt ist die moralischo iO 
Nôtigung durch dieses seinen Willen. Das notigendo 
(verpflichtende) Subjekt mufi also erstlich eine Person 
sein, zweitens muI3 diese Person als Gegenstand der 
Mahrung gegeben sein: weil der Mensch auf den 
Zweck ihres Willens hinwirken soll, welches nur in déni 
Verhaltnisse zweier existierender Wesen zueinander 
geschehen kann (denn ein bloÛes Gedankending kann 
nicht Ur sache von irgend einem Erfolg nachZwecken 
werden). Nun kennen wir aber mit aller unserer Er- 
îahrung kein anderes Wesen, was der Verpflichtung ,:0 
(der aktiven oder passiven) fâhig ware, als bloÛ den 
Menschen. Also kann der Mensch sonst keine Pflicht 
gegen irgend ein Wesen haben als bloû gegen den 
Menschen, und, stellt er sich gleichwohl eine solche 
zu haben vor, so geschieht dieses durch eine Amphi- 
bolie der Ref lexionsbegriffe, und seine vermeinte 
Pflicht gegen andere Wesen ist bîofl Pflicht gegen sich 
selbst; zu welchem MiDverstande er dadurch verleitet 
wii'd, daû er seine Pflicht in Ansehuug anderer Wesen 
mit einer PflicliPO diese Wesen verwechselt. i^O 

Diese vermeinte Pflicht kann nun auf unpersôn- 
liche oder zwar personliche, aber schlechterdings un- 
aichtbare (don aufieren Sinnen nicht darznsteilende) 


a) 2. Aufl.: was Pflicht des Menschen gegen 

sich oder andere Menschen ist, fur Pflicht gegen andere 
Wesen za halten“. 

h) J. Autk: „fûr Pflicht*^ 
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Gegenstânde bezogen werden. — Die ersteren (auI3er- 
menschlichen) kônnen der blofie Naturstoff, oder 
der zur Fortpflanzung organisierte, aber empfindungs- 
lose, oder der mit Empfindung und Willkür begabte 
Teil der Natur (Mineralien, Pflanzen, Tiere) sein; die 
zweiten (übermenschlichen) kônnen als geistige 
Wesen (Engel, Gott) gedacht werden. — Ob zwischen 
Wesen beider Art und den Menschen eîn Pflichtver- 
haltnis, und welches dazwischen stattfinde, wird nun 
10 gefragt. 

[443] ^ § 17. 

In Ansehung des Scliônen, obgleich Leblosen in 
der Natur ist ein Hang zum blofien Zerstôren (spirUus 
JxstructionU) der Pflicht des Menschen gegen sich selbst 
zuwider: weil es dasjenige Gefühl im Menschen 
schwacht oder vertilgt, was zwar nicht für sich allein 
schon moralisch ist, aber doch diejenige Stimmung 
der Sinnlichkeit, welche die Moralitât sehr beîôrdert, 
wenigstens dazu vorbereitet, namlich etwas auch ohne 
20 Absicht auf Nutzen zu lieben (z. B. die schônen Kristallî- 
sationen, das unbeschreiblich Schône des Gewachs- 
reichs).^) 

In Ansehung des lebeuden, obgleich vernunftlosen 
Teils der Geschôpfe ist die gewaltsame und zugleich 
grausameb) Behandlung der Tiere der Pflicht des Men« 
schen gegen sich selbst weit inniglicher entgegen- 
gesetzt, weil dadurch das Mitgefühl an ihrem Leiden 
im Menschen abgestumpft und dadurch eine der Morali- 
tàt im Verhaltnisse zu anderen Menschen sehr dien- 
30 fiiame natürliche Anlage geschwacht und nach und 
nach ausgetilgt wird; obgleich ihre behende (ohne 
Quai verrichtete) Tôtung oder auch ihre, nur nicht 
bis über Vermôgen angestrengte Arbeit (dergleichen 


a) 2. Aufi. : „aber doch eine dor Moral günstige Stini- 
mung der Sinnlichkeit sehr befOrdert, wenigstens dazu vor- 
bereitot, nSmlich die Lust, etwas auch . . . zu lieben, und 
Z. B. an den schônen Kristallisationen , an der unbeschreib- 
lichen Schônheit des Gewàchsreicbs ein nninterossiert^is 
Wohlgefallen zu finden**. 

b) 1. Aufi ; „dio Pflicht der Enthaltung von gewalt- 
samer und zugleich grausainer**. 
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anch wohl Menschen sich gefallen la^sen müssen) 
unter die Befugniese des Menschen gehôren; dahin- 
gegen die martervollen physischen Versuche zum 
bloûen Behuf der Spekulation, wenn auch ohne sie der 
Zweck erreicht werden kônnte, zu verabscheuen sind. 

— Selbst Dankbarkeit für lang geleistete Dienste eines 
alten Pferdes oder Hundes (gleich als ob sie Haus- 
genossen wâren) gehort indirekt zur Pflicht des 
Menschen, nâmlich inAnsehung dieser Tiere, direkt 
aber betrachtet ist sie immer nur Pflicht des Men- lO 
schen gegen sich selbst 

§18. 

In Ansehung dessen^), was ganz über unsere 
Erfahrungsgrenze hinaus liegt, aber doch seiner Mog- 
lichkeit nach in unseren Ideen angetroffen wird, z.B.der 
Idee von Gottb), haben wir ebensowohl auch eine Pflicht, 
wolche Eeligionspflicht genannt wird, die namlich 
„der Erkenntnis aller unserer Pflichten als (instar) 
gottlicher Gebote^^ Aber dieses ist nicht das Bewufit- 
sein einer Pflicht gegen Gott Denn jda diese Idee 20 
ganz aus unserer eigenen Vernunft hervorgeht und 
von uns, es sei in theoretischer Absicht, um sich die 
Zweckmàfiigkeit im Weltganzen zu erklàren, oder auch 
um zur Triebfeder in unserem Verhalten zu dienen, 

1 selbst gemacht wird, so haben wir hierbei nicht [444] 
ein gegebenes Wesen vor uns, gegen welches uns 
Verpflichtung oblàge: denn da müDte dessen Wirk- 
lichkeit allererst durch Erfahrung bewiesen (geoffen- 
bart) sein; sondern es ist Pflicht des Menschen gegen 
sich selbst, diese unumganglich der Vernunft sich 80 
darbîetende Idee auf das moralische Gesetz in uns, 
wo sie®) von der grôfiten sittlichen Fruchtbarkeit ist, 
anzuwenden. In diesem (praktischen) Sinn kann es 
also so lauten: Religion zu haben ist Pflicht des Men- 
schen gegen sich selbst. 


a) 2. And.: „eine8 We8en8‘^ 

b) 2. Aufl.: „wird, nàmlich der Gottheit“. 

c) 1. Aiifî.: 



Der Pflfchten gegen sich setbst 

Zweîtes Buch.^) 

Von den unTollkoiiimeneii Pflichten 
des Menselien gegen sieh selbst (in Ansehnng 
seines Zwecks). 

Erster Abschnitt. 

Tou der Pfliclit geg*eii sich sclbst in Entwickelnng: uud 
Verra eh rung seiner NaturTollkommenheit^ d* i. in 
pragraatischer Absicht. 

10 § 19 . 

i/tjr iMiiuaa (cuUiira) seiner Naturkrâfte (Geistes-, 
Seelen- und Leibeskrâfte) als Mittel zu alierlei môg- 
lichen Zwecken ist Pflicht des Menschen gegen sich 
selbst. — Der Mensch ist es sich selbst (als einem 
Vernunîtwesen) schuldig, die Naturanlageb) und Ver- 
môgen, von denen seine Vernunft dereinst Gebrauch 
machen kann, nicht unbenutzt und gleichsam rosten 
zu lassen, sondern, gesetzt daB er auch mit dem an gc- 
borenen Maû seines Vermogens lür die natürlicheu 
20 Bedürfnisse zufrieden sein konne, so muü îhm doc h 
seine Vernunft dieses Zufriedensein mit dem ge- 
ringen MaB seiner Vermôgen erst durch Grundsâtze 
anweisen, weil er aïs ein Wesen, das der Zwecke (sich 
Gegenstande zum Zweck zu machen) fahig ist®), den 


a) 2. Aufl.; ,,Zweite Abteil^ng‘^ 

b) 2, Antl.: „Naturanlagen“. 

c) 2. AuÜ.: „ein Wesen, das Zwecko zu haben oder 
Gegenstündo sich zum Zweck zu machen fkhig ist*^ 
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Gebrauch seiner ICriifte nicht bloû dem Instinkt der 
Natur, sondern der Freiheit, mit der er dieses MaB 
bestimmt, zu verdanken haben mufi. Es îst also nicht 
liücksichi} auf den Vorteil, den die Kultur 1 seines [44 
Vermôgens (zu allerlei Zwecken) verscliaîfen kann; 
denn dieser würde vielleicht (nacli Rousseauschen 
Grundsatzen) fur die Eohigkeit des Naturbedürfnisses 
vorteilhalt auslallen: sondern es ist Gebot der mo- 
ralisch-praktisclien Vernunft und Pflicht des Men- 
schen gegen sich selbst, seine Vermdgen (un ter den- 10 
selben eins mehr als das andere, nach Verschiedenlieit 
seiner Zwecke) anzubauen und in pragmatischer Rück- 
sicht ein dem Zweck seines Daseins angemessener 
Mensch zu sein. 

Geisteskrafte sind diejenigen, deren Ausübung 
nur durcü die Vernunft inoglich ist. Sie sind sofern 
schôpferisch, als ihr Gebrauch nicht aus Erîahrung 
geschôpft, sondern a priori aus Prinzipien abgeieitet 
wird. Dergleichen sind Mathematik, Logik und Meta- 
physik der Natur, welcho zwei letzteren auch zur 
Philosophie, namlicli der theoretischen, gezahit werden, 
die zwar alsdann nicht, wie der Buchstabe lautet, 
iWeisheitslehre, sondern nur Wissenschaft bedeutei, 
aber doch der ersteren zu ihrem Zwecke beforderlich 
sein kann. 

Seelenkraite sind diejenigen, welche dem Ver- 
stando und der Regel, die er zu Befriedigung be- 
liebiger Absichten braucht, zu Gebote stehen und so- 
fern an dem Leitfaden der Erfahrung geführt werden. 
Dergleichen ist das Gedachtnis, die Einbildungskraît 00 
u. dgl., worauf Gelahrtheit, Geschmack (innere und 
auûere Verschonerung) usw. gegründet werden kônnen, 
welche zu mannigîaltiger Absicht die Werkzeugo dar- 
bieten. 

Endlich ist die Kultur der Leibeskràf te (die eigent 
liche Gymnastik) die Basorgung desseri, was das Zeug 
(die Materie) am Menschen ausmacht, oline welches die 
Zwecke des Menschen unausgeführt bleiben würden; mit- 
îiin ist die fortdauernde absichtliche Belebung desïieres 
am Men sche n Pflichta) des Menschen gegen sich selbst lo 

a) Akatt-Aiisg.; ,.Zweck“ (ansclieiaend Druckfeblerj. 
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§ 20 . 

Welche*^) van diesen physisclien Vollkommànheiten 
vorzüglich, und in welcher Proportion in Ver- 
gleichung gegeneinandor sîe sich zum Zweck zu 
machen Pflicht des Menschen gegen sich selbst sei, 
bleibt seiner eigenen vernünftigen Überlegung in An- 
sehung der Lust zu einer gewissen Lebensart und zu- 
gleich der Schâtzung seiner dazu erforderlichen Krâfte 
überlassen, um darunter zu wahlen (z. B. ob es ehi 
10 Handwerk oder der Kaufhandel oder die Gelehrsam- 
keit sein sollte). Denn abgesehen von dem Bedürfnis 
der Selbsterhaltuug, welches an sich keine Pfiicht be- 
[446] gründen | kann, ist es Pflicht des Menschen gegen 
sich selbst, ein der Welt nützliches Glied zu sein, 
weil dieses auch zum Wert der Menschheît in seiner 
eigenen Person gehôrt, die er also nicht abwür- 
digen^) soll. 

Die Pflicht des Menschen gegen sich selbst in 
Ansehung seiner physischen Vollkommenheit ist 
20 aber nur weite und imvollkommene Pflicht: weil sie 
zwar ein Grosetz für die Maxime der Ifandlungen ent- 
hait, in Ansehung der Handlungen selbst aber ihrer 
Art und ihrem Grade nach nichts bestimmt, sondern 
der freien Willkür einen Spielraum verstnttet. 


Zweiter Abschnitt. 

Von der Pflicht gegen sîch selbst in Erhflhung seiner 
moralischen YoUkonimenheit, d. i. in bloB sittlieber 
Âbsicht. 

§ 21 . 

80 Sie besteht erstlich, subjektiv, în der Lauter- 
keit (puritas moralis) der PflichtgesinnuTig: da nam- 
lich, auch ohne Beimischung der von der Sinnlichkeit 
hergenommenen Absichten, das Gesetz für sich allein 
Triebfeder ist und die Handlungen nicht bloG pflicht- 


a) 1. Aufl.: „Auf welcbe**; Qôrland; „Àl>er wolohe“. 

b) 2. Aufl. : ,jherabwardigen**. 
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mâûig, sondern auch ausPfiicht gesdiehen. — „Seid 
heilig*' ist hier das Gebot Zweitens, objektiv, in 
Ansehung des ganzen moralischen Zwecks, der die 
Vollkommenheit, d. i. seine ganze Pflicht und die Er- 
reichung der Vollstandigkeit des moralischen Zwecks 
in Ansebing seiner aelbst, betrifft; „Seid vollkommenl"; 
zu welchem Ziele aber hinzustreben beim Menschen 
immer nur ein Fortschreiten von einer Vollkomraen- 
heit zur anderen ist^): „l8t etwa eine Tugend, ist 
etwa ein Lob, dem trachtet nach.*^ 10 


§ 22 . 

Diese Pflicht gegen sich selbst ist eine der Qualitat 
nach enge und vollkommene, obgleich dem Grade 
nach weite und unvollkommene Pflicht, und das wegen 
der Gebrechlîchkeit (fragiUtas) der menschlichen 
Natur. 

Diejenige Vollkommenheit nâmlich, zu welcher 
zwar das Streben, aber nicht das Erreichen der- 
selben (in diesem Leben) Pflicht ist, deren Befolgung also 
nur im kontinuierlichen Fortschreitenb) bestehen kann, 2C/ 
ist in H in sic ht auf das Objekt (die Idee, deren Aus- 
führung man sich zum Zweck machen soll) zwar enge 
und vollkommene, in Rücksicht aber auf das Sub- 
jekt weite und nur unvollkommene Pflicht gegen sich 
selbst. 

Die Tiefen des menschlichen Herzens sind uner- [447] 
gründlich. Wer kennt sich genugsara, wenn die Trieb- 
feder zur Pflichtbeobachtung von ihm gefühlt Wird, ob 
sie ganzlich aus der Vorstellung des Gesetzes hervor- 
gehe, oder ob nicht manche andere, sinnliche Antriebe 80 
mitwirken, die auf den Vorteil (oder zur Verhütung 
eines Nachteils) angelegt sind und bei anderer Ge- 
legenheit auch wohl dem Laster zu Diensten stehen 
konnten? — Was aber die Vollkommenheit als mora- 
lischen Zweck betrifft, so gibfs zwar în der Idee (ob- 


a) 2. Aufl.: „die Bestrobung nach diesem Ziele ist beim 
MoDschen . . . zur anderen**. 

b) 1. Aufl.: „im . . Fortschritten** ; 2. Aufl.: „in . . 
Fortschritten**; korr. Natorp. 
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jektiv) nur eine Tugend (als sittliche Starke der 
Maximen), in der Tat (subjektiv) aber eine Menge 
derselben von heterogener Bescliaffenheit, worunter 
es unmôglich sein dürfte, nicht irgend eine Untugend 
(ob sie gleich eben jener Tugenden^) wegen den Namen 
des Lasters nicht zu führen pflegen) aufzufindenb), 
wenn man sie suchen wolite. Eine Summe von Tugen- 
den aber, deren Vollstândigkeit oder Mângel die Selbst- 
erkenntnis uns nie hinreichend einschanen lai3t, kann 
10 keine andere aïs unvollkommene Pflicht, vollkomraen 
zu sein, begründen. 


4c 

Also sind aile Pflichten gegen sich selbst in An- 
sehung des Zwecks der Menschlieit in unserer eigenen 
Person nur unvollkommene Pflichten. 


a) ,/riJgeiuîen‘* Zusaiz Hcr 2. Aufîagc. 

b) 2. Aufl.: ,,bei sich aufzufinden^. 



[448] 


Der 

ethischen Blementarlehre 

Zweiter Teil»). 

Von den Tugendpflichten gegen aiidere. 

Erstes Hauptstück. 

Von den Pflichten gegen andere, bloB als Menschen. 

Ereter Abschnitt. 

Ton der Liebespdlcht gegen andere Mensclien. 

Einteilung. 

§ 23. 10 

Die oberste Einteilung kann die sein: in Pflichten 
gegen andere, sofern du sie durch Leistung derselben 
zugleich verbindest, und in solche, deren Beobachtung 
die Verbindlichkeit anderer nicht zur Folge hat — 
Die erstere Leistung ist (respektiv gegen andçre) ver- 
dienstlichb); die der zweiten ist schuldige Pflicht. 

— Liebe und Achtung sind die Gefühle, welche die 
Ausübung dieser Pflichten begleiten. Sie konnen ab- 
gesondert (jede fur sich allein) erwogen werden imd 
aiich so bestehen. (Liebe des Nachsten, ob dieser 20 
gleich wenig Achtung verdienen mochte; imgleichen 
notvvendige Achtung für jeden Menschen, unerachtet 
er kaum der Liebe wert zu sein beurteilt würde.) 

Sie sind aber im Grunde dem Ge^etze nach jederzeit 
miteinander in einer Pflicht zusammen verbunden; nur 


r) 2. Aufl.: jjZweitos Bucli‘‘. 

• b) 2. Aufî.: „verdienstliche^\ 
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so, daû bald die eine Pflicht, bald die andere daa 
Prinzip im Subjekt ausmacht, an welche die andere 
accessorisch geknüpft ist — So werden wir gegen 
einen Armen wohlfâtig zu sein, uns für verpflichtet 
erkennen; aber weil diese Gunst doch auch Abhângig- 
keit seines Wohls von meiner Groûmut enthâlt, die 
doch den anderen erniedrigt, so ist es Pflicht, dem 
Empfânger durch ein Betragen, welches diese Wohl- 
[449] tatigkeit entweder als| bloûe Schuldigkeit oder ge- 
10 ringen Lîebesdienst vorstellt, die Demütigung zu er- 
sparen und ihm seine Achtung für sich selbst zu er- 
halten. 


§ 24. 

Wenn von Pflichtgesetzen (nicht von Naturge- 
setzen) die Rode ist, und zwar im âuûeren Verhâltnis 
der Menschen gegeneinander, so betrachten wir uns 
in einer moralischen (intelligibelen) Welt, in welcher, 
nach der Analogie mit der physischen, die Verbindung 
vernünftiger Wesen (auf Erden) durch Anziehung 
20 und AbstoiJung bewirkt wird. Vermôge des Prin- 
zips der Wechselliebe sind sie angewieeen, sich ein- 
ander bestândig zu nâhern; durch das der Achtung, 
die sie einander schuldig sind, sich im Abstande 
voneinander zu erhalten, und sollte eine dieser groflen 
sittlichen Krafte sinken; „so würde dann das Nichts 
(der Immoralitat) mit aufgesperrtem Schlund der (mo- 
ralischen) Wesen ganzes Reich wie einen Tropfen 
Wasser trinken", wenn ich mich hier der Worte Hal- 
le rS'O? nur in einer anderen Beziehung, bedienen darf. 

30 § 26. 

Die Liebe wird hier aber nicht als Gefühl (âathe- 
tisch), d. i. als Lust an der Vollkommenheit anderer 
Menschen, nicht aïs Liebe des Wohlgef allons ver- 
standen^^) (denn Gefühle zu haben, dazu kann es keine 
Verpîlichtung durch andere geben), sondern muû aLs 
Maxime des Wohlwollens (als praktisch) gedacht 
werden, welche das Wohltun zur Folge hat. 

a) Au 8 scinein auch Bonst von Kant gern zitierten Qe- 
dichte ilher die Ewigkeit (1736). 

h 2. Auf].: „genommen ^ 
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Ebendasselbe muJ3 von der gegen andere zu be- 
weisenden Achtung gesagt werden: daû nâmlicb nicht 
bloD das Gef ühl ans der Vergleichung nnseres eigenen 
Werts mit dem des anderen, (dergleichen ein Kind 
gegen seine Eltern, ein Schüler gegen seinen Lehrer, 
ein Niedriger überhaupt gegen seinen Oberen ans 
biofier Gewohnheit fühlt), sondern nur^*) eine Maxime 
der Einschrânkung unserer Selbstschâtzung durch die 
Würde der Menschheit in eines anderen Person, mit- 
hin die Achtung im praktischen Sinne (ohservantia aliU 10 
proesfnnda) verstanden wird. 

Auch wird die Pflicht der freien Aclitung gegen 
andere, weil aie eigentlich nur negativ ist (sich nicht 
über andere zu erheben), und so der Rechtspflicht, 
niomandem das Seine zu schmalern, analog, obgleich 
als 1 blofie Tugendpflicht verhàltnisweise gegen die [450] 
Liebespflicht für enge, die letztere also als weite 
Pflicht angesehen. 

Die Pflicht der Nachstenliebe kann also auch so 
ausgedrückt werden: sie ist die Pflicht, anderer ilire 20 
Zwecke (sofern diese nur nicht unsittlich sind) zu 
den meinen zu machen; die Pflicht der Achtung meines 
Nachsten ist in der Maxime enthalten, keinen anderen 
Menschen blofi als Mittel zu meinen Zwecken ab- 
zuwürdigenb), (nicht zu verlangen, der andere solle 
sich selbst wegwerfen, um meinem Zwecke zu fronen). 

Dadurch, daÛ ich die erstere Pflicht gegen jemand 
ausübe, verpflichte ich, zugleich einen anderen; ich 
mâche mich um ihn verdient. Durch die Beobachtung 
der letzteren aber verpflichte ich blofi mich selbst, halte 30 
mich in meinen Schranken, um dem anderen an dem 
Werte, den er als Mensch in sich selbst zu setzen 
befugt ist, nichts zu entziehen, 

Vou der Liebespflicht lusbesondere. 

§ 26. 

Die Menschenliebe (Philanthropie) mufi, weil sie 
hier als praktLsch, mithin nicht als Liebe des Wohl- 

a) „nur“ fehlfc in der 2. Auflage. 

b) 2, Aufl.: ,,herabzuwür(ligcn“; vgl. S. 300. 

Kant, MetaphTi«lk der Sitten. 20 
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gefallens an Menschen gedacht wird, im tatigen Wohl- 
wollen gesetzt werden und betrifft also die Maxime 
der Handlungen. — Der, weîcher am Wohlsein (aalus) 
der Menschen, sofern er sie bloû als seiche betrachtet, 
Vergnügen findet, dem wohl ist, wenn es jedem 
anderen wohl ergeht, heifit ein Menschenfreund 
(Philanthrop) überhaupt. Der, welchem nnr wohl îst, 
wenn es anderen ûbel ergeht, heifit Menschenfeind 
(Misanthrbp in praktischem Sinne). Der, welchem es 
10 gleichgültig ist, wie es anderen ergehen mag, wenn 
es ihm selbst nur wohl geht, îst ein Selbststichtiger 
(solipsista), — Derjenige aber, welcher Menschen flieht, 
weil er kein Wohlgef allen an ihnen finden kann, ob 
er zwar allen wohl will, würde menschenscheu 
(âsthetischer Misanthrop) und seine Abkehrung von 
Menschen Anthropophobie genannt werden konnen. 

§ 27. 

Die Maxime des Wohlwollens (die praktische Men- 
schenliebe) ist aller Menschen Pflicht gegeneinander; 
20 man mag diese nun liebenswürdig finden oder nicht, 
nach dem ethischen Gesetz der Vollkommenheit: Liebe 
deinen Nebenmenschen als dich selbst. — Denn ailes 
[451] moralisch-praktische Verihâltnis gegen Menschen ist 
ein Verhâltnis derselben in der Vorstellung der reinen 
Vernunft, d. i. der freien Handlungen nach Maximen, 
welche sich zur allgemeinen Gesetzgebung qualiîizieren, 
die also nicht selbstsüchtig (ex solipsümo prodeuntes) sein 
konnen. Ich will jedes anderen Wohlwollen (benevo- 
lentiain) gegen mich; ich soll also auch gegen jeden 
80 anderen wohlwollend sein. Da aber aile anderen aufier 
mir nicht aile sein, mithin die Maxime nicht die All- 
gemeinheit eines Gesetzes an sich haben würde, welche 
doch zur Verpflichtung notwendig ist: so wird das 
Pflichtgesetz des Wohlwollens mich als Objekt des- 
selben im Gebot der praktischen Vernunft mit be- 
greifen; nicht als ob ich dadurch verbunden würde, 
mich selbst zu lieben (denn das geschieht ohne das 
unverraeidlich, und dazu gibPs also keine Verpflich- 
tung), sondern die gesetzgebende Vernunft, welche în 
40 ihrer Idee der Menschheit überhaupt die ganze Gattung 
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(mich also mit) einschlioJQt, nicht der Mensch®'), schliefit 
als allgemein gesetzgebend mich in der Pflicht des 
wechselseitigen Wohlwollens nach dem Prinzip der 
Gleichheit wieb) aile anderen neben mir mit ein und 
erlaubt es dir, dir selbst wohlzuwollen tinter der Be- 
dingung, dafi du auch jedem anderen wohl willst; 
weil so allein deine Maxime (des Wohltuns) sich zu 
einer allgemeinen Gesetzgebung qualifiziert, als worauf 
ailes Pflichtgesetz gegründet ist. 

§ 28 . 10 

Das Wohlwollen in der allgemeinen Menschenliebe 
ist nun zwar dem Umfange nach das grôJQte, dem 
Grade nach aber das kleinste, und wenn ich sage: 
ich nehme an dem Wohl dieses Menschen nur nach 
der allgemeinen Menschenliebe Anteil, so ist das In- 
teresse, was ich hier nehme, das kleinste, was nur 
sein kann. Ich bin in Ansehung desselben nur nicht 
gleichgültig. 

Aber einer ist mir doch nâher als der andere, und 
ich bin im Wohlwollen mir selbst der nachste. Wie 20 
stimrat das nun mit der Formel: Liebe deinen 
Nachsten (deinen Mitmenschen) als dich selbst? Wenn 
einer mir naher ist (in der Pflicht des Wohlwollens) 
als der andere, ich also zum grôBeren Wohhvollen 
gegen einen als gegen den anderen verbunden, mir 
selber aber gestandlich nâher (selbst der Pflicht nach) 
bin als jeder andere, so kann ich, wie es scheint, ohne 
mir selbst zu widersprechen, nicht sagen: ich soll jeden 
Menschen lieben wie mich selbst; denn der Maûstab 
der Selbstliebe wûrde keinen Unterschied in Graden 30 
zulassen. — Man 1 sieht bald, daû hier nicht blofl das [452] 
Wohlwollen des Wunsches, welches eigentlich ein 
blofies Wohlgefallen am Wohl jedes anderen ist, ohne 
selbst dazu etwas beitragen zu dûrfen (ein jeder für 
sich, Gott für uns aile), sondern ein tatiges, prak- 
tisches Wohlwollen, sich das Wohl und Heil des anderen 


a) „nicht der Monsch** fehlt in der 2. Auflage. 

b) „wio“ Zusatz Natorps und Gôrlands; 2. Aufl.: „mit 
allen anderen**. 


20 * 
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zum Zweck zu machen (das Wohltun) gemeint sei. 
Deiin im Wünschen kann ich allen gleich wohlwollen, 
aber im Tun kann der Grad, nach Verschiedenbeit der 
Geliebten (deren einer mich nâher angeht als" der 
andere), oline die Allgemeinheit der Maxime zu ver- 
letzen, doch sehr verschieden sein. 


Einteilung der LlebespHichten. 

Sie sind: A) Pflichten der Wohltatigkeit, B) der 
Dankbarkeit, C) der Teilnehmung. 

10 A. 

Von der Pflîcht der Wohitâtigicelt. 

§ 29. 

Sich selber gütlich tun, soweit als notig ist, um 
nur am Leben ein Vergnügen zu finden (seinen Leib, 
doch nicht bis zur Weichlichkeit zu pflegen), gehort zu 
den Pflichten gegen sich selbst; — deren Gegenteil 
ist: sich ans Geiz (sklavisch) des zum frohen GenuÛ des 
Lebens Notwendigen^) oder ans übertriebcner Dis- 
ziplin seiner natürlichen Neigungen (schwarmerisch) 
20 sich des Genusses der Lebensfreuden zu berauben, 
welches beides der Pflicht des Menschen gegen sich 
selbst widerstreitet. 

V/ie kann man aber auDer dem Wohlwollen des 
Wunsches in Ansehung anderer Menschen (welches uns 
nichts kostet), auch noch, daû dieses praktisch sei, 
d. i. das Wohltunb) in Ansehung der Bedürftigeji 
jedermann, der das Vermôgen dazu hat, als Pflicht 
ânsinnen? — Wohlwollen ist das Vergnügen an der 
Glückseligkeit (dem Wohlsein) anderer; Wohltun aber 
oO die Maxime, sich dasselbe zum Zweck zu machen; und 
Pflicht dazu ist die Nôtigung des Subjekts durch die 
Vernunft, diese Maxime als aligemeines Gesetz anzu- 
nehmen. 


a) . . . Notwendijren^* fehlt in der 2. Aatla?e. 

b) 2. Aufl.; ^praktisch werde, d. i. wi© kann xnan das 

Wobltun'h 
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Es fâllt nicht von selbst in die Augen, dafi ein 
solches Gesetz überhaupt in der Vernunft liege; viel- 
mebr scheint die Maxime: „Ein jeder fiir sich, Gott 
(das Schicksal) für uns alle‘‘ die natürlichste zu sein. 

§ 30. [463] 

Wohltâtig, d. i. anderen Menschen in Noten zu 
ihrer Glückseligkeit, ohne dafür etwas zu hoffen, nach 
seinem Vermôgen beforderlich zu sein, ist jedes Men- 
schen Pflicht. 

Denn jeder Mensch, der sich in Not beîindet, 10 
wûnscht, daû ihm von anderen Menschen geholfen 
werde. Wenn er aber seine Maxime, anderen wiederum 
in ihrer Not nicht Beistand leisten zu wollen, laut wer- 
den lieûe, d. i. sie zum allgemeinen Erlaubnisgesetz 
machte: so würde ihm, wenn er selbst in Not ist, jeder- 
mann gleichfalls seinen Beistand versagen oder wenig- 
stens zu versagen befugt sein. Also widerstreitet sich 
die eigennützige Maxime selbst, wenn sie zum all- 
gemeinen Gesetz gemacht würde, d. i. sie ist pflicht- 
widrig, folglich ist die gemeinnützige Maxime^) des 20 
Wohltuns gegen Bedürftige allgemeine Pflicht der 
Menschen, und zwar darum: weil sie als Mitmenschen, 
d. i. bedürftige, auf einem Wohnplatz durch die Natur 
zur wechselseitigen Beihilfe vereinigte vernünftige 
Wesen anzusehen sind. 


§ 31. 

Wohltun ist für den, der reich^) (mit Mitteln 
zur Glückseligkeit anderer überflüssig d. i, über sein 
eigenes Bedürfnis versehen) ist, von dem Wohltiiter 
fast nicht eiunial für seine^) verdienstliche Pflicht zu 30 
halten; ob er zwar dadurch zugleich den anderen 
verbindet. Das Vergnügen, was er sich hiermit selbst 
macht, welches ihm keine Aufopferung kostet, ist 
oine Art, in moralischen Gefühlen zu scliwelgen. — 
Auch muÛ er allen Schein, als dachte er den anderen 


a) und „MaxiTno“ Zusàtzo der 2. Aaflage. 

b) 2. Aufl.: „im Fall, daC jernand reiciP*. 

c) 2. Aufl. : „eine“. 
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damit zu verbinden, sorgfaltig vermeiden: weil es sonst 
nicht wahre Wohltat wâre, die er diesem erzeigte, in- 
dem er ilim eine VerbindlicWieit (die den letzteren in 
seinen eigenen Augen immer erniedrigt) auflegen zu 
wollen auûerte. Er mufi sich vielmehr als durch die 
Annahrae des anderen selbst verbindlich gemacht oder 
beehrt, mithin die Pflicht bloD als seine Schuldigkeit 
àuûern, wenn er nicht (welches besser ist) seinen Wohl- 
tâtigkeitsakt^) gaiiz im verborgenen ausübt. — GrôÛer 
10 ist diese Tugend, wenn das Vermôgen zum Wohltun 
beschrânkt und der Wohltâter stark genug ist, die 
Übel, welche er anderen erspart, stillschweigend über 
sich zu nehmen, wo er alsdann v/irklich für moralisch- 
reich anzusehen ist. 


[ 454 ] Kasuistisehe Frag-eu. 

Wie weit soll man den Aulwand seines Vermôgens 
im Wohltun treiben? Doch wohl nicht bis dahin, daû 
man zuletzt selbst anderer Wohltâtigkeit bedürftig 
würde. Wieviel ist die Wohltat wert, die man mit 
20 kalter Hand (im Abscheiden aus der Welt durch ein 
Testament) beweistî — Kann derjenige, welcher eine 
ihm durchs Landesgesetz erlaubte Obergewalt über 
einen übt, dem er die Freilieit raubt, nach seiner 
eigenen Wahl glücklich zu sein (seinem Erbuntertan 
eines Guis): kann, sage ich, dieser sich als Wohltâter 
ansehen, wenn er nach seinen eigenen Begriffen 
von Glückseligkeit für ihn gleiclisam vâterlich sorgt? 
Oder ist nicht vielmehr dio Ungerechtigkeit, einen 
seiner Freiheit zu berauben, etwas der Rechtspflicht 
ÔO überhaupt so Widerstreitendes, daû unter dieser Be- 
dingung auf die Wohltâtigkeit der Herrschaft rechnend 
sich hinzugeben, die grôûte Wegwerfung der Mensch- 
heit für den sein würde, der sich dazu freiwillig ver- 
stande, und die grôûte Fürsorge der Herrschaft für 
den letzteren gar keine Wohltâtigkeit sein würde? 
Oder kann etwa das Verdienst mit der letzteren so groû 
sein, daû es gegen das Menschenrecht aufgewogen 
werden kônnte? — Ich kann niemand nach m einen 


a) 2. Aufl.: „8eine Wohltâtigkeit*^ 
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Begriffen von Glûckseligkeit wohltun (auJQer unmündi- 
gen Kindern oder Gestôrten)^), sondern nach jenes 
seinen Begriffen, dem ich eine Wohltat zu erweisen 
denke; dem ich aber wirklich keine Wohltat erweiseb), 
indem ich ihm ein Geschenk aufdringe. 

Das Vermôgen wohlzutun, was von Glücksgütern 
abhângt, ist grôfltenteils ein Erfolg ans der Begünsti- 
gung verschiedener Menschen durch die Ungerechlig- 
keit der Regierung, welche eine Ungleichheit des Wohl- 
standes, die anderer Wohlfâtigkeit notwendig macht, 10 
einführt. Verdient unter solchen Umstanden der Bei- 
stand, den der Reiche den Notleidenden erweisen mag, 
wohl überhaupt den Namen der Wohltatigkeit, mit wel- 
cher man sich so gern als Verdienst brüstet? 

B. 

Von der Pflicht der Dankbarkeit. 

Dankbarkeit ist die Verehrung einer Person 
wegen einer uns erwiesenen Wohltat. Das Gefühl, was 
mit dieser Beurteilung verbunden ist, ist das der Ach- 
tung gegen den (ihn verpflichtenden) Wohl ta ter, da- 20 
hingegen dieser gegen den Empfànger nur als im Ver- 
haltnis der [ Liebe betrachtet wird. — Selbst ein [455] 
blofies herzliches Wohlwollen des anderen, ohne phy- 
sische Folgen, verdient den Namen einer Tugend- 
pflicht; welches dann den Unterschied zwischen der 
tâtigen und blolJ af fektionellen Dankbarkeit be- 
gründet. 

§ 32. 

Dankbarkeit ist Pflicht, d. i. nicht bloû eine 
Klugheitsraaxime durch Bezeugung raeiner Ver- 30 
bindlichkeit wegen der mir widerfahrenen Wohltâtig- 
keit, den anderen zu mehrerem Wohltun zu be wegen 
(g^raiiarxvm aciio est ad plus dandum invitât lo); denn dabei 
bedieno ich mich dieser blofl als Mittel zu meinen 
anderweitigen Absichten; sondern sie ist unmittelbare 
Nôtigung durchs moralische Gesetz, d. i. Pflicht. 


a) 2. Aufl.: „Blûd8innigen und Verrûckten*^ 

b) „dem ich . . . erweiso** Zusatz der 2. Auflage. 



yi2 Tugendl. Eth. Elementarl. H, 1, Hauptst 1. Abschn. 

Dankbarkeit aber muÛ auch noch besonders als 
heilige Pflicht, d. i. als eine solche, deren Ver- 
letzung (als skandaiôses Beispiel)^^) die moralische ïrieb- 
feder zum Wohltun in dem Grundsatze selbst ver- 
nichten kann, angesehen werden. Denn heilig ist der- 
jenige moralische Gegenstand, in Ansehung dessen die 
Verbindlichkeit durch keinen ihr gemâfien Akt vôllig 
getiigt werden kann (wobei der Verpflichtete immer 
noch verpflichtet bleibt). Aile andere ist gemeine 
10 Pt'iiclit. — Man kann aber durch keino Vergeltung 
einer empfangenen Wohltat über dieselbe quittieren: 
weil der Empfânger den Vorzug des Verdienstes, den 
der Geber bat, namiich der erste ira Wohlwollen ge- 
wesen zu sein, diesem nie abgewinnen kann. — Aber 
auch ohne einen solchen Akt (des Wohltuns) ist selbst 
das bloûe herzliche Wohlwollen schon Grund der Ver- 
pflichtung zur Dankbarkeit.^) Eine dankbare Gesin- 
nung diesel* Art wird Erkenntlichkeit genaniiL 

§33. 

20 Was die Extension dieser Dankbarkeit betrii'It, so 
geht sie nicht allein auf Zeitgenossen, sondern auch 
auf die Vorlahren, selbst diejenigen, die man nicht mit 
GewiÛheit namhaft machen kann. Das ist auch die 
ürsache, weswegen es iur unanstandig gehalten wird, 
die Alten, die als unsore Lehrer angesehen werden 
kônnen, nicht nach Môglichkeit wider aile Angriffe, 
Beschuldigungen und Geringschalzung zu verteidigen; 
woboi es aber ein tôrichter Wahn ist, ihnen um des 
Altertums willen einen Vorzug in Talenten und gutem 
30 Willen vor den Neueren^ gleich als ob die Welt in 
kontinuierlicher Abnahme ihrer ursprünglichen Voll- 
[456] kommenheit 1 nach Naturgesetzen ware, anzudichten 
und ailes Neue in Vergleichung damit zu verachten. 

Was aber die Intension, d. i. den Grad der Ver- 
bindlichkeit zu dieser Tugend betrilft, so ist er nach 
dera Nutzen, den der Verpflichtete aus der Wohltat 

r) „(ûl8 ekandalôsea Beîspiel)*' sieht in der 1. Auflage 
(TBt hinter „vernichten kann“ (Zeile 6). 

b) 2. Aafi.: „ Wohlwollen gegeu den Woldtüter kchon 
fine Art Ton Dankbarkeit**. 
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gezogen hat, und der Uneigennûtzigkeit, mit der ihm 
diese erteilt worden, zu schâtzen. Der mindeste Grad 
ist: gleiche Dienstleistungen dem Wohltâter, der*) 
dieser empfânglich (noch lebend) ist, und, wenn er es 
nicht ist, anderen zu erweisen: eine empfangene Wohl- 
tat nicht wie eine Last, deren man gern überhoben 
sein môchte, (weil der so Begünstigte gegen seinen 
Gônner eine Stufe niedriger steht und dies dessen 
Stolz krànkt) anzusehen; sondern selbst die Veran- 
lassung dazu als moralische Wohltat aufzunehmen, 10 
d. i. als gegebene Gelegenheit, diese Tugend der 
Menschenlîebe^), welche mit der Innigkeit der wohl- 
wollenden Gesinnung zugleich Zàrtlichkeit des Wohl- 
wollens (Aufmerksamkeit auf den kleinsten Grad der- 
solbcn in der Pflichtvorstellung) ist, zu verbinden®) und 
so die Menschenliebe zu kultivieren. 


C. 

Teiinehmende Empfindung ist überhaupt Pflicht. 

§ 84 . 

Jîitf rende und Mitleid (sympathia mordlis) sind 20 
zwar sinnliche Gefühle einer (darum âsthetisch zu 
nennenden) Lust oder Unlust an dem Zustande des Ver- 
gnügens sowohl als Schmerzens anderer (Mitgefühl, 
teiinehmende Empfindung), wozu schon die Natur in 
den Menschen die Empfanglichkeit gelegt hat. Aber 
diese aïs Mittel zu Beforderung des tatigen und ver- 
nünftigen Wohlwollens zu gebrauchen, ist noch eine 
besondere, obzwar nur bedingte Pflicht, unter dem 
Namen der Menschlichkeit (hxivianitas) : weil hier der 
Mensch nicht bloû als vernünîtiges Wesen, sondern 30 
auch als mit Vernunft begabtes Tier betrachtet wird. 
Dieso kann nun in dem Verraogen und Willen, sich 


a) 2. Aufl.: „deren“. 

b) ,,der lMen8cbeiiliebo‘’ (Dativ, abhàngig toü „ver- 
biiidenl) fehlt in der 2. Auflage. 

c) Statt „i8t, zu verbinden** hat die 2, Auflage: „Ter- 
bindet, aussuüben‘\ 
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einander in Ansehung seîner Gefühle mitzuteileû 
(humianüas practica), oder bloÛ in der Empfânglich- 
keit für daa gemeinsame Gefühl des Vergnügens oder 
Schmerzens (humanitas aesthetica), was die Natur selbst 

f ibt, gesetzt werden. Das erstere ist frei und wird 
aher teilnehmend genannt (comnntnio sentiendi lihe- 
[457] raiis)^) und gründet sich auf praktische Vernunft;| das 
zweite ist unfrei (communio sentiendi illiberalis, servilisjh) 
und kann mitteilend (wie die der Wârme oder an- 
10 steckender Krankheiten), auch Mitieidenschaft heiDen: 
weil sie sich unter nebeneinander lebenden Menschen 
natürlicherweise verbreitet. Nur zu dem ersten gibt's 
Verbindlichkeit. 

Es war eine erhabene Vorstellungsart des Weisen, 
wie ihn sich der Stoiker dachte, wenn er ihn sagen 
liefl: Ich wünsche mir einen Freund, nicht der mir 
in Armut, Krankheit, in der Gefangenschaft usw. Hilfe 
leiste, sondern, damit ich ihm beistehen und einen 
Menschen retten kônne; und gleichwohl spricht eben- 
20 derselbe Weise, wenn sein Freund nicht zu retten ist, 
zu sich selbst: Was geht’s mich an? d. i. er verwarf 
die Mitieidenschaft. 

In der Tat, wenn ein anderer leidet und ich mich 
duTch seinen Schmerz, dem ich doch nicht abhelfen 
kann, auch (vermittelst der Einbildungskraft) anstecken 
lasse, so leiden ihrer zwei; obzwar das Ubel eigentlich 
(in der Natur) nur einen trîfft. Es kann aber unmoglich 
Pflicht sein, die Übel in der Welt zu vermehren, mit- 
hin auch nicht aus Mitleid wohlzutiin; wie denn 
30 dieses auch eine beleidigende Art des Wohltuns sein 
würde, indem es ein Wohlwollen ausdrückt, was sich 
auf den Unwürdigen bezieht und Barmherzigkeit 
genannt wird^) und'^) unter Menschen, welche mit ihrer 
Würdigkeit glücklich zu sein eben nicht prahlen dürfen, 
respektiv gegeneinander gar nicht vorkommen sollte. 


a) 2. Aufl.: 

b) 2. Aufl.: yjCommunio sentiendi necessaria^^. 

c) 2. Aufl.: „wie dann au :h eine beleidigende Art des 
Wohltuns, Barmherzigkeit genannt, die ein Wohlwollen 
au8drückt“ usw. 

d) „und“ Zusatz Vorlandc'rs. 
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§ 35. 

Obzwar aber Mitleid und so auch Mitfreude mit 
anderen zu haben, an sich selbst nicht Pîlicht ist, so 
ist es doch tatige Teilnehmung an ihrem Schicksale, 
und zu dem Ende also indirekte Pflicht, die mit- 
leidigen natürlichen (asthetischen) Gefühle in uns zu 
kultivieren und sie als so viele Mittel zur Teilnehmung 
aus moralischen Grundsatzen und dem ihnen gemafien 
Gefühl zu benutzen^). — So ist es Pîlicht: nicht die 
Stellen, wo sich Arme befinden, denen das Notwendigste 10 
abgeht, zu umgehen^), sondern sie aufzusuchen, nichtc) 
die Krankenstuben oder die Gefangnisse der Schuldner 
und dergl. zu fliehen, um dem schmerzhaften Mitgefühl, 
dessen man sich nicht erwehren kônne, auszuweichen: 
weil dieses doch einer der in uns von der Natur ge- 
legten Antriebe ist, dasjenige zu tun, v;as die Pflicht- 
vorstellung für sich allein nicht ausrichten würde. 

Kasnistische Fragen, [458] 

Würde es mit dem Wohl der Welt überhaupt nicht 
besser stehen, wenn aile Moralitat der Menschen nur 20 
auf Rechtspflichten, doch mit der grôfiten Gewissen- 
haftigkeit eingeschrankt, das Wohlwollen aber unter die 
Adiaphora gezahlt würde? Es ist nicht so leicht zu 
übersehen, welche Folgo es auf die Glückseligkeit der 
Menschen haben dürfte. Aber in diesem Pâlie würde 
es doch wenigstens an einer groJûen moralischen Zierde 
der Welt, namlich der Menschenliebe, fehlen, welche 
also für sich, auch ohne die Vorteile (der Glückselig- 
keit) zu berechnen, die Welt als ein schônes rao- 
ralisches Ganze in ihrer ganzen Vollkommenheit dar- 3C 
zustellen erfordert wird. 

Dankbarkeit ist eigontlich nicht Gegenliebe dos 
Verpflichteten gegen den Wohl ta ter, sondern Achtung 
vor dernselben. Donn der allgemeinen Nachstenliebe 


a) 2. Auü.: „80 ist doch tatigo Teilnehmung an ihrem 
Schicksale Pflicht, und zu dem Ende also die mitJeidigen • • , 
zu boijutzen, wenigstens indirekte Pflicht**. 

b) 1. Aufl.: ,.uinzugehen‘*, 

c) „nicht** Zusatz der 2. Auflage. 
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kann und muÛ Gleichhcit der Pflichten zuin Grande 
gelegt werden; in der Dankbarkeit aber steht der Ver- 
pflichtete um eine Stufe niedriger als sein Wobltater. 
Sollte das nicht die Ursache so mancher Undankbarkeit 
sein, namlich der Stolz, einen über sich zu sehen^); der 
Widerwille, sich nicht in vôllige Gleichheit (was die 
Pflichtverhâltnisso betrifft) mit ihm setzen zu konnen? 

Ton deu der Meusclieuliehe gerade (contrarie) 
Cûtgegeugesotzten Lastern des Mcnschcuhasscs. 

10 § 36. 

Sie machen die abscheuliche Familie des Neides, 
der Undankbarkeit und der Schadenfreude aus. 
— Der Ilafi ist aber hier nicht offen und gewalttatig, 
Bondern geheiin und verschleiert, welches zu der 
Pflichtvergessenheit gegen seinen Nachsten noch 
Niedertrachtigkeit hinzutut und so zugleich die Pflicht 
gegen sich selbst verletzt. 

a) Der Neid (livor) als Hang, das Wohl anderer 
mit Schmerz wahrzunehmen, obzwar dem seinigeii da- 
90 durch kein Abbruch geschieht, der, wenn er zur Tat 
(jenes Wohl zu schmalern) ausschlagt, qualifizierter 
Neid, sonst aber nur MiÛgunst (invideniia) heiût 
ist doch nur eine indirekt-bosartige Gesinnung, namlich 
ein Unwille, unser eigen Wohl durch das Wohl anderer 
in Schatten gestellt zu sehen, weil wir den Maûstab 
desselben nicht in dessen innerem Wert, sondern nur 
[469] in der Vergleichung mit | dem Wohl anderer zu 
schatzen und diese Schatzung zu versinnlichen wissen. 
— Daher spricht man auch wohl von einer be- 
80 neidungswürdigen Eintracht und Glückseligkeit in 
einer Ehe oder Familie usw.; gleich als ob es in 
manchen Fallen erlaubt wàre, jemanden zu beneiden. 
Die Regungen des Neides liegen also in der Natur 
des Menschen, und nur der Ausbruch derselben macht 
sie zu dem scheufilichen Laster einer gramischen, sich 


a) 2. Aufl.: „Solito also nicht dio Ursache so mancher 
Undankbarkeit dor eioen nicht übor sich sehen zu 

wollen“. 
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selbst folternden und auf Zerstorung des Glückes 
anderer, wenigstens dem Wunsche nach, gerichteten 
Leidenschaft, ist mithin der Pflicht de-s Menschen gegen 
sich selbvst sowohl als gegen andere entgegengesetzt 

b) Undankbarkeit gegen seinen Wohltater, 
welche, wenn sîe gar soweit geht, seinen Wohltater 
zu hassen, qualifizierte Undankbarkeit, sonst 
aber bloD Unerkenntlichkeit heiût, ist ein zwar im 
ôffcntlichen Urteile hochst verabscheutes Laster, 
gleichwohl ist der Mensch desselben wegen so berüch> 10 
tigt, daJ3 man es nicht îür tinwahrscheinlich hait, man 
kônne sich durch erzeigte Wohltaten wohl gar einen 
Feind machen. — Der Grand der Môglichkeit eines 
solchen Lasters liegt in der miûverstandenen Pflicht 
gegen sich selbst, die Wohltatigkeit anderer, weil sie 
uns Verbindlichkeit gegen sie auferlegt, nicht zu be- 
dürfen und aufzufordern, sondern lieber die Beschwer- 
den des Lebens selbst zu ertragen, als andere damit 

zu belastigen, mithin dadurch bei ihnen in Schulden 
(Verpflichtung) zu kommen: weil wir dadurch auf die 20 
niedere Stufe des Beschützten gegen seinen Beschützer 
zu geraten fürchten; welches der echten Selbst- 
schiitziing (auf die Würde der Menschheit în seiner 
eigenen Person stolz zu sein) zuwider ist. Daher 
Dankbarkeit gegen die, die uns im Wohltun unver- 
meidlich zuvorkommen muûten, (gegen Vorfahren 
im Angedenken oder gegen Eltern) freigebig, die 
aber gegen Zeitgenossen nur karglich, ja, um dieses 
Verlialtnis der Ungleichheit unsichtbar zu machen, wohl 
gar das Gegenteil derselben bewiesen wird. — Dieses 60 
ist aber alsdann ein die Menschheit emporendes Laster, 
nicht blofi des Schadens wegen, den ein solches Bei- 
spiel Menschen überhaupt zuziehen muÛ, von fernerer 
Wohltatigkeit abzuschrecken (denn diese kônnen mit 
echt moralischcr Gesinnung eben in der Verschraiihung 
ailes solchen Lohns ihrem Wohltun nur einen desto 
grôûeren inneren moralischen Wert setzen): sondern 
weil die Menschenliebo hier gleichsam auf den Kopf 
gestellt und der Mangel der Liebe gar in die Befugnis, 
den Liebenden zu hassen, verunedelt wird. 40 

c) Die Schadenfreude, welche das gerade Um- 
gekehrte der Teilnehmung ist, ist der menschlichen 
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[460] Natur auch nicht fremd; wîewohl, wenn [ sie soweit 
geht, das Übel oder Bôse^) selbst bewirken zu helfen, 
sie als qualif izierte Schadenfreude den Menschen- 
liaJO sichtbar raacht and in ihrer GrâJQlichkeit erschelnt. 
Sein Wohlsein and selbst sein Wohlverhalten starker zu 
fühlen, wenn Unglück oder Verfall anderer in Skandalo 
gleichsam als die Folie anserem eigenen Wohlstande 
antergelegt wird, um diesen in ein desto helleres Licht 
zu stellen, ist freilich nach Gesetzen der Einbildungs- 
10 kraft, nâmlich des Kontrastes, in der Natur gegründet. 
Aber über die Existenz solcher das allgemeine Welt- 
beste zerstôrenden Enormitâten unmittelbar sich zu 
freuen, mithin dergleichen Ereignisse auch wohl zu 
wünschen, ist ein geheimer Henschenhafi and das ge- 
rade Widerspiel der Nachstenliebe, die uns als Pflipht 
obliegt. — Der Über mut anderer bei ununter- 
brochlenem Wohlergehen, and der Eigendünkel im 
Wohlverhalten (eigentlich aber nur im Gluck, der Ver- 
leitung zum offentlichen Laster noch immer entwîscht 
20 zu sein), welches beides der eigenliebige Mensch sich 
zum Verdienst anrechnet, bringen diese feindselige 
Freude hervor, die der Pflicht nach dem Prinzip der 
Teilnehmung^) (des ehrlichen Chremes beim Terenz): 
„Ich bin ein Mensch; ailes, was Menschen widerfâhrt, 
das trifft auch mich^^ gerade entgegengesetzt ist. 

Von dieser Schadenfreude ist die süIJeste and noch 
dazu mit dem Schein des groûten Rechts, ja wohl gar 
der Verbindlichkeit (als Rechtsbegierde), den Schaden 
anderer auch ohne eigenen Vorteil sich zum Zweck 
30 zu machen, die Rachbegierde. 

Eine jede das Recht eines Menschen krankende 
Tat verdient Strafe, wodurch das Verbrechen an dem 
Tâter gerâcht (nicht bloD der zugefügte Schaden er- 
setzt) wird. Nun ist aber Strafe nicht ein Akt der 
Privatautoritât des Beleidigten, sondern eines von îhm 
unterschiedenen Gerichtshofes, der den Gesetzen eines 
Oberen über aile, die demselben anterworfen sind, 
Effekt gibt, and wenn wir die Menschen (wie es in 


a) 1. Aufl,: jjBôses^*. 

b) Die 2. Anflage hat nach „Teilnehmung“ den Zusatz 
„der Maxime“ and die folgendon VVorte ohne Klammer. 



Von den Lastern des Menechenhasses. § 36. 319 

der Ethlk notweiidig îst) in einem rechtlichen Zustande, 
aber nach bloflen Vernunftgesetzen, (nicht nach 
bürgerlichen) betrachten, so bat niemand die Befugnis, 
Strafen zu verhângen und von Menschen erlittene Be- 
leidigung zu râchen, als der, welcher auch der oberste 
moralische Gesetzgeber ist, und dieser allein (nâmlich 
Gott) kann sagen: „Die Rache ist mein; ich will ver- 
gelten.^' Es ist also Tugendpflicht, nicht allein selbst 
bloû aus Rache, die Feindseligkeit anderer nicht mit 
HaÛ zu erwidern, sondern selbst nicht einmal den 10 
Weltrichter zur Rache aufzufordern; teils weil der 
Mensch von eigener Schuld genug auf sich sitzen hat, 
um der Verzeihung | selbst sehr zu bedürfen, teils und [461] 
zwar vornehmlich, weil keine Strafe, von wem es auch 
sei, aus HaÛ verhàngt werden darf. — Daher ist Ver- 
sôhnlichkeit ( placabiUtas) Menschenpflicht ; womit 
doch die schlaffe^) Duldsamkeit der Beleidigungen 
(ignava^) iniuriarum patientia) nicht verwechselt werden 
mufl, als Verzichtleistung®) auf harte (rigorosa) Mittel, 
um der fortgesetzten Beleidigung anderer vorzubeugen; 20 
denn das wàre Wegwerfung seiner Rechte un ter die 
Fiiûe anderer und Verletzung der Pflicht des Men- 
schen gegen sich selbst. 


Anmerkung. 

Aile Laster, welche selbst die menschliche 
Natur hassenswert machen würden, wenn man sie 
(als qualifiziert) in der Bedeutung von Grundsâtzen 
nehmen wollte, sind inhuman, objektiv betrachtet, 
aber doch menschlich, subjektiv erwogen; d. i. 
wie die Erfahrung uns unsere Gattung kennen lehrt 80 
Ob man also zwar einige derselben in der Heftig- 
keit des Abscheues teuflisch nennen môchte, 
sowie ihr Gegenstück Engelstugend genannt 
werden kônnte: so sind beide Begriffe doch nur 
Ideen von einem Maximum, als Maflstab zura 
Behuf der Vergleichung des Grades der Moralitât 


a) 1. Anfl. : „8anfto“. 

b) 1. Aufi.: (dio 2. Aufl. hat: ^^ignave'*), 

c) 1. Anfl.: „Kntsagung“ 



320 Togondl. Eth. Elementarl. 11, 1. Hanptst, 2. Abschn. 

gedacht, indem man dem Menschen seinen Platz 
im Himmel oder der Ilôlle anweiset, ohne ans 
ihm ein Mittelwesen, was weder den einen dieser 
Plâtze noch den anderen einnimmt, zii machen. 
Ob es Haller, mit seinem „zweideutig Mittelding 
von Engeln und von Vieh‘* besser getroffen habe, 
mag hier unausgemacht bleiben. Aber das Halbieren 
in einerZusammenstellung heterogenerDinge lührt 
auf gar keinen bestimmten Begriff, nnd zu diesem 
10 kann uns in der Ordnung der Wesen nach ihrem 
uns unbekannten Klassenunterschiede nichts hm- 
leiten. Die erstere Gegeneinanderstellung (von 
Engelstugend und teuflischem Laster) ist Über- 
treibung. Die zweite, obzwar Menschen leider! auch 
inviehischo Laster îallen, berechtigt doch nicht, 
eine zu ihrer Spezies gehorige Anlage dazu 
ihnen beizulegen, so wenig als die Verkrüppelung 
einiger Baume im Walde ein Grund ist, sie zu 
einer besonderen Art von Gewacbsen zu machen. 


[462] 90 Zweiter Abschnitt. 

Yon den Tugendpfiichteii gcgen aiidcre Menschen ans 
der ihnen gebührenden A ch tu n g. 

§ 37, 

Mafiigung in Ansprüchen überhaupt, d. i, irei- 
willige Einschrankung der Selbstliebe eines Menschen 
durch die Selbstliebe anderer, heiût Bescheidenheit, 
Der Mangel dieser Mâfligung (Unbescheidenheit)^ 
in Ansehung der Würdigkoit^), von anderen geliebt 
zu \verden, die Eigenîiebo (philautia). Die Unbe- 
30 scheidenheit der Forderung aber^), von anderen ge- 
achtet zu werden, ist der Eigendünkel (arrogantia). 
Achtung, die ich für andere trage, oder die ein 
anderer von mir fordern kann (observantia aîUs prac- 
standa), ist also die Anerkennung einer Würde (digni- 
tas) an anderen Menschen, d, i, eines Werts, der keinen 


a) 2. Au fl,: „oder die DnbescheidenheiC*. 

b) 2. Aiifl.: „Forderung“. 

c) 2. Aufî.! ,,abcr in der Forderang**. 
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Preis hat, kein Âquivalent, wogegen das Objekt der 
Wertschâtzung (aestimii) ausgetauscht werden konate. 

— Die Beurteilung eines Dinges als einee eelchen, das 
keinen Wert hat, ist die Verachtung. 

§ 38. 

Ein jeder Mensch hat rechtraâfiigen Anspruch auf 
Achtung von seinen Nebenmenschen, und wechsel- 
seitig ist er dazu auch gegen jeden anderen verbunden. 

Die Menschheit selbst ist eine Würde; denn der 
Mensch kann von keinem Menschen (weder von an- 
deren noch sogar von sich selbst) bloB als Mittel, 
sondem mufl jederzeit zugleich als Zweck gebraucht 
werden, und darin besteht eben seine Würde (die Per- 
sonlichkeit), dadurch er sich über aile anderen Welt- 
wesen, die nicht Menschen sind und doch gebraucht 
werden konnen, mithin über aile Sachen erhebt. Gleich- 
wie er also sich selbst für keinen Preis weggeben kann 
(welches der Pflicht der Selbstschâtzung widerstreiten 
würde), so kann er auch nicht der ebenso notwendigen 
Selbstschâtzung anderer als Menschen entgegenhan- 20 
deln, d. i. er ist verbunden, die Würde der Menschheit 
an jedem anderen Menschen praktisch anzuerkennen; 
mithin ruht auf ihm eine Pflicht, die sich auf die jedem 
anderen Menschen notwendig zu erzeigende Achtung 
bezieht. 

§ 39. [40 

Andere verachten (contenmere)^ d. i. ihnen die 
dem Menschen überhaupt schuldige Achtung weigern, 
ist auf aile Fàlle pflichtwidrig; denn es sind Menschen. 

Sie vergleichuûgsTi^eise mit anderen innerlich gering- 30 
SC hat zen (dcspicatxii hahore) ist zwar bisweilen unver- 
meidlich, aber die auJQere Bezeigung der Gering- 
schâtziing ist doch Beleidigung. — Was gefahrlich 
ist, ist kein Gegenstand der Verachtung, und so ist 
es auch nicht der Lasterhafte; und wenn die Über- 
legenheit über die Angriffe desselben mich berechtigt 
zu sagen: ich verachte jenen, so bedeutet das nur 
soviel als: es ist keino Gefahr dabei, wenn ich gleich 
gar keine Verteidigung gegen ihn veranstaltete, weil 
er sich in seiner Verworfenheit selbst darstellt Nicht»- 40 

Kant, Mt*taph.v«ik der Slttcn. 21 
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destoweniger kann ich selbst dem Lasterhaften als 
Menschea nicht aile Achtung versagen, die îhm wenig- 
stens iîi der Qualitat eines Menschen nicht entzogen 
werden kann; ob er zvvar durch seine Tat sich der- 
selben unwürdig macht. So kann es schimpfliche, die 
Menschheit selbst entehrende Strafen geben (wie das 
Vierteilen, von Hunden zerreiCen lassen, Nasen und 
Ohren abschneiden), die nicht bloB dem Ehrliebenden 
{der auf Achtung anderer Anspruch macht, was ein 
10 jeder tun muB) schmerzhafter sind^) als der Verlust 
der Güter und des Lebens, sondern auch dem Zu- 
schaiier Schamrôte abjagen, zu einer Gattung zu ge- 
horen, mit der man so verfahren darf. 

Anmerkung. 

Hierauf gründet sich eine Pflicht der Achtung 
für den Menschen selbst im logischen Gebrauch 
seîner Vernunft: die Fehltritte derselben nicht unter 
dem Namen der Ungereimtheit, des abgeschmackten 
Urteils u. dgl. zu rügen, sondern vieimehr voraus- 
20 zusetzen, daB in demselbenb) doch etwas Wahres 
sein miisse, und dieses herauszusuchen; dabei aber 
auch zugleich den trüglichen Schein (das Sub- 
jektive der Besümmungsgründe des Urteils, was 
durch ein Versehen für objektiv gehalten wurde) 
aufzudecken und so, indem man die Môglichkeit 
zu irren erklart, ihm doch die Achtung für seinen 
Verstand zu erhalten. Denn spricht man seinern 
Gegner in einem gewissen Urteile durch jene Aus- 
drücke allen Verstand ab, wie will man ihn daim 
30 darüber verstândigen, daB er geirrt habe? — 
Ebenso ist es auch mit dem Vorwurf des Lasters 
bewandt, welcher nie zur vëlligen Verachtung und 
Absprechung ailes moralischen Werts des Laster- 
haften ausschlagen^) muB: weil er nach dieser 


a) 2. Aufl.: „dio niclit bloC dem Bestraften (der iioch 
auf Aehtuiig . . . muO) durch dicse Entehrung Bclimcrz- 
hafter Kind“. 

b) fic. dem abges' hmaokten ürteil. 

c) 2. AtiÜ.: „VerHclituiig den I^asterhafton aosechlagon^ 
nie ihm allen mor;ili«cliefi VVert absprechea*^ 
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Hypothèse auch | nie gebessert werden kônnte; [464] 
welches mit der ïdee eines Mens ch en, der als 
solcher (als moralisches Wesen) nie aile Anlage 
zum Gutèn einbüÛen kann, unverembar ist 

§ 40. 

Die Achtung vor dem Gesetze, welche subjektiv als 
moralisches Gefühl bezeichnet wird, ist mit dem Be- 
wuBtsein seiner Pflicht einerlei. Ebendarum ist auch die 
Bezeigung der Achtung vor dem Menschen als mora- 
lischen (seinePflicht hôchstschâtzenden)‘0 Wesen selbst 10 
eine Pflicht, die andere gegen ihn haben, und ein Rechi^ 
worauî er den Anspruch nicht aufgeben kann. — Man 
nennt diesen Anspruch Ehrliebe, deren Phanomen îm 
àuûeren Betragen Ehrbarkeit (honcsfas externa), der 
Verstoû dawider aber Skandal heifît: ein Beispiel der 
Nichtachtung derselben, dasNachfolge bewirken dürîte; 
welches zu geben zwar hochst pflichtwidrig, aber am 
bloû Widersinnischen (paradoxon)y sonst an sichGuten zu 
nehmen^), ein Wahn (da man das Nichtgebrâuchliche 
auch für nicht erlaubt hait) und®) ein der Tugend ge- 20 
fâhrlicher und verderblicher Fehler ist. — Denn die 
schuldige Achtung für andere ein Beispiel gebende 
Menschen kann nicht bis zur blinden Nachahmung (da 
der Gebrauch, mos, zur Würde eines Gesetzes er- 
hoben wird) ausarten; als welche Tyrannei der Volks- 
sitte der Pflicht des Menschen gegen sich selbst zu- 
wider sein würde. 

§ 41. 

Die Unterlassung der bloûen Liebespflichten ist 
üntugend (peccatum), Aber die Unterlassung der 30 
Pflicht, die aus der schuldigen Achtung für jeden 
Menschen überhaupt hervorgeht, ist Laster (vitium). 

Denn durch die Verabsaumung der ersteren wird kein 
Mensch beleidigt; durch die Unterlassung aber der 

a) 2. Aull.: „hoclischntzoT]den*‘. 

b) 2. Aufl.: jjpfliclitwidrig, hingegen an dem, was blofi 

aïs A))W(>icliunjî von der ^eineinon Vorniinft auffallend (para- 
doxon), aber an sich gui ist, solches zu nohmeu“. 

c) ,,uiid ‘ Ziisutz der 2. Auflage. 

21 ♦ 
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zweiten gescliieht demMenschen Abbruch inAneehung 
seines gesetzmâfligen Ansprucbs. — Die erstere Ober- 
tretung ist das Pflichtwidrige des Widerspiels (con- 
trarie opposihm virhiUs). Was aber nicht allein keine 
moralisclie Zutat ist, sondern sogar don Wert der- 
jenigen, die sonst dem Sub^ekt zugute kommen würde, 
aufhebt, ist La s ter. 

Ebendarum werden auch die Pflichten gegen den 
Nebenraenschen aus der ihm gebührenden Achtung nur 
[465] 10 negativ ausgedrückt, 3. i. diese ] Tugendpflicht wird 
nur indirekt (durch das Verbot des Widerspiels)^) aus- 
gedrückt werden. 


Yon deu die PHichten der Âchtang Itlr andere 
Menschen Terletzenden Lastern. 

Diese Laster sind: A. der Hochmut, B. das 
Afterreden und C. die Verhohnung. 

A. 

Der Hochmut. 

§ 42. 

20 Der Hochmut (superbia und, wie dieses Wort 
es ausdrückt, dieNeigung, immer oben zu schwimmen), 
ist eine Art von Ehrbegierde (amUtio), nach welcher 
wir anderen Menschen ansinnen, sich selbst in Ver- 
gleichung mit uns gering zu schatzen, und ist also 
ein der Achtung, worauf jeder Mensch gesetzraafiigen 
Anspruch machen kann, widerstreitendes Laster. 

Er ist vom Stolz ((inimus clatus) als Ehrliebe, 
d. i. Sorgfalt, seiner Menschenwürde in Vergleichung 
mit anderen nichts zu vergeben (der daher auch mit 
30 dem Beiwort des eieln belegt zu werden pflegt), 
unterschieden; denn der Hochmut verlangt von anderen 
eine Achtung, die er ihnen doch verweigert *— Aber 
dieser Stolz selbst wird doch aum Fehler und Beleidi- 
gung, wenn er auch bloû ein Ansinnen an andere 
ist, sich mit seiner Wichtigkeit zu beschaftigen. 


a) 2. Autî.: «,Gegenteil&“. 
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DaJÛ der Hochmut, welcher gleichsam eine Be- 
werbung des Ehrsiichtigen um Nachtreter ist, und denen 
verachtlich zu begegnen er sich berechtigt glaubt, un- 
gerecht und der schuldigen Achtung für Menschen 
überhaupt widerstreitend sei; daû er Torheit d. i. 
Eitelkeit im Gebrauch der Mitteî zu etwas, was in einem 
gewissen Verhâltnisse gar nicht den Wert hat^ um 
Zweck zu sein; 3a daB er sogar Narrheit, d. i. ein 
beleidigender Unverstand sei, sich solcher Mitteî, die an 
anderen gerade das Widerspiel seines Zwecks hervor- 10 
bringen müssen, zu bedienen (denn dem lîochmütigen 
weigert ein jeder um desto mehr seine Achtung, je be- 
str^ter er sich danach bezeigt), — dies ailes ist für 
sich klar. Weniger mochte [ doch angemerkt worden [466j 
sein, daû der Hochmütige iederzeit im Grande seiner 
Seele niedertrâchtig ist. Denn er würde anderen 
nicht ansinnen, sich selbst in Vergleichung mit ihm ge- 
ring zu halten, fânde er nicht bei sich, daÛ, wenn ihm 
das Glück umschlüge, er es gar nicht hart finden würde, 
nun seinerseits auch zu kriechen und auf aile Achtung i?0 
anderer Verzîcht zu tun. 


B. 

Das Afterretfen. 

§ 43. 

Die üble Nacliredo (ohlra fallu) oder das After- 
reden, worunter ich nicht die Verleumdung (con- 
iumcUa), eine falsche, vor Rechtb) zu ziehende Nach- 
rede, sondern bloû die unmittelbare, au! keine be- 
sondere Absicht angelegte Neigung versteho, eUvas 
der Achtung für andere Nachteiliges ins Gerücht zu 30 
bringen, ist der schuldigen Achtung gegen die Mensch- 
heit überhaupt zuwider: weil iedes gegebene Skandal 
diese Achtung, auf welcher doch der Antrieb zum 
Sittlichguten beruht, schwacht und soviel môglich 
gegen sie unglaubisch macht. 

Die geflissentliche Verbreitung (propalatio) des- 
jenigen die Ehre eines anderen Schmalernden, was^) 


a) 2. Aufl.: „de8jcnigen, was . . . schnialert, wenn 

b) .r* vor Gericht (vgl. S. 113 Anm.). 
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auch nicht zur ôffentlichen Gerichtsbarkeit gcliort, es 
mag übrigens auch wahr sein^), ist Verringerung der 
Achtung für die Menschheit überhaupt, um endiieh 
auf unsere Gattmig selbst don Schatten der Nichts- 
würdigkeit zu werfen und Misanthropie (Menschen- 
scheu) oder V erachtung zur herrschenden Denkungsart 
zu machen, oder sein inoralisches Gefühl durch den 
ofteren Anblick derselben abzustumpfen und sich daran 
zu gewohnen. Es ist also Tugendpflicht, statt einer 
10 hainischen Lust an der Blofistellung der Fehler anderer, 
uin sich dadurch die Meinung, gut, wenigstens nicht 
schlechter als allé anderen Menschen zu sein, zu 
sichern, den 8c*hleier der Menschenliebe nicht bloû 
durch Milderung unserer Urteile, sondern auch durch 
Verschweigung derselben über die Fehler anderer zu 
werfen: weil Beispiele der Achtung, welche uns 
andere^) geben, auch die Bestrebung rego niachen 
konnen, sie gleichmaûig zu verdienen. — Um des- 
willen ist die Ausspahungssuclit der Sitten anderer 
20 (alloirioepiscopki) auch für sich selbst Bchon ein be- 
ieidigender Vorwitz der Mensclienkunde, welchem 
jedermann sich mit Redit als Verletzung der ihru 
schiildigoîi Achtung widorsetzen kann. 

[467] C, 

Die Yerhohnung. 

§ 44. 

Die leichtf ertigo Tadelsucht und der Hang, 
andere zum Gelachter bloBzustellen, die Spottsucht, 
um die Fehler eines anderen zum unmittelbaren Gegen- 
30 stande seiner Belustigung zu machen, ist Bosheit, und 
von dem Scherz, der Vertraiilichkeit unter Frounden, 
sie^) nur zum Schein als Fehler, in der Tat aber als 
V'orzüge des Muts, bivsweilen auch auBer der Regel 
der Modo zu sein, zu btdachen (vvelches dann keiii 


:ij 2. Aufi.; ,,geBotzt, daH os übrigens auch -walir 
bj 2. Aufi.: ,,'wir anderen^. 

o; Statt Imt dio 2. AaOago deutlichor; ^gewiaso 
Sünderbarkoi(cri‘‘. 
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Hohnlachen ist), gânzlîch unterschieden. Wirkliche 
Fehler aber oder, gleich als ob si© wirklich wâren, 
angedichtete, welche die Person ihrer verdienten Ach- 
tung zu berauben abgezweckt sind, dera Gelàchter bloD- 
zustellen, und der Hang dazu, die bittere Spottsucht 
{spiritus causticm), hat etwas von teuflischer Freude 
an sich, und ist darum eben eine desto hartere Ver- 
letzung der Pflicht der Achtung gegen andere Men- 
schen. 

Hiervon ist doch die scherzhafte, wenngleich 10 
spottende Abweîsimg der beleidigonden Angriffe eines 
Gegners mit Verachtung ^re^omo ioco^^a) unterschieden, 
wodurch der Spotter (oder überhaupt ein schaden- 
froher, aber krnftloser Gegn^r) gleichmaDig ver. pottet 
wird, und rechtmafiige Verteidigung der Achtung, die 
or von jenem fordern kann. Wenn aber der Gegen- 
stand eigentlich kein Gegenstand fur den Witz, son- 
dern ein solcher ist, an welchem die Vernunft not- 
wendig ein moralisches Interesse nimmt, so ist es, 
der Gagner mag noch soviel Spotterei ausgestoCen, ::o 
bierbei aber auch selbst zugleich noch soviel Blofien 
zum Belachen gegeben haben, der Würde des Gegen- 
standes und der Achtung für die Menschheit ange- 
messener, dem Angriffe entweder gar koine oder eine 
mit Würde und Ernst geführte Verteidigung entgegen- 
zusetzen. 

Anmerkung. 

Man wird wahrnehmen, daB unter dem vorher- 
gohendon Titel nicht sowolil Tugenden angepriesen, 
als vielmehr die ihnen entgcgenstehenden Laster 
getadelt werden; das liegt aber schon in dem Bo- 
griffe der Achtung, sowie wir sie gegen andere 
Menschen zu beweisen verbimden sind, welche nur 
eine négative Pflicht ist. — Ich bin nicht ver- 
bunden, andere (bloB als Menschen betrachtet), 
zu verehren, d. i. ihnen positive Hochachtung 
zu beweisen. Aile Achtung, zu der ich von Natur. 
verbunden bin, ist die vor dem Gesetz] überhaupt (468] 
(revcrere legpm), imd dieses^'^), nicht aber andere 

a) Hinter „dio8es“ setzt die 2. Anflage hinzu: „auch in 
Bf’ziehinig auf andere Menschen zu bcfolgeu“. 
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Menschen überhaupt zu verehren (reverentia ad- 
versus hominem) oder hîerin ihnen etwas zu leisteHy 
ist allgemeine und unbedingte Menschenpflicht 
gegen andere, welche als die ihnen ursprünglich 
schuldige Achtiing (ohservantia débita) von jedem 
gefordert werden kann. 

Die verschiedene anderen zu beweisende Ach- 
tung nach Verschiedenheit der Beschaffenlieit der 
Menschen oder ihrer zufalligen Verhâltnisse, nam- 
10 lich der des Alters, des Geschlechts, der Abstam- 
mung, der Starke oder Schwâche^ oder gar des 
Standes und der Würde, welche zum Teil auf be- 
liebigen Anordnungen beruhen, darf in meta- 
physischen Anfangsgründen der Tugendlehre 
nicht ausführlich dargestellt und klassifiziert 
werden, da es hier nur um die reinen Vernunft- 
prinzipien derselben zu tun ist 


Zweites Hauptstück. 

Von den ethischen Pflichten der Menschen gegen- 
20 einander in Ansehung ihres Zu stand es. 

§ 45. 

Diese (Tugendpilichten) kônnon zwar in der reinen 
Ethîk keinen Anlafi zu einem besonderen Hauptstück 
im System derselben geben; denn sie enthalten nicht 
Prinzipien der Verpflichtung der Menschen als solcher 
gegeneinander ui^ kônnen also von den meta- 
physischen Anfangsgründen der Tugendlehre eigent- 
lich nicht einen Teil abgeben; sondern sind nur, nach 
Verschiedenheit der Subjekte der^) Anwendung des 
30 Tugendprinzips (dem Pormale nach) auf in der Er- 
fahrung vorkommende Fâlle (das Materiale), modi- 
fizierte Regeln, Weshalb sie auch, wie aile empiri- 
schen Einteilungen, keine gesichert-vollstandige Klassi- 
fikation zulassen, Indessen, gleichwie von der Meta- 
physik der Natur zur Physik ein Überschritt, der seine 
besonderen Regeln hat, verlangt wird: so wird der 


a) Qôrland: „durch“. 
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Metaphysik der Sifcten ein Âhnliches mit Recht ange- 
fionnen; namlich durch Anwendung reiner Pflichtprin- 
zipien auf Fâlle der Erfahxung jene gleichsam zu 
Bchematisieren imd znm moralisch-praktfechen Ge- 
brauch fertig darzulegen. — Welches Verhalten aîso 
gegen Menschen, z. B. in der moralischen Reinigkeit 
ihres Zustandes oder in ihrer Verdorl>enheit; welches 
im kultivierten oder rohen Zustande; was den Ge- [469] 
lehrten oder Ungelehrten, and jenen im Gebrauch 
ihrer Wissenschaft als umgânglichen (geschliffenen) 10 
oder in ihrem Fach nnnmgânglichen Gelehrten (Pe- 
danten), pragmatischen oder mehr auf Geist und Ge- 
fichmack ausgehenden; welches nach Verschiedenheit 
der Sfânde, des Alters, des Geschlechts, des Ge- 
sundheitszustandes, des der Wohlhabenheit oder Ar- 
mut usw. zukomme^): das -gibt nicht so vielerlei Ar- 
ten der ethischen Verpflichtung (denn es ist nur 
eine, namlich die der Tugend überhaupt), sondem 
nur Arten der Anwendung (Porismen)b) ab; die also 
nicht als Abschnitte der Ethik und Glieder der Ein- 20 
teilung eines Systems (das a 'priori aus einem Ver- 
nunftbegriffe hervorgehen mufl), aufgeführt, sondern 
nur angehângt werden kônnen. — Aber eben dîese An- 
wendung gehort 3fur Vollstandigkeit der Darstellung 
desselben. 


Beschlufi der Elementarlehre. 

Ton der innigstcu Tereinigung der Liebe mit der 
Aehtnng in der Freundschaft. 

§ 46. 

Freundschaft (in ihrer VollkommenKeit be- 30 
trachtet) ist die Vereinigung zweier Personen durch 


a) 2. Aull. : „welches im kultivierten oder rohen Zu- 
siande au beobachten eoi; welches Verhalten dem Gelehrten 
oder Ungelehrten gozieme, und welches den im Gebrauch 
seiner Wissenschaft aîs umgânglichen (geschliffenen), oder 
in seinem Fach unumg&nglichen Gelehrten (Pedanten), den 
pragmatischen .... ausgehenden Gelehrten charakterisiere; 
wolohes nach .... Armut usw, eu beubachtou soi** 

b) «« Folgosâtzen. 
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gleiche wech^elseitige Liebe und Achtung. — Man 
sieht leicht, daÛ sie ein Idéal der Teilnehmung und 
Mitteilung an dem Wohl eines jeden dieser durch den 
nioralisch guten Willen Vereinigten sei, und wenn es 
auch nicht das ganzo Glück des Lebens bewirkt, dio 
x^ufnahme desselben in ihre beiderseitige Gesinnung 
die Würdigkeit enthalte, glûcklich zu sein, mithin 
dali Freundschaft unter Menschen^) Pîlicht derselben 
ist. — DaU aber Freundschaft oine blofie (aber doch 
10 praktisch-notwendige) Idee, in der Ausübung zwar un- 
erreichbar, aber doch danach (als einem Maximum der 
guten Gesinnung gegeneinander) zu streben, von der 
Vernunft aufgegebene, nicht etwa gemeine, sonder n 
ehrenvolle Pflicht seit>), ist leicht zu ersehen. Denn 
wie ist es für den Menschen in Verhiiltnis zu seineiu 
Nachsten môglich, die Gleichheit eines der dazu 
erforderlichen Stücke ebenderselben Pflicht (z. B. des 
wechselseitigen Wohlwollens) in dem einen mit eben- 
derselben Gesinnung im anderen auszumitteln, noch 
•20 mehr aber, welches’^) Verhiiltnis das Gefühl aus der 
einen Pflicht zu dem aus der anderen (z. B. das aus 
dem Wohhvollen zu dem aus der Achtung) in derselben 
[470] Person habe, und ob, wenn die einej in dor Liebe in- 
brünstiger ist, sie nicht ebendadurcR in der Achtung 
des anderen etwas einbüBe, sodaD beiderseiiigLiebe und 
Hochschâtzung subiektiv schwerlich in dusEbenmafi des 
Gleichgewichts gebracht werden wird^^), welches doch 
ziir Freundschaft erforderlich ist? — Denn man kann 
jone als Anziehung, diese als Abstoûung betrachten. 


a) 2. Aufl.: ,, Menschen zu 8achen‘‘. 

b) 2. Aufl.: ,,DaU aber, obwohl nach Freundschaft als 
einem Maximum der guten Gesinnung gegeneinandor zu 
streben eino von der Vernunft aufgegrbeno, nicht otwa go- 
moine, BüTidern èhrenvollo Pfliclit ist, dennoch eine voU- 
kommene Freundschaft cine bîoOo, aber doch pr€aktisch not- 
wendigü Idoe, in jeder Ausübung unerreichbar 8oi‘b 

c) 2. Aufl. : „aaszumittelri, oder, was noch mehr ist, zu 
erforschen, weP hcs'b 

d) 2. Aufl.: „oinbüOo? AVio lâGt sich also erwarten, 
daÛ von beiden Seiten Liebo und Ilochschützung subjektivin 
tins Phenmatl df‘S Glcîoî'.frowichts gebracht werden solle“. 
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sodafi^) das Prinzip der ersteren Annàherung gebietet, 
das der zweiten sich einander in geziemendem Ausiande 
zu halten fordert; welche Einschrànkung der Vertrau- 
lichkeit^) durch die Regel: dafi auch die besten Freunde 
sich untereinander nicht gemein machen sollen, aus- 
gedrückt, eine Maxime enthâlt, die nicht blofi dem 
Hôheren gegen den Niedrigen, sondern auch umgekehrt 
gilt. Denn der Hôhere fühlt, ehe man es sich ver- 
sieht, seinen Stolz gekrankt, und will die Achtung 
des Niedrigen etwa fûr einen Augenblick aufgeschoben, lo 
nicht aber aufgehoben wisscn, welche aber, einmai 
verletzt, innerlich unwiderbringlich verloren ist; wenn- 
gleich die auûere Bezeichnung derselben (das Zere- 
moniell) wieder in den alten Gang gebracht wird. 

Freundschaft in ihrer Reinigkeit oder Vollstandig- 
keit als erreiclibar (zwLschen Orestes und Pylades, 
Theseus und Pirithous) gedacht, ist das Steckenpierd 
der Komansciireiber; wogegen Aristoteles sagt: Meine 
lieben Freunde, es gibt keinen Freund! Folgende An- 
merkungen koniien^) auf die Schwierigkeiten derselben 20 
aulmerksam machen. 

Moralisch erwogon, ist es îreilich Pflicht, daC ein 
Freund dem anderen seine Fehler bemerklich mâche; 
denn das geschieht ja zu seinem Besten, und es ist 
also Liebespflicht. Seine andere Halfte aber sieht 
hierin einen Mangel der Achtung, die er von jenem 
erwartete, und zwar, daB er entweder darin schon ge- 
fallen sei, oder, da er von dem anderen beobachtet und 
insgeheim kritisiert wird, bestündig Gefahr làuft, in den 
Verlust seiner Achtung zu fallem^); wie'dann selbst. ao 
daB er beobachtet und gomeistert werden selle, ihm 
schon fiir sich selbst beleidigend zu sein dünken wlnl. 


a) l.Autl.: ,,und wenn“. 

b) 2. Aiifl.t „eino Einscbrîlnkung der Vertraulicbkeit, 
\voîclie‘‘, 

c) 2. Anfl.; „Auch kOnnen noch folgende Anmer- 
kungcn“. 

(1) 2. Aufl.: ,,und glanbt entweder darin scbon gesunken 
zu Bcin, oder fürcht(*t wonigstens, da er von dem anderen 
l^eobachtot und inagobeim kritisiert wird, iiumer die Gefabr, 
Bcino Achtung zu verlieren^*. 
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Ein Freund in der Not, wie erwünficht ist er Blcht; 
wohl zu verstehen, wenn er ein tatiger, mit eigenem 
Aufwande hilfreicher Freund ist! Aber es ist doch 
auch eine groûe Last, sich an anderer ihrem Schicksal 
angekettet und mit fremdem Bedtirfnis beladen zu 
fühlen. — Die Freundschaft kann also nicht eine auf 
wechselseitigen Vorteil abgezweckte Verbindung, son- 
dern diese mufi rein raoralisch sein, und der Beistand, 
auf den jeder von beiden von dem anderen im Falle 
10 der Not rechnen dai*f, muÛ nicht als Zweck und Be- 
stimmungsgrund zu derselben, — dadurch würde er 
die Achtung des anderen Teils verlieren — , sondern 
H?] I kann nui' alsjauûere Bezeichnung des inneren, herz- 
lich gemeinten Wohlwollens, ohne es doch auf die 
Probe, als die immer geîâhrlich ist, ankommen zu 
lassen, gemeint sein, indem ein jeder groCmütig den 
anderen dieser Last zu überheben, aie für sich allein 
zu tragen, ja ihm sie gânzlich zu verhehlen bedacht 
ist, sich aber inimer doch damit schmeicheln kann, 
20 daû im Falle der Not er auf den Beistand des anderen 
sicher würde rechnen kônnen. Wenn aber einer von 
dem anderen eine Wohltat annimmt, so kann er wohl 
vielleicht auf Gleichheit in der Liebe, aber nicht iu 
der Achtung rechnen, denn er sieht sich offenbar 
eine Stufe niedriger, verbindlich zu sein und nicht 
gegenseitig verbinden zu konnen. — Freundschaft ist, 
bei der Süfligkeit der Empiindung des bis zum Zu- 
sammenschmelzen in eine Person sich annahernden 
wechselseitigen Besitzes, doch zugleich etwas so Zartes 
30 itmcritas amkiliae), daû, wenn man sie auf Gefühlen*^) 
beruhen lalît und dieser wechselseitigen Mitteilung und 
Ergebung nicht Grundsatze oder festei>), das Gemein- 
machen verhütende und die Wechselliebe durch Forde- 
rungen der Achtung einschriinkende Regeln unterlegt, 
sie keinen Augenblick vor Unterbrechungen sicher 
ist; dergleichen unterunkultiviertenPersonengewôhnlich 
sind, ob sie zwar darum eben nicht immer Trennung 
bewirken (denn Pôbel schlagt sich und Pôbel vertra^ 
sich); sic konnen voneinander nicht lassen, aber sich 

a) 1 . Ani3.: „Gf*füiile“. 

b) „f 08 te*‘ Zusatz der 2. AuÛ, 
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Auch nicht untereinander einigen, weil das Zanken selbst 
ihnen Bedürfnis ist, um die Sfiüigkeit der Eintracht ia 
der Versôhnung zu schmecken. — Auf aile Falle aber 
kann die Liebe in der Freundschaft nicht Affekt sein; 
weil dieser in der Wahl blind nnd in der Portsetznng 
verrauchend ist. 


§47. 

Moralische Freundschaft (zum Unterschiede 
von der asthetischen) ist das vôllige Vertrauen zweier 
Personen in wechselseitiger Erôffnung ihrer geheimen lO 
Urteile nnd Empfindimgen, sowcit sie mit beiderseitiger 
Achtung gegeneinander bestehen kann. 

Der Mensch ist ein für die Gesellschaft bestimmtes 
(obzwar doch auch ungeselliges) Wesen, und in der 
Kultur des gesellschaftlichen Zustaûdes fühlt er màchtig 
das Bedürfnis, sich anderen au erôffnen (selbst ohne 
etwas dabei zu beabsichtigen); anderseits aber auch 
dorch die Furcht vor dem MiBbrauch, den andere von 
dieser Aufdeckung seiner Gedanken machen dürften, 
beengt und gewarnt, sieht er sich daher genôtigt, 20 
einen guten Teil seiner Urteile (vornehmlich über an- 
dere Menschen) in sich selbst zu | verschliefien. [47 
Et môchte sich gern darüber mit irgend jemand unter- 
halten, wie er über die Menschen, mit denen er um- 
geht, wie er über die Regierung, Religion usw. denkt; 
aber er darf es nicht wagen; teils weil der andere, 
der sein Urteil behutsara zurückhâlt, davon zu seinem 
Schaden Gebrauch machen, teils, was die Elrôffnung 
seiner eigenen Fehler betrifft, der andere die seini^en 
verhehlen und er so in der Achtung dieselbe einbüBen :io 
würde^), wenn er sich ganz oîfenherzig gegen ihn 
darstellte. 

Findet er also einen, der Verstand hat, bei dem 
er in Ansehung jener Gefahr gar nicht besorgt sein 


a) 2. Auf].: ,,\veii andorc, indem sie ihr Urteil behutsam 
zttTûckhalten , davon zu seinem Schaden Gebrauch machen 
kônnten. Er môchte auch wohl anderen seine Màngol and 
Fehler erôffnen; aber er muü fûrchten, daC der andere die 
seinigen verhehlen, und er so in der Achtung desselben ein- 
hûOen môchte*‘. 
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darf, sondern dem er sich mit vôlligem Vertrauen 
erôifnen kann, der ûberdem auch eine mit der seinigen 
übereinstimmende Art, die Dinge zu beurteilen an sich 
hat '), so kann er seinen Gedanken Luit machen; er ist 
mit seinen Gedanken nicht vôllig allein wie im Ge- 
fangnis, sondern geniejQt eine Freiheit, die er in dem 
groûen Haufen entbehrt, wo er sich in sich selbst ver- 
schiiei3en muû. Ein jeder Mensch hat Geheimnisse 
und darf sich nicht blindîings anderen anvertrauen; 

10 teils wegen der unedeln Denkungsart der meisten, da- 
von einen ihra nachteiligen Gebrauch zu machen, teils 
wegen des Unverstandes mancher in der Beurteilung 
und Unterscheidung dessen, was sich nachsagen Jâfit 
oder nicht (der Indiskretion) : welche Eigenschaften 
zusammen in einem Subjekt anzutreffen selten ist'O 
(7(ira avis in ierriSy nigroque aimillima cggno)^); zumal da 
die engste Freundschaft es verlangt, dafl dieser ver- 
standige und vertraute Freund zugleich verbunden ist, 
ebendasselbe ihm anvertraute Geheimnis^) einem an- 

20 deren, für ebenso zuverlâssig gehaltenen ohne des 
ersteren®) ausdrückliche Erlaubnis nicht mitzuteilen. 

DieseO (bloû moralische) Freundschaft ist kein 
Idéal, sondern (der schwarze Schwan) existiert wirk- 
lich hin und wieder in seiner Vollkommenheit; jene 
aber mit den Zwecken anderer Menschen sich, obzwar 
aus Liebe, belàstigende (pragmatische)^) kann weder 
die Lauterkeit noch die verlangte Vollstandigkeit haben, 
die zu einer genau bestimraenden Maxime erforderlich 


a) 2. Aufl.: „Findet er also einen Menschen, der gute 
Geainnung und Veratand hat, sodaB er ihm, ohne jene 
Getahr besorgon za dürfen, sein Herz mit vOlligem Vertrauen 
aufschlieOen kann, und der ûberdem in der Art die Dingo 
zu beurteilen mit ihm überein8timmt“. 

b) 2, Aufl.: „oder der Indiskretion. Nui\ ist es riher 
âuCerst selten, jene Eigenschaften . . . anzutrefibn'^. 

c) [Ein seltener Vogel aufErden, ganz wie ein schwarzer 
Schwan] Juvenal Sot. Il 6, 166. 

d) 2 Aurt.: „Hich verbunden erachte, ein ihm anver- 
traut»‘8 Gehriœnis'*. 

e) 2. Aufl.: „d68 ersteren, der es ihm anvertraute^'. 

f) 2. Aufl.: „Inde8 ist doch die“. 

g) SC, ,,Freuiidschaft“, was die 2. Auflage hinzusetzfc. 
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ist, und ist ein Idéal des Wunsches, das im Vernunft- 
begriffe keine Grenzen kennt, in der Erfahrung aber 
doch immer sehr begrenzt werden muû. 

Ein Menschenf^reund überhaupt aber (d. i. ein 
Freund^) der ganzen Gattung) ist der, welcher an dem 
Wohl aller Menschen âsthetischen Anteil (der Mit- 
freude) nimmt und es nie ohne inneres Bedauern stôren 
wird. Doch ist der Ausdruck eines Freundes der 
Menschen noch von etwas engerer Bedeutung als der 
des blofi Menschenliebenden (Philanthrop).^) Denn 10 
1 in jenem ist auch die Vorstellung und Beherzigung [473] 
der Gleichheit unter Menschen, mithin die Idee, da- 
durch selbst verpflichtet zu werden, indem man andere 
durch Wohltun verpflichtet, enthalten; gleichsam aïs 
Brüder unter einem allgemeinen Vater, der aller Glück- 
seligkeit wilL®) — Denn das Verhaltnis des Beschützers 
als Wohltaters zu dem Beschützten als Dankpflich- 
tigen ist zwar ein Verhaltnis der Wechselliebe, aber 
nicht der Freundschaft: weil die schuldige Achtung 
beider gegeneinander nicht gleich ist. Die Pflicht, als 20 
Freund den Menschen wohlzuwollen (eine notwendige 
Herablassung) und die Beherzigung derselben dient 
dazu, vor dem Stolz zu verwahren, der die Glücklichen 
anzuwandeln pflegt, welche das Vermogen wohlzutun 
besitzen. 


Zasatz. 

Ton den Umgangstagenden (virtute» homileticae)^ 

§ 48. 

Es ist Pflicht Bowohl gegen sich selbst als auch 
gegen andere, mit seinen sittlichen Vollkommenheiten 30 
untereinander Verkehr zu treiben (officium conunercH, 
sociahilitas), sich nicht ZU isolieren (scparaiütam agcre) ; 
zwar sich einen unbeweglichen Mittelpunkt seiner 


a) ,,ein Frennd“ Ziisatz der 2. Auflage. 

b) 2. Aull.: „al8 der dos Philauthropen , dio Menschen 
bloû liobenden Meuschen“. 

c) 2. Anfl.: j.wobei man aile Menschen als Brûder unt^r 
einem , . will, sich vorstellt**. 
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Grundsatze zu machen, aber diesen um sich gezogenen 
Kreis doch auch als einen, der den Teil von einem all- 
befassenden der weltbürgerlichen Gesinnung ausmacht, 
anzusehen^); nicht eben um das Weltbeste ale Zweck 
zu befôrdern, sondern nur die Mittel, die indirekfc 
dahin führen, die Annehmlichkeit in der Gesellsçhaft, 
die Vertrâglichkeit, die wechselseitige Liebe und Ach- 
tung (Leutseligkeit und Wohlanstândigkeit, humanitas 
aestheiica et décorum) ZU kultivierenb), und so der Tugend 
10 die Grazien beizugesellen; welches zu bewerkstelligen, 
aelbst Tugendpflicht ist. 

Dies sînd zwar nur Auûenwerke oder Beiwerke 
^parerga)j welche einen schônen tugendahnlichen Schein 
geben, der auch nicht betrügt, weil ein jeder weiD, 
wofür er ihn annehmen mufi. Ife ist zwar nur Scheide- 
rnünze, befôrdert®) aber doch das Tugendgefûhl selbst 
durch die Bestrebung, diesen Schein der Wahrheit so 
nahe wie môglich zu bringen, in der Zugânglichkeit, 
der Gesprachigkeit, der Hôflichkeit, Gastfrei- 
20 heit, Gelindigkeit (im Widersprechen, ohne zu zan- 
[474] ken), insgesamt als bloCen Manieren des Verkehrs mit 
geauBerten Verbindlichkeiten, dadurch man zugleich 
andere verbindet^), die^) also doch zur Tugendgesinnung 
hinwirken; indem sie die Tugend wenigstens beiiebt 
machen. 

Es îragt sich aber hierbei: ob man auch mit Lastor- 
haften Umgang pflegen dürfe? Die Zusammenkunft 
mit ihnen kann man nicht vermeiden, man müCte denn 
sonst aus der Welt gehen; und selbst unser Urteil ûber 
ao sie ist nicht kompetent. — Wo aber das Laster ein 
Skandal, d. i. ein ôffentlich gegebenes Beispiel der 


a) 2. Aufl.: „al8 einen Teil eines allbefassenden Kreises 
der weltbürgerlichen Gcninnung anzusehon**. 

b) 1. Aufl.: ^sondern nur die wechselseitige, die indirekfc 
dahin flfihrt, die Annehrahchkeit in dersolben, die Vertrüj?- 
îichkeit . . . kulfcivieren**. 

c) 2, Aufl.: „Sio gelten nur als Scheidemûnze, be- 
fOrdorn‘*. 

d) 2. Aufl.: „zanken, welche insgesamt als bloQe Ma- 
nieren des Verkehrs durch geüuÛerte Verbindlichkeiten, zu- 
gîeich andere verbmden“. 

e) „die“ Zusatz Natcrps (Menzers). 



Zasats;. Von den Umgangstugcnden. § 48. 337 

Verachtung strenger Pflîchtgeset2je ist, mithin Ehr- 
losigkeit bei sich führt: da muû, wenngleich das Landes- 
geseta es nicht bestraft, der Umgang, der bis dahiii 
stattîand, abgebrochen oder soviel moglich gemiedcn 
werden: weii die fernere Fortsetzung desselben die 
Tugend um aile Ehre bringt und sie für jedeu zu Kauf 
stellt, der reich genug ist, um den Schmarotzer durch 
die Vergnügungen der Üppigkeit zu bestechen. 


K*nt, Meinphjftik d«r SiUen. 


22 




n. 

Ethische Methodenlelirb. 




Der [477] 

ethischen Methodenlehre 

Erster Abschnitt 

Ble ethlsehe Didaktik. 

§ 49. 

DaÛ Tugend erworbon werden niüsse (nicht an- 
geboren sei), liegt, ohne sich deshalb aiif anlîiropolo- 
gische Kenntnisse aus der Erfahrung benifen zu dürfen, 
schon in dem Begriîfe derselben. Denn das sittliche 
Vermôgen des Menschen wiire nicht Tugend, wenn es 10 
iiicht durch die Stiirke des Vorsatzes in dem Streit 
mit so maclitigen entgegenslehenden Neigungen her- 
vorgebracht wiire. Sie ist das Produkt aus der reinen 
praktischen Venumft, sofern diese irn Be\vul3isein ihrer 
Oborlegenheil; (aus Froiheii) über jene die Obermacht 
gowinnt. 

DaÛ sie konne und musse gelehrt werden, folgt 
schon daraus, daÛ sie nicht angeboren ist; die Tugend- 
lehre ist also eine Doktrin. Weil aber durch die 
blofie Lehre, wie man sich verhalten solle, um dem 20 
ïugendbegriffe angemessen zu sein, die Kraft zur Aus- 
übung der Regein noch niclit erworben wird, so niein- 
ton die Stoiker hiermit nur, die Tugend konne nicht 
durch bloûe Vorstcdlungen der PIlicht, durch Ermali- 
nungen (paninetisch) gelehrt, sondernsie musse durch 
Versuclie der Bekiimpfung des inneren Feindes im 
Menschen (askelisch) kultiviert, geübt werden; denn 
man kann nicht ailes sofort, was man will, wenn 
man nicht vorher seine Kirâfte versucht und geübt hat, 
wozu aber freilich die Entschlioûung auf einmal 80 
vollstandig genommen werden inuû: weil die Gesin- 
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nung (animiLs) soiiBt bei einer Kapitulation mit déni 
Laster, iim es allmâhlich zu verlassen, an sich unlauter 
nnd selbst lasterhaft sein*^), mithin auch keine Tugend 
(als die auf einem einzigen Prinzip beruht) hervor- 
bringen kônnte. 


[478] § 60. 

Was nun die doktrinale Méthode betrifft (denn 
methodisch muJB eine jede wissenschaftliche Lelire 
sein, sonst ware der Vortrag tumultuarisch): sokann 
10 sie auch nicht fragmentarisch, sondern muû syste- 
matisch sein, wenn die Tugendlehre eine Wissen- 
schaft vorstellen soll. — Der Vortrag abor kann 
entweder akroamatisch, da aile anderen, welchon 
er geschieht^^), bloüe Zuhôrer sind, oder erotema- 
tisch sein, wo der Lehrer das, was er seine Jünger 
lehren will, ihnen abfragt; und diese erotematische 
Méthode ist wiederum entweder die, da er es ihrer 
Ver n unit, die dialogische Lehrart, oder bloD ihrein 
Gedachtnisse abfragt, die katechetische Lehrart. 
20 Denn wenn jemand der Vernunft dos anderen etwas 
abfragen will, so kann es nicht anders als dialogisch, 
d, i. dadurch geschehen, daD Lehrer und Schüler ein- 
ander wechselseitig îragen und antworten. Der 
Lehrer leitet durch Fragen den Gedankengang seines 
Lehrjüngers, dadurch dafi er die Anlage zu gewissen 
Begriffen in demselben durch vorgelegte Falle bloû 
entwickelt (er ist die Hebamme seiner Gedanken); der 
Lehrliag, welcher hierbei inné wird, daû er selbst zu 
denken vermoge, veranlaDt durch seine Gegenfragen 
30 (über Dunkelheit oder den eingerliumten Satzen ent- 
gegenstehende Zweifel), daû der Lehrer nach dem 
docendo discimus selbst lernt, wie er gut fragen mûsse. 
(Denn es ist eine an die Logik ergehende, noch nicht 
genugsara beherzigte Forderung: daÛ sie auch Regel n 
an die Hand gebe, wie man zweckmaÛig suc h on 
solle, d. i. nicht inimer blofl für bestimmonde, son- 
dern auch für vorlàufige Ur toile (ludida praevia), 


a) 2. Aufl.: „8ein wfirde^*. 

b) 2. Aufl.: „an welche or gerichtet wird*‘. 
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durch die man auf Gedanken gebracht wird; eine 
Lehre, die selbst dem Mathematiker zu Erfindungen ein 
Fingerzeig sein kann und die von ihm .auch oft ange- 
wandt wird.) 

§ 51 . 

Das ers te nnd notwendigste doktrinale Instru- 
ment der Tugeiidlehre für den noch rohen Zôgling ist 
ein moralischer Katechismus. Dieser muD vor dem 
Religionskatochismus hergehen und kann nicht bloû als 
Einschiebsel fti die Religionslehre mit verwebt, sondern 10 
mulJ abgesondert, als ein für sich bestehendes Ganze, 
vorgetragen werden; denn nur durch rein moralische 
Grundsatze kann der Überschritt von der Tugendlehre 
zur Religion getan werden, wcil dieser ihre Bekennt- 
nisse sonst unlauter sein würden. — Daher haben ge- 
rade die würdigsten und grôflten Theologen Anl stand [479] 
genommen, für die statutarische Religionslehre einen 
Katechismus abzuîassen und sich zugleich für ihn zu 
verbürgen; da man doch glauben sollte, es ware das 
Kleinste, was man aus dem groûen Schatz ihrer Gelehr- 20 
samkeit zu erwarten berechtigt ware. 

Dagegen hat ein moralischer Katechismus, als 
Grundlehre der Tugendpflichten, keine solche Bedenk- 
lichkeit oder Schwierigkeit, weil er aus der gemeinen 
Menschenvernunft (seinem Inhalte nach) entwickelt wer- 
den kann und nur den didaktischen Regeln der ersten 
Unterweisung (der Form nach) angemessen werden 
darf. Das formule Prinzip eines solchen Unterrichts 
aber verstattet zu diesem Zweek nicht die sokratisch- 
dialogische Lehrart, weil der Schüler nicht einnial 30 
weiû, wie er fragen soll; der Lehrer ist also allein der 
Fragende. Die Antwort aber, die er aus der Vernunft 
des Lehrlings mettodisch auslockt, muC in bestimmten, 
nicht leicht zu verandernden Ausdrücken abgefaBt und 
aufbewahrt, mithin seinem Gedachtnis anvertraut 
werden: als worin die katechetische Lehrart sich 
sowohl von der dogmatischen^) (da der Lehrer 
allein spricht) als auch der dialogischen (da beide 
Teile einander fragend und antwortend sind), unter- 
scheidet. 40 

a) 2. Aufî.: „akroamati8cbeQ“. 



344 Tugeiidlehre. Ethische Metliodeiilehre. !• AbBchn* 


§ 52. 

Das experimentale (techniscbe) Mittel der Bil- 
dung der Tugend ist das gu te BeispieB^) an dem 
Lehrer selbst (von exemplarischer Führung zu sein) 
und das w amende an andereii; denn Nachahmung îst 
dem noch ungebildeten Menschen die erste Willens- 
bestimmung zu Annehmung von Maximen, die er sich 
in der Folge macht. — Die Angewôhnung oder Abge- 
wohirangt>) ist die Begründung einer beharrlichen Nei- 
10 gung oline aile Maximen, durch die oftere Befriedigung 
dcrselben, und ist ein Meclianismus der Sinnesart statt 
eines Prinzips der Denkungsart (wobei das Verlernen 
in der Folge schwerer wird als das Erlernen). — 
Was aber die Kraft des Exempels (es sei zum Guten 
cJer Bôsen), betrifft, was sich dem Hange zur Nach- 
[480] alimung oder Warnung darbietet*), so kann das, 1 was 
uns andere geben, keine Tugendmaxime begründen. 
Denn diese besteht gerado in der subjektiven Auto- 
nomie der praktischen Vernunft eines jeden Menschen, 
20 mithin, daO nicht anderer Menschen Verhalten, son- 
dera das Gesetz uns zur Triebfeder dienen müsse. Daher 
wird der Erzieher seinem verunarteten Lehrling nicht 
sagen: Nimm ein Exempel an jenem guten (ordent^ 
lichen, fleiûigen) Knaben! denn das wird jenem nur 
zur Ursache dienen, dieseu zu hassen, weil er durch 


♦) Beispiel, ein deutsches Wurt, was man gemeiniglich 
fiir Exempel als ihm gleichgeltend braucht, ist mit diesem 
nicbl von einerlei Bedeiitung. Woran ein Exempel nehmon 
nnd zur Verstilndliclikeit eines Ausdracks oin Beispiel an- 
führen, eind ganz verschiedene Begriiîe. Das Exempel ist 
ein besondf'rer Fall von einer praktischeii Regel, sofern 
diese die Tunlichkoit oder Untunlichkelt einer Haridlung 
vor>telIt. Hin^e^en ein Beispiel ist nur das Besondere {con- 
[ iSO] »retum) als unter dem A)l«remeinen nach Begriffen (abstrac- 
tum) entlialten vorgestellt, und bloÜ thooretificlio Dar- 
stellnno eines BegriÜs 


a) 2. Aufl.: „Exempel“. 

bj „oder Abgewôhnung‘* fehlt in der 2. Auflage. 
c) Diese Anmerkung stebt in der 2. Aufiage binler dem 
Worte „Bei8piel“ (Zeile 8). 
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ilin in ein nacliteiligos Licht gestellt wird. Das gute 
Exempel (der exemplarische Wandel) soll nicht als 
Muster, sondern nur zuin Beweise der Tunlichkeit dés 
PflichtmâBigen dienen. Also nicht die Vergleicliung mit 
irgend einem anderen Menschen (wie er ist), sondern 
mit der Idee (der Menschheit), wie er sein soll, also 
mit dem Gesetz, muO dem Lehrer das nie îehlende 
RichtmaB seiner Erziehnng an die Harid geben. 

Anmerkung. 

Bruchstiicke eines moralischen Katechismus* 10 

Der Lehrer ™L. fragt der Vernunft seines 
Schülers — S. dasjenige ab, was er ihn lehren 
will, und wenn dioser etwa nicht die Frage zu be- 
antworten wüDte — 0, so legt er sie ihrn (seine 
Vernunft leitend) in den Mund.^) 

1. Lehrer. Was ist dein groBtes, ja dein 
ganzes Verlangen im Leben? 

Schüler (schweigt). 

Lehrer. DaB es dir al les und im mer 
nach Wunsch und Willen gehe. 20 

2. Wie nennt raan einen solchen Zustand? 
Schüler (schweigt). Lehrer. Man nennt ihn 
Giückseligkeit (das bestandige Wohlergehen, 
vergniigtes Leben, vôlligeZufriedenheit mit seinem 
Zustande). 

3. Lehrer. Wenn du nun aile Giückseligkeit 
(die in der Welt moglich ist) in deiner Hand 
hattest, würdest du sie aile für dich behalten oder 
sie aiich deinen Nebenmenschen mitteilen? 

Schüler. Ich würde sie mitteilen, andere SO 
auch glücklich und zufrieden maclien. 

4. Lehrer. Das beweist nun wohl, daû du 
noch so ziemlich oin gutes Herz hast; laD aber 


a) la der 2. Aufl. stelit statt 0 (Null) „schweigt“, statt 
L. Der Lehrer, statt S. Der Schüler, was wir akzep- 
tienn, Im übrigon ist dio VerteiJung der Absütze eine 
ets\a9 an (ere. 

h) 2. Aufl.: „i^ alloni“. 
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sehen, ob du dabei auch guten Ver stand zeigest. 
— Würdest du wohl dem Faulenzer weiche Polster 
[481] verschaffen, damitjer im süDen Nichtstun sein 
Leben dahinbringe, oder dem Trunkenbolde es an 
Wein, und was sonst zur Berauschung gehôrt, 
nicht ermangeln lassen, dem Betrüger eine einneh- 
mende Gestalt und Manieren geben, um andere zu 
überlisten, oder dem Gewalttatigen Kühnheit und 
starke Faust, um andero überwàltigen zu kônnen? 

10 Das sind ja soviel Mittel, die ein jeder sich 
wünscht, um nach seiner Art glücklich zu sein. 

S c 11 ü 1er. Neiii, das nicht. 

5. Lehrer. Du siehst also: dajQ, wenn du 
auch aile Glückseligkeit in deiner Hand und dazu 
den besten Willen hiittest, du jene doch nicht ohne 
Bedenken jedem, der zugreift, preisgeben, sondern 
erst untersuchen würdest, wiefern ein jeder der 
Glückseligkeit würdig wâre. • — Für dich selbst 
aber würdest du doch wohl kein Bedenken haben, 

20 dich mit allem, was du zu deiner Glückseligkeit 
rechnest, zuerst zu versorgen? 

Schüler. Ja. 

Lehrer. Aber kommt dir da nicht auch 
die Frage in Gedanken, ob du wohl selbst auch 
der Glückseligkeit würdig sein mogest? 

Schüler, Allerdings. 

Lehrer. Das nun in dir, was nur nach Glück- 
seligkeit strebt, ist die Neigung; dasjenige aber, 
was deine Neigung auf die Bedingung einschrankt, 

80 dieser Glückseligkeit zuvor würdig zu sein, ist 
deine Vernunft, und daû du durch deine Ver- 
nunft deine Neigung einschranken und überwalti- 
gen kannst, das ist die Freiheit doines Willens. 

6. Lehrer. Um nun zu wîssen, wie du es an- 
fangst, um der Glückseligkeit teilhaftig und doch 
auch nicht unwürdig zu werden, dazu liegt die 
Eegel und Anweisung ganz allein in deiner Ver- 
nunft; das heiût soviel als: du hast nicht nôtig, 
diese Regel deines Verhaltens von der Erfahrung 

40 oder von anderen durch ihre Unterweisung abzu- 
lernen; deine eigene Vernunft lehrt und gebietet 
dir geradezu, was du zu tun hast. Z. B. wenn dir 
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ein Fall vorkommt, da du durch eine feîn aiisge- 
dachte Lüge dir odar deinen Freunden einen 
groÛen Vorteil verschaffen kannst, ja noch dazu 
dadurch auch keinem anderen schadest, was sagt 
dazu deine Vernunft? 

Schüler. Ich soll nicht lügen, der Vorteil 
für mich und meinen Freund mag so groÛ sein, 
wie er immer wolle. Lügen ist niedertrâchtig 
und macht den Menschen unwürdig, glücklich zu 
sein. — Hier ist eine unbedingte Nôtigung durch 10 
ein Vernunftgebot (oder Verbot), dem ich gehor- 
chen muC: wogegen aile meine Neigungen ver- 
stummen müssen. 

Lehrer. Wie nennt man diese unmittelbar 
durch die Vernunft dem Menschen auferlegte [ Not- [482] 
wendigkeit, einem Gesetze derselben gemâB zu 
handeln? 

Schüler. Sie heiût Pflicht. 

Lehrer. Also ist dem Menschen die Beob- 
achtung seiner Pflicht die allgemeine und einzige 20 
Bedingung der Würdigkeit, glücklich zu sein, und 
diese ist mit jener einunddasselbe. 

7. Lehrer. Wenn wir uns aber auch eines 
solchen guten und tatigen Willens, durch den wir 
uns würdig (wenigstens nicht unwürdig) halten, 
glücklich zu sein, auch bewuÛt sind, kônnen wir 
darauf auch die sichere Hoffnung gründen, dieser 
Glückseligkeit teilhaftig zu werden? 

Schüler. Neinî darauf allein nicht; denn es 
steht nicht iramer in unserem Vermôgen, sie uns 30 
zu verschaffen, und der Lauf der Natur richtet 
sich auch nicht so von selbst nach dem Verdienst, 
sondern das Glück des Lebens (unsere Wohlfalirt 
überhaupt) hàngt von Umstanden ab, die beiweitom 
nicht aile in des Menschen Gewalt sind. Also bleibl 
unsere Glückseligkeit immer nur ein Wunsch, 
ohne daU, wenn nicht irgend eine andere Macht hln- 
zukommt, dieser jemals Hoffnung werden kann, 

8. Lehrer. Hat die Vernunft wohl Gründe 
für sich, eine solche, die Glückseligkeit nach Ver- 40 
dienst und Schuld der Menschen austeilende, über 
die ganze Natur gebietende und die Welt mit 
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hôchster Weislioit regierende Macht als w’irklich 
anzunehmen, d. i. an Gott zu glauben? 

Schüler. Ja; denn wir sehen an denWerken 
der Natur, die wir beurteilen konnen, so ausge- 
breitete und tieîe Weisheit, die wir uns nicht an- 
ders als durch eine unaussprechlich grofie Kunst 
eines Weltschôpfers erklâren konnen, von welchem 
wir uns denn auch, was die sittliche Ordnung be- 
trifft, in der doch die hôchste Zierde der Welt 
10 besteht, eine nicht minder weise Regierung zu ver- 
sprechen Ursache haben: namlich dafl, wenn wir 
uns nicht selbst der Glückseligkeit unwürdig 
machen, welches durch Übertretung unserer Pflicht 
geschieht, wir auch hoffen konnen, ihrer teil- 
haftig zu werden. 


In dieser Katechese, welche durch aile Artikel 
der Tugend und des Lasters durchgeführt werden 
mufi, ist die grôl3te Aufmerksamkeit darauf zu 
richten, daI3 das Pflichtgebot ja nicht auf die aus 
20 dessen Beobachtuhg für den Menschen, den es ver- 
binden soll, ja selbst auch nicht einmal für andere 
fliefienden Vorteile oder Nachteile, sondern ganz 
rein auf das sittliche Prinzip gegründet werde, der 
letzteren aber nur beilaufig, als an sich zwar ent- 
behrlicher, aber für den Gaumen der von Natur 
Schv/achen zu blofien Vehikeln dienender Zusatze, 
[483] Erjwahnung geschehe. Die Schandlichkeit, 
nicht die Schadlichkeit des Lasters (für den 
Tater selbst) muû überall hervorstechend darge- 
30 stellt werden. Denn wenn die Würde der Tugend 
in Handlungen nicht über ailes erhoben wird, so 
verschwindet der Pflichtbegriff selbst und zerrinnt 
in bîoÛe pragmatische Vorschriften; da dann der 
Adel des Menschen in seinem eigenen BewuDtsein 
verschwindet, und er für einen Preis feil ist und zu 
Kauf steht, den ihm verführerische Neigungen 
anbieten. 

Wenn dieses nun weislich und pünktlich nach 
Yerschiedenheit der Stufen des Alters, des Ge- 
schlechts und des Standes, die der Mensch nach 


40 
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und nach betritt, aus der eigenen Vernunît des 
Menschen entwickelt worden, so ist nocli etwas, 
was den BeschluJ3 machen miiC, was die Seele 
inaiglich bewegt uTid den Menschen auf eine Stelle 
setzt, wo er sich selbst nicht anders als mit der 
grofiten Bewunderung der ihni beiwohnenden ur- 
sprünglichen Anlagen betrachten kann, und wovon 
der Eindnick nie erlischt. — Wenn ihm namlich 
beim Schlusse seiner ünterweisung seine Pîlichten 
in ihrer Ordnung noch einmal summarisch vor- 10 
crzahlt (rekapituliert), wenn er bei jeder derselben 
darauf aufmerksam geraacht wird, dafi aile Übel, 
Lrangsale und Leiden des Lebens, selbst Bedro- 
liung mit dem Tode, die ihn darüber, daD er seiner 
Pflicht treu gehorcht, treffen mogen, ihm doch das 
BewuBtsein, über sie aile erhoben und Meister zu 
soin, nicht rauben kônnen, so liegt ihm nun die 
Frage ganz nahe: Was ist das in dir, was sich ge- 
trauen darf, mit allen Kraften der Natur in dir 
und um dich in Kampf zu treten und sie, wenn 30 
fiie mit deinen sittlichen Grundsatzen in Streit 
kommen, zu besiegen? Wenn diese Frage, deren 
Auflovsung das Vermogen der spekulativen Ver- 
nunft ganzlich übersteigt, und die sich dennoch 
von selbst einstellt, ans Herz gelegt wird, so mufi 
selbst die Unbegreiflichkeit in diesem Selbster- 
kenntnisse der Seele eine Erhebung geben, die sie 
zum Heilighalten ihrer Pflicht nur desto starker 
belebt, je mehr sie angeîochten wird. 

In dîeser katechetischen Moraluntcrweisung 30 
würde es zur sittlichen Bildung von groBeniNutzen 
sein, bei jeder Pflichtzergliederung einige kasu- 
istische Fragen aufzuwerfen und die versammelton 
Kinder ihren Verstand versuchen zu iassen, wie 
ein jeder von ihnen die ihm vorgelogte verfang- 
iiche Aufgabe aufziilosen meinte, — Nicht allein, 
daD dieses eine der Fâhigkeit des Ungebildeten 
am meisten angemessene j Kultur der A^ernunft [484] 
ist (weil diese in Fragen, die, was Pflicht ist, be- 
treffen, weit leichter entscheiden kann als in An- 40 
sehimg der vspekulativen) und so den Verstand 
der Jugend überhaupt zu schârfen die schicklichste 
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Art ist: sondern vornehmlich deswegen, weil es in 
der Natur des Menschen liegt, das zu lieben, 
worin und in dessen Bearbeitung er es bis zu einer 
Wissenschaft (mit der er nun Bescheid weiB) ge- 
bracht bat, und so der Lehrling durch dergleichen 
Übungen unvermerkt iu das Interesse der Sitt- 
lichkeit gezogen wird. 

Von der grôÛten Wichtigkeit aber în der Er- 
ziehung ist es, den moralischen Katechlsmus nicht 
10 mit dem Religionskatechismus vermischt vorzu- 
tragen (zu amalgamieren), noch weniger ihn auf 
den ersteren folgen zu lassen; sondern jederzeit 
den ersteren und zwar mit dem grôÛten FleiDo 
und Ausführlichkeit zur klarsten Einsicht zu brin- 
gen. Denn ohne dieses wird nachher ans der 
Religion nichts als Heuchelei, sich aus Furcht zu 
Pflichten zu bekennen und eine Teilnahme an der- 
selben, die nicht im Herzen ist, zu lügen. 

Zweiter Abschnitt. 

20 Die ethische Âsketik* 

§ 63. 

Die Regeln der übung in der Tugend (exercitjorum 
virtutis) gehen auf die zwei Gemütsstiramungen hinaus, 
wackeren und frô h lichen Gemiits (animus slrvnuus 
et hilaris) in Befolgung ihrer Pflichten zu sein. Denn 
sie hat mit Hindernissen zu kampfen, zu deren Über- 
wàltigung sie ihre Kraîte zusammennehmen muB, und 
zugleich manche Lebensfreuden zu opfern^), deren Ver- 
lust das Gemüt wohl bisweiieii finster und mürrisch 
30 machen kann; was man aber nicht mit Lust, sondern 
bloû als Frohndienst tut, das hat îür den, der hierin 
seiner Pflicht gehorcht, keinen inneren Wert und wird 
nicht geliebt, sondern die Gelegenheit ihrer Ausiibung 
soviel môglich geflohen. 

Die Kultur der Tugend, d. i. die moralische As- 
kotik hat in Ansehung des Priiizips der rüstigen, muti- 


a) 2. Aufl.: „aufzuopfern‘*. 
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gen und wackeren Tugendübung den Wahlspruch der 
Stoiker: Gewôhne dich, die zufâlligen Lebensübel 
zu ertragen und die ebenso überflüssigen Ergôtzlich- 
keiten zu entbehren (assuesce incommodis et desuesce 
commodltaUbus vitae).^) Es ist eine 1 Art von Diâtetik [485] 
für den Menschen, sich moralisch gesund zu erhalten. 
Gesundheit ist aber nur ein négatives Wohlbefinden, 
sie selber kann nicht gefühlt werden. Es muû etwas 
dazu kommen, was einen angenehmen Lebensgenufi 
gewâhrt und doch bloJÛ moralisch ist. Das ist das jeder- 10 
zeit frôhliche Herz in der Idee des tugendhaften 
Epikur. Denn wer sollte wohl mehr Ursache haben, 
frohen Muts zu sein und nicht darin selbst eine Pflicht 
finden, sich in eine frôhliche Gemütsstimmung zu ver- 
setzen und sie sich habituell zu machen, als ,der, welcher 
sich keiner vorsatzlichen Übertretung bewuflt und 
wegen des Verfalls in eine solche gesichert ist (hic 
murus ahenëus esta etc. Horat.)^)) Die Mônchsasketik hin- 
gegen, welche aus aberglâubischer Furcht oder ge- 
heucheltem Abscheu an sich selbst mit Seibstpeinigung 20 
und Fleischeskreuzigung zu Werke geht, zweekt auch 
nicht auf Tugend, sondern auf schwârmerischo Ent- 
sündigung ab, sich selbst Strafe aufzulegen und, an- 
statt sie moralisch (d. i. in Absicht auf die Besserung) 
zu bereuen, sie büDen zu wollen; welches bei einer 
selbstgewahlten und an sich vollstreckten Strafe (denn 
die muû immer ein anderer auflegeii) ein Widerspruch 
ist, und kann auch den Frohsinn, der die Tugend be- 
gleitet, nicht bewirken, vielmehr nicht ohne geheimen 
HaB gegen das Tugendgebot stattfinden. — Die 50 
ethische Gymnastik besteht also nur in der Bekampfimg 
der Naturtriebe, die das Maû erreicht®), über sie bei 
vorkommenden, der Moralitàt Gefahr drohenden Fâllen 
Meister werden zu kônnen; mithin die waeker und im 
BewuÛtsein seiner wiedererworbenen Freiheit frôhlich 
macht. Etwas bereuen (welches bei der Rückerinne- 
rung ehemaliger Übertretungen unvermeidlich, ja wobei 
diese Erinnerung nicht schwinden zu lassen, es sogar 


a) 2. An fl.: ^.susfine et abstine^^ 

b) ïloraz Epist. I, 1, 60 f. 

c) 2. Aufl.: „es dahin bringt‘k 
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Pflicht îst) und sich eine Pônitenz auferlegen (z. B. 
das Fasten), nicht m diâtetischer, sondera frommer 
Rücksicht, sind zwei sehr verschiedene moralisch ge- 
meinte Vorkehningen, von denen die letztere, welche 
freudenlos, finster und mürrisch ist, die Tugend selbst 
verhaBt macht und ihre Anhanger verjagt. Die Zucht 
(Disziplin), die der Mensch an sich selbst verübt, kann 
daher niir durch den Frohsinn, der sie begleitet, ver- 
dienstlich und exemplarisch werden. 


[486] 10 BeschluB. 

Die Iteligîouslehre als Lehre der Pllichten gegcu Gott 
liegt aiilierlialb den Grenzeii der reiiien Moral- 
philosophie. 

Protagoras von Abdera fing sein Buch mit den 
Worten an: „0b Gotter sind oder nicht sind, 
davon weiB ich nichts zu sagen/'*) Er wurde 
deshalb von den Atheniensern aus der Stadt und von 
scinem Landbesitz verjagt und seine Bûcher vor der 
offentlichen Versammlung verbranni (QuinctUiani J7ist. 

20 Orat. Ub. 3. cap. l.)o) — Hierin taten ihm die Richter 
von Athen aïs Menschen zwar sehr iinrecht; aber 
als Staatsbeamto und Richter verfuhren sie ganz 
rechtlich und konsequent; denn wie hatte man einen 
Eid schwôren kôniien, wenn es nicht offentlich und 
gesetzlich, von hoher Obrigkeit wegen (de par le 
Sénat), befohlen wàre: daB es Gotter gebe.**) 

) „Dc diis, neqnc ut sint, rieque ut non sint, habeo dicereJ^. 
**) Zwar hat 8i)aterhin ein groIJer moralisch - gesetz- 
gebendcr Weise das Schworeu als uogereirnt und zugleich 
beinahe an Blaspliemie grenzend ganz und gar verboten; 
allein in politischer Rücksicht glaubt rnan noch immer 
dieses mechanischen, zur Verwaltiing der offentlichen Ge- 
reclitigkeit dienlichen Mittels schlechterdings nicht cntbehren 
zu konnen und hat milde Auslogungen ausgedacht, urn 
jenem Yerbot auszuweichen. — Da es eine Ûngereimtheit 
ware, im Ernst zu schwôren, dafi ein Gott sei (weil man 
dicsen schon postulicrt haben iiiuU, um überhaupt nur 
schwôren zu konnen), so bleibt noch die Frage: ob nicht 

a) Die Quelle ist nicht Quinctilian, sondem Cicero De 
natura deorum I 23, 63 [Natorp]. 
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Diesen Glauben aber zugeBtanden uad, daD Reli- [187] 
gionslehre ein integrierender Teil der allgemeinen 
Pflichtenlehre sei, eingerâumt, ist jetzt nun*^) die 
Frage von der Grenzbestimmung der Wissenschaft, 
zu der sie gehôrt: ob sie als ein Teil der Ethik (denn 
vom Eecht der Menschen gegeneinander kann hier 
nicht die Rede sein) angesehen, oder als ganz auûer- 
halb der Grenzen einer rein-philosophischen Moral 
liegend müsse betrachtet werden. 

Das For ma le aller Religion, wenn man sie so er- 10 
klârt: sie sei „der Inbegriff aller Pflichten als (instar) 
gôttlicher Gebote", gehôrt zur philosophischen Moral, 
indem dadurch nur die Beziehung der Vernunft auf die 
Idee von Gott, welche sie sich selber macht, aus- 
gedrückt wird, und eine Eeligionspflicht wird alsdann 
noch nicht zur Pflicht gegen (erga) Gott als ein auûer 
unserer Idee existierendes Wesen gemacht, indem wir 
hierbei von der Existenz desselben noch abstrahieren. 

— DaB aile Menschenpflichten diesem Formalen (der 
Beziehung derselben auf einen gôttlichen, a priori ge- 20 
gebenen Willen) gemâfl gedacht werden sollen, davon 
ist der Grund nur subiektiv-logisch. Wir kônnen uns 
namlich Verpflichtung (moralischeNôtigung) nicht wohl 
anschaulich machen, ohne einen anderen und dessen 
Willen (von dem die allgemein gesetzgebende Vernunft 
nur der Sprecher ist), namlich Gott, dabei zu denken. 


ein Eid mOglich und geltend soi, da man nur auf don 
F ail, daO ein Gott sei (ohne, wic Protagoras, darüber etwas 
auszumachen) , schwôre. — In der Tat mOgen wobl aile 
rodlich und zugleich mit Besonnenhcit abgelegten Eide in 
koinem anderen Sinne getan wordon sein. — Denn daC 
einer sich erbOte, echlechthin zu boschwôron, dafi ein Gott 
sei, scheint zwar kein bedenkliches Anerbieten zu sein, er 
mag ihn glauben oder nicht. Ist einer (wird der Betrûger 
sagen), so habe ich’s getroffen; ist keiner, so zieht mich 
auch keiner zur Verantwortung, und ich bringo mich durch 
eolchen Eid in keine Gefahr. — Ist donn aber keine Gefahr 
dabei, wenn oin soleher ist, auf einer vorsâtzlicbon und, 
selbst um Gott zu tâuschen anirelegten Ltige betroffen zm 
werden? 


a) Gôrland: „nur“. 

Kaut, Metaphysik der Sitten. 
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Allein diesePflîcht înAnsehung Gottes (eigent- 

lich derldee, welche wir uns von einem solclien Wesen 
machen) ist Pflicht des Menschen gegen sich selbst, 
d. i. nicht objektive, die Verbindlichkeit zur Leistung 
gewisser Dienste an einen anderen, sondern nur sub- 
iektive, zur Stârkung der moralischen Triebfeder in 
nnserer eigenen gesetzgebenden Vernunft. 

Was aber das Materiale der Religion, den In- 
begriff der Pflichten gegen (erga) Gott, d. i. den ihm 
10 zu leistenden Dienst (ad praestandum) anlangt, so würde 
sie besondere, von der allgemein-gesetzgebenden Ver- 
nunft allein nicht ausgehende, von uns also nicht 
a priori, sondern nur empirisch erkennbare, mithin nur 
zur geoffenbarten Religion gehôrende Pflichten als 
gottliche Gebote enthalten kônnen; die also auch das 
Dasein dieses Wesens, nicht bloû die Idee von dem- 
selben in praktischer Absicht, nicht willkürlich voraus- 
setzen, sondern als unmittelbar oder mittelbar in der 
Erfahrung gegeben darlegen müûte.^) Eine solche Reli- 
20 gion aber würde, so gegründet sie sonst auch sein 
mdchte, doch keinen Teil der reinen philosophi- 
schen Moral ausmachen. 

Religion also, als Lehre der Pflichten gegen 
[488] Gott, liegt jenseit ] aller Grenzen der rein-philosophi- 
schen Ethik hinaus, und das dient zur Rechtfertigung 
des Ver f assers des Gegen wàrtigenb), daû er zur Voll- 
stândigkeit derselben nicht, wie es sonst wohl ge- 
wôhnlich war, die Religion, in jenem Sinne gedacht, 
in die Ethik mit hineingezogen hat. 

30 Es kann zwar von einer „Religion innerhalb den 
Grenzen der bIoI3en Vernunft*', die aber nicht a us 
bloBer Vernunft abgeleitet, sondern zugleich auf Ge- 
schichts- und Oîfenbarungslehren gegründet ist, und die 
nur die Übereinstimmung der reinen praktischen 
Vernunft mit denselben (daû sie jener nicht wider- 
Btreitenc)) enthalt, die Rede sein. Aber alsdann ist sie 
auch nicht reine, sondern auf eine vorliegende Ge- 


a) 1. Aufl.: „dargelegt werden kOQDte*^ 

b) 2. Aufl.: „der gejîenwartigen** (sc. Ethik). 

c) Kant: „widerstreite**; korr. Vorl&nder, oder „dêr- 
selben . . . widerstreite**? 
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schichte angewandte Religionslehre, fiir welche in 
eîner Ethik als reiner praktischen Philosophie kein 
Platz ist. 


Schlnûanmerkving. 

Aile moralîschen Verhaltnisse vernûnftiger 
Wesen, welche ein Prinzip der Übereinstimmung 
des Willens des einen mit dem des anderen ent- 
halten, lassen eîch auf Liebe und A ch t un g zu« 
rückführen und, sofem dies Prinzip praktisch ist, 
der Bestimmungsgrund des Willens in Ansehung 10 
der ersteren auf den Z week, in Ansehung des 
zweiten auf das Recht des anderen. — Ist 
eines dieser Wesen ein solches, was lauter Rechte 
und keine Pflichten gegen das andere hat (Gott), 
hat mithin das andere gegen das erstere lauter 
Pflichten und keine Rechte, so ist das Prinzip des 
moralischen Verhaltnisses zwischen ihnen trans- 
zendent, dagegen das der Menschen gegen 
Menschen, derenWille gegeneinander wechselseitig 
einschrânkend ist, ein immanentes Prinzip hat. 20 

Den gottlichen Zweek in Ansehung des 
menschlichen Geschlechts (dessen Schopfung und 
Leitung) kann man sich nicht anders denken als 
nur aus^) Liebe, d. i. dafi er die Glückselig- 
keit des Menschen sei. Das Prinzip des Willens 
Gottes aber in Ansehung der schuldigen Achtung 
(Ehrfurcht), welche die Wirkungen der ersteren 
einschrânkt, d. l des gottlichen Rechts, kann kein 
anderes sein als das der Gerechtigkeit. Man 
kônnte sich (nach Menschenart) auch so aus- 80 
drücken: Gott hat vernünîtige Wesen erschaîfen, 
gleichsam aus déni Bedûrfnisse, etwas aujQer sich 
zu haben, was er lieben kônne, oder auch von dem 
er geliebt werde. ] Aber nicht allein ebenso grofi, 
sondem noch grôÛer fweil das Prinzip ein- 
schrânkend ist) îst der Anspruch, den die gôtt- 
liche Gerechtigkeit îm Urteile unserer eigenen 
Vernunft und zwar als s tr a fende an uns macht. 


a) 2, Aufl.: „ala Zwecko dePS 
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— Denn Belohnuïlg (pracmium, remuneratio gra- 
fuita) bezieht sich gar nicht auf Gerechtigkeit 
gegen Wesen, die lauter Pflichten und keine 
Redite gegen das andere haben, sondera bloÛ 
auf Liebe tind Wohltatigkeit (benignitas)^); — noch 
weniger kann ein Anspruch auf Lohn (?nerces) bed 
einem solchen Wesen stattîinden, und eine be- 
lobnende Gerechtigkeit (iustiiia hràbeutica) iat 
im Verhâltnis Gottes gegen Menschen ein Wider- 
10 epruch. 

Es ist aber doch in der Idee einer Gerechtig- 
keitsausübung eines Wesens, was über allen Ab- 
bruch an seinen Zwecken erhaben ist, etwas, was 
sich mit dem Verhâltnis des Menschen zu Gott 
nicht wohl vereinigen lafit: namlich der Begriff 
einer La si on, welche an dem unumschrankten und 
unerreichbaren Weltherrscher begangen werden 
kônne; denn hier ist nicht von don Rechts- 
verletzungen, die Menschen gegeneinander ver- 
20 üben, und Worüber Gott aïs strafender Richter 

entscheide, sondern von der Verletzung, die Gott 
selber und seinem Recht widerfahren solle, die 
Rede; wovon der Begriff transzendent ist, d. k 
über den Begriff aller Straîgerechtigkeit, wovon 
wir irgend ein Beispiel aufstellen kônnen (d. i. 
der iinter Menschen)^), ganz hinaus liegt und über- 
schwengliche Prinzipien en thaï t, die mit den en, 
welche wii* in Érfahrungsfâllen gebrauchen 
wüirden, gar üicht in Zusammenstimmung gebracht 
30 w^erden kônnen, folglich für unsere praktische 

Vernunft ganzlich leer sind. 

Die Idee einer gottlichen Straîgerechtigkeit 
wird hier personifiziert; es ist nicht ein besonderes 
richtendes Wesen, was sie ausübt (denn da würden 
Widersprüche desselben toit Rechtsprinzipien vor- 
kommen), sondern die Gerechtigkeit gleich als 

a) 2. Aufl.: „Denn Belohnung (....) lô.Ct sich too 
seiten des hOchsten Wesens gar nicht ans Gerechtigkeit 
gegen Wesen, die , . . Rechte gegen jenes haben, sondera 
bloÛ ans Liebe . . . ableitea“. 

b) 2, Anfi.: ,.,wie »ie unter Mensoîien rorkOmint^k 
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Substanz (sonst dio ewige G^rechtigkeit genaimt), 
die, wie das Fatum (Verhângnis) der alten philo- 
sophierenden Dichter, noch über dem Jupiter ist, 
spricht das Reeht nach der eisemen, unablenk- 
baren Notweudigkeit aus, die fur uns weiter un- 
erforschlich ist, Iliervon jetzt einige Beispiele. 

Die Strafe laI3t (nach dem Horaz) den vor ihr 
stolz Bchreitenden Verbrecher nicht aus den Augen, 
sondern hinkt ihm unablassig nach, bis sie ilin 
ertappt, — Das unschuldig vergossene Blut schreit 10 
um Rache. — Das Verbrechen kann nicht unge- 
rhcht bleiben; trifft die 1 Strafe nicht den Ver- [490] 
brecher, so werden es seine Nachkommen entgelten 
müssen; oder geschieht's nicht bei seinem Leben, 
so muû es in einem Leben nach dem Tode*) ge- 
schehen, welches ausdrücklich darum auch an- 
genommen und gem geglaubt wird, damit dor 
Anspruch der ewigen Gerechtigkeit ausgeglichen 
werde. — Ich will keine Blutschuld auf mein 
Land kommen lassen, dadurch daû ich einen bos- 20 
haft mordenden Duellanten, für den ihr Für- 
bitte tut, begnadige, sagte einmal ein wohl- 
denkender Landesherr, — Die Sündenschuld 
mufl bezahlt werden, und sollte sich auch ein 
vôllig Unschuldiger zum Sühnopfer hingeben (wo 
daim freilich die von ihm übernommenen Leiden 
eigentlich nicht Strafe — denn er hat selbst 
nichts verbrochen — heiûen kônnten); aus 


♦) Die Hypothèse von einem kùnftigon Lebon darf hier 
nicht eînraal eingemischt werden, um jene drohende Strafe 
als vollfltàüdig in der Vollziehung vorzustellen. Denn der 
Mensch, seiner Moralit&t nach botrachtet, wird als über- 
sinnlicher Oegenstand von einem übersinnlichen Hicbtcr, 
nicht nach Zoitbedingungen beurteilt; es ist nur von seiner 
Existenz die Rede, Sein Erdenlcben, es sei kurz oder lang 
oder gar owig, ist nur das Dasein desseîben in der Er- 
echeinung, und der Begriff der Gerechtigkeit bedarf keiner 
uâheren Bestimmiing; wie denn auch der Glaube an ein 
künftiges Leben eigentlich nicht voraupgeht, um die Straf- 
gerechtigkeit an ihm ihre Wirkung seben zu lassen, sondern 
vielmobr umgekehrt aus der Notwendigkeit der Bestrafung 
auf ein künftiges Leben dio Folgerung gezogcn wird. 
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welchem allen zu ersehen ist, daû es nicht eine 
die Gerechtigkeit verwaltende Persan ist, der man 
diesen Vernrteilungsspruch beilegt(denn die würde 
nicht so sprechen kônnen, ohne anderen unrecht 
zu tun), sondern daB die blofie Gerechtigkeit als 
überschwengliches, einem übersinnlichen Subjekt 
angedachtes Prinzip, das Recht dieses Wesens be- 
stimme; welches zwar dem For mal en dieses Prin- 
zips gemâfi Lst, dem Materialen desselben aber, 
10 dem Zweck, welcher immer die Glückseligkeit 
der Menschen ist, widerstreitet. — Denn bei der 
etwaigen grofien Menge der Verbrecher, die ihr 
Schuldenregister immer so fortlaufen lassen, würde 
die Straf gerechtigkeit den Zweck der Schôpfung 
nicht in der Liebe des Welturhebers (wie man 
sich doch denken muB), sondern in der strengen 
Beîolgung des Rechts seizen (das Recht selbst 
zum Zweck machen, der in der Ehre Gottes ge- 
setzt wird); \v'elches, da das letztere (die Gerechtig- 
20 keit) nur die einschrânkende Bedingung des ersteren 
(der Gütigkeit) ist, den Prinzipien der praktischen 
[491] Vernunft zu ] widersprechen schetnt, nach welchem 
eine Weltschôpfung hatte unterbleiben raüssen, die 
ein der Absicht ihres Urhebers, die nur Liebe zum 
Grunde haben kann, so widerstreitendes Produkt 
geliefert haben Würde. 

Man sieht hieraus: dafl in der Etlük, als reiuer 
praktischer Philosophie der inneren Gesetzgebung, 
nur die moralischen Verhaltnisse des Menschen 
80 gegen den Menschen für uns begreiflich sind; 
was aber zwischen Gott und dem Menschen hier- 
über für ein Verhâltnis obwalte, die Grenzen der- 
selben ganzlich übersteigt und uns schlechter- 
dings unbegreiflich ist; wodurch dann bestôtigt 
wird, was oben behauptet ward: daB die Ethik 
sich nicht über die Grenzen der wechselseitigen 
Menschenpflichten^) erweitern konne. 


a) 2. Aufl. : ^der MonscheDpflichten gegen sich aelbst 
nnd andere Menschen^*. 
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I. Ethische Elementarlehre. 

Erster Teil, 

Von don Pflichten des Menschen gegen sich selbsU 
Erstea Buch. 

Von den vollkommenen Pflicliten des Menschen gegen 
sich selbst. 

Erefces Hauptstück, 

Von der Pflicht des Mt^rischen pregen sich selbst als ani- 
malisches Wosen. 

Zweites Hauptstück. 

Von der Pflicht des Menschen gegen sich selbst, bloB aïs 
moral is ch es Wesen. 

Erster Abschnitt. 

Von den Pflichten des Menschen gegen sich selbst als an- 
gebornen Richter übôr sich selbst. 

Zweiter Abschnitt. 

Vom ersten Gebot aller Pflichten gegen sich selbst. 
Episodischer Abschnitt. 

Von der Ami^hibolie der moralischen Refloxionshegriffe 
in Ansehung der Pflicliten gegen sich selbst, 

Zweites Buch. 

Von den unvollkomm enen Pflichten des Menschen gegen 
sich selbst in Ansehung seines Zwecks. 

Erster Abschnitt. 

Von der Pflicht gegen sich selbst in Entwickelung und Ver- 
m trung seiner Naturvollkommenheit, 

Zweiter Abschnitt. 

Von der Pflicht gegen sich selbst in Erhohung seiner 
moralischen Vollkommenheit, 


a) Vgl. die Anmerkung S. 216 ^). 
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Der ethisclion Elemeutarlelire 
Zweiter Teil. 

Von don ethischen Pflicbten gegon andoro. 

Ersies Hauptstück. 

Von den Pflichten gegon andero bloU als Moiischon, 
Erster Abschnitt. 

Von der Liebospfli cht gegon andoro Menschon. 

Zwoiter Abschnitt. 

Von der Pflicht dor Achtung für ander^ 

Zwoites Haujitstûck. 

Von der Pflicht gegon andero iiacb Versehiedeiiheit 
ihres Zustandes. 

BeschluB dor Elomentarlehru. 

Von dor inniglichon Veroinîgang dor Liebo mit der Acbl ung 
in der Freuudscbaft. 

II. Kthische Methodenlehre. 

Erator Abschnitt 
Eihiache Didaktik. 

Zweiter Abschnitt 
Ethische Asketik. 

B eschluB dor ganzeu Elhik. 
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Achcnwall 102 127. 

Allen, flie 312. 

Arifltotolee 247 282 283 A. 331. 
Balmerino 161. 

Beccaria 1G2. 

Browü 5. 

Bûsching 184, 

Cato 276. 

ChcBterfield 276. 

Oicero 45. 

Oochius 223. 

Curtius 270. 

Epikur 88 351. 

[Friedrich d. Gr.] 270. 

Garve 4. 

Haller, Albr. von 232 304 320. 
Hansen 6f. Anm. 

Horaa 253 276 284 A. 361 357. 
[Jeans] 362 A. 
juvenal 161. 

Karl I., Kônig von Kngland 

145 A. 


Lavoisier 6. 

Ludwig XVI. von Fratikroich 
145 A.' 171. 

Marsden 126. 

Meiidelssohn 86. 

Nero 270. 

Newton 16, 

Nicolai 7. 

Phaedrus 34. 

Protagoras 352 853 A. 
i Quinctilian 352. 

I Rousseau 141 299. 

Seneca 270, 276. 
Shaftesbury 8, 

Smith, Adam 106. 

Sok rates, sein Genius 227, 
seine Méthode 213 257 843. 
Stoiker, die 269 814 341 351. 
Stuart, das Haus 161. 

Terenz 318. 
ülpian 42. 

Wolff, Gbr. 7. 


B. Saeh- 

A. 

Abbitte, gerichtliche 160. 
Aberglaubo 124f. 

Abgaben 151, vgl. 160 152f. 
Àchtuug vor dem Sittengesetji 


Register. 

a36 245 255 285 ff., als uegn- 
tivor Begriff 324 327, unter- 
schieden von Liebo (w. b.) 
803 305 811 32011. 356, mit 
Furcht verbuuden 290. 

Adel 155 f., eiue temporkre 
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Zunftgoüossenschaffc 204 f., in- 
nerer 348. 

Adiaphora (sittlich gleichgül- 
tige Handlungen) 26. 

Affekte 251 f. 253, in derFreund- 
schaft 333. 

Aftermieter 196. 

Alterredeii 325 f. 

Allgemeiuheit des Gesetzes 
14 28 306 ff., blofi indnktivô 17. 

Allheit des Mannigfaltigen 226. 

Amnestle 179. 

Anipliibolie der moraliscben 
Reflexionsbegriffo 296 — 
297. 

Â m t e r , bûrgerlicbe 1 64 f. 

Amtseid 126. 

Ancdytik transzendentale 56, 

Angebot 199 f. 

Anlage, ursprüuglicbe, des 
Menscben zum Guten 294 
323 849. 

Aüleiho 101 150. 

Annehniung (Acceptation) 
eines V^ersprochens 100 112 — 
117 199 f, 

Anschauung a priori 7 38 60 
64 246, reine 12 Aiim, , reine 
a priori 37. 

Anthropologie, moralischo 18 
225 249, vgl. 341. 

Anthroponomie 249. 

Antinomie betreffend den recbt- 
licben Besitz 63, betreffend 
dio Pâichten dos Menschon 
gegen "sich solbst 262 f. 

Apathie 252 f., moralische 253. 

Appréhension (== Eesitzergroi- 
fung) eines àufioren Gegen- 
starides, bos. des Bodens 69 
74 75 80, orsto 74, Befugnis 
dazu 76 f., vgl. 86. 

Aristokratîe als Staatsform 
167 f. 

Armciiwesen 151 f. 

Art, Erh ait un g der 265 27 If. 

Asketik, ethische 48 257 258 


350 — 352, im Gegs. zur mOn- 
chischen 861, vgl. noch 341. 

Asthetik der Sitten 250, vgl. 
296; asthetisebe Vorbe- 
griffe der Moral 241 ff. 

Aufklârnng, religiôse 154. 

I Aufriihr, Aufstand ist unbe- 

î rechtigt 144 148. 

Aufsichtsrecht der Polizei 
151 , gegenüber den Kirchen 
153. 

Ausland 160f. 

huficres Mein und Dein s. d. ; 
=^= Dasein an einem anderen 
Orte 61. 

Auswanderung, Recht der 
166. 

Autokratie 167 ff., sittliche 222 f. 

I Autonomie des Staates 141, 

I sittliche der Vornunft 222 344. 

Autor, der 106 f. 

Autoritàt des Gesetzgebers 28. 

B. 

Bankerott 194. 

Banknoten 104. 

Barmlierzigkeit, sittlich tadelns- 
wert 314. 

Barschaft 104. 

Beamte s. Àmter. 

Beerhung 111 198—200. 

Begehrungsvermogen definiert 
11, vgl. 13 187 f. 274. 

Begierde 13, == Streben, tir- 
sache zu sein 188; sinnliche 
252. 

Begnadignngsrecht 165 f. 

Beispiel unterschieden von 
Exompel 344 A., gutes nnd 
bOses 344f.; B. kônnen nur 
erlâutorn, nicht beweisen 186. 

Boiwohnung (ehelicho) 94 
191 f. 273. 

Bemhehtigung « ursprüngliche 
Erwer bung (w, 8.) 69f. 74f. 
77; im Gogs. zum Vertrag 87 
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193 206, der obersten Gewalt 
208. 

Bescheidonheit 320. 

Besitz definiert 61; B. ûber- 
haupt 61, im Gegs. zu Sitz 
59 73, physiacher (sinn- 
licher) und iutelloktueller 
(Vernunft-, bloC rechtlicher) 
Besitz 51 f. 64-60 66 69 75 
80f. 86 190f. 200, empirischer 
62 64 f. 66 62 63 66 75, erster 
59 71, gemcinfiamer und be- 
sonderer 79, noutraler 77, 
provisorischer und peremto- 
rischer 66 79 135, ununter- 
brochener 197; seine Bearbei* 
tung 76 f. Privât- und Ge- 
samtbesitz s. d. 

Besitzakt 89 109f. 197. 

Besitzer, ehrlicher 197. 

Besitzergreifung s. Appré- 
hension. 

Besteuerungsreclii 160, vgl. 
mi 171. 

Bettolei mit der Rkuborei ver- 
wandt 152. 

Bovollmachtigung 108. 

Bowegliohe, das (Mobilien) 
72 f. 73. 

Bllligkeit == Recbt ohne Zwang 
39 f. 

Blutschuld 357. 

Boden definiert 72, freier 58, 
ursprûngliche Erwerbung des- 
selben 72 ff., Formgebung 81, 
Kôrper aiif demsolben 81 f. 

Bodeugemelnschaft, ursprûng- 
liche (als Ideo) und uranfâng- 
liche (erdichtet) 58, vgl, 73 ff. 
80 182. 

hona fuies 121 f. 

BOsartigkelt, innero, dos Yer- 
brochers 161. 

Boslicit, fOrmlicho, den Men- 
schen nicht môglioh 146 A. 

BOse, das ûuûerste, eine bloCo 
Idée 146 A. 


Branntwein als GenuCmittel 
276. 

Burh definiert 106, vgL 102 
106 f. 

Büchernachdruck vonRechts 
wegen vorboten 106f. 

Bandesgonossonsebaft 179. 

C. vgl. K, 

Charakter 266. 

Chemie 5. 

Chemiker 5 16. 

Ooncupiscenz =* Gelüsten 13. 

». 

Baukbarkeit 811—313, tatige 
und affektionelle 311, gegen 
Yorfahren 312 317, gegen 
Tiere 297, ihr Grad 312 f., 
Achtung 315 f. 

Beduktion (Gegs. Exposition) 
66 60, des ursprünglich-rocht- 
lichen Besitzes 67 ff., der ur- 
sprünglichen Erwerbung 801'. 
85, des katogorischen Impe- 
rativs 238. 

Dekrote (Gegs. Gosetze) 146. 

Demokratie als Staatsform 167ff. 

Bemut 286 Êf. 

Denkungsart (Gegs. Sinnes- 
art) 344. 

Déportation 162 167. 

Depositum 101. 

Beputierte 143 f. 146 f. 150 170 
175. 

Bespotie, patriarchaliscbo 140, 
versteckte 143, vgl. 147 168. 

Diatetik der Seele 351. 

Dichotomie (= Zweitcilung) 
189. 

Bidaktik, eihische 48 257a) 
2ô8 341—350. 

Diebstahl 160. 

Dionerschaft 192, vgl. Ge- 
sinde. 
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Dienfitboten, ohne politischo 
Redite 187. 

Rienstrertraç 98, im Gegs. zur 
Leibeigenschaft 99. 

Disziplin (Zucht) der Noigun- 
gen 308 862. 

Dogmatik, ethische 258. 

Domftnen 149. 

Drucker 107. 

Duell, das 164 f., vgl. 867. 

E. 

edel 261. 

Ehe definiert 91, an der linken 
Hand 93, vgl. 91 ff, 19 If. 273. 

Eherecht 91—94, vgl. 190f: 

Ehrbarkeit, recbtliche 42, im 
kuÛeren Betragen 323. 

Ehrbegierde 266 824. 

Ebre, die 161, vgl. 195 f. A., 
Gottes 368. 

Ehrliebe 266 323 824. 

Eld 124-127, seine Entstehung 
124f., Berechtigung 125 f,, vgl. 
352 f. Anm. 

Eigondûnkol 288 826. 

Eigentiim, Efgeuttimer 83 108 
121 f., an oiner Peraon 156f., 
174f. 191 194 197 199. 

Einbildnngskrai't, Spiol der 
275 f. 

Einteilung, iogkche und me- 
taphysische 189. 

Elemeutarlehre, ethische 48 
255*267 258 259 IT. 

Eleu tberonomie 215. 

Elternrecht 94—97 192. 

Empfindung 12 A. 

Eudzweck der Vernunft 211 A. 
293, des Daseins 249. 

Engl and lllf. 200. 

EntschluÛ, sifctlicher 841 f, 

Enttbronung eines Mouarchen | 
145 A. 147 f. 

Eûtbasiasmua 253. | 

Erblasser lllf. 200. I 


Erbuntertknigkelt 157 810. 

Erbveitrag lllf. 

Erfalir ung, die 297 299, im 
Sittlichen 16 ff. 80 ff. 341 354, 
vgl. 295 319 829 335. 

Erhabeuheit unsorer inorali- 
Bchen Anlago 286 288, vgl. 
849. 

Erkonntlichkeit 812. 

Erkenutnis, theoretische 5f. 

Erlaubte, das, definiert 25, vgi. 
24 26 274 328. 

ErsebeinuDg (Gegs. Ding an 
sic h) 56, vgl. 206 f. 280. 

Ersitzung 109—111 196 -198. 

Erwerbfleifi 103 f. 

Erwerbung, aufiere 68 ff., ihr 
allgemeines Prinzip 69 f., Ein- 
teilung 70, nrsprüngliche 69 f. 
74 79f., orste 70 72 f., idoalo 
108 — 114 196, subjektiv- bo- 
dingtô 116ff., provisorisdie 
und peremtorische 76 78 79 
110 170 197 f., ihrTitel 789'., 
ihre Deduktion 80 ff., formale 
RochtmâCigkeit 121 f. 197; 
durch die Tat eines audoron 
84, durch Ersitzung 109, Ei- 
desablcgung 121 ff., eines Ehe- 
gal.ten 94. 

ErziehuiJg der Kinder 91 96 157. 

Ethik definiert 220 255, unter- 
schiedeu vomRecht 36, Tu- 
gendlehre (w. s.) 211 217 
277, Einteilung 255 267 268 
329; E. als Wissonschaft 258, 
reine E. 828, ihre Grenzen 
858, vgl. 353 ff. Vgl. woitor 
22 219 ff. 356 ff: 

Etwas, das 20 A. 

Eudâmonist 214. 

Exompel s. BoispieL 

¥. 

Fakulttlten des Menschen, 
obéré und nature 291 A. 
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Taîschheit 280. 

Familie 97 172f. 192 201. 

Fatum, das 867. 

Feind, ein ungerechter 179 f. 

Ferligkeiten denniert 261, mo- 
ralische ebd. 

Fetisch 125. 

Fioanzwoeon 160. 

FindolhHuBor 151 162£. 

Foderalitftt 173f, 

Form, Formai© (das) im Gegs. 
zur Mate rie: des Gesetzes 
14f., vgl. 213 229, des Rechts 
127 211, der freien Willkûr 
s. d., der Maximon 237 255 
206, der Religion 363 f., des 
Tugendprinzips 328, des 
Pflicbtverhâltnisaes 257, vgl. 
264, der Gerechtigkeit 368, 
»m Menschen 299. 

Fortpflanziing der Art, ist Na- 
turzweck 271 ff. 

Fortschritt, stetigor, zum Gu- 
ten 801. 

Frauenzimmor ohne bûrger- 
licbe FersOnlichkeit 187. 

Freîheit, ihr positiver und ne- 
gativer BegriiT 14 f., vgl. 23 f. 
86 43 346, im Gegs. zur Natur 
224 299, thooretischo und 
praktiacho 30, ftulîere 62 f. 
59 62 69 75 132 219 238 
n. O., innere 236 249 251 
263^ 265, âuBere und innere 
16 54 219 238 f. 250, mora- 
lischo 216, natûrliche 172, 
gesetzlose 126 139 172 18,5. 
Sie ist nur ein praktischer 
Vornunftbegriff 23 66, keinor 
Dedukion fUhig 60, unbegreif- 
iich 215f. 218 A. 262, nur 
ein Faktum 60, abor unver- 
lierbar 126, durch das mora- 
lische Gesetz uns kundbar 80, 
ron ihr gehen allô moralischen 
Qesetze ans 48: ” moralischer 
Z Wang 220 A. odor Pflicht- 


erfüllung 221 A. — Ah ange- 
borcnes Recbt 44, mit Rechts- 
zwang verbunden 86 f. 170, 
dem innercn Meinen 64 
67. — Offentliche gesctziiche 
Freibeit=Zu8am monstim - 
mung der Freiheit vou 
jedormann nacb allge- 
meinen Gesotzen als bôob- 
ates Rechtsprinzip bei Kant 
52 66 67 69 79 84 136 139 
219 221 U. 6., Bersubung der- 
solben 310. 

Freîheitsgesctze (Gegs. N a - 
tnrgesetze) 15 — 10 61f. 66 
83 f. 141. 

Freundschaft defîniorl 829 f., 
vgl. 814 329 — 335, eine bloÛe 
Ideo 380. F. in der Not 832, 
moralische (Gegs. âsthetiscbe) 
833 f., pragmatische 334. 

Friede, ©wîger, als Idee 181 
185, Endzweck der Rechts- 
lehre 185f., hOchstes poîi- 
tiscbes Gut 186. Davon: 

Friedenskongrefi, permanen- 
ter im Haag 181. 

— recht 179. 

— vertrag 178f. 

— zustand 180. 

Frohsfnn, als Begleiter der Tu 

gend 851 f., vgL 350. 

O. 

Gebot 294. 

Gebrochlicbkeit dei’ menaclî' 
lichen Natur 801. 

Gedankending 295, ««Kou- 
menon (w. s.). 

GofrftÛigkeit 276£. 

Gefiilil definiert 11, vgl. 12 Anm., 
Verhâltnis zum Erkennen 11 f., 
vgl. 188 242, gehOrt zur Sinn- 
licbkeit 12 A.; moralisches 
G. 24 212 f. 227 241 f. 243 
309 323 326, moralisches und 
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âfithetisches 145 A. 21S 304 
315, palholoprisches 213 241 f., 
der Humanit&t 814. Das Ge- 
fühl ist jederzeit empirisch 

212, phyeisch (instinktmâfiig) 

213. 

Gegenrevolution 148. 
Gegenstand üborhaQpt 20 A. 
Geister 114 A. 

Oeistlielikeit und ihre Gûter 
149 f. 201—203. 

Geiz 247 f. 247 A. 266, seine 
Arten 281 if., vgl. 308. 

Geldy Nominaldefipition 102 f., 
Realdefinition 103, nach Adam 
Smith 106, intellektueller und 
empirisch er Begriff 105 f., vgl. 
103-106 285. 

Geldstrafe 160 195f. A. 
Gelûsten, das 13. 
Gemeinschaft, ursprûngliche 
68 f., eheliche s. Ehe. 
Gemeinwesen 133 139 167, vgl. 
S taat. 

Gemütsruhe 253. 

Geometrie 38 86. 
gerecht, definiert 22. 1 

Gerechtigkeit , Einteilnng der- 1 
selben 116, ôffeniliche 127, 
reine und strenge 160, gôtt- 
liche 355 f., ewigo 857, als 
Idee 162; vgl. noch 122f. 135 
141 159 162 f. 

Geriehtsliof 116 117ff. 120 123f. 

125 127 141, innerer 289ff. 
Gesamtbesîtz 57 58f. 71 f., ur- 
eprüngîicher als Idee 74 79 f. 
Oesarntivillen des Volks 171, 
vgl, Wille, Volkswille, 
Geschlech tsebre 164f, 
Gesehlechtsgemeinschaft 91 
191 271 f., natürliche und un- 
natürliche 91 272 f. 
Geschleehtsgenuô 92 191 f. 

271-274. 

Geschmaek 12 274 299. 
Gesellsebaft. hausliche 98, bür- 


gerliche 128, ihr Anfang 168, 
geheime 161. 

Gesellschaftsvertrag 19 173, 
vgl. Kontrakt. 

Gesetze der Freiheit s. d., jari- 
dische und ethiscbe 15 236, 
àuCere 28 134, natürliche und 
positive 28 31 33 138, formale 
236, der Pflicht 804, prak- 
tische 28, vgl. Sittengesetz; 
Vernunft- und bûrgerlicbe G. 
319, statuarische 124. 

Gesetzgeber 81 139 167 f., der 
bôchste 31, ist heilig 163. 

Gesetzgebung, allgemeine prak- 
tische 18 20 f. 28 62 62 u. 6. 
229f. 235 237 306ff., von der 
Freiheit ausgehend 291 A., 
etlttsche und juridische 21 f, 
23, auCere und innere 23 31, 
vgl. 207, innere 215. 

Gesotzmaüigkeit s, Lega- 
litat. 

Gesiude, Recht über das 55 91 
98 f. 139. 

Gesundhelt definiert 224, raora* 
lische 263 264 351. 

Gewalt, in meiner 61 f. 80, im 
Geijs. zum Recht 129 A, 169 f. 
207; die drei Gewalten im 
Staat 135ff. 141 167, die ge- 
setzgebende 126f. 136 f. 162, 
vollziehende 136, rechtspre- 
chende 186, obersto und ihr 
Ursprung 142 206 f., ursprûng- 
lich beim Volke 170, 

Gewissen 242 f. 250 280ff., war- 
nendes 292, Davon: 

Gevrisse n sbisse 235f. 

— gericht 40 289 ff. 

— haftigkeit {religio) 292. 

— rohe 293. 

— BHchen 292. 

Glauben 126. 

Giaubenseid 126. 

Gleichgewicht, politiaches, 

der Siaaten 176. 
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Oleicblieit 43, des BG8itz(>s în 
der Ehe 22 f., bürgerliche 136f., 
allgemoin - menschliche 137, 
rechtliche 159, unter Menschen 
überhaupt 336, 

Gleisnerei 280. 

Olilckseligkeit definiert 228 
845, eigene 228 f. 235, fremde 
228 f. 236 f. 240 244, mora- 
lische und physiscbe 228 275; 
Gl. nach den BegrifFen anderer 
310 f., Zweck Gottes 358. 
Hoffnung anf sie 347 f., Wür- 
digkeit dazu 330 346 — 348. 

Olilekseligkeitslehre 16 141 
159 214. 

Gold 104 105. 

Gottÿ jcnseita der Erfahrungs- 
grenze 297, nur subjektiv ge- 
gebon 292 353, als oberster 
Gosetzgeber 319, Rfchter291 
336, aJlmachtiges moralisches 
Wcsen 292; uneere Pflichten 
gegen ihn 47 268 f. 297 353 f.; 
er seibst bat lauter Rechte 
und keine Pflichten 355; vgl. 
noch 347 352 jff. 

Gottesdieost 354, ôfîentlicher 
153. 

Orad der Tugend und dos La- 
sters 247 f. 282. 

GroBbritannien 140 161 179 

202 . 

GrundsUtze^ theoretische und 
praktische 59, im Gegs. zu 
Gefühlen 332 336, rein mora- 
lische 348 349. 

Grun duntertanigkoit 149. 

Gûtigkeit Gottes 358. 

Gutsagung 102. 

Gutsuntortan 157. 

Gymnastik 299, ethische 351. 

H. 

Haben, Begriff dess. 61, vgl. 
Inhabung. 


Habsucht 281f. 234. 

Hagestolzensteuer 152f. 

Handol 102. 

Hand langer des gemeinen We- 
sens 14 87. 

Handluugen, innero und auflere 
20 f., âuCere 34 fi*., sittlich 
gleichgültige 26, freie 225 
306, im Gt'gs. zu bloCen Ma- 
ximen (w. s.) 229 f. 233 f. 300, 
zur Tat 241. 

Handwerksgosellen 137 193. 

Hausherrenreeht 97—99 192 f. 

Hauslehrer 137. 

Hauswesen 96 192f. 

Heiligkoit, moralische 239 f. 
301. 

Herz, das menschliche, seine 
Tii^mn 301, das gute H. 294 
345. 

Heuchelei 287 287 A. 860. 

Hochmut 287 324f. 

Hochverrat verdient Todes* 
strafe 144. 

Hoflichkeit 280f. 288f. 

Hospitaler 201. 

Hottentotten 183. 

Hypothèse 184. 

I. 

Idéal eines Rechtsstaates 186, 
der Menscbheit 249, der Tu- 
gend 239 254 284 A., des 
Wunschea 335, im Gegs. zu 
Idol 288. 

Idealist, theoretischer 187 f. 

Idee im Gegs. zum Faktum 206, 
Gottes 291 f. 353 f., einer Staats- 
verfassung 206 207 208, der 
Menscbheit 248 306 323 845, 
der Freundschaft 330 334 f., 
der Willensfreiheit 216. 

loiperativ definiert 24, kate- 
gorische und technische (be- 
dingte, pragmatische) 24 f. 
230, vgl. 15 233; katego- 



Sacb-Regist€ir. . 


SOS 

rischer 60 80 141 207 223 
224 ff. 238 248 oder mora- 
lischcr 45 233 239 289, der 
Straf^erechtigkeit 165, in der 
Politik 206, im Gegs. zn phy- 
siologischen Erklârangen 215; 
seine Formel 28 229. 

Impfung 271. 

In différé nz,8ittliche 237f. 253. 

Indiskretion 334. 

Inliabung, d. h. empiriscber 56 
oder physisc'hor Besitz 59, vgJ. 
52 64 57 61 ff. 67 74 89 120 f. 
190 f. 

Xfistinkt 299. 

Intolligenz, intelligibele 
Wesen 30 114. 

Interesse defini ert 13, der Vor- 
nnnft und der Neignng ebd., 
vgl. 238, moralischos 827 350. 

Irland 179 202. 

Irrenanstalten 201. 

J. 

JoBuitismns 78. 

Jnry 141. 

K. 

Karrenstrafe 161f. 

Kaetengeist 289. 

Kasuistik, moralische 250 268, 
vgl. 349 f. 

kasuistische Pragen 270f. 273 f. 
276f. 280f. 284f. 288f. 810f. 
315f. 

Katechetik 257 268a). 

Katechisieren , sokratiscbeB 
213, vgl. 349 f. 

SatecMsmus, moralischer (im 
Gegs. zum religiOsen) 843 
348 350; Bruch^stûcke einos 
solchon 345—348. 

Kategorien 54. 

Kanf und Verkauf 101 102 
12iff. 158, briobt Miete 
107. 124 193f. 


Kausalit&t 100 188 280, det 
Tntelligibelen und Sonsibüen 
201 A. 

Keuschheit 272. 

Kiudy Recht anf das 65 63 f. 
91 f. 94 ff., Kinder von Sklaven 
99; ihre Erziehung s. d. 

Kindesmord 152 164. 

KIrcho und Staat 202f. 

— ngûter 150 201 f. 

— n wesen 153 f., Gegs. zur Re- 
ligion ebd., vgl. 202f.; Kosten 
desselben 154. 

Klerus s. Geistlicbkeit. 

Knauserei 281 f. 284. 

Kollision s. Widerstreit. 

Kolouien, ihre Grûndang 76. 
vgl. 166 178 f. 183. 

Komtureien 150. 

Kongroû der Ver. Staaten 181. 

K3nig, der 168 170, kann nioht 
unrecbt tun 140 145 A., Tgî. 
Monarch, 

Konkubinat 93. 

Konstitution 133 143 f. 185, 
vgl, Vorfassung. 

I Konstruktiou derRechtsbegriffb 
j 87 f., der Mathematik 246. 

Kontrakt, nrsprûnglicher ge- 
sellschaftlicher 138 f. 163; 
Mietakontrakt s. Mietrecht. 

Kontributionen im Kriege 
178. 

Kôrper und Seele 263 f. 

Krkfte des Geistes, der BeeU, 
des Leibes 298 f. 

Krieclierel 266 286 f. 289. 

Krieg, das Recht im, auxa 
und nach dera Kriege 172 ff., 
Arten des Kriegs 171, 

Kriegsdienst 150. 

— ehro 150 164f. 

— erklârung 175£. 

— znstand 173 176. 

Kritik der praktischenVenmnfl 8, 

— der reinen Vemunft 6 250 f. 

— der Urtélêkraft 19. 
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Kultur des Verstandes und des 
Willens 227, piiysiache 233 f. 
298 f. 308, moralise he 234, 
der eigenen Krâfte 264 298 f., 
der Tugend 350f., der Ver- 
nunft 349 f, 

Kanst 19. 


L. 

Landesherr, der, und sein Recht 
148ff. 166f. 205. 
Landesverw eisung 167. 
Lasîon 56, vgl. 61 53 59 66 72 
82 84 91 110 114 A. 166 176 

178 356. 

Laster definiert 231 323, vgl. 
223 247 ff. 252 284 301 f. 322 
324 836 f. 

Lauterkeit der G esinnung 300 f. 
Leben, das, definiert 16, vgL 
263, künftiges 114 A. 355 A. 
LegralitÜt (Gegs. Moralitàt, 
w. 8.) 15 21 29 234 240. 
Lehnswese II, -System 156 205. 
Lehrart s. Méthode, 
Leibeigenscliaft 47 99 166f. 

179 190. 

Leidenscliafteu 251 f. 274. 
Leibyertrag 116f. 118 — 120. 
Leistung 64f. 70 88f. 117 192f. 

U. 0. ^ 

Liberalitat der Henkungsart 
284 f. 

Jjiebe 244, in der engsten Be- 
deutung 274, im Gegs. zur 
Achtung 8. d., wechselseitige 
304, vgl. 305 ff., in der Freand- 
schaft 329 ff., L. Gottes zu uns 
355 358. 

Lîebespflîcht 303 ff. 

Logik 299 322 342. 
Lohnvertrag 101. 

Lotte rien sollten verboten sein 
152. 

Lüge 44 A. 246 265 277—281, 
kiiGere und inriere 277 f., in> 

KnT)t, Metaphyaik der Sitten. 


nere 279, erste 280, aus Hof- 
lichkeit 280 f.; vgl. noch 347. 

Lust und Ünlust uiiterschie- 
den vom Begehren llf., prak- 
tisçhe und konlemplative 12 f., 
inteilektuelle 13 24, sinnliche 
274, moralische und patholo- 
gische 215, vgl. 232 241 350, 
asthelische 313, des Wohlge- 
fallens 246. 

M. 

Majestâtsbeleidigung 165 £., 
-recht 162 166. 

Maj orale 206. 

Mandat (rechtliches) 101, 

Manier en des Verkebrs 836. 

Mürtyrertum 270. 

Materie s. Form. 

Mathematîk, reine 37 f. 256, 
vgl. 245 299 343. 

Maxime definiert 28 29, vgL 35 
221 f. 229 ff., pragmatische und 
moralische 254 278 283 A. 

Modizin 5. 

Meer, freies und geschlossenea 
76 82. 

Melu und Rein, inneres (au- 
geborenes) 43 54 57, aufie- 
res 51 ff. 8911*., Namcr.- und 
Sacherklârung des letzteren 
55 f., RechtahegrifF 80, An- 
wendung auf Erfahrung 61 ff., 
provisorischea 65 ff. 135 170 
180, gemeinsames 68 ff. 83, 
idéales 108ff. , vgl. 211 Anm. 

Meusch, der, als vernünftiges 
Naturweseu 217 262, morali- 
sches 218 A., animalisches 
(204 ff.) und moralisches 264f. 
287 309 313, gesellig - uiige- 
selliges 333. 

Menschenfoind 306. 

— îreund 306^335. 

— haC 244 306 316ff. 

— îiebe 244f. 805f. 313 326, 

24 
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allgemeine 307,*als moralische 
Zierde 315. 

Menscheiirecht 204 310. 

— scheu 326. 

Mcnsehheit, die, im Gegs. zum 
Menschen 43 45 83 113 195 
218 A. 226 f. 265 269 277 294 
306 f. 321, zur Tierheit (w. s.) 
233 242, Recht des M. 42 46 
83 90 114 232 310, als Idée 
248, Würde s. d., ist Selb>st- 
zweek 175, Verletzung ders. 
273, Verbrechen an ihr 196, 
vgl. auch Noumeixpn. 

Menscblichkeit 313 f. 

Metaphysîk definiert 24, vgl. 
18, formelle 4, ist Sache der 
Spekulation 212, aber not- 
wendig 186, Einteiluiig 18. 

Metaphysik der Natur 18 
299 328. 

— des Redits 13. 

— der Sitten 3 18 213 246 
329, Tdee ders. lÔfT., Aiiwen- 
wendung aiif die Natur dos 
Menschen 18, Einteilunor 20 — 
23 45jnr., VorbegrifTe 23 ff. ^ 

Metapliysîker, ohne es zu wis- 
sen 4, ignorante 7f. 

Metaphynische A nfangsgriinde der 
Naturivifisenschaft 3. 

MetaphymcheAnfangsgründe der 
Ecchtslchre 1 3. 

MetaphysischeAnfangsgriinde der 
Tugendlehre 38 A. 209 21 1 fi'. 
328. 

Méthode 256, erotematische und 
katechetische 256 f. 342 f., dia- 
logische 342, dogmatische 343. 

Methodenlehre der r. pr. Ver- 
nunft 255, ethische 48 257 
258 339-352. 

Meuterei 169. 

Mletrecht 107 f. 193-195. 

Mi k r 0 1 og i e , . , morlilische 253 
292. 

Ministor 146f. 


Miteigentümer 83. 

Mitleld 313 f. 

Mittel 8. Zweek. 

Mittlercs, sittliches 247 f. 282. 

Mohaminedanismus 276. 

Monareh definiert 167, Entthro» 
imng und Hinrichtung des- 
selben 145—147, vgl. 167 f. 
und Landesherr, Ober- 
haiipt, Souveitin. 

Mongole! 77. 

Monogamie 93. 

Moral — Sittenlehre (w. s.), ihre 
Einteiîung 48, Euthanasie 215, 
Moral und Religion 352 ff. 

Moralisten 6. 

Moralitllt definiert 21, = Ge- 
vsinnung 234, vgl. 15 223 210, 
Verh. zum Schdnen 296. 

Moralprinzipien, transzen* 
dente u. immanente 355 f. 

Mord, untorschiedon von To- 
tung 164f., vgl. 147 A. 

Mündigkeit 97, vgl. 192. 
Münze 106. 

Mutterland 166 179. 

N. 

Nachdruck 106. 

Rachstciiliehe 255 303 305 If., 
vgl. Menschenliebe. 

Namen, gu ter, Nachlafi dess. 
nach fiera Tode 1J3 — 115. 

Narrheit 325 

NatioDalreichtum 103, vgl. 105. 

Raturrecht definiert 116, Gegs. 
zum positive!) Recht 43, Ein- 
teilung 48, vgl. 33 111 196 
199 f. 

Naturwissenschaft 15, me- 
taphvsische und angewandte 

16. " 

Nalurzustaud definiert 120, im 
Gegs. zum bûrgerlichen 48 
66f. 76 llOf. 122ff., recht- 
lichen (gesetzlich en) 1 27 ff. 
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134 141 cntbehrt der 

Gcrechtigkeit 162 180 185; 
N. der Stuaten 177 179f. 

Negersklaven 105 175. 

Neid 31 6 f. 

Neigrungeii — habituelle Begier- 
den 13, vgl. 346, sinnenfreie 
13, siiinliohe Antriebe 14, als 
Triebfeder 21, iiatürlicho 236, 
bebarrliche 344, im Gegs ^ tyi 
G osetz 218 A. 254, zut ] flicht 
219, zur Tugend 341, zur Ver 
nuiift 346 f. 348; Disziplin der- 
selben 308 352. 

R euhollaiid 184. 

N eutralitatsrec ht 179. 

bTichts, das 20 Anm. 

Niederlassurig 59. 

Niefibrauch 191. 

ydtigiing, inoralische 25 26 
30 217 f. 226 236 259 242 
244 249 295 308 311 353, 
objektive 289, aktive und 
passive 26 If. 

Notlüge 281. 

>''otrecîit == Zwaiig ohne Recbt 
39 40 f. 145 A. 

îloumenoiJi (~ Vernunftwesen, 
Gegs. Phanomenon) 3045f. 
56 f. 62 64 113 163 2G3 269 
279 285 291 A. 


0 . 

Obereigentümer des Bodens 
148f. 

Oberhaupt, staatlichcs 138, Quell 
der Gesetze 146 A. , vgl. 
Staatsoberhaupt. 

Obrîgkeît „von Gütt“ 142, Qe- 
horsam gegeii sie 206 f. 

Ontologie 20 A. 

Opium, Betaubuiig durch 275 f. 

Opposition, parlamentarische 
144. 

Orden (Ritter-) 149 f. 205. 


Ordnung, Natur- und sittlichs 

210 . 

Ort, seine rechtliche Bedeutung 
149 f. 

P. 

Pari a ment 18 146 f., einer Ko- 
lonie 179, vgl. Deputierts. 

patholo selles Gefühl213,Priii- 
z.p Jl5, Lust 215. 

Pauperbursche (=-- Kurreri- 
denschüler) 203 f. 

Pédanterie 5 7, der Pflichtbe* 
obachtuTig 274, der Gelehrten 
829, der Deutschen in Hüf- 
lichkcitsHoskeln 289. 

Pcrson , Persoulichkeît im 
Gegs. zur Sache (w. s.) 71 1. 
80f. 118 157 189ff. 190 Anm., 
doppelte des Meiischen 290 f. 
A., moralische 26 87 111 141 
144f. 172 263 285 321, vgl. 
Noumenon; bürgerliche 137 
und angeborene 168 f., idea- 
lische 278 290f. , Gegs zur 
psycholügischen 20f., recht- 
licher Besitz derselben 55 63 

I 70. 

;Pflîcht dèfiriiert 25 311 347, 

! Einteiiuiig der Piîichten 46^ 
vgl. 47 f. 258 263—266, iu 
weite und en go 231 2541. 
283 A. 300f. c05, Rechts- 
imd Tugendpfiichten (w. s.) 
22 45 2Ï1 A. 222 231 f. 236 
305 U. 0., direkt- und indirekt» 
ethische 23, heiligo und ge- 
meine 312, négative und posi- 
tive 235 264, Pflichten gegen 
sich selbst 261 — 297, und 
zwar vollkommene 266 ff, und 
unvollkommene 298 fF,, geeea 
aiidere 295 £f. 302 IDf. 320 51, 
schuldige und verdienstlichi 
303, ünterlassangs- und Be- 
gehungspllichten 264, iu An- 
24 * 
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sehuiig des Zustandes der 
Menschen 328ff., das BewuCt- 
sein der Pflicht 323, als Trieb- 
feder 201F. 212 A. u. 0., im 
Geg8. zur Glückseligkeit (w. s.) 
2l4f., ihr forroales Prinzip 
229 U. ô., — objektiver Zwcck 
228; vgl. noch 18 20 27 29 96 
219 ir. 

Pflichtonlehro 211ff. 254 f., 
ihre Einteilung 217. 

pflichtmàfiig im Gega. zu 
pflicht widrig 27 243, zu aus 
Pflicht 222 232 234 254 300 f. 

Phânomenon s. Noumonon. 

Phantasterei 284 A. 

Philanthropie 305 f. 335, vgl. 
Monschenliebe. 

Phîlosopli, der kritische 5 8, 
praktische 211 f. A., gonie- 
mâCige 21 3 f., im Gegs. zum 
Lehrling 203. 

Phiiosophie definiert 211 246, 
als Wisaenschaft 299, theore- 
tiacho und praktische 15 19 
299, praktische 18 211 211 A., 
reine praktische 355, mora- 
lisch- und technisch-praktiache 
19, Ph. und Mathematik 6 246. 
Es gibt nur eine 5f. 

Physik 16 328. 

Plagiat 160f. 

Plünderung 178. 

P O le ns Teilniig 180. 

Polizei lôOf. 

Prois 106 285 287 320 f. 

Privatbesitz 57 fl*. 

— redit 48 49 fF. 76 116ff., 
natürliches 193. 

— vernunft 120. 

— willkûr 67 123. 

R. 

Rachbegierde 318F. 

Ramn als Anschauung a priori 
7, vgl. 15. 


llealitilt,' praktische 61, objek- 
tive des BegrifFs 221. 

Rébellion, schottische 161. 

recht und nnrecht 27 35. 

Redit, sein allgomeiner BegriflT 
3, vgl. 33f. 62 219 355 oder 
Prinzip 35 f., Vernaiifibegritf 
56 GOf., intellektucller Beaitz 
56, moralischer 34, im Gegs, 
zur Gewalt 128. mit Zwang 
(s, d.) verbunden 36, abstrahiert 
von Zweeken 239, Recht und 
Rechte 4, Einteilung der lotz- 
teron 43, persOnliches und 
Sachenrecht(w. s.) 107F. 120fl’. 
189 192, dingliches 88, auf 
dingliche Art persônlichea 84 
97 99 189 fl*., auF persônliche 
Art <lingliche8 90 fl*. 189, Ver- 
wechsliing beider 193 f., aller- 
persônlichstes 171, Privâtes 
(s. Privatrecht) und OfFent- 
liches 48 116f. 128 131 ff. 
205 208, dessen letzter Zweek 
170, subjektives und objektives 
117, gOttliches 355, positives 
33, natürliches s. N aturreoht, 
striktes und weites 36 iF., 
inneres und auCoros 62, ange- 
borenes und erworbenes 43 f., 
bürgerliches 40 48, streitiges 
66 f., Recht der Menschheit 
s. d., des Starkeren 173. Da- 
von: 

Rechtlosigkeit 135. 

Rechtsanspruch 141 197 f. 

— bogriffcGl, ihre Einteilung 
188 f. 

— gel eh rte 33 114 189, 

— gesetze 61 64 76. 

— grund 60 70 122 195, 

— lehre definiert 33, vgl. 34 f. 
45 76 217 272, Einteilung 9 
22 42—48, Einicitung in die- 
selbe 32 ff*. 187, inetaphysisch© 
102, reine 211, innerhalb dor 
Grenzen der bloCen Vernunft 
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185 f., untferschieden von Tu- 
geudlehro 219 221 250 264 277, 
ihr obérâtes Prinzip analytisch 
238, vgl. 211. 

Rechtspflichten 42 CO 222 229 
815. 

— prinzipien 96 A. 135 197. 

— satze a priori 57 64. 

— verhâltniase 114A. 

— wissenschaft 33 188. 

— zwang 36f. 

Roform (Gegs. Révolution, 
w. 8.) 146 186 205 207, kirch- 
liche 163f. 

Regel n dor Klugheit 28^ A, vgl. 
311 und Maxime. 

Rcgent 139 f., als Organ des 
Souverans YiS. 

Regieruug 140, despotische, pa- 
triarchüli^clie und patriotischo 
140, vgl. 141 151 174. 

Reichtum, okonomischer und 
moralisclier 309 f. 

Religion definiert 292, vgl. 352 
353, unterscliieden von der 
Kirche 153f. 202, Verhaltiiis 
zur Tugendlehre 343 352 — 358, 
geofïtMiiiarte 354, wird zur 
Heucliolei 350. Davon: 

Rel igionslohre 343 352 ff., 
rtdne nnd ange-wandte 352f. 

Religiüiispflicht 297 353. 

iReprasont ativsy stem 170f 

Repub lik, reine 170, franzôsi- 
sche 202, andore 181. 

Republikauismus aller Siaateu 
ais Ëndziel Ibâ, vgl. 205. 

Respekt defmiert 290. 

Roue der Bufie vorzuziehen 
351 f. 

Révolution 146 147, vgl. 169 
184. 

Richter defmiert 31, vgl. 1401, 
innorer 2791, angeborener 
innerer 289 fl, vgl. Gerichte- 
hol 


s. 

Sache defmiert 27, vgl. 54, im 
Gegs. zur Porson (w. s.) 57 70 
81 189. 

Sacheurecht 70, definiert 71 
158, vgl. 71 ff. 190. 

Satz, analytiacher und synthe- 
I tischer 86. 

Schadenfreude 3171 
Schematisieron 329. 
Schenkungsvertrag 116 1171 
Scherz 3261 
Schmausereien 2761 
S c h ô n e , das, in der Natnr 296. 
SchOpfnng freier Wesen 961 
Anm, vgl. 355. 

Schrift definiert 106. 
Schulbelohrung 181 
Sehuldigkeit 32 232 310, mora- 
lische 262 Anm. 

S ch U Isp radie 5. 

Sehwâche 234 252, momlische 
223 231. 

Sch wangerschaft 268 273. 
Seele defmiert 224 263, S. und 
KOrper s. d. 

Seelenmessen 150 202 203, 
Seelenstarke 2231 269. 
Selhstboherrschung 251 352. 

— bet&ubung 268 274 — 276. 

— bewuütsein, moralisches 
291. 

— orhaltung, physische 265 
267 ff. 300, moralische 264. 

— erkenntnis, moralische 293 1 
302. 

— liebo 265 307 820. 

— mord 265 267—271, vgl. 
272 273. 

— schâiidung 271ff. 

— Bchatzung 2861 294 305 
317 321. 

— stàiidigkeit , bürgerliche 
1371 

— Bucht 286 306. 

— verBtùmmelung 270. 
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SclbstzTTangr (moralischer) 217f. 
220, lrf>ier 222 236 f. 

Senteuz (Spruch), richterliche(r) 
289 292 f. 

Silber^eld 105. 

Siun, imterscliieden von Sinn- 
iichkeit 11 A., âuCero und 
innerer 15 264, innercr 241, 
im Gegs. zur Ideo 205, oiii 
tlieoretiflches VerraOgen 
242, ixioralischer s. 227 und 
G e f ü h 1. 

Sinnlichkeit 1 1 f. Anm., im Gegs. 
zur Pfücld 32. 

Sitten (mores) 17. 

Sitteug-esetz definiert 31, iiicht 
aut‘ Erfahriing gegrûndot 16f., 
seine Roinigkeit ist sciiio Stârko 
19, seine Untrüglicbkeit 185, 
vgl. 24 29 2171. und Frei- 
li e i 1 8 g e s e t Z e. 

Sittenlchrü 16 25 45,ibr obcrster 
Grundsatz 29, ibre Eintoilung 

220 250, im Gegs. zur Natui’- 
lehro 225, vgl. 217 222 254. 

Sittliclikeit 17 29 283 A., ist 
Selbstzweck 269, ihr Subjekt 
269, = Moralitat (w. s.). 

Sitz (nicht Besitz) 59 72 82. 

Skandal, sittlichor 236 323 325 
3361. 

Sollen, das unbedingte 29 2171. 

221 

SouverUn 140 162 167, vgl. 
Staatfioborhaupt. 

Sparsamkeit 285. 

Spottsucht 3261. 

Staat definidrt 133, vgl. 135 172, 
als ewig anzusohon 200. 

Staatenverein 180 A, 

Staatsbilrger 1361,, aktivo und 
passive 1371., vgl. 140 156 168 
172 175. 

Staatsformon 167 ff. 

Btaatsoberhaupt 141 ff , kann 
nicbt unrccht tun 140 145 A., 
vgl. 167 17o 204. 


‘gister. 

Siaatsreclit 131 IT. 

Staatswürde 138. 

Stand 2001. 

Stiftungcii, milde 151 152 200 
bis 205. 

Stimmgebung ( W ablrecbt) 1 37 

Stoîz 324 331 335. 

Strafe 32 41, ihr Sinn 163, vgl. 
171 3181., ibre Arten 195, 
richterlicbe und natürlicbo 158, 
entehrendo 322, gôttlicho 3561. 

Stralgesetz 163, ein katego- 
rischer Imperativ 164. 

Strafrecht 168ff. 1951. 

Strandrocht 82. 

Substaaz 721. 761. 81ff., des 
Mensehen 293. 

Siibnopter 557. 

Sünde, unvergobbare 146 A. 

Sündenschuld 357. 

System im Gegs. zu Aggregat 
88 211, zu K.ritik 4, molapby- 
sischcs 3, di*r Philosophie 51., 
der Zwecke 220, der Natur 285, 
der Etbik 3281., der prak- 
lischon Vernunft 257; pa])ie- 
rene 8, nicht Iragraentarissch 212 
342. 

T. 

TagelOhner 157 193. 

Tapferkeit deflniert 218, vgl. 
249. 

Tat 26 31 90 227 241 243 289, 
ibre moraliscben Folgen 291 A. 

Tausch 101. 

Teîlualime (-nehniung) an dem 
Geschick anderer 315 318 330. 

Teleologie 226. 

Testament 112 1991. 310. 

Théorie und Praxis 19 256, 
vgl. 3. 

Tierheit ira Menscbon 17 227 
233 242 262 265 272 11*. 2861. 
299 320. 

Tierquâlerei 2961. 
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Titel (rcchtlicher) 76 122. 

Tod, gnt( r Nam O nach dems^'lbcn 
113 — 116, staiidfiafter 161 288, 
vgl. Docb 267 ff. 

Todesstrafe von Kant gerecht- 
lertigl 144 160 ff., von Beccaria 
b.'kàmpft 162f. 

Tollwut 270f. 

Toplk der Rechtsbegriffe 188 
196 A, 

tote Hand 199. 

Translation a. Übertragniig. 

Transzoudeiital philosophie 96 f. 

Aiiin., 226 . 

Triebe, naUU'licbo 17, vgl. 
Noigungen. 

Triehfedorîi, ochto and nnecbtc 
10, dus Sittengesetz als T. 232 
234 240 300 f. 344, vgl. weiter 
212f. 223 312 354. 

Truiikonhoit 276f. 

Tugend definiert 219 231 236 
287 240 248 249, vgl. y22f. 
234 248 — 250, auf innere Frei- 
beit gegrüiuict 2ô2, iiicld bloU 
Feriigkoit oder Gowobnhtdt 
223, Bondern inuO erworben, 
gclolirt und g 'übt werdcn 341, 
vgl. 257, im G ‘gs, zum Laster 
241, ist ihr eigenor Z week 239 
249 f. und Lolin 250, an sicli 
blotl eine 237 302, und doeb 
Molirheit von Tugenden 237 
250 302. 

Tugendlehre definiert 219, ihre 
ers leu Gründe 212, ihr oberstes 
Prinzip 237 828, vgl. 842, isl 
synthetisch 238 f., reine T. 216, 
als Doktrin 841, Wisseriachaft 
342, Einteilung 250 254ff., vgl, 

8 22 209—358. 

Tugeiidpflichten definiert 222, 
ibr Schéma 240, vgl. 114 
231 ff. 254 f. 264 305. 

Tugondfitolz 286. 


n. 

Obereinnlicho, das 4. 

Übertraguiig (rechtliche) 84 87 f. 
101 f. 111. 

Übertretuug 27 32 231. 

Uni g an g mit Lastorliaften 3361. 

Umgangstugeuden 335—337. 

Un dankbarkeit 316 317. 

Unkeuschheit 272. 

Un 1 au ter k ci t 280. 

IJmnâBigkeit 274-277. 

Unmündige 137. 

llurecht 27 36,. formales und 
materialos 129 A. 

Unrodlichkeit 279f. 

Untertan 128 138 141 142 f. 
166 U. Ô. 

Uutugend 223 231 262 302 328. 

Unwert, moralischer 231 294. 

Urbeber des Gesetzes 31, einer 
Handliing 26 31. 

IJrtelle 31, bosiimmende und 
vorlanfigo 342, verktîhrte 822. 

UrtcÜskr aft, moral » sche 256 289. 

V. 

Vaterland 166. 

VerauCcrung 84. 

V e r b a 1 i n j U r i O 160, 

Vcrbiîidllchkeit 23 f 25 ff. 81 f. 
64 b, Giündo derselbi'n 271'., 
zwischoii Perso ne n und Sachon 
unmôglich 71 f. 80!., BowuBt- 
sein derselbeii 242, vgl 222 
223 257 261 ff, 303 310 311 f. 

Verbrecheu defniiert 27 158, 
unaustilgbares 145 A., uniiatûr- 
licho 196, groCe 223 f. 

Verbùrgung 120, 

Verdienst, verdienstlieh 31 f. 
231 f. 249 262 A., snOes und 
saures Verdienst 232, 

Vordingung 101 157 193. 

Verein, bürgerlichor 128, vgl. 
G osellschaft. 
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Verfassung, bürgerliche (im 
Gcgs. zum Naturzustand) 65 f. 
109, als notwendige Pflicht 75, 
als Idee 142 f. m 206 f., vgl. 
133 139 170, eingeschrilnkte 
146, vgl. 167 f., die beste 186, 
vgl. Konstitation, 

Vergeltong 32. 

Verjâhrung 109 198. 

Verkehr, Form und Materie 
deeselben 102. 

Verlag 106. 

Verlassuner (juristisch) 84. 

Verleger lOGf. 

Verleihen 101. 

Verleumdung 325. 

Vermaditnis 111, s. Testa- 
ment. 

Vormiettiug s. Mietrecht. 

Ternunft, ea gibt nur eine 5, 
blofie iïesunde 120, theoretische 
216 262, spekulativo 216, thoo- 
retische tind praktische 242 
849, reine praktische 14 18 
218 A. 238 f. 341 354, mora- 
lisch - praktische 185 227 285 
299 306 U. ô., rechtlich- prak- 
tische 63 80 110 207, recht- 
lich -gesetztîebende 123 163, 
iechniHch-praktischo 223 227, 
*= Wille 14, *=Freiheit (w. 8.) 
17, Vermôgen der Zwecke 238, 
ihro Kau^^alitât 24, kennt nur 
formais Gesetze 52, vgl. 225, 
im Gegs. zur Neigung 846; | 
ihr rechtliches Po8tulat| 
und sfine Folgen 53 60 64 
67 69 73 74, a priori gesetz- 
gebend auch über das Lebon 
hinaus 113 249 806, 

Vernunftbegriflf 60 61 80. 

— gebrauch 63. 

— idee 108 142. 

— prinzipien 104. 

Verpfîlndung 101. 

Verpflichtung, aktive und 

passive 295. 


Verschenkung 101, 

Verschuldung 27 82, mora- 
lischo 231. 

Versch wendung 284f. 

Versprechen 65 63 85 ff. 100 
102 112 117f. 

Verstand, dcr, donkt 11 A., 
Vermôgen der BegrifFo 227, 
im Gegs. zum Herzen 346, 
seine Kultur 233, Reg*'l 299, 
reiner 56, praktischor 289. 

Verstandesbegriff, reiner 61 
80. 

Vorteidigungsmittel , er- 
laubte, im Kriege 177. 

Yertrag 77, deüniert 84, vgl. 
84—90, im Gegs. znr Gowalt 
98, Einteilung und Arton des- 
selben 99 ff., reine und ernpi- 
rischo 100 102, ursprünglicher 
78, ursprünglicfior bürgerlicher 
113 119, simulitTter 94, nur 
zwischen Personen môglich 
167, Leih- und Schenkungsver- 
trag B. d. 

Voruntreuung 158. 

Vervollkommungseinerselbst 

264. 

Verzichtuung 84. 

Vivivsektion von Kant ver- 
worfen 297. 

Yolk 133 148 155, Verhaltnis 
zum Souveran 143 ff. 166 172f., 
selbst Oberhaupt 138 175. 

Ydlkerrecht 133f. 122 172-181. 

Vôlkerverkehr 182f. 

Volksbelehrung5 19, vgl. 212. 

V olksrechte 154, im Gegs. zum 
Adel 156f. 

Yolkswille 136, allgemeiner 151, 
vereinigter 107f., gesetzloser 
207, vgl. 154 156. 

Yolljâhrigkeit 97 192. 

Yollkommenlieit, formale und 
materiale 226, physischo 293 
298 ff., moralische 227 234 293 
300 ff., fremde 225 f., eigene 
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226 f. 233 f. 2*40, moralische 
cler Mofischheit 249, ihr Ge- 
Betz 306. 

w. 

Wîihlrecht 8. Stini mgebung, 

Wahrhaftîgkelt 278 ff. 

Ware definiert 103, vgl. 101 
102 ff. 285. 

Weib, Recht des Mannes anf 
das, 55 63 190 f., vgl Ehe- 
rech t. 

Weîngenufi verteidigt 276. 

Weislieit, praktischo 249, dcfi- 
niert 293, ihr Anfang ebenda. 

W eiaheitslehrerjgeniemâliige 
213. 

Welt, dies- iind jenseitigo 202, 
phvsiscbe und intelîigibelo 

291 A. 804. 

Weltbürgerrecht 134 182—186. 

Wel twoisheit, moralische 19. 

Wcrt 106, auCorer und innerer 
285 816, innorer (moralisclier) 
286 f. 294 317, vgl. 300, unserer 
und fremder 305. 

Wesen, menschliche und nicht- 
inenschliche 268, auCer- und 
ûbermenschlicho 296. 

Wiedererlaiignng des Ver- 
lorencn 120 — 123. 

’Wiedervergcltuug. Recht der 
159 fF., zwischen Vôlkern 176. 

Widorspruchs, Satz des 67 
238. 

Widerstand des Volks gegen 
den Souveniii 1441, aktiver 
und negativer 146 f. 

Widerstrcit der Pflichten 27 f. 
274. 

Widerwillen, moralischer 250. 

Wildo 1681 172 173. 

Wille dehniert 14, unterschiedeu 
von Willkür (w. s.) 13 f. 251, 
reiner 14 24 29f., allgcmeiner 
(gemeinsamer, voreinigter) 57 


66 ff. 76 84 f. 112, als apriori- 
sche Idee 75 79 81 ff. 123 136, 
allgemeiner gesetzgebeuder 127 
142 223, urpprünglich guter 
294, bôser 293 f., eigener und 
fremder 131 229, souverftner 
207 f., vgl. Volkswille; gOtt- 
licher 31 353 355. Seine Kuî- 
tur 227. 

Willkür definiert 13, freie und 
tierische 14 29 ff. 34, vgl 20 A. 
231, ihr Gegenstand 62l,Spiel- 
raumSOO, Form und Materie 
34 211 213 219 230, einseitige 
und doppelseitige 70 72 741, 
Verhâltnis zur Willkür anderer 
64 355. Ihr âufiercr und 
innorer Gebrauch 16. 

Wissenschaft = System 211, un- 
terschieden von AVelsheitslehre 
299, mufi methodisch sein 342. 

Witz 327. 

Wohlfahrt, physische und mora- 
lische 235 f. 

Wohlgefallen 307, Liobe des 
W. 245 274 304 f. 

Wohltun (Wohltatigkeit) 235 
244 f. 304 307 ff., W. ans Mit- 
leid ist zu verwerfen 314, unter 
Freundon 332 335. 

Wolilwollen 236 244 274 304ff., 
seine Arten 3071, vgl 330. 

Wollust (Wohllust) 271 ff. 

Wunsch 14 34 307 f. 335. 

Würde des Sittengesetzes 240 
265 278 320, der Menschheit 
305 317 321. 

Würde n im Staat 154f. 


Z. 

Zeit 16 86 96 A. 114 A. 

Zougung, Akt d' r 96. 
Zucht a. D isziplin. 
Zuchtliausarbeit 160. 
Zueignuug, rechtiiche 69 74. 
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Zufriedenhcit mit eicb selbst 
214 

Zureeliuung: 26f. 31 32 146 A. 
293, irifiere 289. 

— sfâhigkoiit 32. 

Zustaud, bür^erlicher oder 
rechtlicher (im^ Ge^s. zurn 
aturznstand, w. s.) 64f. 70 
76 79 f, llOf. 112 117 ff., drfi. 
niert 127, vgl. 128 137£ 199, 
geHellschaftlicher 1271., moia- 
lisch«ir 293. 

Zwaug’, auOiirer 22 37, ôfîrentlich- 
gesetzlichor 134, ÊLuBorer ui)d 
freicr ( moralischer ) odor 
Selbstzwang (w. s.) 2171. 
222 236 ff. 244 249. 

Zweck definmrt 219 224, im 
Gegs. zuin Mittel 42 2191. 


230 237 269 279 283 285 305 
321 325, moralischer und prag- 
matisch<T 184, als Matene des 
Wiîlens (Gesetzes) 34 213 229, 
vgl, 26, unterscliieden von 
PÜicht 220, zugleich Pllicht 
45 2191T.; 8uhj>'ktive imd ob- 
joktive 228 230, meine und 
Iremdo 305 355, innercr 279, 
verschiodene der Vernunft 257, 
gOtllicher 35611., utibcdingter 
239, der ganze moralische 301, 
zuiL’leich Triehfoder 240. 

Zwoeklohre, moral ischo (objek- 
tiv) im Gegs. zur technisch- 
pragmatiscdien (subjektiv) 226, 
vgl, 254. 

ZweckmUBigkelt in dor Natur 
297. 



Zur f^inführung in Kant. 

•iiiiiiiiiiMiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiitiiiiiiiiitmimiiiiiiiiiiniiiiiiiMiiiinitiiiiiiiiiijiiiii 

Kants ausgewâhite kleine Schriften. Mit ausfuhr- 
licher Einführung und Anmerkungen herausgegeben von 
Studiendirektor Dr. H. Hegenwald. 1913. VI, 126 S. 

Mk. 1.60 

I n h a 1 1 : Beantwortungf der Frage : Was ist Anfklârung ? — Was heiôt : 
iich im Denken orientieren? — Idee zu einer sllgemeinen Geschichte in 
weltbürgerlicher Absîcht. — Rezeneionen von J. G. Herderi Idecn zur Philo- 
sophie der Geschichte derMenschheit. — Mutmafilicher Anfang derMenschen- 
geschichte. — Das Ende aller Dinge. — Verkündigung des nahen Abschlussea 
eines Traktats zum ewigen Frieoen in der Philosophie. 

Der Torliegende Band weist den Wog. der Schiller einst zu Eant führte. 
In don y,Kleinen Schriften'^, von denen hislang^ so seltsam es auch klingt, 
eine Ausgabe ganziich fehlte, behandelt Kant m leicht verstandlicher Dar- 
steÜung allgemein interessierende Fragen. Die Beigaben des Herausgebers 
worden als weitero Erleichterung des Verstandnisses begriifit werden. 

Kants Lehre vom kategorischen imperativ. Eine 
Einführung in die Grundfragen der Kantischen Ethik ini 
Anschlufi an die „Grundlegungder Metaphysik der Sitten“. 
Von Dr. Artur Buchenau. 1913. XII, 125 S. .Mk. 2. — 

DieDarlcgung gehdrt unbedingt zu dem Wertvollsten, was seit langem auf 
diesein Gebiet geloistot worden ist. In der Durchführung zeigt si ch ein 
ebenso auderordentUchcs padagogisches Gesobick als ein bedoutendos MaB an 
Fahigkoit zur Systcmatik. JedeZeile verrat die unoingesehrënkte Vertraut- 
heit mit dem Gegonstand, zugleich aber, dab sich des Verfassers methodi- 
sche Stellungnahme zu domselben in baufigor Beschaitigung mit dem Stoff 
bewahrt hat. So ist eine Arboit entstanden, in der sich Gewissenhaftigkeit 
in philologisch-historischer Beziehung mit klarer und praziser Herausarhei- 
tung des Wesentlichen verbindet. Geisteswissenscbafton. 

Kurzer Handkommentar zur Kritik der reinen Ver- 
nunft. Von Hermann Cohen. 2. Auflage. 1917. 
242 S. Mk. 3.—, geb. 4.— 

Wer an Cohena Hand wandelt, dem sind hundert Ab- und Irrwege er- 
spart» dem bleibt die voile Kraft fùr das Wesentliche an der Veniunftkritik, 
der inag schone Stunden sichtlich wachsender Erkenutnis genieben. Und 
so wird in unseren Tagen, wo unleugbar der Sinn weiter Schichten sich der 
Philosophie offnet, nur die Auswahl der philosopbischen Lektüre oftmala 
durch geringoro Schwicrigkeiten des Eindringens bestiramt wird und damm 
iiis Allgomeme geht, Cobens Kommentar viel Segon stiften. Er sei vielen 
empfohlen, Leipziger Zoitung. 

Grundprobleme der Kritik der reinen Vernunft 

Zugleich eine Einführung in den kritischen Idealismus. 
Von Artur Buchenau. 1916. VI, 194 S. Mk. 3. — 

Ans einom Briefe von Geheimrat Baeumker an denVerlag: 
Die Beleuchtung der Problème ist nicht aus einem Allerwelts- und Nirgendswo- 
standpunkt gegeben, sondern entschieden unter dem Gesichtswinkel Her- 
mann Cohens oingcstellt. Aber das ist mit solcher Koh86(]^uenZy solcher 
Klarheit dor Entwicklung und solehom didaktischen Gesehiek in schwiorigen 
und schwierigsten Dingen geschehen. dab ich sur Einführung in diese Ge- 
dankenwelty die auch dem, der nicht AnbSnger des Marburger Kritizismns 
ist, so viol aufzugeben* nnd so viel im einzeinen auch zu geben hat, kein 
besseres Mittel kenne, àls diesea neue Bueh. 
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PH ILOSOPH ISCHEN 
BIBLIOTHEK 


Uni dus Studim der PhitcsQphie and ïhrer Gfsdtkhk Imi Bkh 
^ der Vedag Félix Memr verdimt gemachi wk wemged Die -zàhlreichen. 
Nemmgahmdfr deuMchenklassischm Phikmphkmtd Vkneizmgen: 
âusiàfidJscher Philosaphen kweken, ■ mit welchem gmsm Fiftr und 
■wdàier Saehkenntnis dieser Verleger seine sehone Sache zur A usfâh- 
l'mng .bnngft. ■ 

"Birans de llaan In: Tijdsehnft voor Wîjsbigeene 1922^ H* 2. 
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Kant HO/îti. SîtafiesVmiy. ) J 4:74 43. PlaB. 

33/54. piogencîiLatirthis. 112. Hcrdcr,' ' ! UO. Berkeley. 

55: BreMano-. ÎÎ3. Cohen tur Kritik ! lfA.hl53, Plato. 

ï£^. - . HcgcL d. reïnrtî Ver nwuft j 154 fklnüs, 

65/66- KirchrnaMn. , 114. Hegel- -i 155. Comte. 

■f?8/ la Mettrtc. ' ' 1,16. Kaiser JuViân. j Î56. . -Berkdejp. 

fn) — 71. Ldb'JïîSi:, 1Î7... Schîtiermachais'. i t57/154i. Hobbey.. 

.74 ÏL v. Harfmiïin. 119. . Less-ing. 1 159/Î60. PUU>. 

,73. Senroü. 120. ■ Pichte-Scblcier- l 1C1/162. Leibniz, 

75-'*"T9. l.ocke,. iîiichfrH,>tcîfért«. F/i. Hegel 

80-Hr4 Bhua. 124. Lessirtg-, -1172». Pkm. 

Î54/35. ■ Schielraacher. 122. Wolîf.. i 133. ,hn^%ïinm, 

Bfl38. Scolxit.*? Eringçrut 12B. Humbohli.. j 184, Mos:e ben 

34), tK,). Se:«UK .Bmpîriciîs, |.24. Hegd, .j MæKiOn 

,D'ie Ninumervï der allen /.âhbujg 0, PÎ5--64. 72—74, llilS, Cl— '.Oï tnihleiki» 

F.rliiuîmjs'iiu*''’ Kjrdnnanus, die jetsci -ïl':- gamtirh .ve« .«.î!cî an::,usçhfîit sind uud durch- 
dît .N.fu.beâîbciU.inge.n der l’cx.tbiinde •übe;}1h&sùj; v-’erden. llese .tirl7u.ierun|ïHvi„'fîe 
Ntuirbei/ ('îrshaîb aus d/r wlMulo'iiophl'jcHen BlbllotVick'* ar.sgeschietle.vî, DU; /fâ„ frnl 
ïfcwordeuru Nutn-mera ryerden a5b.nü!i{ic.h neuheseDt 

AN DIE BOCHERKÀUFER ÎMAUSiJVND 

D it) gTol'kt liindtT,nïs fur dut Verbreitung des deoisclî’.-;?! I'3ur.hes bu 
A usland ’sst die UnsicherheU über deu Preis deiKxçibeu. Dai> 
aiîf den.ische Bûcher ein Valutaaui'schlag erboben mid, e.vkennl der 
eiiisîdîtige Âiisîaiîder ïeizt wohl durchweg a)s berechügl- an. Er $k\\t 
ein, daB' an Buch semen 'anvcrlierbarai .innerm W«t lifit, und 
es ab, es den Schwankungen des Wechseikirrses zis vcrd^-nkeiD dab er 
dfcutsche Bûcher gewisseîmaBcu geschenkt erhaitc. Er sieht auch dn, 

, daB Deulschl-uid angcsichts der ungeheuren L^i^ten, ûk der V'^riadler 
Vertrag rnm anferlegtj es sich niclri leîsien karin, dmmmi unter Web- 
iuarktpreis: zu verk^!sl'.^^"u, 

Wogcgen s.îch der Auslânder wendet das ist der schemu Clscbe 
Aufschlag, der die Enlwicklung de$ deiilschcn Prête ' aulkr ■ acbt 
.laBt iind dadurch . zn AnsUndspieiseii lührt, die über die éùrt übÜthen 
• Prcîse bîîiaus 4 B:he.n. Wenn daber die ümgestaltiïng der „Verkau%" 
ordnung fur Âus'landsbeferungeïï* vom 22. Febr. 1922 als Reg®l eiiMii 
Aufsebbg Yoii U)BE'« oder (nach Beatimmuîig des, Veriegers) 200 lilr 
ék hochvaîüiigen Land-er vorschlug, so kanh dîese Eestiniîiumg-beute, 
die înlandsprdse, dem idlgemeinen ■ Sîeigen der ■ l^dex’^îihto ent-, 
sprechend, fast jeden Mouat erhoht werdeu rnii-ssen, m. ûberhoheiî 
Preisen führen. ■ ' . 

Hierzü trâgt nicht isewesentliçh bei die liôhe de» Kurees, zu dem 
der .Ausiaîîdsbuchlmndkr nach Vorsthriït-seiner Organisation dte MaÎ K- 
preisç^ in di> Landeswahrung umrechnet. DaB dieser -nîchl germu dkîîiî 
jeweîlîgen Borsimtes entsprecben binn, sondem'déB init Rûcksidht auf 



Aljphabéttsch geordnetes Verzeichnis 

der '■ ■ ' 

PHJLOSOPHISOHEN BIBLIOTHEK 

Sammluîig der philoso* 
phischen Hatiptwerke 
dter und neuer Zeit 

sowic der ergàn/ienden Sammlung 

Wissen und Forsçhen 

Schriften zur Einfûhrung in die Philosophie 

Der Verlag von Félix Meiner in Leipzig ist in den letzten Jahren 
mehr und mehr zum der rein pj» Uvfio phischen 

Knitnr DeuischUindM geworden, dis er den weiteren Kreisen der 
GehUdeîen diirch immer neue Samrnltingen, Ausgaben und Verôffent- 
iichungen in fnichtbarster Farm zugànglkh zu machen sackt. nSokrates*^ 

P reine in SchwHzer Frapken 

Band Einft Nummerpübersicht der Sammïung befiniet sicii auf S. 2 des tlmschlagrs. 

D’Aleitiberfs Eiüleitung in die franzos Enzyklopadie v. 1751 (Dis- 
cours préliminaire), Hrsg. n. erl. v. E. Hirschborg. 1911. gel). 7. — 

140 a I. Teil: Text. X.XIII, 153 u. 11 S 3. — , geb. 4.— 

I40b II. Teil; Erlanterungen. VIII, 192 S. ........ . B.— 

In ungewôhnlich brauchbarer Weise hat E. Hirscbbergr dies Werk 
heransîfyegreboTi, so zwur, dafi die Ausgabe als die bingo erwüimolito 
Einîeitung in das ganze Denken jener wunderbaren Epoche dir Betreîung, 
der wir eo anendlich viel yerdanken, gelt»tn darf. Sie ist formai eine 
Musterleistung ; allô erdenklicben biographi><chen, hintoriscbou und philo- 
aophischen ErklSrungen «ind geschickt und leicht falilich angebracht, und 
so iat die Lektüre des ^discours" fur jeden Gebildeten inoglich und frucht* 
bar gemacbt. I>iterari8chei Ratgeber des Düierbundes. 

100 Aqttin fiiehe Thomas von A. 

Ardigo siehe Bluwsteiny Abt. V, S. 25. j 

—ÎS Arlstoteîes. Philosophische Werke în 3 Halbpergamenlbd. 60. — 

1 — Über die Dichtkunet. Neu übers. u. m* Einîtg. und erklar Namen- 

u.Sachreg. vers. v. A. Duderaan. 1921. XXIV, 91 S. 2. — , geb. 8. — 
— — Auf holzfreiem Papier in Gesohenkbaud ...... 4. — 

2 — Metaphysik. Übers. u. erlaut. v. Dr. theol. E. Rolfea. 2., verb, 

Aufi. Bd.L 1921. XXIV, 209 a 3.80, geb. 5.- 

3 Bd. IL (Buch 8-14). 1921.. IV, 227 S. 3.80, geb. 5.- 

D.a» vorltegende Werk ist mit besotiderer Preude Zu begrüfien. Bit IJrtext 
der aristotelisrhen Schriften bietet ja selbst dem gewiegtesten PbUologen 
ganz auBerordentliche Schwierigkeiten, und ohm philosophische 8 hulung 
fiind dberaus viole Stellen .der aristotelischen Metaphysik, dieser vielleicht 
sciivn'erîgsten Schrift des Altertums, eelbst einem Bcharffiinnig'en Geiste 
sohlechterdings anverBt&ndiioh. Ba ist ce nun ge'viÛ hochverdienstheh, die 
anstotelisi’hen Schriften in trefllieher Bbersetaung mit gediegonem Enmmen* 
tar weiteo Kreisen eugfingticfa eu maehen. Katholik. 
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BmA 

4 Aristoteles. Über die Seeie. fïberBetzt v.Br. A^olf Busse. â.jVerbese. 

Aufl.1922.^ XX, 94 ti. 27 S. , . ... . . â.60, g#. 4.60 

5 — KikOTfiachisbbe Etbik, Neu uber*setzt uud erlâtït, von Dr. tbeob 

E. Roîfes. Durchgesehene- und nm Sach- u, Namonregieter ver- 
roehrte 2. Aiifl, 1921. XXIV, 268 S, . . , 4 geb. 5.— 

7 — Politik. Neu übers. u. erlSut. von Dr. E. Roîfes. Dritte, durch- 

geseheneAuflage. 1922. XXXI, 841 S. 4,50, geRè.*— ,(leBeh.-B<i7.— 
8—13 — Organon. Ü b ers. von Dr*_theoL E. Rolfes. Koniplett geb. 18.— 

Daraus einzeln : 

8 — Xategorien. Voran geht: Die Einführucg des Porplivrius. Î920. 

VIII, 86 S. 1.80 

9 — Péri hermenias od. Lehre vom Satz. 1020. VIII, 42 S. . 1.20 

— — Bd, 8/9 in einem Baud gebunden .... . .... 4.^ — 

10 — Lebre vom Scblufi, oder: Erste Analytiken. 1922. X, 209 S. 

3.50, g-eb. 4.50 

11 — Lebre vom Beweis, oder;; Zweite Analytiken, 1923. XVIII, 164 S. 

4, — , geb. 6.^ 

12 - Topik. Neu übers. v. E. Rolfes. 2. Aufl 1923. XVll, 227 S. 

4.—, geb. 5,— 

13 — Sopbistische "Widerlegnngen, 2. Aufl. 1922. IX, 80 S, 1.50, geb. 2.50 

— 8. a. Taschenausgaben S. 23. 

Petersen, P. Gescbichte der Aristoteliscben Philosophie im prote- 
stantischen Deutscliland. 1921. XII, 534 S. . 12.50, geb. 16.-— 
183 Augustimis. Vom seligen Leben. Obersetzt u. orlâutort, sowie ra. e. 
Einiuhrung in Augustine Philosophie verseben v. Jolis. Hessen. 

1923. XXX, 43 S. 2.—, geb. 3.— 

Aveuarius, Kd., siehe Raab, Abt. V, S. 29. 

* Beeeai'ia, Ceaare. Über Verbrechen und Strafen. Übers., m. Einltg. 
U. Anm. vers. v. K. Esselborn. 1906. VIII, 201 S. 3. — , geb. 4.50 

Bergson siehe Mockauer, Abt. V, S, 28. 

20 Berkeley. Abbaiidlung über die Prinzipien der menseblicben Er- 
keiintuis. Übers. u. mit Anm. verseben von Friedrich IJeber- 
weg. 6. Aufl. 1920. 166 8. ....... . 2.— , geb. 3.- 

102 — Drei Dialoge zwischeu Bylas und Pbilonous. Übers. u. eingel. vot. 

Raoul Richter. gr. 8®. 1901. XXVÎl, 131 S, . . Vergriffer; 
Vol. V. — Three dialogues between Hylas and Philonous. Edited by T. J. 

McCormack. 1913. Vil, 136 p W. portr, 3.50 

143 — Théorie der Gesichtswabrnehirmng. M. V orw. v. Prof. Dr. P a u î B artb , 
hrsg. V. B aym und Schiiiidt. 1912. XII, 152 8. 2.50, geb. 3.50 

149 - Siris. 0bers..y. L. u, F. Raab. 1913. 24, 139 S. 2.60, geb. 3.60 
lo6 — Alciphron. Üliers. u. mit Anm. u, Reg. hrsg. v. L. u.J3r. F. Raab. 
1915. XXXIX, 438 S. . . . .... . 6.-, geb. 7.- 

Or. 4 BoDano, B. Wissenscbaftsiebre, In origgetr. Neudruck hrsg, von 
A. H ô fier. Vergriffen 


*) Toxto ftufierhalb der Nümmernfolge d«r Philosophiselien Bihliothek. 

Vol. = Band der Bibliotbeoa philosophorutn (Hauptwerke der Philo» 
Sophie in der Brspracbe); Or. <=Band der .Sawimlunt: H auptwerke de^r 
Philosophie in ori.^inalgetreuem Kéudrûck. T »= Tasdienaasgaben. ; 
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99 BolzauOÿ B» Paradoxiea des UnendîicbetiL,' Herausge^. v. A, Hôfler. 
Mit Annierkuiigén veysehen vo^ H. Hahn, Prof, der Matheniatik 
iû Bonn. 1921. IX, 156 S. . . . . . , . . 4.-, gèl>. 5.-- 
dO BoBtr<)i)ij Christoplier Jaeab. drundiimen eines philosophischeu 
Systems. In deuiscîhor Übersetzûng mit Eihltg. u. Anhang hrsg. v. 
Keinhold Geijer u. Hans Gerloff - . . . . . Im Drnck 

Sâ Brentaïio, Franz. Vom Ursprung sittlicher ErkenntnÎB. 2. And. 
Kebst kleineren Abh. z. etbiechen Erkenntoistheorie u. Lebensweis- 
beit, hrsg. u. eiugel; v. OskaT Kr aus. 1922. XII, 108 S. S.—, geb. 3 — 
* — Die Lehre Jesu u. ibre bleibende Bedentung. M. e. Anh.: Kurze 

Darstellnng der ohristl, Crlaubenslehre. A, d. Naohlafi hrsg. von 
Alfred Xaetil. 1922. XX, 149 S. . .... . 2.50, g(3b. 4.~- 

21 Bruno, Oiordano, Von der ürsache, dem Prinzip u. dem Einen. Obers. 

u. erlâut von A d. Laason. S. Aufl, 1902. XXIV, 162 S. Vergriffen 
n« Greist und Kërper siehe Abt. V, S. 26. 

22 Clcero. Über dae bbchste Gut und Übel 346 S. 3.50, geb, 4.50 

23 — Drei Bûcher über die Natnr der Gôtter. 262 S. 3.—, geb. 4.— 

24 — Lehre 4er Akademie. 176 S. . . . . . . . 2.50, geb. 3.50 
Cohen, H. Kommentar îair Kritik der reinen Vernunft siebe Kant, Kritik der 

reinen Vernunfti S. D. 

Coha, Jonae. Der Sinn (1er geg-enwartigen Kultur siehe Abt. V, S. 26. 

Ootttfe, Attgrnste* Die positive Philosophie, Im Auszuge von J nies 
Rig. 2 Bde. in GroB 8o. 1883-84. 32, 472 S. 12, 524 S. geb. 24.— 
155 — Ahhandlung über den Geist des Positivismns. Übersetzt u. m. 
Anm. vers, T. Pr. Sebrecht. 1915. XVII, 141 S. 2.50, geb. 3.50 
„Der Discours .«(ur l’esprit positif bleibt die Quelle, die îtm klarsteii imd 
in verdiebtetster Form das W(?Seu des reinen Positivismns ausstroait,“ 
Dieser Band ist eino würdige Vermehrungr der ventroff lichen Bibliothek, 

Mou.*it»i8c,bri;ft für hoher(^ Schuîen, 

Kühnert, H. Comtes Verhaltnis znr Kunst. 1910. 65 S. . —.70 
Lévy-Bruhl, L. Die Philosophie C.s, Übers. v. H, Mole n a ar. 1902, 

VI, 288 S 3.80 

Mehlis, G. Die Geschichtsphilosophie C.s. 1909. IV, 158 S. 2. — 

25 Condlllae. Ahhandlung über die Empflndungén . . . Vergrij^eii 
125 Bamaskios von Damaskus. Das Lében des Philosophen I si d or 09 . 

Wiederhergestellt, übersetzt und erkiart von R. A b mus. 1911. 

XVI, 126, 58 u. 80 S. . . geb. 7.- 

26— HescarteB, René. Phllosophisehe Werke. Neu übersetzt und mit 
29 EinieitungenuDdGesamtregisterversehenvoiiDr.Artur Buchenau. 
Mit dem Bildnis D.s von Franz Hais. In 2 Hpgtbden. geb. 25. — 
Daraus einzeln: 

26a Bd. I. Ahhandlung über die Méthode. 8. Aufl. 1919. XII, 60 S. 1.20 
26b — Die Regeln eur Leitung des Geistes. Die Erforschung der Wahrheit 
dnreh das natürliche Licht. 2. Aufl. 1920. XVIII, 150 S. 2. — 

— — Bd. 26 a/h in einem Band gelnmden , . ... . . 4. — 

— Regulae ad directiooem ingenii. Nach der Originalausgabe v. 1 701 
hrstr. von Dr. Art. Bnohenau. 1907. tV, 66 S. . ... 1.50 
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27 Bescart^^s^HeHé. Meditatloîien îlfeérdie 0rnn4lô|f6n dér^ 

sopHie m.d. s'âmtl. Bi n.wantîe a and ÊrwidernngôB^ îiï 4r Aa0. 
zam erflteniiïal vollatândig übera. 1916. Xï V» d.— , geb, 7. — 

T21 — (Kur Text der Meditalkmea,) 78 S. r v . . • • • ltai4:, 1^0 
Vd, 1 — MeditationeB de prima pbilôsopîiià. Lat. ed. A, Bàcbenam 1918- 
IV, 68 p. . . . . . . i.M) 

28 Bd. II. Die Prfnzipi^^n der PîiilôsopUie. Mit den „Bemerkiifigéii über 

ein gewiBses Progframin**. 4. Aufî. 1922. 48, 310 S. 6.— , ^eb. ?.— 

29 — Über die Leidenschaften der Seele. Übér*. n. érîautert vpjq Dr. 

A. Buchenau. 3. Aufl. 1911, XXXII, 120 a. 80 S. Mit àm 
liegider d. Gcêamtausgàbe . . . * . . . . . 2:50, geb. 8.60 
Jungmann, K, René Deecartes. Eine Einftibrang in seine Werké. 

1908. VIII, 234 8. . . .... 6.— 

Scbneider, H. Die Stelîung GaBBendi’s zu D. 1904. 68 S. 1.20 
53154 Biogenes Laè’rtius* Leben tind Moinungen berühmter Pbiiosophen, 
ITliers., einjreb, erlâut. «. m. Beg. vers. v. Otto Apelt. 2 Bde. 
1921. XX VIII, 341, ÎV, 827 S. je 6.76, geb. 7.60, Hpgt.9.~- 
,,Hier ers<-heint ror uns eine stattlicbe Oaierie herrotragrendor Chamkter- 
kople, eine Wr^aînmlung rter tonangehenden geistigen licnker des geistvonsten 
Volkes (îpr Erde, sieh spiegrelnd iin Iicben ihrer Nation. Diese Aüsg-abe ist 
in Wuhrhpit eine Abtra^çung einer alten Schuld der Phîlolo^e an die Philo- 
sophie, zu der niernand berufener war aïs der Philologe und Philosopb, desaeii 
Übersetzertatig-keit uns vor allen anderen den Geist desAltertums wieder nahe- 
gebracht bat.“ Padagog-ische Blatter. 

Pomer, A. .EnzykïopËdie der Philosophie nsv, siehe Aht. V, S. 26. 

Pucken, U. siehe Abt. V, S. 26. 

Fechiier eiebe Hall, St., Abt. V, S. 21. 

ï'îehte, J oh, Oottl. Werke in 6 Bânden. Herausgeg. von Prof. Dr. 
J§2 P"'. Me die us. OroC 8^ 2. Aufl. In vornebm. Halbleinenbdn. 100.— 

127 — Bd. I. Mit Büdnifi Fichtes nach der Buste von L. Wichmann. 

240 U. 603 S 16.— 

Einleitnng von Aîedieus. S. 1*— 240*. Versiifh elner Kritik aller 
OffonhBrnng(1792), S. J — 128. — Rezension des Aenesîdeipos (1794). ,S 1.29~ 154. 
— Ü ber den Begrifif der WrSsenschaftslèhre (1794). S. 166— 216. — Bestim- 
mung des Gelehrten (1794). S. 217—274. — Grundlage der gesainten Wiasen- 
schaftslehre (1794). S. 275—620, — GrundriB des KigentumlTcben derWissen- 
sehaftslehre in Rniksieht auf das theoretische Vertu bgen (1796). S. 621—608 

128 — Bd. II. 769 S. Mit Biîdois Fichtes naeh d. Büste Arthur Kampfs. 16. — 

Grundlage des Naturrechts (1796). S 1—890. — Bas Svstem der Sitten- 
lehre (1798). S. 891—769. . • ' 

129 ~ Bd. fil. Mit Bildnifi Fjchtos nacb dem Gemalde von Bury (Kupfer- 

stich von Schiiltbeis). 739 S. . . . . . . i . . . . 16. — 
Erste Einleitung in die Wissenschaftslehre (1797). S, 1 84. — Zweite 
Einleitung in die Wîssenschaftelehre (1797). 8, 86—102. — Tersuch einer 

nenen JDarstelîung der Wissenschaftslehre (1797). 8. 108—118. — Die philo* 
sophiacheii Sehriften tnm Atheismuastreit (1798 — 1800). 8. 119—260. — Di© 

Destimtnnng des Mensehen (1800). S. 261—416. — <• Der geschlossene îïandels* 
st»at (1800). S. 417—644. — Sonnenklarer Bericbt ah das groBere Publikum 
tiber das eigentRche Wesen der neueren Philosophie (l801). S. 546 —644. — 
Friedrieh Nieolais Lebçn und sonderbare Meinutigen (1801). S. 646—789. 

:50 — Bd. IV. 1921. 648 8. . . ....... ... 15.— 

Darstellung der Wissenschaftslehre. Ans dem Jehre 1801. S 1 — 164. — 
Die Wissenschaftslehre. Vorgetragen im Jahre 1804 S, 166—892. — Die 
Grunrtztige des gegenwKitigen Zeitalters (1606). S. 898—648. 
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131 F|€lite. Bdli V, Mit Bildnis f i ç h t e » aaçk deia MedàillôB von W i c - 
maûnv AnH, i92l. 692 S. , . ^ . . . . . » 16. — 

ÛbBt* dft* We«i6iï de« 6ieAé|a.^eit (18(^). iî. 1— fl02. — Anwekung «nui ftelicfen 
iieben (1S06). ïOtt^riSOSi r- Bericht dbçr üen Begriff der WÎ88eD[«ehaft»lel.re 
und di« biahfirig^tt Sc%»ck8«,le dersv (li«06). S. 809— 4J56. -- Zu „Jacobi an 
lîchte^jtlBOT)» S. 8S^7'^864. — Eeden an die deutachte Nation (1808). S. 80ô— 610. 
— Die Wiaeenscbaftsléhjre lu îbxem a%©meineB ümriô (1810). S. 611—628. 
— Vejrteeuûgen über ^e Bestimmung de» (xelehiten (1811). S. 629—692. 

— T Bd. Vi. Mit Biid nia Pic b tes nach dona Gemâlde von JDahling 
{Stich vôo Jdyfel). Mit d. GcsBintfeg. 1921. IV, 680 S. . . 15. — 

In h ait: System der Sittenîehxe (1812). S. l— 118. — Über daaVerhàlt- 
nis der Loiyik Kur I^hUosophie Oder transzendentale Logik (1812). S. 119— «6. 
— Die Staataîehre Oder ùber das Verbaltnis des tJrstâatea zum Vemunft- 
reicbe (1818). ^. 417—626. *— Begieter der Desamtausgabe. S. 627—680. 

In Èmzdamgahm erschiefien daraus: 

131 h ^ Anweisuiig eura eeligen Leben^ Mit Eiuleitiing von P. Me di eus. 

2-AufI. 1921. XIV, 206 S. 3.— ,auf hobfr. Pap. in Gesclienkbd. 4.— 
129b ^ AtbeiarauBstreit, Die philo^oph. Schr. zum. .142 S. 3. — , g©b, 4. — 
Inhalt: Über den Ginind anseres Olanbens an eine gottliche Welt- 
regiernnjg:. — Forberg, Entwicklung des Begriff» der Religion. — Fichte. 
Appellation an das Foblikum über die ihm beigemeaseueu atbeiatischen 
ÀuBerùngen. Fine Sehiift, die man erst zu lesen bittet. ebe man sie kon- 
ô$*iert. — Rückerinnerungenj Antworten, Fragen. Bine Senritt, die den Streit- 
punkt genau anzugeben bestimmt i»t. — Aus e, Privatsohreiben (im Jan. 1800). 
12? a — Begpn der Wissenschaftslehre. IV, 61 S. ... ... 1.50 

I29e — Bericbt, Sonnenklarer, über das eigentliche Wesen der neueyten 

Philosophie. 2. Aufl. 1922. 102 S. . 1.50 

129c — Bestimmung* des Menschen. 3. Aufl. 1921. 365 S. 2.50, geb, 3.50 
12?e — Einige Vorlesungen über die Bestiniiniing des Gelehrten (1794). 
Uin die Zusatze Pichtes zur danischen Übersetzung von 1798 ver- 
ni ehrte zweitè Auflage. 1922. Il, 62 S. 1.20 

Î31a ^ über das Wesen des Gelehrten u. s. Erscheimingen im Gebiete der 
Freiheit. Eirlanger Vorlesungen 1805. 2. A uil. 1921. II, 102 S. 2. — 
13 Id — ' Über die Bestiminung des Gelehi^ten. Berliner Vorlesungen von 

1811. 2. Aufl. 1921. 64 8 . .' 1.20 

— — Di;§i.Bchrifteü über den Gelehrten. {127 c, 131 ISld). In 
1 Haiblemenband . , . . . .... . . .... 6.50 

129 ü — Erste imd zweite Einîeitung in die W.-L. Versuch einer neuen 

DarsteUnng der W.-L. 2. Aufl. 1920, II, 118 S 2.- 

— Gmndlage der gesamten Wissenschaltslehre (1794). Mit Einîeitung 
von P. Mediens. XXX, 245 S. . . . . . . 5,50, geb. 6 50 

127c — Grundrifi des Eigeûtürnliehen der W.“L. 2. Aufl. 1922. IV, 83 S. 1.80 

130b — Gmndzüge des gegenwârt. Zeitalters, 2. Aufl, 3922, 6.—. geb. 6 50 

I29d — Handelsstaat, di r geschloCne, 2 Aufl. ’22. II, 127 S. 2 50, geb, 4.— 
132h — Logik, Transzendentale. 2 Aufl. 1922. IV, 296 8, 6.— , geb. l.-r-- 

128a — Katurrecht. 2., durchgee. Aufl. 1922. H, 389 8. 8.—, geb. 10. — 

129/ — Nicolais Leben und sonderbare Meinungen. IV, 95 S. . . 1.80 

tSlc — Eeden an die deutsebe Nation. 3. Aufl. 1919. 250 8, Vollstandige 
Ausgabe mit samtlichen Zusatzen. , , 2.^, Geschenkband <3. — 
— Medm in Kernwortm^ s. Eucken, S. 26 

128h — Sittenkhre von 1798 IV, 371 S. 7.60, geb, 9,-^ 

132a — Systemd. Sittenlehre (1812). 2. Aufl. 1922. 11,117 8, 2.50, geb. 3.50 

132c --s StaatsIebre. 2, Aufl. I92“A IV, 210 S. . . . . geb. 6.-- 

Enthalt n. a. die Betrachtungenî Über den Begriff des wsbrhsften 
Krieges — tjbet Napoléon, 
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12? d Fichte. Versttcb einet Kritik aUèr Offenb. ’2â. II, 128 S. 8.—, ^èb. 4.-“ 
IBOa — Darstellung der WisBeHsciiaftsIebr© aus deto Jàhr© 1801, 2, Aufl. 

192:>. n. 163 S. . . . . ; . . . . . /, . . . 8.-- 

1$Û€ — Diti Wissenscbaftslehre, vorgétrag^n i J, 1804 1922. ly, 228 S. 5.— 
— — W. L. V. 1801 U. 1804 . . lû HalbIemeii--Oe6cherikbaûd 10.’-- 
Aufierhaîb der Gesamtàusgabe erschimen: 

Fiftlite. Ideen liber Gott und ütisterblichkeii Zwei religlongpbilos. 
Vorlesungeu a. d. Zeit vor d, Aibeiamusetreit. Nach è. yerscbolîenen 
Druck neu hrfig. v. Fr. Bücheel 1914. bOS. . , . , l.ôO 
100 — «Deduzierter rlan^ einer zu Berlin m exTichtenden bdberén 

Lebranstalt^. Züsammen mit Schieiermaehers «nd Steffens’ 
Universitatsscbriften mit ansfubrî. Einltg. hrsg. v. Prof. Dr. Eduard 
Spranger. 2. Ausgabe. 1919. XLJÎI u. 291 S. 8 50, geb. 4.50 

* — 51acbiavell. Nebst einem Briefe Karls y. Clanseydta an F. firitiscbe 

Ausgabe von Hans S.chulz. 1918. XXII, 65 S. . . . 1.80 

* Der PatriotiBiiiuB und sein Gegeiï.teil. Patriolische Dialogen, Afacb 
der llandfichriit brsg. von Hans Scbulz. 1918, X, 61 S, 2.40 

* — Predigten. Mit Einltg. hrag. von 5L Runze. 1919. IV, 70 S. 1.80 

* — Zurucktbrderung d. Denkfreibeit v. d. Fürsten Europens, die aie bisher 

nnterdruckten. Herausg. v. K. Strecker. 1920. XV, 34 S. 1. — 

* — Beitrage z. Bericbtigung'd. Urteile d. Pubîîkums ub. d. franz. Révolu- 

tion. Hrsg. V. Eeinb. Strecker. 1922. XII, 255 8. 4. — , geb. 5. — 

* -™ Rechtslebre V. 1812, Nacb d, Han dscbr. brsg. v. H.Scbulz 1920. 


VIH, 176 S. 4.—. In Gescbenkband auf bolzfr. Papier 5.— 
— PliiiosDphie der Maurerei (Bricfe an ConBtant). Herausgeg. v. W. 
riitner Im Druck. 


Ficlitc-IBldiiis. Gem. V. Bury, gf‘st. V. Scbultheie Orig.-Kupleret. 5.— 
B er g in a û a , E. Ficbte, der Erzieber zum Deutsebtnm. EineDarstellung 
der F.scbeii Brziebungfilehre. 1915. Vill, 841 S. . 5. — , geb. 6.— 
Erben, Wilh, Ficbtes üniversitatsplane, (ïm Anb. : F. „Ideen fur die 
innere Organisation der üniversitat Erlangen “) 1914 78 S. 1.80 
Las son, Ad. F. im Veidi. zu Kdrcbe und Slaat, 1863. IV, 245 S. S.— 
M e di c U 8 , F. Fichb^s Leben, 2, Aufl. 1922. II, 240 S. 5. — , geb. 7.— 
Moog, W. Ficbte über den Krieg. 1917. 48 S. . . . . . — .50 

Strecker, R- Die Anlangev.F.Staatsphilosopbie 1917. VIH, 228 S. 3.— 
154 Ficiniis, Marslllas. Über die Liebe oder Platons Gaetmahl Übers. u. 
mit Einkitung u. Register verselien von K. P. H as se, 1915i VÏII, 

259 S 5.—, geb. 6. — , Gescbenkband 7.—^ 

Forberg. Entwickîung des Begriffs der Religion siebe Ficbte, Philo- 
soidiiscbe Schriften zum Atbeismussireit. 

Or. 2 Fries, Jak. Friodr. Pbiiosophische. Rechtslehre und Éritik aller posi- 
tiven Gesçtzgebung, Mit Namen- und Sacbregister. Hrsg. von der 
Fries-G-eseilscbaft 1914. XX, 186 B. . , 4 — , in Pappbatvd 5.— 
Or. 5 — System der Logik. Dnrcbges. u. ta. gHnzl. neuen Namen- u Sachreg. 

brsg. V. der Fries-Gesellscbafk 1914. XX, 12, 454 B, 9. — , Hlwd. 10.— 

Cleyser. Ble Seele siebe Abt. H, S. 81 . 

109 Goethes Philos, a. s. Werk. Ein Bucb f. jed. gebild. Deutech. Mit ausf. 
Einltg. berausgeg, von Max Hsynacher. 2. verbess. Aufl. 1922. 
CXXXI, 319 S. 5.50, geb. 6.50, Halbldr-Oescbenkbaod 8.-, 

A. d, Jnhalt w, a.: Die Jfatnr, — Metamf>f^)hoae der Dftamm» — Der t^ermch aU 
Vermittler V. Obfekt u. Subjekt. ~ Über epiecHe und drafnatùche DicMung, ^ Üh«r 
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1. l^illbsophîsche Bîhliothek 

yiPjàkrheUunâWahrecluinUe^keüditrKuTiistu^^ -— WinuMmannu. g.Jakrhunêkri^'^ 
S!i(nnUeh'9a^ficht Wwkvmg der Fairbt. ^ Einwirkunÿ det' nmm P%iloiiofrhie. Àu$ 
der Ztitr âer S^inojra«ittdi4!$K — f9r»uch eîner alfg. Vergietchungalehre, — Megistw. 

r/Jf Ç^octîies Künstpfcilôsophie. 89 S, . . . . . . . . . kart.1.— 

Tii? NaturphilosopJaie. 86 S. * . . , . . . . . . » . kart. 1.— 
" Xjôhmahn/Knd. Biedeütscliep Klaasiker. Herder^ Schiller — Groetiie 
(w* Die grofiep Erzieher Bd. 9/10) 1921 . . . . 6.— , geb. 6.— 

YorlSnder, K. Kant— Sebiüer— Uoetbe. 2. AnfL 1928. 8.-^, geb. 10,— 
Grotius, H ago, Recbt des Kiieges und Frit^dens , . , Vergriffen 
97 — Von dejc Froibeit des Meeree. Übers. von R. Boscban. 1919. 93 S, 

1.80, geb. 3.- 

Boscban, R., Ber Streit ma die Freibeit der Meere im Zeitalter 
des Grotius. 1919. 59 S. . ... . . . , . . . . . ' — .80 

Hall» 8t. Moderne Psychologie siobo Abt. I, S. 21. : 

a/c Hartiu au U, Ed. v, Kategorienlehre. 2. Auflagè. Mit Benutzung def 
Nacblaeses. N en herausgegeben von F, Kem, 3 bü.nde. Iin Druck 
Hegel, G. W/F. SHmtliche Werke. Heraueg. v. Georg Lasson 
^ — Eucyclopâdie der philosopbischen WissenBchafteu im Grundrisae. 
2., um Naraea- und Sachregifiter vermehrte Aufl. 1920.76, 528 8, 

7—, geb. 8.50 

— — Auf bolzfreiem Papier in vorn. Geschenkbd. (Werke Bd.V) 10, — 
1^4 — Grundlinien der Philosophie des Rechts. Mit den von Gans 

redigierten Zusâtzen ans Hegels Yorlesungen;' 2. And. 1921. 
XCVI, 380 S. . . . ... ... . . . . 7.-, geb. 8.60 

— — Aui bolzfreiem Papier in vorn. Geschenkbd. (Werke Bd. VI) 10. — 

— — Hegels handschriftl, Zusâtze zu seincr Rechtsphilosophie. Hrsg. 

von (.T. Lasson. (A. d. Hegel-Archiv.) 19U 2 — 

144 — Schriften zur Politik und Rechisphilosophie. 2. Aufl. 1923. 
38, 513 S. .............. 7.-, geb. 8.50 

— In vomehmera Halbleinen-Geachenkband. (Werke Bd. VIÎ) 10. — 
Znhalt: Z>*c Verfassung DmiHi^lands. — Vtrhmdlnugtn der Wiirttenibergisckm 
Landstàfide JHlBiW. — Die îùnglisehe Reformhill. — WU»mtieh<nftUche Behand 
luagsortm des ^uiurrechts. ~ System der SittUehkeü, 

114 — "Phanomenologie des Geistes. Jubilauinsausgabe. 2., durcbge- 
gebene nnd um Sacb- u. Namenregister vermebrte Auflage 1921. 
119, 641 S. . ............ . 7.-, geb. 8.60 

— In vornebinem Halbleinen-GeBchenkbuDd (^Verke Bd. II) , 10.— 

171 — Yorlesungen liber die Philosophie der W eltgeschichte (Werke 
Bd, VIII). VollstilDdig nene, auf Gmnd des aulRehaltenen band- 
Bcbriftiichen Materials b^f^orgte, Ausgabe. Auf bolzfreiem Papier 

in zwei vomehmen Geschenklianden 20.— 

171 a 1. Teü. Die Yemunft in der Geschicbte. 2. Aufl. 1921. X, 2768. 

4.—, geb. 5.— 

— II. Teü. Die orientalischelVelt. 1919. XV. 260 8. 4.— , geb. 6.— 
171 c — — IIL Teil, Die griecb.u. r6m.Welt 1920 VIII, 229 S. 4.— , geb. 5.— 

171 d — — IV, Teü. Die germanische Welt 1920. VIII, 188 S. 4.—, geb 5 — 

171 Q V Teü. (Eiideitung) Lasson, Georg. Hegel als Geschichts- 

pbilosoph. 1920. Vî, 180 S, .Mit Bildnis . 3.— r, geb. 4.— 
^ — Auf boLfreiem Papier in Gescbenkband . . . . . 6. — 

Ô6I57 - Logik (Y^erke Bd. III/IV) . , . Im Druck 

58 — JeneûserLogik, Metaphysik u.Katarpbüo8. A.d.Msk. hrsg. Im Druck 
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8 Aîphabctiscbés Verajcichiiia 

Band 

59 Heg'el. Vorlesaïij|en über die Relîgionspbnôsopbie {Wer|té 

Vollstândig ueue, auf Grund dea uiifbeWtenen baBdèebi^îî^^^ 
Materials besorgte A uegab© , . . . . . . rla Torberiitog 
T 6 — Siebe auch rascbeiiaïisgtiben Seite 

Hegel- Bilduis. Gemalt von L. Sébbers, gesi v. B. Sicbling, Origiùal* 
Kupierstich . . . ... ... . . . 5.— 

Hegel-Arcfaiv. Hrsg. von Georg Lasson. 

Bd, 1 , 1 . Heisrels Entwürfe «urBiiïyWopadie undPropfideutik, Haiaasgegabe» 
von J. îjftwenberg. 1912. XXII, 6 b S. S.— 

Bd. 1 , 3 . Neue Briefe HegelB uûd Vérvratidtes. 1912, 6 AS. 2.— 

Bd. 11 , 1 . Sche)ling« Briefwecheel mit Hiothammer, HeranBgegfben von 
G. DammkÔhler. 1912. 10 * 8 . ^ 240 

Bd. 11 , 3 . Hegr@l« h&ndschriftliehe Zusatze 2 u seinor RochtBphîloBopbie. Ein 
Bnef Hejfela an Staatsrat Schultz. 1914.64 8 . ë.— 

Bülow, F. Die Entwicklung der Hégelsoben Sozialphilosbpbie. 1920, 
IV, 158 S. . . . . B,—, in Halbleiiien-Gesch’eïikband geb. 4. — 
Ehrenberg, Hana Parteiung der Philosophie. Studien wider H egel 
und die Kaatianer. 1911. Vl, 133 S . . . . . * . v 2.40 

Sydow, E. V. Der Gedanke des Idealroiche von Kant bis Hegel. 

1914. Vni, 180 S* .... . . . . . . . . . , 3.- 

Helmholtz sielie Hall, Abt. I, S. 21. 

U6 Herbert. Lehrbuch der Einleitnng in die Philosophie. Mit auBführl. 
Einieitung, hrsg. V. H. Hântsch. 1912. 78,8888, 4.—, geb, 6.— 

Dietering, J^aul. Die Herbartsche Phdagogik vom Standpunkt 
moderser Erziebungsbestrebungen, 1908. 18, 220 S. . , . 4.—' 

112 Herders Philosophie. Ausgewâblte Denkmiiler ans der Werdezeit der 
neuen deutschen Bildung. Mit ausf. Einltg. hrsg. \on Horst 
Stephan. 1906. 44, 275 u. 35 S. , , . . 4 .—, geb. 5.— 

A. A. Inhali: Vtmi Ursprun^~'Aer Sptaehe. — Vom Ericmnen und Empfinden 
d«r menachl, Sede. --- Au»: Auch eine Philosophie der Qesch. sur BUdung der 
Menachen. ^ Au»: Ideen $. Fhüos, d, &. d. M* Gutt. Mnige Gesprdche. ■— 
Au» d. philos, Lyrik, — Lehensanschawmg und Libensideul, 

T 2 — Ideen zur Philosophie der Geschichte der Menschheit. 90 S. It20 

T7 — Herders Roligionsphilosophie. 81 S, , . . . . . . kart, — .80 

T 13 — Herders S]>racbphiloBopliie, 86 S. . . . . . . . . kart. 1.— 

Jacoby, G. Herders und Kauts Asthetik. 4.80, in Ganzlwd. 6.— 
Lehmann, Bud. Die deutschen Klassiker. H crder Schiller 
Goethe (= Die grofîen Erzieher Bd. 9/10). 1921. 6.--, geb. 6. — 
157 Hobbes, Th, Grundzhge der Philosophie. In Auswahl übers, u. m. 
Einieitung hrsg. v. M. Frischeisen-Kohler. l. Tl.; Eehre vom 
Kôrper. 1915. ¥111,207 8. .... . A-, geb. 5.- 

^ 2. Tl.: i'jehre v. Mensohen. -- Lehre v. Bürger. 1918. VI, 341 S. 
1918. VÎ. 841S. ... . . , ..... 6.50, geb. 7.50 

Die ÜbosetKung ist gut gelungen und gehort zu dcn besten, die die 
philoeophiscJie Bibliothek in den letzten Jnhrrij herausgebraclit bat, 

Thfîologische Literaturzeitung. 

Vol. VL — The Meta] ibysical System of Hobbes in 12 chapters from Ele« 
ments of i’hiloaophy conc. Body. Tog. w. brie fer extracts from 
Huroan Nature and Leviathan. Sel. by M. W, Calkins. 1913. X3C.V, 
187 p. W. portr. . . . ... . , . . . . . ^ . 5.— 
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t^hilosoi^hi^his Bîb^^ 

JMS fimnboldiÿ Wllîu tou, Ausgre^jrahlt® pMîosophisçhe Sc^ 

ttU«|rP|?. T. Joà. Sçbttbert 11910. 89, 922 8. . . $ 50, g^lb. 4.50 
Tnlialt' A .0wr OWt Ooetbes Hàtauurm imd Boro^thea Kap. 

t— XII. - Üher ScbtÜf* aiajJ'^dea Gftpg selner Oeiate»^ 

BUm von Ooetb^B awéltem romw^ Aulenthali. — - il. Ztjn- (HêchkUs- 
fküpg(gitkiê: llbBr dio dos Gesfbi^btscbreibefB. Betracfatunaff^û 

dber die bewefirénden üraaehen der WbltgeséMipbte, — Jimtmm and HeU»» 
oder Betrachtungen dber d«* kïasjdache Altertum. — lit Zur Sprfuh^hüo- 
•o|idWe: tîber das vérgl«idhendb Spràehstadinm in Beziehnng auf dte ver* 
Brtiiedenén Epoehen, der Spratbentweklun^. — JF. Zur Bati^n^phÜosfyphic.: 
Übw dÀ« dbter dera Namen Blmgava4^ befcanûte Episode de« MLahâ- 
Bbârattt. — F Pàdaffpffti,: Über die innere and ëuSere OrgiuÛBatioii 
dèr bdberen wieeeneebaftiichen Anetttlten in Berliu liegiater. 

I4éeii zu ô. Veî^udb, diô tirenzen der Wir^sato^ fies Staates zn 
beBtimmeB, Herausgog, v. W. É^oseeJc. 1920. 16®. 808 S. Hlwd 4.— 

v ' HIdr.,6.— 

7*3 *— tîW die Aufgabe des G oacliichtachreibers. 56 8. , . kart ^ 80 
TXT —* Übeir das .FergieicWnde SprachstüdjBm 22 S. . ^ . kart. —.60 
'f ^2 Ül>6r die deat Vèrîa8Sütog.î>èukw;hrift an Frhr. v.Stein, 1818. 268. -—.60 
3â Hn^ne^ Oftvid* Eine üatersuGhung über den menechliehen Verstand. 
Über8.,èingel. und m. e. engL-deutschen Register versehen v. Raoul 
Richter. a Aafl. 1921* Vïll, 224 a . . . 3.— , geb: 4.- 

— in vornehmem Gesohenkband . , . . . . . .... 5,— 

7 — An enquiry conc. Human ÜnderBtanding and sel. from a Treatise 

of 'Hnraan Nature. Witb H’« Autobiof^aphy and a letter from Ad, 
Smith. Ed by T. X Mo. Connaok and W. (jalkics. W, index, 
I9ia 28; 267 p. . . . . . . . 4.— 

36 — Dîalogè über nathriicb© Religion. Über Selbstmord nnd TJnsterb- 

lichkeit der Secle, übersètsrt nnd eingeieit^^^ Friedrich Paul- 
sen. 3. Attfl. I9j35. 28 U. 4^^^ . . . v 3.—, geb. 4.— 

Toi. 8 An enquii 7 cono. Üie Principles of Morals^ Reprinted from the 
ed. of 1777. W. index. 1918. . . ... . . 3.— 

* Nationaldkonom. Abhaodl, Üborf- v. H. Ni e d e r m fi 1 1 e r. VI, 186 S. 1 . 80 
TJ2T -r- Von der Freiheit der Presse / Von der Ünabhangigkeit des Par- 

- lamenta / Von Parijeien nbcrhàupt. 1919. 22 S. . . kart. —.60 
T 28 — Von den ersten Gmndsatzen der Regierung / Absolutismus und 

Freiheit / Die Politik eine AVissenschaft. 1919. 29 S. kart —.60 
425 IsSdoro», Daa Lebén des Philosophen. s. u.. Damàskios. 

U6 Kaiser dàllrnn* Philosophische Werke. Übers, u. erklârt von Rud. 


A s mu 8. 1908. VII, 205 U. 17 S, . . . .... 4.80, geb 6.— 
TîB ^ Rede gegen die ungebüdeten Himde. 86 S. . ... kart. —.80 


57— Kant, Imm- Sïintliche Werke* Herausg^. v. K. V orlânder, in Ver- 
di bindung mit O. B u e k, O. Ge d a n , W. K i n k eî , F. M. S g h i e l e , Th. 

Valentiner U. a. In 10 vom©hmen Geschenkbanden (einschî. des 
Snppl.-Bds., enthaltend Vorlandera Kantbiographie und Cohens 
Koinmentar t Kr. d. r. V.), durchweg auf holzfreiem Papier 100. — 
— ChitJïkoiogrisehes Verzeiobnis der Schnften Kants. 16 S. . '^.10 
S7 — Bd. b ; Kïîtik der reineh Vernunft, 12* Auft. 1922. Neu hrag. von Dr. 
Th.Vai ôntineT. Mit Sachregkter. XI1)770 u. 91 S. Auf hoîzfreieni 
Paipier 6.60, geb. 8.— In 2 Uesch-Bde.geb. Hlwd. 15.—, Hfrz. 25. — 
— Kntik der x^inen VernanR. Efsl© Anilage.^ Riga, Hartknoch, 1781. 
AnastatiBeher Neu'dmçk 19^)5 Vîl, 24 n. 856 S. Gebunden in 
Halbfrànz BÛt eohi Dpldaùfdruck im Stil der Zeit . . . . 45.— 
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Band 

* K ant, Imra. B o c îi e n a u, A r t u r. Bmîidprôblemô d er Ktifcilc der reinén 

Veniuïift. Zugleicb eine Einfulimn^r in den kntiàchen IdealwmuB. 
Mit Pereoneiï* ubd Saehreg^ister. 1914 VI» 194 3-— , 

^Für die Darstcllungr der Grundsftt*© des reineu Verstandes and deï Behre 
von deti Jdeen wird dor Leser dera Verfasser besonders dankbar sein. Bas 
treffliche Bach wird setnen Weg tinden.* Beutaches I^ilolpg^n-Blatt. 
Î13 — Coheîi, Hermann. Kurzer Handkoinraentar zu Kants K.ritik 

der reinéil Venmnft. 3. Aiifl. l9ïJ0. 242 S. . . 3.50, geb. 4.60 

* MelHn, G. S. Marginalien tind Kegister zur Kr. d* r. V. . 6.60 

* _ — Romundt, H. Kants K A d. r. V, abgekürzt a. Gr, d, Ent- 

BtehuDgsgesch. E. Vorubnng f, krit. Philosopliie. 1905. 112 S. 1.— 

38 - Bd. M. Kritik dèr praktisc'ben Verminft. 8, And. AHt Einleituttg tog, 

V. Karl Vorlander. 1922. 47 a. 220 S. 

3.—, geb 4,—. In Gesch.-Bd. geb. HIw(4 7. — , Hlbfrz. 12.-“ 

* — Bl ellin, G. S, Marginalien ucd Kegister zur Kr. d. pr. V. 4.60 

39 — Kritik ’ der Urteilskraf't. 4. AuÔ. Neu hrsgeg. u. eingeleitet von 

Prof. Dr. Karl Vorlânder. 1922. 38, 361 n. 83 S. 

6. — , geb. 6.—. In Gesch.-Bd. geb. Hlwd, 9. — , Hlbfrz. 16.™ 

* Mellin, G. S- Marginalien nnd Kegister zur Kr, d. U. 4.50 

40 Bd. ni. Prolegomena zu einér jeden kûnftigen Metaphysik. 6. Aùf- 
lage. Herausgegeben und eingeleitet von Karl Vorlander. Mit 
3Beilagen. 1921. 46, 196 u. 12 S. 

8. — , geb. 4.-—. In Gesch.-Bd. geb. Hlwd. 7.—, Hlbfrz. 12. — 

* — — Kuhn, E, Kâuts Pr. in Bprachl Bearbeitung. 1908. 156 K 1. — 
— G nmdlegung ZUT Metaphysik der Sitten. 5. Aufl. Mit Einltg. her* 

ausgeg. V. K. yorlander. 1920. 80 u. 102 S. 1.80, geb. %.bQ 

42 — Metaphysik der Sitten. 4. Aufl. Herausg. u. eingeleit. von Prof. 

Dr. Karl Vorlander, 1922. LI^ 360 u. 18 S. . 6.50, geb. 6.50 
In hait; 1. Metaphysieche Anfangsgrrhnde der Becbtslehre. — 2. Meta- 
physisch© Anfang&griincje 4er Tugendlehre. 

* Buchenau, A., Kants Lehre vom kategoriscÂen Imperativ, Eim 

Einführung m die Grundfragen der Kantischen Ethik irn Anschlufi 
an die „GrundUgung'\ 1913. XII, 195 S. . . 2.60, geb. 3.60 

* — — Mellin, G. S. Marginalien u, Kegister zu Kants M. d. S. 4.50 

43 — Bd. IV. Logikl 3. Aufl, Keu berausgeg. u. eirigeîeîtet von Prof. 

Dr. Walter K inkel Neuer Abdruck. 28 u. 171 S. 2.60, geb. 3.60 

44 — Anthropologie in pragmatLscher Hinsicbt. 6. Aufl, Kèü berausgog., 

mit Einleitung und Kegister verseben von Karl Vorlânder. 1922. 
XXII, 3iau. 15 S. , . 6.-^, geb. 1- 

45 . Die Religion innerbalb der Grenzen der biolien Vernunft- 4. Aufl. 

HerauBgeg. u. eingeleitet von KarlVorlander. 1919. 96,286a. 
24 S. S.-, geb. 4.-. In GeschvBd. geb. Hlwd. 7.—, BlhÎTi. 12.- 

46 — Bd. V. KJeinere Schriften zor Dogik u. Metaphysik. 2. Aufl. Hrsg, u, 

eingeleitet v. Prof. Dr. Karl Vorlander , In 1 Band geb. 14. — 
46a - Sebriftenv- 1755—1765. 2. Aufl, 1921. 82, 169 S. . 3.—, gek 4.— 

In h ait: Eine neü« Beleuchtung der ersten Prmzipien der metaph^s. 
Erbenntnis. Diss. 1756. -r^ Die falsche Spitzflndigkeit der * syUhglBtische» Fig. 
erwieaen. 1762. — Versuch, den Begrlff der negativen G-rÔ6on ia dié Welt- 
xveisheit emzuführen. 1763, — Unters. üb. d. Beutlichkeit der Grundsatze 
der nattirrichen Théologie und der Moral. iZur Beantw. der Preisfrage der 
K. Akademie zu Berlin. 1764. — Nacbr. v. d.Einrîob'tung selner Vorleeongen 
în dem Winterhalbjahre 1766— 176S. 
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tfana 

Kamt.lmin. Schriften tod 17fiC-^1786. 2. Aufi. 1921. 40; 172 ii. 

. 3.-T, geb. 4;- 

Iiihalt: Tratime eineii 0^ister8«*i»eT,s; erliîat, durch ^{ùuja© àm 
Metaiibysik. 1766. Au Fri, v. K.«t)l>li>ch Übor SWêdtmhorg. 1763. ~ Von dem 
ersten Grande des tJnterschiedes def Qegenden im lUume. 1768. tiber (lio 
Forrn un d die Prîn7-îpien der sinnlivben and Veretandeswelt. 1770, - Beant- 
wortung der Frage: Was iet Aufklarung:? 1784, — Wa» tieiBt «îch im 
Benken oriwtierén ? 1786. 

46i. — Bchriften v, 1,790-1791. 2. A.ufL 1921,. 20, 176 S. 3.— , geb. 4.— 

inha^t: Streit&ch,rît't gegen Ebei Mard ; Über eîne Entdeckurifî, nacb der 
aUe neue Kr. d. t., V. durch eiue altéré éûtbehrlich gemacht werden «oll. 
1790. Welehes aind die wirklidben. Fortscbritte, die die Metaphyaik seit 
Leibnie’ und Wolfe SJeiten in jleutschland gemacht bat? 

46*4 — Schrifteu von 1796 -1798. 2. Aufl. 1921. 31, 1768. 3.—, geb.4.-- 

Inhalt: Von eînem neaerdings erhobenen vornohmen Tone in der 
Philosophie. 1796. — Auagleichung eines auf Miftverstiand beruhen len inathe- 
matischen Sfcreltos. 1796. — Verkûndung des nahen Abachlusses eines Trak- 
tatsstuin ewigen Frieden in der Philosophie. 1796. —Der Streit der Fakul- 
t a t e n in drel Ahsehnitten. 1 798. (3. Absrnn.x Von derMachtdes Gemüts» 
durch den blofien Vorsatz seiner krankhatten Gefiihle Meister zu sein.) 

— Bd.Vl, Schriften z-Oesciiichtsphilosophie, Etbik u.Politik. In 3. Aufl. 
neu^hreg. y. K. Yodander. 1922. 62, 226 S. . 4.—, geb. 5. — 

Inhaltî Idee zu eider allgeraeinen Geschichte in weltbÜTgerlirber Ab- 
tîcht. 1784. — Hezension von J, G. Herder» Ideen zur Philosophie der (le- 
gçhichte der Menschheit. Teil ,1 und 2. 1786, — Mutmaftlicher Anfang der 
Menschengeschiehte. 1786. — Ùber den Gemeinspruch: das magr in der 
Théorie richtig aeit», taugt aber nicht Idr die Praxis. 1793. — Znm ewigen 
PVieden. Ein philosopbiacher Entwarf. 1796. — Eezension von HufeUind» 
Versuch über den Grundsatz des Natûrrecbts. 1786. — Bezonsion von Scludz”» 
Verauch einer Anleitung zur Sittenlehre fur aile Mensehen ohne tlnterschied 
der Beligibn. 1788. — Von der UnrechtmaBîgkeit des Büchernacbdrucks. 
1786. — Über ein vermeintes Becht , aus MensOhGnliebç zu lügen. 1797. — 
Über die .Buehmacherei. Zsvei Briefe an Hsrrn Fr. Nicôlai. 1798. 

^711 — Sehriften zur Ethik und Eeligionsphilosophie. Herausgegeben von 
fr.MvSchiele. 3. Aufl, 1911, VIÏl, 172 S. . . 3.-, geb. 4. - 

Xnhalt: Versuoh einîger Betrachtungen über don Optiraismus. 1759. — 
Der einzig mbgliche Beweisgnind zu eiher Démonstration ïlir das Dasein 
Gotte». 1763, — Bemerkungen zu L. H. Jacobs Prnfung der Mendeîsaohn- 
Bcben Morgeustunden, 1786. — tlber das MiSlingen aller philosophischen 
Versuehe in der Theodicee: 1791. — Das Ende aller Dinge. 1794. 


iS — Bd. Vil. Scbriften zur Naturpidlosophie. Hsg. u, eingeî. v. O. Buek. 
48 a — 1. Abt.; Allgem. Naturge^chichte u. Théorie d. .HimmelB. (1775.) 
8. AufUige 1922. Ximi, 186 S. . . . . . , 3.-, geb. 4.- 

2. Abt.; Metaphysische Anfangagründe der Natiirwissenschalt, 

(1786). 3. Auflage 1922. XX, 187-336 . . 2,—, geb. 3.— 

i 9 8. Abt. 3. Aufl. 1922. 12 u. 454 S. . . . 9,—, geb. 11. - 


Inba 1 1; Gedanken von derwahren Schatzung der lebendigen Kriifte usw. 
1747. — Ob die Erdo in ihrér Umdrehqng ura die Achse einige Veraiiderung 
seit den ersten Zeiten îhres TJrsprungs erlitten habe. 1754, — Di© Frage, 
()b die Erde veralte, physikaliscb erwogen. 1754.— KurzgefaBte Darstellung 
einiger Betraehtungen über das Feuor. 175ô. ™ Über die üreacben der Erd* 
erscniitteningen bei Gelegenheit des ünglüeks von 1755. 1766. Gesebichte, 
und Katurbescbreibung der merkwnrdigsten Vort'Uile d(;s hlrdbebens von 176&, 
1766. — Fortgeaetzte Betrachtimg der seit einiger Zeit wahrgonouimenen 
Erderschüttemngen. 1766. — Dissertation über den Nutaen einer mit der 
Geoinetrie verbundenen Metaphysîk in der Naturphilosophie. 1756. — Keue 
Anlnerkungon zur Erlkuterung der Théorie der Winde. 1766. ~ Entwurf, 
und Ankündigung eines Oollegu der physisehen Géographie» nebst e. An* 
hapge üb, d. Prage: oh die Westwinde in anseren Gegenden darum feucht 
seièn, weilsie über ein gToftesMeeratreiohen, 1 757. — Keuer Lehrhegriff dar Be- 
weguHgïind Exibeusw. 1768. — Bezeusion der Schrift von Moseati über denlTn- 
terschied der Struktur derTiere und BTenscben. 1771, — Über die Vuîkane im 
Monde; 1786. — Etwas über don EinfluB des Mondes auf die Witterang. 1794. 
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Hand 

W Kaut, Imm. Bd. Vîîl. Yermischte Sckrâften. Néu heraiis^^eg v. K. Yor* 
iander 1922. I, 324 Sw . . . . , . , . 7l0, 9,-- 

52 ™ Briefwechfieliv ïlrsg. V. J, H. v. Kircbitiaitii. 200 S. 3;-^, gela/ 4.— 
51 Bd. IX. Phyfiiscbe Géographie. 8. Aufl. Neu berauf^geg. tôü Paol 
GeOau. 1922. 80, â56.-«. 20 S. . . . . . . . l50, gel>. 9.-- 

Î26 Kantg Lehen. Bargèsteilt von K. Vorîan der. Mit d. Bildnis Kants v, 
Bobler u. e. Zeittafel. 2. Atifl. 1922 XI, 211 u. 12 S. . . 8.50 
geh. 4.60, HalbiederGeBfchenkbatid 6.— 
Kants» Hauptschriften, 6 B&ade in Kasaette (Bd 87 in 2 Btinden, 
Bd. 38, 39, 40, 46) . . . In Hîblwd. 46.- , in Haîbleder 75.— 

Àu^erhaU) der Gesamtùusgabe ^schienm: 

T 24 Kants AusgewîHilte Kleiné Sclirifteii. Mit ansführîicber Einfübrung 
und Antnerkungen herausg. von Hermann Hegenwald, 1913, 
LVI, 125S,. .... . . . . ..... . . kftrt..2.40 

Xnhalt: Beantwortung der Frage: îia» ist Aufkliiitinÿf — Waê heifit: sich 
im JJtnken orientiei-mf — Idee ett viner alîg. Geachichée in mUhürgtrl. Abnchi. — 
liez, von Herdere Ideen eur l*hitù». 4. Geach. der Mensehheit. Mutma^icher Anfong 
der Aienachengeschichte. — Dos Snde aller Vingt. — Verkündigwig de$ nahen Àb- 
eehlnaae.s einea Traktats zum twigen Frteden in der Philosophie. 

E« war bîsher schwer, einen Hat en geben, wie inan isich Kant am besten 
nahen sollte, Dèr vorliegende llarKl weiat <leri Weg-, der Schiller éinfet eu 
Kant, führte. In den ..Kieinen Bohriften'*, von deiien hislang, ao sèltsam ça 
auch klingt, eine AuMgabe g-anzHch fehite, behandelt Kant in îetcht ver- 
BtsindUchyr ilarntellung aUgri mein intaressierende Fragen. Die Beigahen des 
Herausg’ebejR werden als weiterç Erleiehtorung der Verstandiiisaes begr^Bt 
werden. 

* •— Zum ewigen Frie den. Mit Erganznngen aus Kants ubrigen 

Scbriften und einer aiistührlichen Einieitung über die Entwicklung 
des Friedensgèdankéns herausg. von Karl Vorlânder. 2. Aufl. 
1919. yi, 74 S, . (In Hpgt. geb. anf holzfreiem Papier 4.60), 1.60 
— fl. a. Tasobenausgaben S, 24. ’ 

Scbriften liber Kant: 

AdamBon, R. Über Kants Philosophie. 1880. X, 167 S. . . 1.— 
Falckenberg, Richard. Kant und das Jahchundert. 1907, — .60 
G erhard, Cari. Kants Lehre von der Preibeit. VI, 84 S. --.60 
Goîdscbmidt, L. Kantkritikod.KantstudininflOOl. XV1,218S. 1.80 
Kant nnd Haeckel. — Freiheit und Naturnotwèndigkeit. — Eine 
Replik an Julius Baumann. 1906. 137 S. . . . . , . 1.— 

•— Baumann» Anti-Kant. Eine Widerîegung. 1906. 115 S. . — .80 
— Kant über Freiheit, ünsterblichkeit, Gott. . 1904. 40 S. . — .60 
— Kants Privatineinungen über das Jenseits. — Die Kant-Ausgabe dér 
•” preuK. Akademîe der Wiflsenschaft. EinProteflt. 1905. 104 S. —.80 
— Vergl. aueh Mellin, ^Vlargjnaiien. 

J a c O b y , G. Kant $ u. Herders Asthetik. 1907. X, 348 S. 4.80, geb. 6.— 
Jjempp, Otto. Das Probleni ^er Theodieee in der Philosophie und 
Literatur des 18 Jhrh. bis aufKant u Schiller. 1910, VI, 432 S. 6.— 
Moog, W., K’s Ansiebten üb. Krieg u. h’rieden. 1917. VI, 122 S, 1.— 
Mellin, G. S. Marginalien und llegister siehe Alçllin, S. 15. 
Platner, Ernst. Briefwechsel m* d. Herzdg von Auguetenburg über 
die Kantiache Philosophie. Siehe Bergmann, S. 25. 

Romu nd t, H. Kants „Wderlegung des Idealisinus". 1904. 24 S; —.40 
— Kants phiîosophische Eeligionslebren. 1902. 96 S. . . . , — .70 
— Kirchenu.Kirche nach K's pbilosoph. Religionslehre. 190B. 1998 1.20 


Vcrlag von Félix Meiner in Leipzig 




î. FMÎosép&ischc^ B 13 

»anâ /.--J-Tx--'.---.-- i , - ^ 

fiiomütidt, H -i Per Professorenkaiit. Ein Ende und ein AnfaDg 
im 126 a , , . . ; . . ... . . . . . . . -^.80 

^ JLauts Kritik der réiisen VemuDft, aHr‘*kürzt. 1905. 112 S. 1.— 

Sydbw, E- V., Ber Gôdanke des Idealreichs von Kant bis Hegel. 

1918; VIIP ISO S. . . - . . . . ..... ... . 2.^ 

Vorlânder, Karl. Kaat-Sobillèr-Cloethe. 2-, verruehrte Auflage, 
1923, XÏV, 306 s: . . ... . . .... Br-, geb. 10.— 
T- Kant und der (redanke des Volkerbondea, Mit Anhang: Kant 
und WÜBon. 1919. 85 S. . ... , . . . . . . . 1.- 

Vaibinger, H. Die Philosophie dea Als Ob. Mit Anhang über Kant 
nnd Nietzsche. 7. U. 8. Aufl. 1922. Siehe Abt. V, S. 31. 


Siebe aucb: Wolfifsohe Begriffsbestimmungen. 

Eirebmanu, J. U. t . Grundbegrifle des Rechtes und der Moral. 2. — 

Kireliuer, Wôrterbüch. B. Clauberg, S. 22, i 

Krause^ K* Ch. F. Entwurf eines europkischen Staatenbundes. Mit 
Einieitung von H. Reicbei. 1920. 30 S. . . 1.—, geb. 2.— 

Lassoo 8iehe AU. V, S. 27. ... 

La Jttettrie. Ber Menacb eine Masohine. Übers. und erlantert von 
Br. Max Brabn. 1909. 22 , 72 S. 2.—, geb. 3. — 

Leibniz, G. W, Phllesophisehe Werke. 

— Bd. 1. Hauptacbriften zur Orundlegung der Philosophie, 
jbers, von Dr. Artnr Bucbenau. Durchgesehen und mit Ein- 
eitungen u. Erlauterungen herausgeg. von Dr, Ernst Gassirer. 
L: Zut Logik und^Methodenlehre; Zur Mathernatik; Zur Phoro- 
noniie und Bynainik; Zur geschichtlicheu Stellung des metaphysi- 
schen Systems. Mit 17 Fig. 1904- 382 S. . . 7.—, geb. 8.- 

— Bd. H. Hauptschriften usw. IL; Zur Metaphysik (Biologie 
und Entwicklungsgeschicbte; Monadenlehre)*, Zur Ethik u. Kechts- 
philoe.; — Sacb- u. Nàmenreg. 1906. 680 S. . . U) 80, geb. 12.— 

Die Auswahî, welch© Cassirér ron den Schriften gibt, etreht in gliick» 
Ucher Weiee Vollntandig-keit der Übereicht in iatensivem Sinne an. Die 
Elnieitüngen des fiera usjifeberB sind aur Eintührung ta die geschicfatlichen 
und sachlit'heri Vorbedingungea des Systems auch fur den bbchst wertvoU, 
welcher Cassirers OesamtauffassunÊT des System» nieht üWérall 

Litenirische» ZeatraJblatt. 

— Bd. Ut. Neue Abhandluugen über den meuseblicben Ver- 
stand. In dritter Âuflage neu übersetzt, eingeleitet und erlaulert 
V. Ernst Gassirer.^ 1916. XXV, 647 S . . 7.20, geb. 8.50 

- Erlauterungen. Von C. Schaarscbmidt. 2.Aun. 1.50, geb 2.50 

— Bd. IV. Theodicee. Übers. v. A. Buchenau. In Vorbeieitiing 

• — yernunftprinzipienderNaturxi.Gnade — BieManadologie.348. —.80 

* — • Von der Weisbeit — Über die Freiheit. 15 S. . . . kart. — .60 

— Peutsche Schrilteii. Gesammelt und hrsg. v, Br. W. Schmied* 
Ko'warzik. 


Bd» l. Mutterspracbe m vdlkische Gcsiütmng. 1916. XL, 112 S. 2.50 

geb. 3 50 

Bd. U. Vateiiandu.Réicbspolitik. 1916.XXnî, 176S. 3,— , geb. 4.— 

.Nichfc wenigfe Stücko des Torliegenden Ducbes sind für den Unterriclït 
unmitteihar nutzbar eu maehet», allé bieten jedein Lohrer, wel(*ht«i Fitchea 
tmroer, die Jtocbtbarste Aaregung. Daa Bucb gebort in jede (rymnn.sial- 
[>ibliotheki . .^Snkrate.s\ 

Foj.ii Leibniz» A%8gewahlte philosoph. Schriften im Originaltext. Hrsg. v. 

H. Scbmalenbacb. Bd: 1. 1914. XX, 164 S. . . . . 3,60 
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Kol lii Leibniz, Bd,2. Mit Rej^Bt. lib. beide Bande. 19)5. XYin,‘^24 S. 4.20 
Inb alt; Biftcours de métaphyftiqtfè-r^ Briefe a» Amanid - %8tèroe n 0 U“ 
veau de la natiM’e — 55'«'eîtea ^tdaireiasem» nt zuiii Ky^tème nouveau — ï. u. 
2. Scbrift gepen Bayle — Brude an Johaini Bernoalli, de Yolder, dôjj Bosses 
— .ICxamen des principes de Malebraucbe ~ Piincipes de la nature et dè la 

g râce — Morutdolog'ie ~ Fü ntt.es Sobreihen an Clarke — Briefe an Nie. 

émond — BegrisUn’ Ku beidt^^n Banden — Vergflekbende Seîtentaiel mit den 
Ausg'abep von Gerbardt und Erdmann. ' , 

Ifh begliiokwünsohe' Sie Ku tiiesem treffiiehen ünternéhmenj welcbes 
nUninehr iiseirjiuarnbungfi'n ü ber Leibnitz in der Weise mdffUcb machen wird, 
yfUi ich sie inimer ■wüoschte; -historlach-g’enetiseh, aher nichfc.in bloften ver-, 
teiltefi Ke.leiraten. soudem auf Grund eines j edem Teilnebmei: votiieg’emîen 
urkundUeben Materials, dàe ja dann nocli leicht in IL-teraten Einzedner er- 
gânzt nerdeu kann. Sehr prftktiseh «ind die Seiteimngfaben nach Gerhaidt 
uiid Erdmann. Clenions Baeuraker in dinem Briefo an den Yerkag. 

Merz, J. 111. Leibniz’ Lebon uiid Philosüpliie. A lis dem ' 'Eiiglischeri 
mit Vorwort voti 0»,Sobaarscbmidt. 220 S. . . , 2.— 

119 Lefrsiitg*s PIiiloBophie. Denkinalor aus der Zeit des Kampfes zVisohen 
Aufidarung u. Huinanitët in der deutschen GeistesbilHung. Hrsgeg. 
von Paul Lorentz. 1909. 86, 896 8.. . . . 5. — , geb 6.— 

A, d. hihalt u. a. .* Vher- e. Aufgnhi m Teutschen Markur 1776. — Geapnicht 
mit Jacohi üher Spiwca. Qedankt)> nher die Hen'uhutar. -^ AHê: Des Andréas 
Wissoufadue Mnimïrfe uider die Dreiéinigkeil. Lethniz’ Von den ewigen Strttfen. 
— AnmtKÜd aus den ^/ieo?o. 9 . wS<re<^«d<rkY(îM. — Drnst und Faîk, Gesjfrdche für 
Frehnaurer. •— Krziehnny des Meiischmgeschlechls. — AxiS Laokoçn uhd der îiam- 
bnrg. Dramaturgie. Jiegistùr. 

121 — Über das Trauerspiei. Briefwechsel mit Mendelssoha und Nicolai. 
Nebst verwandteii Schril'ten dieser berausgegeb. und Orlâui von 

R. Petsch. 1910. 55, 144 S. 2.50, geb. 8.50 

— 8. a. TasebenauRgabeu S. 24./ 

101 Libaiiius. Apologie des Sobrates. Übers. u. erîaut. v. O. Apelt. 1922. 
XIX, 10U8. ........... 4.--, geb. 

75176 Locke, dohii, V^ersueb über don mensehbçben Yerstand. Neu übers. 

u. m. e. Einlig, n. Satdireg. vers. v. Hugo ^Vinckîer. 2 Bande. 
1918. 19)1. XXXI V, 489; Vil, 450 8.. je 4.^, geb. je 5.— 

Der Übersetzer bat di.e schwierige and verantvrortungHvolle Arbeit der 
Verdeutsebung ganz ueu in Angrifl genomtneii und in 8»dner Vbertragung 
üin Werk gesebaKen, das aile bisben'gcn Übersetzungen imganzen 
and eijizelnen übertrifft. So iat cin deutsch erLocke entstanden, 
auf desseii V ollendimg wir tins treuen . H. S <; b o 1 z in der ^ïtigl. Kumlachau^. 
Vol. IX — Essay conc. .Huinau Understanding. Booka II and 1 v (witb omis- 
sions). Sel. by M. AV. Calkiiifl. index. 1918. VII, 848 p. 5, — 
?9 -- liber den riebtigen Gebrauch des X'erstande-s. Neu übersetzt von 

Otto Martin. 1920, 109 8 2. — , geb. 3.— 

Lotze, UertnanK. System der Philosophie, 

141 — Bd. I. Logik. Mit der Übersetziing des autobiogruphiseben Auf- 
satzes „Phiîosoj)by in tbe laet forty year8“, einem Namen- und 
Saebrt'gister und einer ausfübrliohen Einîeitung v. Georg Miseb. 
CXXII, 608 u. 24 8. . ... . . . . ' , 9 geb. 10.- 

142 — Bd. II. Metaphysik, Mit dem Aufsatz „I>ie Prinzipien der Ethik*‘, 
einem NAmen- u. Sachregister hrsg. von Georg Miseb. 1912. 
AGII, 626 .u. 18..S. . ...... . . . . 9.”, g-«b. 10.— 

O 1 — Gesehicbte der .Àstbetik in Deutscbland. Mit Xamen- und Saçh- 
re gister. 1918. gr. 8®. YIII, 689 S, . . TYÎ ! Hldr. 26.— 

T2ë — ÎJer Iiisünkt. 38 S. * . , .... , , f kart. —.60 

Hall, St über Lotze, siehe AbLÏI, S, 21. 
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* HaeehittTelll^ K* Vom Staate. (Erortemn^en über die erste Dekadedes 

LiviuB.) 1871. 268 S, Vergfiifcn 

X6à Me«e beu, Fohrer der ürischHlssîgea. ÜbereeUt und ein- 

gekitet von Adolf WoîÛ . . . . . . - . * lœ Erack 

Murbe, Kiirl, l^ber daa Ürteil «iôhe Abt. V, S. 28. 

IfarKHiVH Fiotiigllksîàba F^cinus. 

. ^«inonf, A. Gegènfltâtidstliaorie siehe Abt. V, 8. 28. 

^ Meianebtfooa. Kthik. In der altesten Éassung; zum 1. Male lateinisch 
herausgeg. V. H. Heineck. 59 S. .... . . . . . -~.7() 

* Helllny <1. 8* Bd. Iî Marginalien und ïiegister zu Kante Kritik der 

reînen Vernunft, Neu ierausgegeben und mit einer Begleitschrilt 
„Zur Würdigung der Èritik der reînen Vernuiift“ versehen von 
L. GoldBôhmidt. 1900, XXIV, 167 S. u 189 S. 6.60, geb. 7.50 
Bd. II: Margiüalien und Regiater zu Kants Grundleguug zur M eta- 
physik der Sitten; Kritik der praktischen Vermmft; Krftik der 
ürteüski'aft. Neu berauBgegeben und mit einer Begleitschrift „0er 
Zueammenhang der Kantiscben Kritiken^' verseiien von Dr. L, 

Ooldacbmidt. 1902. X, 69 u. 237 S 4.50, geb. 6.50 

Meodelssobn , Moses. Von der Herrscbaft über die Neigungen. 

Siebe imter Lessings Briefwechsel. 

* Milton, John. Politische Hauptschriften. Übers. u. m. Anm. vers. v. 

Wiih. Bernhardi. 3Bde. 328; 369; XVIII, 842 S. 7.-, Hîwd. 10. -- 

Ans tlem Inbalt; Von der weltlio hen Macht in kirchliehen Angelegen- 
heiten «— Uber Erziehung. — Areopugitica. — Eine Kede lür die EreiUeit 
der Presse. — Die I.iehre und Wissenachaft von-der Ehc.scfieidung. —■ Erste 
und zweite Verteidignng des englischen Voîkes. — Eikonokiastes. Von 
der Keforuiation in Engîand. — Dot Grund des Kircbenregiments. ~ Der 
gerade und leicbte Weg zur Herstellung einer freton .ttepublik. — V erteidigung 
gegen den Geistlichen Alexander Morus. 

Katorp, P,, fiiehe Plato, siebe Pestalozzi, siehe Abt. V, S. 22, 

Nicolai, Priedrteh. Abhandlung vom Trauerspiei. Siehe unter 
Lossiiigs Briefwecbsel. 

Nietzsche, Fr. 

Basse, H. Das Problem des Sokrates bei Nietzsche. 1918. 26 S. ^.70 
Oehler, R. Nietzsche und die Vorsokratiker 1904. 176 S. . 2. — 
Hiobter, R. Friedrich Nietzsche. >Sem Leben und sein Werk, 4. Aulh 
1922, VIII, 356 B. . . . . ... b.—, Geschenkband 7.— 
— Essaya, 1913, XV, 416 S. ..... în Geschenkband 5.~ 
Schaffganz, H. Nietzschés Gerùhlslehre. ,1913. Vlïl, 133 S. 1.80 
Vaihinger, H. Die Philosophie des Ais Ob. Mit Auhang über Kant 
und Nietzsche. 7, u. 8., durchges. Aufl. 1922. XXXIX u. 804 S. 

in Halblemwand 30. — , in Halijleder 40. — 
Weichelt, H, Zarathustra^Kommentar. 2, Aufl. 1922. VI, 366 S. 7.~, 

■ ^ 9.— 

* Bestalozzi, J. H* Über Gesetzgeb. u. Kinderrnord. Nach d. Erstausg. 

V. l793herau8g.v.K, Wilkes. 1910. XIII, 274 S. 3.50, Ppbd. 4.50 
Buchenau, A. P’s Sozialphilosophie. ’19. VIIÎ, 183 S. 2.50, geb. 3.50 
Natorp, P. DerldeaiismusPestalozzis! 1919. IV, 174 S. 4.—, geb.5,— 
Flatuer siehe Bergmann, Abt. V, S. 25. 

Flatoiis Blaloge. InVerbindung mit K. HiUîebrandt, 0, Eitter 
u. G. Schneider, hrsg. von G. Apelt. In 7 Haibpergamenth. 100.— 
Apelts Übérsetzungen .beruben auf langjahriget emster Arbeit an der 
spracmichen Eorm wie am philosophbcfaen Gehalt dieser Werke. Eine 
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pbilologiscli unantastbare Übettragung der Hiuptwerka 
war nachgerade Beddrtais greworden, wo die nar SethetiBchô. wieeaaeehaft- 
licb etwas leichtheraige ÜbersetasungsïiteratuT tëgiicb mebr lîoTanwuqbs. 

Lit, Jttbresberiolit des Lüterbandes. 
Man wundert »ich immer wieder, wie sretreu es Apelt grelingt, die By» 
ramik der griechiachen Satze in» Beutsclbe zu übertraçett, dasselb^ Teinpo 
elnzuhalten, das der Text besitsst, nicht zu flnssïg, uiobt aiti schwesrfâllig. 
Pas ist nnch raehr ais philoJegische Treae. Wir feonweïi ims Ireueir, deb 
ginzenPlato allmahlicb Band um Band in diese:? Übertragnng vorgelegt an 
bikommen. Moge er aach eéine X^ser ûndeiii Ftankfiurter Zeittmg. 

181 Einhitanz zdï* ^leBanitausgabe, Von Otto Apeît 1920. 48 S. 1.— 
I7ah Flati>n. Alkibiades. 1 u. IL (Von d. menschl. Natur. Vom Gebet) 
2. Aufl 1921. IV, ISO S. .... 1.80, geb; 2m Hpgt 4,50 
180 — A}'ologie des SokrateB u. Kriton. 2. Aufl. 1923. IV, U2 S. 1.50, 
gel >. 2,50, auf holzfreiem Papier in Hpgtbd, . . . . . 4.50 

Siebe auch LibaniuB. 

m - Briofe. 2. Aufl. 1921. ïV, 154 S. , 2.50, geb. 3.50 Hpgt. 4.50 

177 — ChaiinideB, Lysis, Menexenos. (Über Besonnenheit, Freundschaft 

undLiebe.) 2 Aufl 1922. IV, 168 S, S.—, geb. 4,™, Epgt. 4.50 
176 — EutliydemoB. (Von den Trugschlüssen d. Sophisten.) 2.Aufl. 1922. IV, 

107 S. . . . 2.—, geb. 3 Hpgt 4.60 

81 — Gaetmahl od. Von der Liebe. Übertragen u. èingel. v. K urt Hild e* 
brandt. 3., durchgea, Aufl, 1920. IV, 132 S. 1.50, geb. 2.50, 
in Hiiibpergaraentband auf holzfreiem Papier . . . . . 4.50 

— — SieLe aucb Fieinus. 

lôyjteo — GesUze. 2 Bde. Bd, I: Buch I~-VI, Bd. II: Bucb VII--XII. 

1916. 32, 573 S . je 6 .-, geb. 6.-, Hpgt. 7.-^- 

Tld — Gesetke. X. Buch. 48 S . kart. —.80 

148 — Ciorgias. (Vond.Bedekunst) 2. Aufl. 1922, II, 184 S. 2.50, geb. 3.50, 

Hpgt. 4.50 

172a — Hippian I u.IÏ, Ion, (Von d. Poesie.) 2. Aufl. 1921. IV, 1^0 S. 1.80, 

geb. 2.50, Hpgt 4.50 

m — Kratyloîi. (Geg.d.Sophist) 2, Aufl. 1922. IV, 158 S. 2.50, geb. 3 50, 

Hpgt 4.50 

178 — Lâches u. Eutyphron. (Über Tapferk.u. Frommigkeit) libers. u. erlaut. 

V. G. Schneider. 2. Aufl. 1922. VIII, 112 S. 2.—, geb. 

Hpgt 4.50 

16S — Menon od. Über die Lehrbarkeit der Tugend. 2. Aufl. 1922. Il, 

91 S, 1.50, geb. 2.60 

83 ~ Parmenidvis. (Die Ideen u.d. Bine.) 1919. 11,162 8. 2.—, geb. 3.— 

Hpgt. 4.50 

147 — Phaidon oder Über die Ünsterblichkeit der Seele, 2., dürchges. 


Aufl. 1921. II, 155 S. . . 1.80, geb. 2:50, 

in Hpgtbd. auf holzfreiem Papier . . . . . . , . . , 4.5Ô 


152 — Phaidros od er vom Schonen. Übers. u. erîâut. v. 0. R i 1 1 e r. 2., durch- 
gesehene Aufl. 1922. 11,157 8. . 2.60, geb. 8.50, Hpgt. 4.50 

145 - Philebos. (Mber d. Idee des Guten.) 2. Aufl. 1922. 11,157 8. 2.50, 

geb. 8.50, Hpgt. 4.50 

151 — Politikos oder Vom Staatsraann. 2. Aufl. 1922. Il, 142 8. 2.60, 
„ * geb. 3.60, Hpgt 4.50 

175 — Protagoras. (Von der Überlegenheit dec. Philosophie gegenüber der 
Sophistik.) 2. Aufl 1922. IV, 147 S. 2.50, geb. 3.50, Hpgt. 4.60 
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jSonâ' ■ -•' :.., 

ISO Fltttoa» SopHstea/ {Votli Wesé« des Saphiste^^^^^ 2. ÀafL 1922. II, 

' 156 a 2.50, geb. 3.50, Hpgt. 4.50 

BO — Ber Staat. (Vpn d. àerechtigkeît.) Mt^o übersetxt and eriâutert sowie 
m. gTiecli,^deutschem n. d<flch--griecii, Worterverz. vers. v. O. Apelt. 
5. Aufl. 1921. XXXII, 568 S. 6.--, geb. 7.—. In Bpgtbd. auf 

boîzîreiem Papier . • . . . , . , . . . . . . . 10.— 
— Tbeltet (Ideeulehre.) 3. Aufl. 1921. IV, 28, 116 u. 48 S. 2.50, 
.. gpb. 3.60, Hpgt, 4.50 

i79 — TiînaioB und Kritias. (Über Naturpbilosopbie.) 2. Aufl. 1922 l V, 224 S. 

3.50, geb. 4.50, Hpgt. 6,™ 
183 Platon-Index als Gesaiûtregister. Von O. Apbit 2. Aufl. 1922. VI^ 
177 S. . . . . . . . . . . . . . . ... 5.-, g^b. 6.— 

Natorp, Paul. Platoa Ideeolehre. 2. Auflage 1922. VIII, 671 S. 8.50 

Siegel, Cari. Platoa und Sokratea. 1921. IV, 106 S, . 2.— 
Plotia. Vollstandige Neuübertragung von Dr. E. Heintz. In Vor* 
bereitung. Siehe auch Heinemann in Abt. V, 8. 27. 
PorphyrîuSi Isagoge siehe S. 2 unter A ristoteles, Kategorien, 
KaYalsguu, P. Franzosiache Philosophie siehe Abt. V, S. 29. 

ftehniks siehe Hegen«^ald, Àbt. V, S. 27, 

Itiflttter, ttaottt, siehe Aht. V, S. SO. 

KoasHfau siehe Sakmann, Aht V, S. ilO, 

133/3 8clieltiugs Werke in 3 Banden. Vergriflen. 

Mnzdn erschienen daram: 

133d SehelUng^ Einleitung zu dera Entwurf eines Systems der Xatur- 
philosophie (1797). — Allg. Deduktion des dynaïuischen Prozesses 

(1800) 11, 136 S. , . \ geb. 2.60 

133h — Ideen xu einer Philosophie derNatur (1797) II, B44S. geb, 6.— 
155(7 — Von der Weltseeie (1808) II, 240 S. . . . .geb. 4.50 

î3ôb — Wesen der menschiichen Preiheit. (1809) II, 86 S. geb. 2. — 
Aufierhalb dieser Ausgabe erschien: 

104 — Münchener Vorleeungen: Zur (iesehichte der neueren Philosophie. 
Barstelluiig des philosophischeo Kmpirismus. Neu hrsg. mit Ërlaut. 

V. A. Drews. 1902. XVI, 262 u. 92 S 3.50, geb. 4.50 

0 3— Briefe über Dogmatismus und Krititriiunus. Hrsg. u. eingel. von 
O. Braun. 1914. XX, 93 S. 2.—, in Pappband der Zeit 3. — 
— Briefwecheel mit Niethammer, s. S. 8 im HegebArphiv II, 1. 2 40 
SelielMug-Bildiiis. Gravure . . . . . . . . . . . . 2.50 

Befaelling aïs PersonUchkeit Briefe, Reden, Aufsatze. Hrsg, v.O. Braun. 

Mit Abb, der Jugendbüate Sch.'8. 1908. 282 S. in Ganzleinen 5.— 
Groos, Karl. Die reine Verounftwiasenschaft. Systemat. Dar- 
stellung V. SchelliügB rational. od. negativ. Philos. X, 187 S. 2.40 
W3 Behiüen Philos. Sehnften u. Oediebte (Auswahl). Zur Einfiibrung 
in s. W eltanscbauung. Mit ausf. Einleitung hrsg. von E, K b h n e m a n n. 
3. Aufl. 1922. 94 u. 344 S. 5.50,^ geb 6.50, Halbldr.'Geschenkbd. 8. — 
Kübnemanrts Bueh, gorode in der «eucn Gestalt der zweiten Au.tlage, 
geht jeden wissenBchaftlich gehildeten Lehrer an, ohne ïtticksifht auJf sein 
„Fach% das er auf Grund seiner Fakuîtaten im ünterrîeht vertritt — und 
noffentlieh auch in jeder Priinanergeneràtion imimer deii 'einen oder den an- 
deren. MonatsBebrift îiir bôhere Schulen. 

Tl — Über Anmut und Würde. 63 S. kart. 1.— 

T 10 — Über die astbetische Erziehungv des Menschen. 114 S. kart. 1.50 
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18 Alpha bctisches Vcràcichnl^ 

Band ^ 

T 20 Schiller. Liber uaive wxid septimentalifcbe Biçhtog. 9B S. lîari iJÔ 
Jjehinann, liud. Die deutschen KJassiker, îJerder-Sebüler-C^'pethe. 

(= Die GrotiBn Erzieher Bd. 9/lU) . ; . . . 6.-^,;geb. 6.— 

VprrâTider, Kari. Ka:nt-ScMller*Goetbe. 2. Aufï. 8.*— . geb. lû.— 
Üd6'— Scbleieritmchers Werke in 4 Banden. Mit GeleHwort von Prof. 
139 D. Dr. A. Doroer. Hrsg. u. eingel. v. Prof. Dr, Otto Brau». 
lOlO/li. Grofi 8». , 

136 Scblelermacher* Bd. I. Mit Bildnie Scbl.’s nach der Buste von 

Rauch. 1910. CXJCVni, 547 8. Vergriffen. 

Geleitwort vmi Prof. B. Br. A. Borner. S. L— XXXil. ~ Allgemeine 
EinUiituag von Priv.-Doa. Br. O. Braun. S. XXXIIÎ-C. Grundlinién elner 
Kritik dfir biîsherig-en Bitteq)6hre. Mit înhulté^analyse von Br. O. Braun. 
XX Vin, 846 S. — AkaiieinieahhancUungen S. 347—533: — Begister uaw. 
S. 683-647. 

137 — Bd, tl. Entwürfe zu eiuom System der Siitenlehre. Nacb Hand- 

ectiril’ten des Berliiier Literatumrcbivs zum erstenmaî herausge- 
geben und mit tdaer Eiiileituug uud ausfuhrlichem Kegister ver- 
Behen von Otto Brau-o. 1913, ICXX, 703 S. .... . . 15. — 

Bieser Band bringt die, ernte wfssenschaftlîch, zuidngliche, weü anf toîI- 
stjûjdiger Wiedergabo des übcrlU'fprten bandsrbrifttieheri Materials heruhende 
Au,sgMbe der Vorieaungtm übor plii!<*»ophiMcfae JStliik. Hier hat der Hwau«- 
geber Dr, Braun sicli ganz hesonderô Verdienste erworben. Er hat die 
scbwer zu lesenden Texte inusterhaft entziffert und das friiher bereits Ge- 
lesene und iïerausgegebene nberaJl sorgfaltignaohgeprûft. KrhatderSehleier- 
inaoherforschuug damiteine neue GruruHagegegeben lind die BarsteUung der 
Schleierma< berschen Ethik auf eino ganz neuo Iniiche gestellt. Aile Kuntiigen 
werden diese Arbcit mit wamiatein Banke an den Heiaùsgeber benützen. 

Br. H. Scholz in dor jjragUrben Bundschau**. 

138 -- Bd. (11. 1910. Xri, 748 S. ........... 16.- 

Auswahien ans: Dialektik (ed. Haîporn) S. 1—118. — Die christliche Sitte 
( 1881 ?, SX). S ll«— I8(i> - VolDtandig: Predtgten über den cbristlicfaen Haus- 
stand. Hrsg, vori Prof. D Job, Bauer, S. 181 — 35*8. — Aüsw'ahlen aus: 
Pàiiagogiiî (JVlHC. 1M3,’14 mit Teilen a d. Vorîesgn. 1830/1821 u. 1826, sowie 
Aphonsmei) 18 J 8/14). S. .8t)9~686. — Bié Lehre vom Staat (Kntwurf v. 1823 
in. Erlaut, atis IJefteu v. 1817 u. 1829). B. 537—630, — Der cbristlicbe Glaube 
(1830, etwa S, 1—9(0, S. 031—729, Eogieter. S. 7|l— 748. 

139 — Bd. iV. 1911. X, 903 u. 17 S. ...... . , . ., 15.— 

An45wahlen aus: Psychologie f 18801. S.l — 80. — Voflesungon über Âàthetik 
(1862/68). S., hl~l34. — ihenneneiitik (Msk. v. 1806 usw., Vorlesungen 1826 
bis 1833). S. 136—206. — Vnllstjindig: Beden über die Religion. S. 207— 400, — 
Monologen. S. 401-478. — Werbnachtsteier. S. 473—6112. — üniversitaten Lui 
deut.schen Sirme. S. 633 — 642. — Kezen.sionen : Engel,derPbUo»ophfür dieWelt ; 
Picbte, Bestimœung des Menscben. S. 643—662. — Kegister. S. 668—680. 

In Einzelausgaben erschienen daram : , 

GruiKÎliuieu oiuer Kritik der bisberigeii Sittenlebre. (1803. 1834, 
1846.) M. e. Inhaltsanalyse. 1911. XXXII, 346 S. . , . . 8.— 
Akademieabbaiidlungeu. 1911. IV, |85 S. . . vorgriffeu 

In h ait: TugcrndbeiaiTiff , PÜichtbegriff , Naturgesetz nnd Sittengesetz, 
Begriff des Erlaubten , Begriff des hoebsten Gutes, Beruf des Staates eut 
Erziehuûg, Begriff des grofien Mannea. . 

Predigten über den diriBtlicben Hatigstand. HerauSgeg* u. eingel, v. 
Prof. D. J oh. Pauer. 1910. IV, 42, 176 u. 4 S. 4.-, geb: 5.50 
Keden über die Religion. 2. AuH. 1920. IV, 193 S. 2.-, in 

Gescheiikband 3.— , 

Monoîogen und WeihnâcbtBfeier. 1911. Il, 132 S, 2.*— , geb. 3.— 
Universitaten im deutschen Sinne. 191E IV, 110 S. . , 1.80 

/ ' . ■ - ■ . ' ' ■ 
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I. Philpsôphische Bibliothek 19 

Bmi ' ■ , ■ ' . ■ ■ 

4^Jierhàlb der Gtsmniamp(^>e €rBchimen femer: 

84 SeWeierma^keT* MoBdiogen aebst de» Vorarbeiten. Kritiscke Ans* 

gabe. Mit Ei»leituîig, Bibliographie, index uBd Amu. von Frie dr. 
M, Schiele. 2/erweit. n. durohgee. And. v. H. Mulert ImAn- 
( haiig: Neujahrppredigt von 1792. liber dea Wert des Lebens. 
1914. 48/198 8.. . , . , .... . ' . . 3.-, geb. 4.- 

Endlich «ind utta die Mbnologen in innsteriiriiltiger Ausg’abe vor^elegti 
Schiele g-ibt don Text der Ausgtibe vom Jahre. 1799 uud tiîgt die Abweiohangea 
afimtlioiiér «pàteroiï Ausgaben iiii kritisohen Apparat hinau. Er bat damit 
eihe godiog’ene Arbeit geliefert, iind dié Ver^floichung' der Texte Motet 
reiche A asbeute zur Erkenntnis des UmbUduJagBpro7.eB808 in SchloierTiiacher» 
(ledanken. ' îîoitschrift ftir Philosophie. 

117 — Weihnachtsfeier. Krit. Ausg. Mit Einltg. u. Keg. von H. Mulert. 
1908- 34 à. 7B B. . - -V- . . . . . . . 1.80, ge h, 2.50 

85 OrundrilJ der philosojAischen Ethik. ((îrrundliaiea der Bittenlehre.) 

Hrsgeg. V, F. M. Schiele. 19Î1. 219 S, . . , 2.50, geb. 8.50 

Schieles Veidionst ist es, daB die beidon beaten Alanu.skripte Schloier' 
machors, ans donen Twesten den Toxt konstîtuiort jhatto, hier tu anderer 
Ordnung* g-ebotbri werdoh. Ber ît) sich gesehiosHerie Toxt der Vorlesungen 
von lhl2— 13 \vird als Einhoit golassen tind umsçhios.sen von oinem anoom 
Entwmf von 1810.^, Wir haben damit eirie Toxtgestaltdas wiehtigon Wérkes, 
die sowohl den ilineren Gedunkengang darstèüt wk auch sein AVerden or- 
kennf?n. lafit Zoitaebr. t. d. deutech, Untorricht. 

120 — ÎJniversitaten im detftAchen Sinn. Mit ausf. Einltg. von Ed. 
Spranger (vgî. unter Fichte) . . . . . . . 8.51), geb. 4.60 

Sehopeohauer* , Masse, H. Sch.’s ErkenutniBlehre siche Abt. V, S. 27. 

86 Beotüs Erlugena. Über die Einteiliing der Natur. Ubers v. L. Noack. 

Bd.X(Buchl-lil). 1870. V11I,419’S. (Bd.II vergr.) 14.--, geb. iO.- 

88 — Leben und Schrifien. Von L. N pack. 04 8. . 1.— , geb. 1.80 

7B Seneca. Dialoge. In Auswahl herausgeg, von, O. Apelt. Ini Druck 

89 BexUis Emplrlcas,' Pyn-honeïsche (Tnind^dgé. Übers. von E. Pap pe n- 

heim. 19 u. 222 S 2.50, geb. 3.60 

90 Erlâuterungen dazu. 296 S. . . . . . 2. — , geb. 3. — 

ilO Sliafteshary. Untersuphung iiber die Tngend. Übers. nnd eingeleitet 

V. Paul Ziertrnann. 1905. 15 u. 122 S. . . 2.“, geb. 8. — 

tll — Ein Brief liber den Enthusiasinus an Lord Somme rs. — Die Mora- 
listeu. Eine plîüosophiselie Rhapsodie. Übersetzt u. eingeleitet von 
M- Frischeisen-Kohler. 1909. 81 n. 212 S. . 3.50^ geb, 4 50 
V30 — Religion and Tugend. 48 S. , ... . . . . . kart. 0.80 

?i — Spinoza. Sllintliehe Werke. Übersetzt von O. Baensoh, A. 
96 Buenenau untl C. Oebbardt. In 3 Halbpglbd. .... 60.'— 

Dies ist die einzigre deutsfhe Aasgrabe der Werke .SpinoKas, die auf (îriiud 
der umwKlzenden Ergebnisse der medemen Textkritik erfolgt ist. So hietet 
fie in ihier Textge»taltun|(' der Eorsebung die sirhen^te Griindiiige; die 
Einleituugen bemuhen sieb, das VerstîiudniB der Schriiten S.s nach allen 
Seiten siefaer zu stollen. 

91 Bd. I. Kürze Abhaiidlung von (xotty dem Menschen und seinem 

Gluck. 4. ÂafL Neu übers. v. 0. Geb bar dt 1922. 6.—, geb. 6.— 

92 — • Ethik. ubers. u- mit ei, Eiul. u. lÉteg. vers, v, Otto Baenseb. 

10. Aufl, 1922. Auf hokfr. Papier. 29, 276 u. 39 S. 4. — , geb. 5-«— 

— ■ — In Halbpgi. , ... . , . 6. — 

Sehr genau îst die neuer© Forsebung ziim Spinozatext behandelt. Die 
Einleitung gebdrt zu dem Besten, wa.8 zur Einführurjjsf in Spinozas Benk- 
weife gegeben werden kann. Bi© Bedeutun» dieser Obersetziing wird inan 
darin seben dnrfen, daB sie diotür un» ©ftsenwierig gewordemm Gedanken- 
verschîebiibg’en .bei Spinoza klarlegt. Zeitsebr. f. d. dtseb. Unterriebt. 
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93 BpiaoxH. Bd. li, llieôlogisch-poUiwchçr Tr»ktat. 4. A^fl. Übers. u* 

eingel v, C. (iebhardt. 192i: 84, 862 u. 61 S. * geb. 6.--r 

* TractatostËeoî.-poiiticua.Lat. ed. H. ^insherg, 1877. 1.—, kart 1.50 

94 — Deacarte»’ Priiizipien der Fhiloaophie ataf geometrische Weise W 

grÜDdet — Aubaiig, oaIA. Hielaphyaische (ïedaftked. 4. Aufl/ Nèu 
übers. V. A. Bttchenaü. 1922. 8^ 190 8. . . . 3'.— , geb. 4.— 

95 — Abhandluttg über die Verbeaserung des Verstandes. — Abhandlung 

vom Btàate. 4. Aufl,* Übers. u. eingeleitet von Br. Car) Greb^ 
bardt. 1922. 32, 181 n. 83 S. . , 5.---, geb 6.— 

* — — Principia pbilosophiae Cartesianae — Appendix éoni co|ç^tat4 

metaphysica — Trac^tatus de întellectus emendationô Tract atns 

poîititm Lat ed. H. G^insberg. 1882 . , . 1.-^, kart. 1.50 
$6 a Bd. lit. Briefwecbsel. Obertragen u. ,.m. Eiiil., Anm, u. Reg. vers. v. 
Cari O ebbardt 1914. 38, 438 S. . 6.-^, geb. e.— , Hpgt. 7.— 

Goethe bat den Brieft«rechsel Spinozae da» interessanteste Btirh g'eoanut, 
das man in der Welt von Autrichtigkeit und Monaehenliebe leaen konne. 
Er bedeutet lür uns zugleicb die iiotwendige Ergünjiiung der Etb ik Spinozas, 
déni) er oiHenbart die tîete and reine Menscblicbkeit, die binter den mathe- 
matiach atarren Satzen jenes Buchos steht 

Zeitschrift fiir den deutscben Ünterrieht. 

* Epistolae doctorum quoruudam virorum ad B. de S. èt auctoris 

reeponsionee. Ed, H. Ginsberg. 1876 ... 1. — , kHrt. 1 50 

$6h — Lebetisbeachreibungen and Gespracbe. Hersg. v. Cari Gebhardt. 
1914. XI, 147 S. Mit Bild. . . 3.- . geb. 4.--, Halbpgt 5.— 
Eiue vôllitf neue Erscheinung in der deutscben Literatur ist Gebhardts 
ttberaetzung- der alteu liebenshesehmhungen Spinoza», der die überliûferten 
Xufierungfcn oder Geeprâche Spinozas spwie aile aut sein Leben bezüglichén 
QueUen beigetügt sind. Es ist ein hbchst dankenfrweTteB Bach, daa voUe 
Anerkennung verdient. Spinoza gebort zu den Phdo^iophen, deren Lebre 
der Ergarizung durcb das Bild des Menscben bedarf. Desbalb verdienen 
die LebensheHçhreibungen Spinoza» als ein Widerscbein des gi'ofieD M^enschen 
starkes Interresse. ► Zeitschrift fûr den deutscben IJcterricbt. 

— B. a. Taschenausgaben S. 24. 

Spinoxa-Brevier. ZusaTninengestellt und mit oinem Nachwort versehen 
von A. Liebert. 1912..^ 190 B. Jn eleg-aiitem Pappband 2.— 
Es i.st als ein glficklicher Gedanke UebertH zu bezeichnen, daii in soinem 
Brevier die bedeutHaïusten Stellen der ^Ethîk" von den engen Fesseln der 
geornetirischen Metbode befreit wordea sind. Er selbst gibt in einem gehall' 
vollen VorwüTte AufschluB über die Grundsîitze, die ilin dahei geleifet haheni . . 
Allen, die nicht die nôtige Mufto und Geduld auihringen künnen, zu den 
Originaiwerkon des Philosophe» zu greifeuj denen jedooh j<^e ,^roB« und 
ireîe Aüssiefat über die sinnlicho und sittlx-he Welt**, die sich GeJethe au» 
Spinoza» Sebriftem aul’zutun schien, von Interesse sein mag, sei Lieherta 
Brevier bestens euipfohlen. Wiener Fremdenblatt, 

Ken an, E. Spinoza. Hcde, geh. zum 200. Tbdestag . . . — .70' 
Stîrner siehe SchultiieiÔ, Aht. V, H. 30. 

8ne«l«»bor{p sîehe Lainm, Abt. V, S. 27. 

Steflens, Henrik, Über die Idee der üniyersitbten Siehe nnter Fickt^, 
100 Thoniafi von Aquîn. Die Philosophie vôd Thoiwaa von Aquin. In Aus- 
zügen liera usgegeben von E.'ïtolfea. 1920, XI, 224 S. 8.60, geb.'4.50, 
Vaihlnaer, H., eiebe Abt. V, S. Si. Gesob.^Bd. 5.50 

Volkelt, J., sjobe Abt. VI, S. SS. 

X22 lüolfl'sche Begriff'sbestinmmngen., Ein lîilfebüchlein beim Studium 
Kante. Zu&ammengest.v.JrBaumann. 1910. "Vl, 64 S. 1.20, geb.2. — 
Fichier, H. Über CVistian Wolffs Ontologie. 1910. 96 a 1,80 

Wiindlt-BlUnls. Origirialradîerung von iBaymund Schmidt. Sîgniert , . 
Wn*dt, >V,, siehe Hall, Abt. V, S. 27. 
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IL Wiasen tind Forsôhen 

Wisaén und Forsçh 

ckîîirîft.en zur EiiïführuiJg in tiie PiiUosophie 

l>etïï Bednrfni» nach lBrlîltit<irnTigren zti bestimmten pliilosojphisclien E^as- 
sikern und naoh Einiührniigrén in die lirundprobletiae Philosophie wUl diese 
Saïnîïilung’ dieneu. pVei von îeder Einfltejüjg-keit nnd nnter Anerkennung der 
Vertichiedenh^it dér phîloisophischen Richtiingreu iîi dèr Gogenwart mdchte »ie 
einen Sammelpunkt nîlden tür aile Bostrebnng^en, die, von vrisacïiïü^baftlicheni 
Boden aus, in aUgenieinvenstilndltchcr Spràche in daa weite Géhiet pbilosophi' 
Bcber Lektür© und philosiopbischer Forsciiung ©mzuführen beabsichtigren. 

B<t< i: Katits Lebr^s toi» kateg^orlschen litiperath. Eine Ein* 
fïïbrurig in die Orandfrajfen der Kàiitischen Ethik im An- 
sckluli an die ,,Grund]egung' der Aletaphysik der Sitten^. Von 
Dr. A, Bochenau. 1913. Xli, 125 S. 2.50, geb. B.50 
Bd. 2: Geg:«nwar|,8phiiokophie nnd ehrisiliebe Relig-ion, Jm An- 
Bçblufi an V a i h i n g e fie h m k e , E u c k e n dargestellt von 
Dr. 3. Begenwald. 1913. Xll^ 19b S, 3 —, geb. 4. — 
Bd. 3: Gmndproblemc der Kritlk der reinen Terniinft. Eine Ein- 
fübrung in die Kantische Krkenntnistbeorie. Von Stadtschalrat 
Dr. Artur Bucbenau. 4914. VI, 194 S. 3. — , geb. 4.*-^ 

Bd^i 4: Wfe ist kritisetie Fhlloaopble tiberbaupt mbgliehl Ein 
Beitrag ztir Bystematisohen Pbanomenologle det* PhiloBophîe. 
Von Prof Dr. Arthur Lîebert, 2. Aufii. m Vorbereituug. 
Bd. S: Graiidn0 der Xstbelik. Von Benedetto Croce, Deut&ch 
von Dr. Th. Pop P e. 1913. IV, 85 S. 2. — , inPpbd. .3. — 
Bd. 6: 1)1 e 8eele, Ihr Verhâltnis ziim BewuÜtsein und zum Leibe. 

Von Jos^ Geyeer. 1914. Vï, 117 S. 2. — , in Hblwd. 3. — 
Bd. 7: Die Begründer der moderiien Psyelioiegie. Lotèe, 
Fecbner, Belmboltz, Wundt. Von Stanley Hall» 
President of Clark Üniversity.' Üborseizt und mit Aninerkungen 
versehen von Raym. Schmidt. Mit Vorwort von Max Brahrs. 
1914. 28, 892 S. 7. — , in Geschenkband 8. — 

Bd. 8: EiiifUhrmig in die Philosophie, Vom Standpuukte des Kriti- 
zifimus. Von K. Sternberg 1919. XIÎL 291 S. 3.50, geb. 4.50 
Bd. 9: Pestalo**ls Sozîalpliîlosophîe. Eine Darsteîlung auf Grund 
der »,Nach.rorfiehuügen über den Gang der Natur in der Ent- 
wickiung des MenscheDgeBchlechts^^ . Von Dr. A r t. B u c h e n a u. 
1919. VIH, 188 S. . 2,60, in Geschenkband 3.50 

Bd. 10: Die sittlleben Forderniiffeii u, d. Frage nach ihrer GüJtigkeit, 
Von Gust. Storring. 1920. Vïll, 186 S. 1.50, geb. 2.50 
6d« 11: EiafUbrung lu die Erkentttnîstbeorîe. Von Aug. Messer, 
. 2., umgearb. Aufl. 1921. IV, 221 S. 3.—. geb. 4 — 

Bd. 12: Gescbicbtsphllosophie. Bine Einfübrung. Von Prof. Dr. 

Otto Braun. 1921* VIII, 120 S. 3. — , geb. 4. — 

Bd. 13; Zaratliustra-Kommoiïtar. Von Hans AVeiebeli 2., non 
bearbeîtete Auflage* 1922. AH, 366 S. 7. — , Gescb^^nkb. 9-— 
Bd. 14 : GruBdllHieti der Psyehologle. V on Prof. S t e p h . W i t a s e k. 
Mit 15 Figure n imText. 2., unveründeite Ausgabe. 1923. 
VIH, 370 und 22 S. 3in50, in Geschenkband 4.50 

Bd.15; Prolegomeiia zu elaer wissenschaftlicbeE Psychologie. 
Von Prof. Dr. À. Tumarkin. Ira Druck 
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Lehrbücher 

der PliilosopliiBclien BMiotlielî: 

Bîïling:, A. Grundlinien der Logik. 1912. XII, 181 S. 2. — , )çeb. 3.-^ 

Ohne ZweifeT Baben wir ein Bueh von hoher Bedintun^ vor 
uns, cîaa jedora fur das loffische Problem Interessierten angr^de^entlicliai; 
empfohien werdén kann. \ Reichsbote. 

Clauberg" U. Dublslav* Systematisches WOrterbuch der Philosophie. 
3922. VI U, 565 S. . 11, — , jreb. in Hlwd. 13. — , Balblndei’ 16. — 

Die b Grlei^en hei t dîeses Wbrterbuches ü ber ail e gy! ôi ch arti n 
Dntorneliiuun^ïen zeifjt sich in der Neuarti gk ei t seiner Anlug'e. 
Die für die Philosophie der Gegenwart wichtij^en KunstwÔrter werden in 
Kettondefinitîonen g-eg-ebcn. Jeder Artikel ist übersi cbtlîch 
System ati sch geifliedert, so dab ailes aeitraubende Surheu 
vermieden isi 

Ein woiterer Yorzngf dleses Worterbuches ist es, daü es durch fach- 
mànnisch oin wandfreîe, we itgrob eh d e B e r ii c fc s i c h t î n g- 
der th eoreti sche n Grundbegriife der El n z el wia sen .s cb af teïi 
sich mitien in daa allgemeib M’issensrhaftliohe Leben der Gegenwart stelH. 
Nicht ndr der Pbilosoph. sondern s»uch der.pbjîosophi&ch interegaierte 
Mathernatiker, Physikerf iÇiologe, Psycholo^e, Jarist, Nationaîokonom usw. 
findet hier -wertvoUste und zuverlfiflsig'e Anskünfte. 

Der alte, vergriiffene Kîrchner-Miéhaelis wird hierdûrch ersetzt. 

Ndack, L. Philosophie-Geschichtliches Lexikon. Historisch-Bio- 
graphisches lîîmdworterbuch -der Gcschichte . der Philosophie. 
Lex, >8®. 960 Seiten. . In Hl’k:. geb. 40.— 

Dureh Nacbdruck mehrerer Lioierungen konnten noch eine geringe Ati- 
zahl Exemplare von dem wertvoll^n Werk voUstandig gemàcht werden. 

Odebreeht, Kud. Kleine^s pbilosophischos Wôrterhuch. Prklarung 
der Gnindbegriffe d. l%ilos. 5. Aufl. 3922. 86 Seiten. kart. 1.— 

Odebrecht heachrîinkt sïoh nicht auf eine Aufzghlung und populare 
Définition der in Fragc kommende.n Schlsg-'iVorte, sondern cr gibt neben 
kxirzeh geschichÜichcn Entulcklungcn zugleicfa knappe, fafiliche, erklSrende 
Einführungen zu den Ihobiemen, wclehe mit Jenen Schlàgworteu in Ver- 
bindung stehen, , . 

Vorlftnder, KarU ^eschichte der PhiloBophie? I. Bd.: Altertum, 
Mitlelalter und Üljergang zur Neuzeit 6. Aufl. 3921. IC II, 
868 Seiten. . . . .. . . . . , . 4.50, geb. in îllwd. 5.60 

— — II. Bd.: Philosophie der Neüzcit. 6, Ailfl. 1921. VIIl, 

524 Seiten, . . ... . . . . . . 5.50, geb. in Hlwd. 6.50 

Zur Kinfnhrung wird iwin scbwerîich oîn bossercs Buch finden als dies 
das den vielfaeh fîmj>f«ndenen WunBch nach oiner knappen, aber dnch 
klaren,'’ inhaltlich ansreiebonden und zavcrlnssjgen Dàrstolluijg der gesamten 
Gi'Hchichte der Philosophie anf» TortrefOiehste erfüllfc bat. Dazu kommt, 
dnb sîcb das 3 ^>uc*b au ch aïs Wegweiser Hir liçter eindringende Arbeit be* 
wahrt durch .die gute Auswahl în den Diteraturangaben. 

Zcitaehr. f. d. dtsch. Dntenicht. 

Vorlanflers Buch reizt geracleza zuin Stndiurn. Die gedicgene Art-, in 
der er daa historisch© mit dem System atisch en Elément zu vereinigen ver- 
standen hat, macht das Buch zùtn philosophiegeHchichtlichen Daxidbuch 
pa^ c.xcelleTicft. Es gehort auf den ArheitsUsoh einçà jeden der t'hiloRopbie 
,,Béfl48senen‘‘, EQ,nt-Studién. 
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tasclienausgâbeH der Phiiosophischen Bîbiiotbek 

Pie Sanaînlitngf üjjtatan d im atia déni Verlang'en des S c h ü t z e n * 

gra^ens nacîi gehaltToilera, aGregendein Le^sto^. Per (Sedanke eîner hatid- 
lichen Bihliothék kîeinejrer selbstandiger Aufsbtze und in sich àhgGstehîosHener 
Teile gt'oÔerer phUeeophisèiier Werke schién demVerlage aber wertvoU genijg, 
aueh jn die Fxledenszeit Mnabergei'Gttet ku werden^ in diese für tins Deutsche 
80 iioffnnngsloa" trübe Gegenwart. , Schon haben die Hefte Anklang bei der 
anfatrebonden Volkahoehecbulhewegung gefunden*, für die Bestiebungen 
der IiehrerSchaft nach philosophiaTher Purchdringnng des Unter- 
riçhtB, ftir den ^KonzentrbiionHgedankeiî* im Ünterticht bieten sie die ge^ 
wünschte Grandlagcu Anregung fürjeden, der sich trotz de? Pruckes der 
Tüg-eaarbeit hinauegeboben fühlen mbchte in ©ino hbhere Sphtire, fôr jeden, der 
dem Sinn diesea Lebeiis nachgrübeU, wollen sie bîeten und anleiten zum $tiidium 
der unvergang'lieheG Werbe der groBen, in der^I’hilosophischen Biblîothek^ 
dargebotenen Denker aller Zeiten. 

Pie ÀnsatattuGg ist dnrch Einführung einer eteîfen Kartonnage mit 
künstler.ischer Tîteluinrahmang nenerdings wesentlich rerbessert. Bar 
Preia dürffee trotz der dadnrch unvermeldlich gewordenen Erhohung immer 
nocb aufierordentlicii billig sein. 

B i e h e r « i n d e r s c li î e n e n ; 


Bteftai. Aristoteles. Von den 
Frinzipien und tJrsatihen 
der Substanzén . . — -.60 

Heffc 82. — Die Preundscbatt und 
ihre Formen . . . —^.80 

Heft 33. — Becbt und G-erecbtig- 
keit , , . . . . . . . — -.60 

Heft 34. Lust und Dlückaelig- 
keit 3 tl 8 Ziele des Men- 
schen . ....... —.60 

Heft 21. Deseartes. Meditationen 
• ■ ■ ■ 1 .— - 

Heft 26. — Abhandlung über die 
Méthode l.— 

Heft 11 . Oroethes K unstphiloso- 
phie 1. — 

Heft 16. — Naturphilosophie 1.— 

Heft 35. — Philosophie der Far- 
ben ......... —.80 

Heft 6. Hegel. Über die eng-'j 
Hsche Reformbili . 1.— 

Heft 12. ■ — Der Staat . . . 1,20 j 

Heft 36. — Vom wissenschaftli- 
chen Erkennen . , -—.80 

Heft 37.'— Die Bildung . . —.60 

Heft 38. — Die Sittlichkeit —.60 


Heft 2. Herder. Ideen zur Fhilo- 
^ Sophie der Geschichte der 

Menschheit . ... 1.20 
Heft 7, — ^ ReligionôphiloBophie 
—.80 

Heft 13. — - SprachphiloBophie 

Heft 3, Humboldt. Über die 
Aufgabe des GeBchieht- 
schreibera , . , . . — .80 
, Heft 17. — liber d.vergleicbende 
Sprachstudium . . — .60 
Heft 22. — Denkacbrift über die 
deutficheVerfassung 1813 
—.60 

Heft 23. Hume. Untersnchungen 
über den inenscblichen 

Verstand 8.— 

Heft 27. — ; Von der Freiheii der 
Presse. Von der IJnabhaii- 
gigkeit des Parlaments. 
Von Parteien überbaupt. 

—.60 

Héft28. — Von d. érsten Gnind- 
satzen der Régi erung. Ab- 
soîutismn# und Freiheit. 

. f - Die Politik — eine Wissen- 

• scbaft — .60 
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Taschenausgabeii der Philosoptiischeii Bibtiothek 

. , , . Bieae Stücfee sind klaasiachî maip kann iinmer wiedi«r l«se» ntjd 
immer wîed or au8 ibnen lemon^ XJnd mniï baat gich aao ihàen bot'ÉUri. GroBè 
Gesinnung'en und Q-ed an ken si nd uns orjfontîîch irnmerfgrt ontig', won« dn» «T»ue 
Nota dos tairlicbon Lebeiis sieh nh-ht über uns Kusaimiienkîebên une! seine Farbo 
au! lins ühertrag-en soll. Jetzt bedürfen wir îhrer eret recbt. 

Prof, Dr. Heinrich Scholz In «Tâgrliehe Bundscbau**. 

Ein Boiir orfreuliches ünternehmeu Mit Olück sind Schriften kleineren 
Umfangfos g-ewahlt, die nîeht ei^OUtlicb Par h bil dungr roraussetzen, 

JiiterariBcher Jahresbericht de» Dürerbiinde«. 


Bisher BÎnd 

Heft lS. Kaiser Julians Bede 
l^eg'en die ungebildeten 
Hunde ....... --.80 

Peft 4. Kant. Idee zu einer all- 
genieinen (iescbichte ia 
weltbürgerlicher Abeicht 
—.60 

Heft 8. — Théorie und Fraxis 
—.80 

Heft 19. — Pflicht und Lebenè- 
genuC ....... — .60 

Heft 24. — Ausgewahlte kleine 
Schriften . . ♦ . , 2.40 

Heft 39. — Vôn einom neuerdings 
erhobenen vornehm. Ton 
in d. Philosophie . — ^,60 

Heft 40. — Porm und Prinzipien 
der Sitten- u. Verstandee- 
welt —.80 

Heft 41. — Ber Fortschritt des 
Menschdngeschlechts 

—.60 

Heft 42, — Von der Macht des 
Gemüts . ... . . — .60 

Heft 43. — Von den Grundsatzen 
der rein en praktisçhen 
Vernunft .... . — ‘.80 

Heft 44. — Biaîektik d. rein, prak- 
tisebeo Vemunft , —.80 

Heft 14, Leibniz. VemunBprinzi- 

S 'en der N atur und Gnade . 
ie Mopadologie . —.80 

Die Sam ml U ng 


e r B G h i e n e il 

Heft 29. Leibniz. Von d,Weisheit. 
über die Freiheit . —.60 

Heft 5. Lesslng. Hrhst und Falk. 

Gesprache f. Freimaurer. 
Die Erzîehung des 
schengeschleehts . — .80 

Heft 9. — Tbeologische Streit- 
schriften ...... 1.50 

Heft 45. — Schriften zur Eeligi- 
onsphilosophie . . . — .80 

Heft 46. ^ Abhandlung zur Phi- 
losophie . . . ♦ . . -r^.60 

Heft 26, Latze» Der Instinki 

—.60 

Heft 15. Plato» Gesetze X. Buch 
. — ,80 

Heft 80. Sliaftesbury^ Eéligion 
und Tugend . . . . — .80 

Heft 1. Schiller. Über Atimut 
und Wiirde .... l. — 

Heft 10. — Über die astheiisçhe 
Erziehung des Menschen 
1.50 

Heft 20. — Über naive u. sentimen- 
talische Dichtung ♦ 1.20 

Heft 47. Spinoza. Prophétie und 
Propheten ..... —.80 

Heft 48. — Von den Wundern 

— ,60 

Heft 49, — Théologie , Vernunft 
und Giaube . . . . — .60 

Heft 50. - Staat u. ’Eecht —.60 

i r d f O r t g e B e t Z ti 
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V# Neutre philosophische Werke SB 


Neuere phMôsophisch<5 Werke 

ABnalen 4er FUÎlosaplite, Mit besonderer Rücksicht auf die 
Problème der Aîs-Ob-Betrachtun^ in Verbindung mit namhaften 
Vertretern der Einzelwissenfichaften Krbckmaon, Abder- 

halden, Pasch, Volkmatin, Roux. Pohle, Becher, B«rgmarin. Corne- 
Hn», Grbos, Éoffka, Kowajewski) brsg. von Hans Taihinger u. 
Kajmand Befainidlt. 

Bd. I. 1919, y III, 681 S. . , . i 24. — , in Halbpergament 30. — 
Bd. II. 1921. VÏIl, 664 S. . . . 24. — , in Halbpergament 30. — 

Bîe Zeitschrift ist auf hoïssfreiem Papier f^edruckt. Die ietxten Hefte 
enthaîten u. a.: Rationales und irrutlonalcs Erkennen. Von II. MiilJer- 
Freienfeis. — Fiktioneu in der E!ektrizitat$Jehre. Von Juiius Schultz. 
— Die Begrunduiig in der Mathematik und die implizite Définition. Von 
M. Pasch Ferner Bücherbe»nrechunigen, I^eçietVüchte, Selbstanzeigen. Aus- 
fahrliche Prospekte stehen postfrei zor Verfügrung. 

Banch, Bruno. Wahrheit, Wert und Wirkiichkeit . . Im Druek 

Bergmann, Ernst. Platner u, d. Kunatphilosopbie des 18. Jahrli. 
Im Ann.: P.’s Briefwechsei m. d. Herzog von Augustenburg über 
die Karitiscbe Philosophie u. a. 1912. XVI, 349 8. . . . 3.60 

— Fichte, der Erzieher zum Doutschtum. 1915. VIII, 341 S. 

5.- , in tteschenkband 8. — 
Für JB. Bteht der deutsche Keforraator und Erzieher Fichte im Mittel- 
punkte des Intéresses. Und da desseu Person g-nnz in seiner Sac he auigfibt, 
go kaiui Rerg'mann für seine Absicht. vorn Zentrum fier Personliehkeit au.s 
das Verstandnis für seine Sache zu erscblieBen suchen. 

Bruno Bauch in den .,iCantstudien“. 

— Deutsche Führer zur Humanitat. 1915. IV, 44 S. . . . 1.20 

— Wilhelm Metzger, Eîn Deiikmal. Im Auh.: Verzeichois v.M.’e 
nachgelasseneD Handschriften. M. Bildnis. 1920. 47 8. kart. 1.20 

Bluvratelu^ J. WeîtauschauTing Ardîgos. 1911. 122 S. . . 2. — 
Braun, O. Gcsehichîsphiiosophie. Siebe «Wigsen u. Forschen^ Bd. XII. 

— Zum Bildnngsproblem. 2 Vortrage, {Philosophie u. Bchule. Kunst 

u. Scbuîe). 1911. 49 S. . . — .70 

— Euckens Philosophie und das BildungsproVdein. 54 S. . 1. — 

Brubii, Wilh, Der Vemunltcharakter der Religion. GedruektunterBei- 

hilfe der -Haneî-Stiflung. 1921. VI, 283 S. 5. — , Geschenkîtd. 6. — 

Bueiienan, Artur. Kants Lehre vom kategoriBchen Imperativ. Siehe 
^Wissen und Forschen^ Bd. I. 

Grundproblem© der Kritik der reinen Vemunft. Siehe „Wissen 
und For8chen“ Bd. III. 

— Pestalozzis Sozialphilosophie. Siehe „Wisseii und Forschen‘‘ 
Bd. IX. 

Burekhardt, <4, E. Was ist Individualismua? 1913. 89 S. . 1,80 

Bus»d, Lndnig. Geist und Korper, Seele und Leib. 2. Aufl. M. e, 
erganz. u, d. neuere Lit. zusammenfassenden Anhang vou E. Dürr. 
X, 666 S. Anastat. Neudruck . . . . . 9. — , in Hlwd. 10. — 

Oolili, Jouas. Der Sinn der gegenwarHgen Kultur. Eiii phiîosophischer 
Versuch, l9t4. XI, 297 S. ... 5. -, in Gescbenkband 6. — 

Inhaît; Der Menseb ala ôinzelneg Ich. — Der Mensch in der Gemeln- 
schaffc. — Dtïr Mensch und die Welt, — Der Menscb und Oott. 

Das tiafgrrabende und doch veratandlich geschriebene Buch wiil dem 
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Alphabetisches Ver^eichnis 


Gebildeten heWen, s5ch in der beutigren Knltnr zurechtzîifinden. Die Kttltur 
iBt ibm nicht wefteiitlirh. eine eerBetzende Marbt, eondern ein etretes Sebaffen, 
dtt» imtner neue Aufgraben und itnmer neue liebensfonnen hervorbrîngft, Was 
dahei tiber die wachaeude' Bedeutung- der nationaîen Gememschaft ^esagfl 
wird » das ist g^erade in unaern Tagfen eindrurkavolL Christliehe Welt. 

€roce, Ben. CTrundriÜ derAsthetik. Siehe „\Vi88en u. Forschen“ Bd.V. 
Bessoir, Max. Das DoppeMch. 2. Aufl. IV, 82. S. , . . 1. — 

Dieleriii^, Paul. Die Herbajrtsche Padag-ogik vom Standpunkt mo- 
derner Erzieiiungsbestrebungeu. 1908. 18, 220 8, . , . , . 4. — 

Borner, A. Encyklopadie der Philosophie. Mit hee. Berücks, d. 
Erkenutinstbeorie u. Kategorieulehre. 1910. 3438. Steifkartou. 4. — 

— Gruüdrili d. Religionsphilosophie. 1903. 466 8. 5. — , Oeschkbd, 6. — 

— Pesstmismus, Nietzsche und Naturalismus mit besonderer Beziehuug 

aiit die lieligiou. 1911. VIJI, 328 8. . . 7. — , Geschkbd. 9. — 

Ehrenberg:, Hans. Die Parteiung der Philosophie, Studien wider 

Hegel and die Kantianer. 1911. VI. 133 8 2.40 

Eîn'^teiii. Zur Rclativitktstheorie. Sonderheft der «Annalen der Philo- 
sophie“. Mit Beitnigen von O Kraus, Lincke, J. Petzoldt u. a. 

2. Auli 1922 188 S. , . 10.-- 

Engelhard!, Yietof. Weltanechanung und Technik. 1922. VII, 88 S. 

2.50 

Eucken, Rudolf. Beitrage zur Einfuhrung in die Geschichte der 
Philo 80 |)hie. V'ergriffen. 

— Fichtes Reden in Kernworten. Mit Geîeitwort v. R.E. In Hlwd. 4,—- 

— 300 nurnerierte Exemplare auf ecbt Biitten . , Hldr. 15. — 

Hifr worden die groBen LeHgredanken der ..Reden** darg:eV>otün, in 

deneii die ü b e r z e u ^ e n d Ci u n d h i n r e i fi e n d e M a c h t dCsS Fichteschon 
GeisteH kidt*rt„ JJeim eisten Eindring'cn In die Welt Fi oh tes ist 
zuverlassig- kein besserer Führer za liuden als diep kleine 
Bue h. Die ï*ropylaen. 

Braun, O. Euckens Philosophie und das Bildungsproblein . — .50 

(siehe aucb unter Hegenvrald) 

Falkenfeld, HellmuÜi. Wort und Seele. Eine Unterauebung über 
die Gesetze in der Dichtung. 1913, 132 S. . . 2. — . geb, 2.50 

In hait: Die Dichtung unter den Schwesterkuneten. — Die Tragodie 
des’DUettantiemus. -’Seeie und Wortgesetz (Std). Wort und Zorn (Drama). 
— Wort und Liehe (l>yrik). — Wort und Weltseele (Fpik). — Wort und 
Gelühlsverlangerung (Hnmor und Groteake). 

Flournoy, Th. Heitrage zur Religionspeychologie. Übers. v. M, Regel. 
Mit Vorwort v. G. Vorbrodt. 1911. LII, 62 8 2. — 

— SpiritisTous uud Experinientalpsyçhologie. Mit Geîeitwort von 

Max Dessoir. Autorisierte überaetzung. Mit 64 Figuren. 
2.Au8g. 1921. XXIII, , 566 S. (in Hlwd. geb. 16.— ) . . 14— 

Friedniann, Hiih. Dante, Gedachtnisrede. 1921. II, 24 8. — .60 

FUrth, Otto. Traume auf der Aspliodelosinsel. Ein philosophisches 
TroBtbüchlein in Versen. 1920. 229 S, Auf feinstem Friedens- 
papier in reizvollem Ganzpappband . . . ... . . . 5.— 
Geyser, Jos. Die Seele. fhr VerhalfnÎB z. Bewufitsein und z. Leibe. 

1914. VI, 117 S. (s. „WisBen u. Forschen" Bd. 6) 2.—, in Bjlwd. 3. — 
Goldsehinidt, Ludwig. Schriften s. unter Kaiitliter., Abt. I, S, 13, 
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V. Neuere philosophische Werke S7 


G^rtindwissenscbaft, siebe lielimke. 

Erîcli. Entgottemag. Ein geisiesgescWcbtlîcher Entwurf. 
in vornebmeiïi Hlwd.-G-eschenkbd, a, hobfr Piipior. 1920. 47 S, 2.-^ 

158 haridelt sich um einèft d«r konzentriertesten Versuche, sich mit deu 
gegenwartigen Problemen anserer Geistigkeit auseinandorziisetzeii. ïîewe- 
g^un^r 18 dem U n en d 1 i c beu und in daa ünendHche ist ailes. 
Ber Meixsch iet, nicht xnehr ein în slch ab)^e8< hlosHenes Weacn, das i. as sitih 
heraus exîstiert, sondera ein Glied der unendlicheà, m sieb nicht lOvHhai'on 
BeiJie. „Da8 ïiterari^che Echo.‘‘ 

Hamburger, M, Vora Organisinus der Sprardie tind von der Spruche 
desDichters. ZurSysteiDatik derSpraobprobleme. 1921. 189 S. 4. — 
Das Werk darf als oine K r d u u n aller v o r h a n <1 e n o n L e hr b ü c h e r 
derPoetik bezeichnet werden. ï'rof.J.K. Kreehenraacher, JMagaz. f. Padagr- 

Hall, Stanley. Die Begrüuder der modernen Psychologie (a. ^Wisseti 
U. Forschen“, Bd. VII). 

— Wilhelm Wuüdt. Der Begriinder der modernen Psychologie. 

Mit Biîdaisradierung V. B. Schmidt.. 1914. X V^II. 1,58 S. (S.-Ahdr. 
aus dem vorigea.) . . . . \ . . . In Pappband geb. 3, — 

Basse, Heinr. Sc hopenhauers Erkenntnislelire ah System einer Gemein- 
schaft des Kationalen und Irrationalen. 1913. XI, 219 S. . 3.50 

— Das Problem des Sokrates bei Nietzsche. 1918. 26 S. . . — .60 
Hegenwatd, Henn. Oegenwart^sphilosophie und christliche Keligion. 

(s. „Wis8cn und Forschen”, Bd. II). 

Heinemann, F. Flotin. Fdi'schungen über die plntinische Frage. — 
Piotius Éntvvicklung und sein System. 1922- 318 8. 7.80. geb. 9. — 
IngOttieros, José. Prinzipien der biolojjischen Psycdioiogio. Autor. 
Übersetzg. v. Jul. lieiiiking. Mit Emleitg v. Wilh. Ostwald. 

1922. Xlî, 397 kS 10. — , Oescheiikbarid 12. — 

Jaedby,(il. Herders u. Kaats Asthetik. 1907. X,348S. 4.80, geb. 6. — 

— Der Pragmatisnius. Neue Bahnen in der WisBenschaftslehre des 

Aiîslands. 1909. 58 S 1.50 

Jaesche,Em. DaBGrutidgeaetzderWiBsenschaft. 1886. XXu.445S. 4. — 

J oél, Karl. Die philoeoph. Krisis der Gegenwart. 3. A ufl. 1 922 65 S. 1 , — 
Laium, Marlîu. Swedenborer. Fine cStudie über seine Eotwicklnng 
zum Mystiker und Geisterseher. Aus dem Sfth’vredischen von lise 
Moye r- Lü n,e. 1923, Vlll, 370 S. 10.--, Gescherikband 12. — 
I^asson, AdOlf. Über (legenstand u. BehandluugBart der Keligionephilo- 
sopliie. 1879. 65 S. . 2.— 

— Ficbte im Verlialtnis zu Kirche und Staat, 1863. IV, 245 8. 8.— 

— Georg. Grundfragen der Gîaubenslehre. 1913. V^I, 376 S. 4.80 

— Hegel aie Geschichtsphilosoph. 1920. VI, 180 S. . 3. — , geb. 6. — 

LehninnHyliiid. Di© deutscheuKIassiker. Herder -- Schiller — Goethe. 

1921. VIII, 342 S. (Die groüen Erzieher, Ihre Personlichkeiten 
u. ihre Système, Bd, 9/10) 5. — , geb. 6.* *, auf hol/.freiein Papier 

in Halbk-Geschenkbawd 7. — 

Eine Fandgrube tiefster und eîgenartiger padagogïacher An- 
«ichten and Erkenntnisse îst dieses Work und biotet dauerude Gewinne, 
die BÎch niemand — besunders kein Erzieber — entgohon la. «sien hoIUo. 

Buyrouther Bundesbtatt, 

— Lehrbuch der philosophischen Propadeutik. 5 A ufl. 1922. VIH, 

178 S. . 2,50 
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— T)erîdeaH8m«ePe6talozzi8. 1919. 174$. 4. — , inHalbleinen geb, 5. — 

Wer in PeEtalozzia Grdankenpehgude tiefer eîndrlnfjr^n will, k»rm unmdgf- 
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Waetzold, AVIlhelm, Das Kunstwerk aîs Organiarnus. Ein asthetisch- 

biologischer Versueh. 1905- 53 S 1. — 
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Wttst, F. Die Auferstehimg der Metafihysik Vergriffen 

Zweite, nen bearbeitete Anfl?ige in Vorbereinitig 
Inh ait : Die erdnickende Aoturitfit Kauts. — Die ErmoUtung der S' bafieix- 
deu (tej-tOhkrat'teuriter dem EinMiiÜ de^ lli-'^turisinus. - Dus VViederorwachen 
der 8( bopteriurben Kriifte des Geistea in der torujulen Philo'^onhie. — Der 
Sturm vind Drung der philoHOphi© in der neaen gfd.'^iigen Slronmng der 
Ijeberisnietatdjysik. — Din Balmbereiter einer nf‘uen Synthi’scï ■, Fb'net. Troeltseh 
und Oeurg Siinmel. — Die Aufgaben der kommendeii Pliilosophie. — Per* 
sonen- und Sachverzeichnis. 
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Sternb^rff, Bitjfûhrting m die Philosophie vom Btandpurikt des 

Kritmsmuft. 1919. Siehe „Wîfisen und Forschen" Bd. VIII. 
Sibrrittg*, O, I>ie sittlîçhea Porderangen u. d. Frage nach ihr. Grültig- 
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Stréeker. K. i)ie Aûfânge von Fichtes SiaataphiloBophie. 1917. 

Vni, 228 8. . . . ... . . .... . . . . . 8.-- 

Sydow, Ëckart von. Der (ledank© des Ideal*Eeichs in der idea- 
listischen Philosophie von K a n t bis H e g e 1 im Zasammeiihaiige der 
geschichtsphüoBoph. Entwicklung, 1914. VIII, 130 S. . . 2.— * 

Üiirnh, M* von, Zur Physiologie der Sozialwirtschaft. 1918. X, 
276 Seiten . . . . . . . . . . . ... . . . . 360 

— Zur Biologie der Sozialwirtschaft. 1914. XII, 206 S. . . 3.60 

Valhlnger, Hans* Die Philosofjbic des Als Ob. System der theore- 

tischen, prsktischen und religioseu Fiktionen der Menschheit auf 
Girund eines idealistischen Positivismus. Mit einem Anhang über 
Kant und Nietzsche. 7. u. 8. durchgesehene Autl. 1922. Gir. 8®. 
XXXIX und 804 S. ... In Hlwd. 30.—, in HIdr. gob. 40.— 

AuafiihTlirher Prospekt kostenfrei. 

— Volksausprabe. Gekürzt u. hrpg. von Dr. Raymund Schmidt. 
1928. IV. 366 8. ......... . Geschenkband 10.— 

Siehe auch Annalen der Philosophie, Ilegenwald, Scholz. 

Talentln, V. Die klassische AValpurgisnacht. 1901. XXXIJ, 172 S. 3. — 
Volkelt, Joh. Religion u.Schule. 1919. 64 S. („Pbil. Zeitfragen*') 1. — 
VorlUnder, KarL Kant-Schiller-Goethe. Gesammelte Aufsatze. 
2., vermehrte Anflage. 1923. XIV, 306 S. 8.—, Gi-schenkb. 10. — 

— Kant und der (Tedaoke des Volkerbundes. Mit einem Anhang über 

Kant und Wilson. 1919. 85 S. („Phil. Zeitfragen“) , . . 1.— 

— Geschichte der Philosophie s. Abt, III, S. 22. 

Waetzoldt, St> Drei Goetbevortnige, — DieJugendspracheG.’s.*— Goethe 
und die Komantik. — Goethea Balladen. 2. Aufl. 1903. 76 S. 1. — 
Waetzold, Wilhelm. Das Kunstwerk als Organismus. Ein iisthetisch- 
biolügischer Versuch. 1905. 63 S. . . . . . . . . . 1. — 

Welchelt, Uans. Zarathuatra-Kommentar, s. W issen u. ForschenBd. 18. 
WelBe,Ch. H. In weh hern Sinne die deutsche Philosophie jetzt wieder an 
Kant sichzn orieütierenbat.EiDe8kademi8che Antrittsrede. 1847: 3. — 
Weiitsehcr, E-, Geschichte des Kansalproblems von Deskartes bis zur 
Gegenwart 1021. VIlI, 389 S 9. — , in Hlwd. 10. — 

(PreisgekrÔQt mit dera Leibnizpreis der PicuCischen Akadeniio der Wissen- 
schaften ) 

Wust, P. Die Auf»^rstebimg der Meiaphysik Vergriffen 

Zvveite, neu bearbeitete Auflnge in Yorbereitung 
Inhalt: Die erdrückende AutoTÎtat Kantà. “Dielirmyttung’ der S' haffea* 
den Gei-teskrafteunter dem EinduB de^ Hi»toriî<raua. — .T)«s Wiedererwachen 
der ecbopteritichen Krâftp des r4eisteï< in der l’onutilen Phllo^oi hie. — Der 
Sturm und Drang der Pbilortoj)hie in der nenen geistig-en Stronmng der 
Lebensmetaiibysik. — DieBahnbere»ter einer neuen Synthe.se: Ernst Troeltsch 
und Geerg Simmei Die Aulgaben der kommenden Philosophie, — Per- 
sonen- und Sachveraieichni». 
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Spranger, Editard. Vôlkerbatid und Recbtfrg^danke. 1919. 26 S. -—.60 

Die in Fort» und Inhaït klassiacbe Sebrtft ron 'Sprànjÿer muB jeder 
X)eut8che, jeder Philosoph, ja jedtîr Menac^h, d»œ èlû Q^wiaat^n tftr dieZukonft 
echîag-t, von A bis Z untersc lirai ban. Karl Joël. 

Oesterr^ich, Koiistantin. Die Staatsidee des Beuen Beutecfaland. 
Prolegomena eu eiuer nenen Staatsphilosophie. 1919. 63 S. —*.50 

Vorianderj Karl. Kant und dèr Gedank© des Volkerbundes* Mit 
einem Anhang über Kaal^nd Wilson. 1919, 85 S. . . . 1, — 

VorlkindeT knüjpft an Kant» Schrift „Tom ewige» Prieden'^ an, welcho aîs 
_AufKabe“ jeneu idealen Siuutenbiind, jeneB hdhore Weltbürfrertut» und 
Weitbür/?errecht bereits enthàlt, dosaon verwirklichuing’ die heuti|re Géné- 
ration horbeifjiîhreû will. 

Boschan, Richard. Der Streit om die Freiheit der Meere im Zeit- 
alter des Hugo Grotius. 1919. 63 S. — ,80 

Der Namc dos Hug-o Grotius ist von dor Stroitfrage um die Freiheit der 
Meere nieht eu trennen. Von groSem Intéresse muB es für die Gegenwart 
sein, das Mtlieu, in weJcbem diese Fruge vor Jahrhunderten EUerêt ouftauchte, 
und die Wendungen, die sie nahm, nlLber kennenzulemen. 

Volkelt, Johannes. Religion und Schuîe. 1919. 64 S. . . . 1.— 

volkelt konstatiert, daB die Keligion zo vielseitig mit dem Souienlehen 
der siulichen Welt und der Kultiireutwicklung verbunden soi, aïs daii die 
Frago der religiensfrcien Erziehung durch Schlugworte geloat werden konne. 
Fr fordert dieser pproblcmblinden AufklSrero»^ gegenüber ^Befreiung de» 
Keligionsunterrichts von Zwang und Bovormundung und seine Ver- 
tîefung nach der S(ôte des reîigiosen M oralunternchtes"'. 

Joël, Karl. Die philosophische Krisia der Gegenwart. 3. Auflage 1922, 
65 S 1.— 

Es Icben nicht allzuviel deutsche Golehrte unter uns, <loi’en Wort den 
Glanz und die FarbenfiUle von Joëls ji»geïidfr»seber und künstlervBcherSprache 
bat. Vielleicht ist or mit Wilhelm Dilthey dor einzigo Philosopto seit Nietzsche, 
dem vrieder die Steigerung und Hingorissenheit der Rcde gegpben ist, die 
eigenwilligo und monschenschbptei ische Spraohe, Wortkunst tiefer Weisheit 
voll und dabei immer das Bekenritnis von der Welt als organischer Einheit, 

Neue Freie Presse. 

Basse, Karl Paul. Der kominunifitiBche Gedanke in der Philosophie. 
1919. 92 S. kart. 1.20 

Aufklarung liber die gesclncbtlîcbe Entwicklung der kovnrannistischen 
Dehren und ihre philoBopniaehen Zuaammenhango tut unaorra Volke bitter 
not. Nur Vertiefung in die Goistesgeachiehte erinoglicht ein selhatandigt^ 
ürteil über diese Gedankenwelt, deren Schlagworte heute die breiten Massen 
und viele leicht bogeisterte Inteilektuelle mit sich fortreiBen. 

Oehliardt,C»rl. Der demokratische Gedanke. 1919. 61 S. kart. 1. — 

Die Entatehuiig des deraokratiachen Gedankens ans dem SohoBe des 
deutschen Geisteslobens (Kant, Fichte), seine Entfaltung und endliche Aus- 
prkgung, seine Bedeutung iür die nahe und feme Zukunft bilden den Inhalt 
dieses Bandes. Es wirri gezeigt, warum und wi© sich der demokratieche 
Gedanke als Einheitsiaktbr im Volke bewkhren kann'nnd wird. 

Goedeekemeyer, Albert. Die Ide© vom ewigen Frieden. 1920. 77 S. 

J — 

Stdlzle, Kcmigiiis. Charles Darwin’s Stellung znra Gottesglayben. 
Rektoratsrede, 1922. 34 S. Mit Bildnie des Verfassers — .50 
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die l^gerbest&nde^ 4îe In Lan^ç^ zahîenden Spesert utid 

das Kursmiko\.rin Aufschlag érHoben wird, wird als berêcntigi aner- 
kannt ^erden misscn. Weiin aber togere Zdt hindnrch zîim Doppel- 
ten des Bôrsenkurses nmga'echîiet wird, so verârgert dies den Kunden. 

Vor allem abçr scbâfft der Aufschlag în Markwâhrung Unsicher- 
hcii über dcn geitenden Vcfkaufspreis. mit dieser UnsiGhemeit werden 
wir tins im inliiiîdiSchtri Verkehr wohl aiif geraume Zeit hin abîinden 
musseti; beim Verkehr mit dem Ausland müssen wir abcr deii dortigen 
Verhâltnissen Rechnung tragen und wicder zu festen Preisen 
ko mm en, an die wir uns fur abschbare Zeit binden konnetn 

Soichen Erwagungen folgend, verôîfentlidie ich biermit den 
,,Kataîog der Phiiosophiscben Bibüothek» mît Preîsen in 
Schweizer Franken. Bei der Bestimniung dieser Preise ging idi 
ans von dcn Vorkriegspreisen in Goidmark jedes einzelnen Werkes. 
Nene Vcrôffenilichungen wurdeti auf Gnmd der Bogenzahl, Ausstattung 
usw. entsprechend geschâlzt. Irn aUgemeinen bleiben diese neuen 
wOüjdpreiscn^ noch unter den Vorkriegspreisen, so dsB ihre Angemessen- 
heit mcht bezweifelt werden dürftc. 

Da es nicht môglich ist, für jede einzclne Wâhrung besouderc 
Katalogc zu dracken, die betreffcnden Wiihrungen ancli ein ziendich 
konstantcs Wertverhaîtnis ztieinander haben, so genügt für die prakti- 
üc.ben Bedüdinsse die Beigabe des foîgenden Umrcchnungsschlüsstls. 

ÎOO Schwefacer Frankcn mnû gleichî 
Argentinien^ Pes. R 30.—, Beîgicn, Luxernbarg ^ Francs 200,— . 
Brasiîien «=« Milreis 100. -r-, Bidgarien Lewa Î400. — , Chtie — Pes. 
P. 1(K).— , Dloemark Kronen 90.—, England und Koioîn’en 

Sdiîîlîng B5.'— , Finnland Marka 400.—, l'rankrcich — ^ Francs 200.-- , 

Qrifchenîand «=» Drachmen 400. — , Hollatid «« Guiden 50. — , itaîien 
Lire 250. Ja[)an Yen 40, — , Norwegen ««« Kronen UK).—, 
b'ortugal Milreis 300.—, Kumanicn Lei 1500. — , Scltwedcn 

Kronen 70.--, Spanien Pes. 100.—, Südsiawien *=■ Dinar 550. , 

Ü'schecboslowakei Kronen c. 300.—, Vereinigte Staateri n. .Metdko 
Dollir 20.--. ' 

Daraiis ist ersicbUich, da8 dcn besonderen Verhâltnissen derjeiiigen 
Lânder, deren Wâhrung sich gegermber der Friedensparitat verschlechtert 
liât (wie 2 . B. Italien), Rechnung getragen ist. DaB die VorbilÜ- 
gung gegenüber dem Schweizer Frets für Italien gendgend ist, komite ich 
durch eingebende Preisvergleidningen auf der Fiera dei Libro in Fioren/. 
festelîen : meine Preise liegen noeb unter den Preben der tnlsp-rechen-^ 
<ien ' italienischen Ausgabén. 

Aile Frennde mcines Verîagts werdet» gçbeten, mich dm ch Mit- 
feilung geeJgneter Adres'';ïen zu unterstützen, an die der Katalog 
versandt werden kann, darnit die stdrende Preisunsicherhdt a us der 
Wdt geschafft wird. 

Solite der Sezug auf Schwîerigkeiten stoBen, so bin ich auch bereit, 
gegen Zuschlag des Portos dtrekt m liefern, Um den Zahlnngsverkefiv 
zu vereînfachen, unterhalte ich Konto bei folgeuden Banken: 
Schweizerischer Bankverein in Baseî, 

Banca Commerciale Italiana in Mailand, 

Rotterdamsche Bankvcreeniging in Amsterdam, 
Aktieboîaget Svenska Fiandelsbankcn in Stockholm, 
BÔhnusche Union-Bank in Prag. 







